VRS
Stadtverordnetenversammliung STADT KASSEL
~__“"

Revisionsausschuss
documenta-Stadt

An die Geschaftsstelle:

Mitglieder Biro der Stadtverordnetenversammlung
des Revisionsausschusses Rathaus, 34112 Kassel

der Stadtverordnetenversammlung Auskunft erteilt: Frau Woelk

Tel. 05 61/7 87-12 23
Fax 05 61/7 87-21 82
Kassel E-Mail: Heidi.Woelk@stadt-kassel.de

Kassel, 28.09.2010

Sehr geehrte Damen und Herren,
zur 6. offentlichen Sitzung des Revisionsausschusses lade ich ein fur

Mittwoch, 06.10.2010, 17.00 Uhr,
Sitzungssaal des Magistrats, Rathaus, Kassel.

Bei Bedarf wird die Sitzung am Donnerstag, 07. Oktober 2010 fortgesetzt.

Tagesordnung:
1. Wabhl einer bzw. eines 2. stellvertretenden Vorsitzenden
2. Beschluss Uber den Jahresabschluss 2007 und tber die Entlastung des Magistrats

Vorlage des Magistrats
Berichterstatter/in: Oberbirgermeister Bertram Hilgen
-101.16.1814 - *)

Mit freundlichen GriiRen

Ernst Meil
Vorsitzender

*)  Die Vorlage des Magistrats und den Schlussbericht des Revisionsamtes erhielten Sie bereits
mit Schreiben vom 25. August 2010. Die Mitglieder des Magistrats erhielten die Unterlagen
mit der Einladung zur Magistratssitzung.

Der aktualisierte Jahresabschluss 2007 mit Stand: 16.09.2010 liegt dieser Einladung bei.
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Kassel, 18.10.2010

Niederschrift

Uber die 6. dffentliche Sitzung
des Revisionsausschusses
am Mittwoch, 06.10.2010, 17.00 Uhr,
im Sitzungssaal des Magistrats, Rathaus, Kassel

Anwesende: Siehe Anwesenheitsliste
(Bestandteil der Niederschrift)

Tagesordnung:

1. Wahl einer bzw. eines 2. stellvertretenden Vorsitzenden

2. Beschluss tiber den Jahresabschluss 2007 und tber die Entlastung des 101.16.1814
Magistrats

Vorsitzender Meil er6ffnet die mit der Einladung vom 28.09.2010 ordnungsgemalf’ einberufene 6.
offentliche Sitzung des Revisionsausschusses, begrif3t die Anwesenden und stellt die
Beschlussfahigkeit fest.

Zur Tagesordnung

1. Wahl einer bzw. eines 2. stellvertretenden Vorsitzenden

Vorsitzender Meil teilt mit, dass die CDU-Fraktion fur die Wahl zum 2. stellvertretenden
Vorsitzendes Herrn Stadtverordneten Dr. Maik Behschad vorschlagt.

Der Revisionsausschuss fasst einstimmig
den

Beschluss

Der Revisionsausschuss wahlt Stadtverordneten Dr. Behschad, CDU-Fraktion, zum
2. stellvertretenden Vorsitzenden.

Dr. Behschad nimmt die Wahl an.



2. Beschluss uber den Jahresabschluss 2007 und tber die Entlastung des Magistrats
Vorlage des Magistrats
-101.16.1814 -

Antrag
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen:

"Gemal § 114 t, § 114 u in Verbindung mit § 51 Ziffer 9 der Hessischen
Gemeindeordnung (HGO) wird der Jahresabschluss 2007 beschlossen und dem
Magistrat Entlastung erteilt."

Vorsitzender Meil ruft den Schlussbericht des Revisionsamtes Uber die Prifung des
Jahresabschlusses 2007, den Jahresabschluss 2007 (Stand 16.09.2010) sowie die von den
Fraktionen der SPD, CDU, B90/Grlne, Kasseler Linke.ASG und FDP schriftlich vorliegenden
Fragen zur Aussprache auf.

Stadtverordneter Boeddinghaus, Fraktion Kasseler Linke.ASG, bittet den Magistrat, eine
Gegeniiberstellung der Anderungen des Jahresabschlusses 2007 (Stand: 28.12.2009) gegeniiber
dem Jahresabschluss 2007 (Stand: 16.09.2010) vorzulegen, um ggf. dazu noch Nachfragen
stellen zu kénnen.

Im Verlauf der Diskussion sagt der Magistrat auf Anregung von Stadtverordneten Boeddinghaus,
Fraktion Kasseler Linke.ASG, zu, nach Prifung durch das Revisionsamt ggf. unter Einbeziehung
des Rechtsamtes eine schriftliche Stellungnahme vorzulegen, ob der Jahresabschluss 2007 mit §
114s HGO rechtskonform ist.

Die Fragen Nr. 2, 3, 9,14,30,35, 38, 39, 45, 52 sowie 56 sind zuriickgezogen. Die restlichen
Fragen bis zur Nr. 55 sind beantwortet.

Wegen der fortgeschrittenen Zeit erklart Oberbirgermeister Hilgen, dass er veranlasst, dass die
noch nicht behandelten Fragen der Fraktionen spatestens bis zur Einladung zum
Fortsetzungstermin der Sitzung schriftlich beantwortet werden.

Vorsitzender Meil unterbricht die heutige Sitzung. Die Mitteilung Gber den Fortsetzungstermin
sowie die Einladung dazu erfolgen rechtzeitig. Aus Zeitgriinden erfolgt die Behandlung der Fragen
57 bis 88 in der Fortsetzung der 6. Sitzung.

Vorsitzender Meil bittet die Mitglieder alle Unterlagen zur nachsten Sitzung wieder mit zu bringen,
da die Unterlagen bei der nachsten Einladung nicht noch einmal versandt werden.

Erneute Behandlung in der Fortsetzung der 6. Sitzung.

Unterbrechung der 6. Sitzung: 19:08 Uhr

Ernst Meil Heidi Woelk
Vorsitzender SchriftfUhrerin
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Anwesenheitsliste

zur 6. &ffentlichen Sitzung des Revisionsausschusses am
Mittwoch, 06.10.2010, 17.00 Uhr
im Sitzungssaal des Magistrats, Rathaus, Kassel

Mitglieder
Ernst Meil, SPD

Vorsitzender

Michael Knab, FDP
1. stellvertretender Vorsitzender

Annette Blumenschein, SPD
Mitglied

Barbara Bogdon, SPD
Mitglied

Dr. Rainer Hanemann, SPD
Mitglied

Heidemarie Reimann, SPD
Mitglied

Dr. Maik Behschad, CDU
Mitglied

Sandra Rudolph, CDU
Mitglied

Lutz Schmidt, CDU
Mitglied

Waltraud Stahling-Dittmann, CDU
Mitglied

Dr. Klaus Ostermann, B90 / Griine
Mitglied

Gernot Rénz, B0 / Griine
Mitglied

Kai Boeddinghaus, Kasseler Linke.ASG
Mitglied

Teilnehmer mit beratender Stimme

Bernd Wolfgang Hafner, Freie Wahler

Stadtverordneter

Nuray Yildirim, AUF Kassel
Stadtverordnete
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Metin Ozturk,

Vertreter des Auslénderbeirates

Magistrat

Bertram Hilgen, SPD
Oberbuirgermeister

Jurgen Kaiser, SPD
Blrgermeister

Dr. Jurgen Barthel, SPD

Stadtkdmmerer

Anne Janz, B90 / Griine
Stadtratin

Dr. Joachim Lohse, parteilos
Stadtrat

Schriftfiihrung

Heidi Woelk,
Schriftflihrerin

Verwalt Gis
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Anwesenheitsliste zur
6. Sitzung des Revisionsausschusses vom 06.10.2010

Seite 2
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documenta-Stadt
Vorlage Nr. 101.16.1814 Kassel, 24.08.2010

Beschluss uber den Jahresabschluss 2007 und tber die Entlastung des Magistrats

Berichterstatter/-in: Oberburgermeister Bertram Hilgen
Mitberichterstatter/-in: Stadtkdmmerer Dr. Barthel
Antrag

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen:
"Gemal § 114 t, 8§ 114 u in Verbindung mit § 51 Ziffer 9 der Hessischen

Gemeindeordnung (HGO) wird der Jahresabschluss 2007 beschlossen und dem
Magistrat Entlastung erteilt."

Beqgrundung:

Das Revisionsamt hat den Jahresabschluss 2007 (Stand: 29.12.2009) aufgrund des § 128 Abs. 1
HGO geprift und das Ergebnis der Prifung gemafR § 128 Abs. 2 HGO in dem als Anlage
beigeflgten Schlussbericht zusammengefasst.

Bestandteile des Jahresabschlusses sind nach 8 114 s Abs. 2 HGO die Vermdgensrechnung
(Bilanz), die Ergebnisrechnung und die Finanzrechnung. Der Jahresabschluss ist durch einen
Rechenschaftsbericht zu erlautern (8 114 s Abs. 3 HGO). Ihm sind als Anlagen beizufligen ein
Anhang, in dem die wesentlichen Posten des Jahresabschlusses zu erlautern sind, mit den
Ubersichten uiber das Anlagevermdgen, die Forderungen und die Verbindlichkeiten sowie die
Ubersicht tiber die in das folgende Jahr zu ibertragenden Haushaltsermachtigungen (8 114 s
Abs. 4 HGO). Weitere Festlegungen zum Jahresabschluss, Anhang, Rechenschaftsbericht und
den Ubersichten finden sich im neunten Abschnitt der GemHVO - Doppik.

Nach § 114 t HGO legt der Magistrat nach Abschluss der Priifung durch das Revisionsamt (§ 128
HGO) den Jahresabschluss mit dem Schlussbericht des Revisionsamtes der Stadtver-
ordnetenversammlung zur Beratung und Beschlussfassung vor.

Die Stadtverordnetenversammlung beschliel3t nach § 114 u HGO Uber den vom Revisionsamt
gepriften Jahresabschluss bis spatestens 31. Dezember des zweiten auf das Haushaltsjahr
folgenden Jahres und entscheidet zugleich Gber die Entlastung des Magistrats. Diese Frist wurde
nicht eingehalten.

Der Magistrat hat in seiner Sitzung am 23.08.2010 den Schlussbericht 2007 zur Kenntnis
genommen und gebeten, den Jahresabschluss 2007 gem. § 114 u in Verbindung mit 8 51 Ziff. 9
HGO zu beschlielRen und tber seine Entlastung zu entscheiden.



In dem Schlussbericht 2007 ist festgestellt worden, dass zu dem vorgelegten Jahresabschluss
noch Korrekturbedarf besteht. Bis zur Vorlage des Schlussberichtes waren die Korrekturarbeiten
durch das Amt Kémmerei und Steuern noch nicht abgeschlossen.

Uber eine Entlastung des Magistrats fiir den Jahresabschluss 2007 kann die Stadtverordneten-
versammlung gemal § 114 u HGO nunmehr in eigener Verantwortung entscheiden.

Bertram Hilgen
Oberblrgermeister

Magistratsvorlage Vorlage-Nr. 101.16.1814 Seite 2
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Zum

31.12.2007

mit Anlagen und Anhang
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Bilanz zum 31.12.2007

Position |Bezeichnung Bestand Bestand
31.12.2007 31.12.2006

Aktiva
1 Anlagevermogen
1.1. Immaterielle Vermégensgegenstande
111 Konzessionen, Lizenzen und &hnliche Rechte 567.548,89 € 439.180,04 €
1.1.2 geleistete Investitionszuweisungen und -zuschusse 32.703.315.07 € 25.211.884,69 €
1.2 Sachanlagevermdgen
1.21 Grundstuicke, grundstiicksgleiche Rechte 232.024.663,50 € 59.634.883.78 €
1.2.2 Bauten einschlieBlich Bauten auf fremden Grundstiicken 305.008.225,26 € 304.634.190,71 €
1.2.3 Sachanlagen im Gemeingebrauch, Infrastrukturvermogen 423.202.804,05 € 618.238.677.98 €
1.2.4 Anlagen und Maschinen zur Leistungserstellung 4.579.356,03 € 2.404.698,68 €
1.25 andere Anlagen, Betriebs- und Geschéaftsausstattung 6.861.628,18 € 7.184.978,98 €
1.2.6 geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau 45.723.411,45 € 24.972.640,68 €
1.3 Finanzanlagevermogen
1.31 Anteile an verbundenen Unternehmen 302.415.735,93 € 298.653.596,03 €
1.3.2 Ausleihungen an verbundene Unternehmen 6.194.363,53 € 15.415.879,68 €
133 Beteiligungen 142.680.844,45 € 142.905.252,49 €
1.34 Ausleih.an Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhaltnis besteht 0,00 € 0,00 €
1.35 Wertpapiere des Anlagevermdgens 10.929.767,22 € 10.325.683,86 €
1.3.6 Sonstige Ausleihungen (sonstige Finanzanlagen) 36.439.976,21 € 36.891.708.35 €
2 Umlaufvermégen
21 Vorréte, einschlie’lich Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe 491.422,25 € 500.973,71 €
2.2 Fertige und unfertige Erzeugnisse, Leistungen und Waren 0,00 € 0,00 €
2.3 Forderungen und sonstige Vermégensgegenstande
2.3.1 Forderungen aus Zuweisungen, Zuschlssen, Transferleistungen,

Investitionszuweisungen und -zuschissen und Investitionsbeitrédgen 17.530.847,69 € 6.028.322,88 €
232 Forderungen aus Steuern und steueréhnlichen Abgaben 8.130.177.26 € 15.109.129,32 €
233 Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 12.814.540,75 € 12.972.513,33 €
234 Forderungen gegen verbundene Unternehmen und gegen Unternehmen

mit Beteiligungsverhaltnis und Sondervermdgen 313.308,78 € 221.324,42 €
2.3.5 Sonstige Vermdgensgegenstande 1.644.311,49 2.177.326,80 €
24 Flussige Mittel 238.521,44 € 2.035.272,25 €
3 Rechnungsabgrenzungsposten

Bilanzsumme Aktiva

14.349.609,50 €

1.604.853.378,93 €

6.527.672,65 €

1.592.485.791,31 €
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Position |Bezeichnung Bestand Bestand
31.12.2007 31.12.2006
Passiva
1 Eigenkapital
11 Netto-Position 230.047.106,75 € 228.710.975,31 €
1.2 Rucklagen und Sonderriicklagen
1.2.1 Riicklagen aus Uberschiissen des ordentlichen Ergebnisses 0,00 € 0,00 €
1.2.2 Riicklagen aus Uberschiissen des auRerordentlichen Ergebnisses 6.056.364,64 € 0,00 €
1.2.3 Zweckgebundene Ricklagen 1.533.765,67 € 1.696.918,99 €
1.2.4 Sonderriicklagen
1.2.4.1 Stiftungskapital 7.635.457,98 € 7.306.960,58 €
1.3 Ergebnisverwendung
1.31 Ergebnisvortrag
1.3.1.1 Ordentliche Ergebnisse aus Vorjahren -10.627.745,85 € 0,00 €
1.3.1.2 Aulerordentliche Ergebnisse aus Vorjahren 0,00 € 0,00 €
1.3.2 Jahresiberschuss / Jahresfehlbetrag
1.3.2.1 Ordentlicher Jahresiiberschuss / Jahresfehlbetrag 17.597.749,76 € -10.627.745,85 €
1.3.2.2. AuBerordentlicher Jahresliberschuss / Jahresfehlbetrag 7.536.105,60 € 6.056.364,64 €
2 Sonderposten
21 Fur erhaltene Investitionszuschisse, -zuweisungen und -beitrage 333.084.439,39 €
2141 Zuweisungen vom Offentlichen Bereich 321.785.178,14 €
21.2 Zuweisungen vom nicht 6ffentlichem Bereich 89.103,90 €
2.1.3 Investitionsbeitrage 16.979.805,61 €
3 Ruckstellungen
3.1 Ruckstellungen fiir Pensionen und ahnliche Verpflichtungen 284.890.432,33 € 261.130.265,00 €
3.2 Ruckstellungen fir die Sanierung von Altlasten 150.000,00 € 0,00 €
3.3 sonstige Riickstellungen 16.673.593,55 € 22.447.32411 €
4 Verbindlichkeiten
4.1 Verbindlichkeiten aus Anleihen 0,00 € 0,00 €
4.2 Verbindlichkeiten aus Krediten
Verbindlichkeiten gegeniiber Kreditinstituten
davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr 139.887.840,26 € 613.208.294,73 € 682.980.634,68 €
4.3 Verbindlichkeiten aus kreditéhnlichen Rechtsgeschéaften 0,00 € 0,00 €
4.4 Verbindlichkeiten aus Zuweisungen und Zuschissen,
Transferleistungen und Investitionszuweisungen und -zuschiisse 10.469.560,13 € 1.115.860,29 €
sowie Investitionsbeitrage
4.5 Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 10.304.230,49 € 1.477.206,27 €
4.6 Verbindlichkeiten aus Steuern 1.393,21 € 0,00 €
4.7 Verbindlichkeiten gegentiber verbundenen Unternehmen und gegen
Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhaltnis besteht, und 6.180.792,44 € 122.108,65 €
Sondervermégen
4.8 Sonstige Verbindlichkeiten 36.812.506,64 € 27.543.157,15 €
5 Rechnungsabgrenzungsposten 0,00 € 0,00 €

Bilanzsumme Passiva

Kassel, den 16. September 2010

Stadt Kassel
Der Magistrat

Bertram Hilgen
Oberblrgermeister

1.604.853.378,93 €

1.592.485.791,31 €

O

Dr. Jurgen Barthel

Stadtkdmmerer
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Anhang zum Jahresabschluss der Stadt Kassel zum 31.12.2007

I. Allgemeines

(0) Vorbemerkung und Rechtsgrundlagen
Die Stadt Kassel hatte bereits mit Einfihrung des BKF-Verfahren (Finanzwesen-
programm) in 1998 begonnen das stadtische Vermogen zu bewerten, Bilanzen aus
den kameralen Buchungen herzuleiten und eine funktionsfahige Anlagenbuchhaltung
zu fuhren.

Vermogensbewertungen  wurden daher schon vor Bekanntgabe von
Sonderregelungen durch das Land Hessen und einer endgultigen
Gemeindehaushaltsverordnung Doppik vorgenommen und fortgefihrt.

Fir diese Bewertungen gilt die Bestandsgarantie des § 108 (4)i. V.m. § 114 o HGO.

Der Anhang zum Jahresabschluss wurde unter Beachtung des § 114s (4) Nr. 1 HGO
und der §§ 44 und 52 GemHVO —Doppik erstellt.

(1) Gliederung
Der formale Aufbau der Bilanz, des Anhanges und der Anlagen zum Jahresabschluss
orientiert sich grundsatzlich an den Vorgaben der Gemeindehaushaltsverordnung
Doppik vom 02.04.2006.

Durch den Umstieg zu einem doppischen Rechnungswesen vor Bekanntgabe der
endglltigen Gemeindehaushaltsverordnung Doppik ergeben sich folgende
Abweichungen:

Grundlage fiur die Finanzbuchhaltung ist der Kommunale Kontenrahmen Hessen mit
Stand 02.04.2006. Fur die Bilanzerstellung wurde weitgehend das Muster 19 zu § 49
der GemHVO — Doppik vom 02.04.2006 verwendet. Abweichungen ergeben sich nur
in der Darstellungsform. Bei dem Sonderposten fur  erhaltene
Investitionszuweisungen, - zuschisse und Investitionsbeitrdge wird keine
Unterscheidung in Zuweisungen vom offentlichen Bereich, Zuschisse vom nicht
offentlichen Bereich oder Investitionsbeitrage vorgenommen.

Ab dem Haushaltsjahr 2007 wird fur die Arbeiter und Angestellten die Bezeichnung
.Beschaftigte“ verwendet.




Anhang —~~ documenta-Stadt

STADTEY KASSEL
TN

(2) Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden
Die Bewertung der Vermodgensgegenstiande und Schulden erfolgte nach dem
Vorsichtsprinzip. D. h. Vermdgensgegenstdnde wurden im Zweifel mit dem
niedrigeren Ansatz, Schulden im Zweifel mit dem héheren Ansatz bewertet.

Vermogensgegenstande und Schulden wurden einzeln bewertet. Die Bewertung der
Vermogensgegenstande erfolgt ab dem 01.01.2006 grundsatzlich mit den
Anschaffungs- oder Herstellungskosten.

Die Wertansatze zum 01.01.2006 wurden detailliert im Anhang zur Er6ffnungsbilanz
erlautert. Auf eine erneute Darstellung im Anhang zum Jahresabschluss zum
31.12.2006 wurde verzichtet. Die in der Eréffnungsbilanz festgestellten Werte wurden
fortgefuhrt und in den Erlauterungen zum 31.12.2007 ausfuhrlich beschrieben.

Fremdkapitalzinsen werden nicht in die Herstellungskosten einbezogen.

Abschreibungen werden grundsatzlich linear vorgenommen. Sofern bei Betrieben
gewerblicher Art steuerrechtliche Abschreibungen zugrunde zu legen waren, waren
diese malgebend. Die planmaRigen Abschreibungen werden nach der
betriebsgewdhnlichen  Nutzungsdauer der Vermogensgegenstande auf der
Grundlage der AfA-Tabelle Hessen vorgenommen.

Die Vereinfachungsregelung far Abschreibungen auf bewegliche
Vermogensgegenstande nach § 43 (2) S. 3 GemHVO - Doppik (voller
Abschreibungssatz fiir im ersten Halbjahr angeschaffte Vermégensgegenstande und
halber Abschreibungssatz far im zweiten Halbjahr angeschaffte
Vermogensgegenstande) wird nicht angewandt.

Bei geringwertigen Vermogensgegenstanden des Anlagevermogens wird von der
Méglichkeit der Sofortabschreibung grundsatzlich Gebrauch gemacht.

Ubersicht iber die verwendeten Bewertungsmethoden und
Abweichungen:

Die Bewertungen wurden bereits ausfuhrlich in der Er6ffnungsbilanz beschrieben. Sie
werden beibehalten bzw. fortgefihrt und der besseren Ubersicht halber erneut
dargestellt.

Software / Lizenzen

wurden mit den jeweiligen Anschaffungskosten vermindert um die seit Nutzungs-
beginn aufgelaufenen Abschreibungen (= fortgeflihrte Anschaffungskosten) bewertet.
Nicht entgeltlich erworbene Software (z. B. selbst erstellte Software) wird gemaf § 38
(3) GemHVO - Doppik nicht angesetzt.
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Geleistete Investitionszuschiisse

Von der Stadt Kassel geleistete Investitionszuschiisse sind ab dem 01.01.1998
erfasst und mit den fortgefuhrten Anschaffungskosten bewertet worden. Sofern die
Nutzungsdauer des Investitionsgegenstandes zu ermitteln war, wurde diese zugrunde
gelegt. Ansonsten wurde von der Vereinfachungsregelung des § 43 (5) GemHVO-
Doppik gebrauch gemacht und Abschreibungen Uber einen Zeitraum von 10 Jahren
vorgenommen.

Unbebaute Grundsticke

Die unbebauten Grundsticke wurden nach der Nutzungsart katalogisiert und
bewertet. Hierbei wurden die Grundstiicke so behandelt, als wirden sie vollstandig
entwidmet sein. Fir die Bewertung wurden bereits im Kalenderjahr 2001 Wertansatze
(gm-Werte) festgelegt:

Grin- und Ackerland wurden auf Grundlage der Richtwerte des Gut-
achterausschusses bewertet (Ansatz Grunland mit 2,00 € und Ackerland mit 3,00 €).

Gewasser wurden einheitlich mit 1,28 €/gm angesetzt.
Wald und Naturschutzgebiete wurden einheitlich mit 2,00 € /gm bewertet.

Offentlichen Grinflachen, Griinanlagen, Spiel- und Sportplatze, Friedhofsflachen und
sonstigen Erweiterungsflachen wurden mit 17,90 €/gm bewertet. Dies entspricht den
tatsachlichen Kaufpreisen, die die Stadt Kassel zum Erwerb von Vorhalteflachen
aufwendet.

Grund- und Bodenanteile von Stralen, Parkplatzen und sonstigen Verkehrsflachen
wurden mit 17,90 €/gm angesetzt.

Bauland wurde einheitlich mit 17,90 €/gm bewertet — unabhangig von der
Grundsttickslage.

Stadtische Gebaude

Bewertungen fir die stddtischen Gebaude wurden bereits zum 01.01.1999 fiir die
damalige Stadtbilanz (aus der Kameralistik hergeleitet) vorgenommen.

Dabei wurden die Gebaude an Hand der jeweiligen Brandversicherungswerte und
des Baupreisindexes auf das letzte zu ermittelnde Baujahr bewertet. Die Grund- und
Bodenwerte wurden mit 15 von Hundert des mafigebenden
Brandversicherungswertes angesetzt (Empfehlung der Firma Mummert + Partner
Unternehmensberatung AG, Hamburg) und entsprechend in der Bilanz ausgewiesen.
Nach der Empfehlung der KGSt wird bei den Gebauden von einer technischen
Nutzungsdauer von 80 Jahren ausgegangen. Die Abschreibungen wurden linear seit
dem letzten zu ermitteinden Baujahr vorgenommen. Zum 01.01.1999 wurden fur die
Gebaude die fortgefiihrten Anschaffungskosten / Herstellungskosten ermittelt und
seitdem die nachtraglichen Herstellungskosten fir die entsprechenden Gebaude
erfasst und abgeschrieben.
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StralB3enein- und aufbauten
Stralienein- und aufbauten (StralRenkdrper) sind einheitlich mit 130,00 €/gm bewertet
worden. Bei dem Wert handelt es sich um die durchschnittlichen Baukosten des
StraRenbaus im Bereich der Stadt Kassel. Grundsatzlich wurde bei dem Altbestand
an Strallen eine einheitliche Nutzungsdauer von 25 Jahren angenommen.
Entsprechend des tatsachlichen StralRenzustandes wurden dann sechs
Strallenkategorien festgelegt, anhand dessen die maf3gebliche Restnutzungsdauer
zu bestimmen war:
Restnutzungsdauer: 25 Jahre Ansatz 100%

20 Jahre Ansatz 80%

15 Jahre Ansatz 60%

10 Jahre Ansatz 40%

5 Jahre Ansatz 20%

darunter Ansatz 0%

Die Schatzung des StraRenzustandes der einzelnen Strallenabschnitte erfolgte durch
die Strallenmeister des Strallenverkehrsamtes.

Briickenbauwerke
Briickenbauwerke, die alter als 20 Jahre sind, wurden mit einem Restwert von 1,00 €
bewertet.

Bei Bruckenbauwerken, die junger als 20 Jahre sind, wurden zunachst mittels
Baupreisindex die Baukosten zum 01.01.2005 ermittelt. Anschlielend erfolgten
Wertabschlage entsprechend des tatsachlichen Bauzustandes.

Brickenbauwerke, fur die die Anschaffungs- / Herstellungskosten zu ermitteln waren,
wurden mit diesen bewertet. AnschlieRend wurden Wertabschlage entsprechend des
tatsachlichen baulichen Zustandes vorgenommen.

Abschreibungen wurden entsprechend der Restnutzungsdauern vorgenommen.

FuRgangerunterfihrungen

FuRgangerunterfiihrungen (FU) wurden insgesamt mit einem Erinnerungswert von
1,00 € angesetzt, da diese nach und nach durch Uberirdische FulRgangeriberwege
ersetzt werden.

Der politische Wille, alle FU zu schlieRen, ist unverandert.

Diese Vorgabe wurde und wird vom Stral3enverkehrsamt umgesetzt.

Kunstgegenstande, Museums und Bibliotheksbestande

Kunstgegenstande der stadtischen Museen wurden grundsatzlich mit den
Versicherungswerten angesetzt. Flr Gebrauchskunst , Medien- und Bibliotheksbe-
stande wurden Festwerte gebildet.
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Aufwuchs (insbesondere Griinanlagen)

Der Aufwuchs wird getrennt vom Grund und Bodenwert aktiviert.

Hierzu wurden die Herstellungskosten seit 1998 ermittelt. FUr die entsprechenden
Griinanlagen werden Festwerte auf der Basis der tatsachlichen Anschaffungs- /
Herstellungskosten gebildet. Aufwendungen flir Wege und befestigte Flachen und
sonstige Betriebsvorrichtungen werden gesondert aktiviert und entsprechend der
betriebsgewdhnlichen Nutzungsdauer linear abgeschrieben. Der Ansatz erfolgt mit
den fortgefiihrten Anschaffungs- / Herstellungskosten.

Flachen in der Bewirtschaftung des Umwelt- und Gartenamtes

Es wurden bislang o6ffentliche Grinflachen in erheblichem Umfang nicht aktiviert. Es
handelt sich hierbei insbesondere um landwirtschaftlich genutzte Flachen, Griin- und
Spielflachen.

Die Flachen wurden zundchst mit einem Erinnerungswert von 1 € in die
Anlagenbuchhaltung aufgenommen. Gemaf § 108 Absatz 5 HGO wird die Bewertung
innerhalb der vier Jahres-Frist nachgeholt. Es wird voraussichtlich ein relevanter
Wertzuwachs erfolgen.

Fir die vorgelegte Bilanz lagen die benétigten Informationen noch nicht vor.

Anlagen, Maschinen, Betriebs- und Geschéaftsausstattung
wurden mit den fortgefihrten Anschaffungs- / Herstellungskosten bewertet.

Finanzanlagevermdgen

Anteile an verbundenen Unternehmen, Beteiligungen und Anteile an Eigenbetrieben
wurden nach der Eigenkapital-Spiegelbild-Methode bewertet. Als Stichtag hierzu
wurden die jeweiligen Bilanzen zum 31.12.2005 zugrunde gelegt.

Wertpapiere des Anlagevermdgens wurden mit dem Nominalwert angesetzt.

Bei dem Ausweis von Anteilen an verbundenen Unternehmen, Beteiligungen und
Wertpapieren des Anlagevermdgens wurde wie folgt vorgegangen:

Verbundene Unternehmen

Nach der Legaldefinition des § 271 (2) HGB sind verbundene Unternehmen solche
Unternehmen, die als Mutter- oder Tochterunternehmen (§ 290 HGB) in den
Konzernabschluss eines Mutterunternehmens einbezogen werden koénnen. Daher
werden als Anteile an verbundenen Unternehmen diejenigen stadtischen
Eigengesellschaften erfasst, an denen die Stadt Kassel 100% der Stimmrechte halt.
Diese Unternehmen werden ab dem Kalenderjahr 2015 in eine gesonderte
Konzernbilanz mit einbezogen.

Eigenbetriebe

Eigenbetriebe gelten als Sondervermdgen der Gemeinden. Einrichtungen der Abfall-
und Abwasserbeseitigung sind keine wirtschaftlichen Unternehmen gemaf § 121 (2)
Nr. 2 HGO. Diese stadtischen Einrichtungen haben k e i n e eigene
Rechtspersonlichkeit.

Sie sind lediglich aus dem stadtischen Haushalt ausgegliedert und werden nach den
Vorschriften Uber Eigenbetriebe gefiihrt. lhrem Charakter nach sind sie wie ein
verbundenes Unternehmen zu behandeln.
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Beteiligungen

Als Beteiligungen wurden Anteile an Unternehmen ausgewiesen, an denen die Stadt
Kassel mit mehr als 20% aber weniger als 100% beteiligt ist. Im Rahmen der
Erstellung der Konzernbilanz fiir die Stadt Kassel wird Gberprift, welche der in der
Eréffnungsbilanz als Beteiligungen ausgewiesenen Anteile als Anteile an
verbundenen Unternehmen zu behandeln sind. Hierdurch ergeben sich keine
Auswirkungen auf die Bewertung der Anteile. Es andert sich dann lediglich die
Position, in der die Anteile ausgewiesen werden. Es entstehen keine wertmafigen
Anderungen.

Wertpapiere des Anlagevermdgens

Alle anderen Anteile an Unternehmen, bei denen die Stadt Kassel mit weniger als
20% des Stammkapitals beteiligt sind, werden als Wertpapiere des Anlagevermdgens
ausgewiesen.

Vorratsvermdgen

Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe wurden grundsatzlich mit den Anschaffungskosten
bzw. wo notwendig mit dem Schatzwert (z. B. Schittgut) angesetzt. Die
Sonderregelungen zur Erstellung einer Erdffnungsbilanz fir Gemeinden und
Gemeindeverbande in Hessen wurde hierbei angewandt. Demnach waren nur
groliere Lagerbestande in der Eréffnungsbilanz zu bertcksichtigen.

Forderungen und sonstige Vermdgensgegenstande
Forderungen (Darlehen und Kasseneinnahmereste) sind mit dem jeweiligen
Nennbetrag berutcksichtigt worden.

Sonderposten
Erhaltene Investitionszuschiisse, ErschlieRungsbeitrage und Beitrdge nach § 11 KAG
sind als Sonderposten ausgewiesen.

Die Auflésung der Sonderposten erfolgt grundsatzlich nach der betriebsgewdhnlichen
Nutzungsdauer der jeweiligen InvestitionsmaRnahme. Fir die Erdffnungsbilanz
wurden die Investitionszuweisungen und —beitrage seit dem 01.01.1998 ermittelt und
bewertet. Fur die bewerteten Stralen wurde zudem ein Sonderposten als
Bewertungsausgleich pauschal ermittelt und dieser analog der Nutzungsdauer des
jeweiligen Stralenabschnittes aufgeldst. Der Ansatz zum 31.12.2007 erfolgt mit den
fortgeschriebenen Werten.

Ruckstellungen fur Pensionen

Pensionsriickstellungen werden nach dem Teilwertverfahren berechnet. Als
Rechnungszinsfull wurden entsprechend der GemHVO-Doppik 6 v. H. zugrunde
gelegt. Die Berechnung erfolgte durch die Beamtenversorgungskasse Kurhessen-
Waldeck.

Ruckstellung fur Beihilfeverpflichtungen

Ruckstellungen fiir Beihilfeverpflichtungen gegenitber Versorgungsempfangern und
Beamten fur die Zeit nach dem Ausscheiden aus dem aktiven Dienst bzw. Arbeits-
verhaltnis (§ 39 (1) Nr. 2 GemHVO-Doppik) wurden durch die Beamtenversorgungs-
kasse Kurhessen-Waldeck berechnet.
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®3)

(4)

Ruckstellung fir Altersteilzeit

Die Ruckstellung fiir Altersteilzeit wurde nach steuerrechtlichen Grundlagen bei der
Stadt Kassel selbst ermittelt. Es handelt sich hierbei um eine kaufmannische
Abschatzung der moglichen Risiken.

Ruckstellungen fir ungewisse Verbindlichkeiten
Rickstellungen fur ungewisse Verbindlichkeiten wurden nach vorsichtiger
kaufmannischer Sichtweise bewertet und in die Bilanz eingestellt.

Verbindlichkeiten
Verbindlichkeiten sind mit dem Rickzahlungsbetrag passiviert.

Nachrichtlich:

Haftungsverhaltnisse und kreditdhnliche Verpflichtungen

Der Gesamtbestand an Ubernommenen Biirgschaften (Eventualverbindlichkeiten)
betragt zum 31.12.2007 insgesamt 118.433.988,64 €

(Bestand 31.12.2006: 131.496.971,27 €).

Kreditahnliche Verpflichtungen aus Leasingvertragen bestehen zum Bilanzstichtag in
Hohe von 12.969.828 € (Bestand 31.12.2006: 13.896.332,00 €). Es handelt sich
dabei um langfristige Leasingverpflichtungen fur die Tiefgaragen Friedrichsplatz 1.
und 2. Bauabschnitt und die Kleinmarkthalle.

Verpflichtungserméachtigungen bestehen in Hohe von 26.750.860 €
(Bestand 31.12.2006 18.704.430 €).

Bestande des Bruder-Grimm-Museums
Entsprechend der gutachterlichten Stellungnahme des Rechtsamtes sind die
Bestande des Briider-Grimm-Museums der Stadt Kassel zuzurechnen.

Leihweise Uberlassene Bestiande werden nicht aktiviert.

Anmerkung

Die Stadt Kassel fuihrt ein dezentrales Rechnungswesen. Der Jahresabschluss zum
31.12.2007 wurde auf der Grundlage der durch die stadtischen Amter vorge-
nommenen Buchungen, der durchgefihrten Inventur und den erteilten Auskinften
erstellt.

Die Bilanz wurde auf der Grundlage der Summen- und Saldenliste erstellt.

Wertansatze der Eréffnungsbilanz zum 01.01.2006 waren im Haushaltsjahr 2007
insoweit zu andern oder nachzuholen, als dass die Bewertung des Naturkunde-
museums sowie der Gartnerplatzbriicke nachgeholt werden mussten. Entsprechende
Anderungen bzw. Nachholungen kénnen nach § 108 (5)i. V. m. § 114 o HGO noch
bis zum 31.12.2009 erfolgen.
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(5)

(6)

Durchschnittliche Zahl der Beamten und Arbeitnehmer (8 50 (2) Nr. 10
GemHVO - Doppik)

In 2007 waren in der Stadtverwaltung Kassel durchschnittlich 2.688 Bedienstete
beschéftigt, und zwar

Beamte 752
Beschaftigte (Arbeiter und Angestellte) 1.858
Anwarter und Auszubildende 78

Mitglieder des Magistrats und der Stadtverordnetenversammlung (8 50
(2) Nr. 11 GemHVO — Doppik)

Die Mitglieder der Stadtverordnetenversammlung in 2007 sind im folgenden genannt:

Stadtverordnetenvorsteher

Kaiser Jurgen
Stadtverordnete

Alster Friedhelm
Bathon Michael
Beig Dieter
Bergmann Anke
Boeddinghaus Kai
Bogdon Barbara
Decker Wolfgang
Diederich Hannelore
Domes Nobert
Doose Bernd-Peter
Dr. Alekuzei Rabani
Dr. Behschad Maik

Dr. Eichler Manuel
Dr. Hanemann Rainer
Dr. Hoppe Bernd

Dr. Junker-John Monika
Dr. Ostermann Klaus

Dr. Schnell Glnther
Dr. van den Hoével-Hanemann Martina
Dr. von Riden Michael
Dr. Wett Norbert
Dr. Wilde-Stockmeyer Marlis
Frankenberger Uwe
Friedrich Petra




Anhang —~ documenta-Stadt
STADTRY KASSEL
TN
Friedrich Wolfgang
Geselle Christian
Goebel-Feulner Heidrun
Hafner Bernd
Hartig Hermann
Heusinger von Waldegge Elfi
Jakat Gabriele
Jordan Hendrik
Kalb Dominique
Kieselbach Wolfram
Kortmann Stefan
Kihne-Hérmann Eva
Lappohn Ellen
Lewandowski Georg
Liebetrau Peter
Lippert André
Lipschik Anja
Mattern Heike
Meil Ernst
Merz Manfred
Miles-Paul Ottmar
Mdiller Karin
Mutterthies Nicola
Oberbrunner Frank
Ramdohr Lars
Reimann Heidi
Rénz Gernot
Rudolph Sandra
Rudolph Wolfgang
Ruschendorf Roswitha
Schild Bodo
Schmidt Gisela
Schmidt Lutz
Schoberl Karl
Schomburg Ann-Christin
Seewald Elena
Selbert Axel
Spitzenberg Alfons
Stahling-Dittmann Waltraud
Strube Donald
Thiel3en Johann
Voller Harry
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Weber Helga
Weschbach Klaus
Yildirim Nuray
Zeidler Volker

Mitglieder des Magistrats in 2007 sind:
hauptamtliche Mitglieder:

Bertram Hilgen, Oberblirgermeister
Thomas-Erik Junge, Burgermeister
Dr. Jirgen Barthel, Stadtkdmmerer
Anne Janz, Stadtratin

Norbert Witte, Stadtrat

ehrenamtliche Mitglieder

Rogelio Garcia Barroso, Stadtrat
Brigitte Bergholter, Stadtratin
Jurgen Blutte, Stadtrat
Heinz-Gunter Drubel, Stadtrat
Esther Hal}, Stadtratin

Barbel Hengst, Stadtratin
Hermann Kirchberg, Stadtrat
Anita Mahrt, Stadtratin

Annett Martin, Stadtratin
Dirk-Ulrich Mende, Stadtrat
Hans-Jurgen Sandrock, Stadtrat
Heinz Schmidt, Stadtrat

Hajo Schuy, Stadtrat

10
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. Erlduterungen zu den einzelnen Positionen der Schlussbilanz
zum 31.12.2007

AKTIVA

1. ANLAGEVERMOGEN

1.1. Immaterielle Vermdgensgegenstande

1.1.1 Konzessionen, Lizenzen und &hnliche Rechte 567.548,89 €

Software 567.548,89 €

1.1.2 geleistete Investitionszuweisungen und

-zuschisse 32.703.315,07 €
Stadtebauforderung 15.090.434,79 €
Staatstheater 10.103.138,00 €
VHS 7.167,00 €
Eigenbetriebe und Wirtschaftliche Beteiligungen 1.078.561,83 €
Stral3enbeleuchtung 1.836.472,06 €
Systembedeutsame MalRnahmen Regio Tram 734.786,00 €
Kanal 2.032.549,23 €
Fernwarme / Strom / Wasser 770.079,80 €
Betriebe gewerblicher Art 23.512,00 €
Flughafen 531.750,36 €
Denkmalpflege 109.002,00 €
Kitas 218.057,00 €
Sport 47.220,00 €
Ubrige Zuschiisse 120.585,00 €
Summe 32.703.315,07 €

11
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1.2 Sachanlagevermdgen

1.2.1 Grundsticke, grundstucksgleiche Rechte 232.024.663,50 €

unbebaute Griundsticke

Sportanlagen 12.495.284,20 €
unbebaute Grundsticke Kitas 9.218,50 €
Garteninkl. Kleingarten 14.152.633,06 €
Grunland 1.594.483,16 €
Ackerland 10.689.146,73 €
Erbbaurechtsgrundsticke 11.601.796,53 €
Bauland 3.228.941,00 €
Pflegeflachen 180.492,91 €
Flachen fur sonstige Dauernutzer 255.916,00 €
Sonstige Nutzungen 1.027.364,44 €
Selbstandig nicht nutzbare Flachen 4121412 €
Wirtschaftlich nicht nutzbare Flachen 83.440,00 €
Stiftungsgrundsticke 2.067.359,30 €
Grundsticksgleiche Rechte 94843 €
Grund und Bodenanteile Infrastrukturvermogen 174.596.425,12 €
Summe 232.024.663,50 €

Die Grundstucke und grundstiicksgleichen Rechte umfassen die
unbebauten Grundstucke der Stadt Kassel, sowie ein grundsticks-
gleiches Recht.

Unbebaute Grundstlcke des Infrastrukturvermogens waren bis zum
31.12.2006 in der Position 1.2.3 enthalten.

Einer Empfehlung der Uberdrtlichen Prifung vom Marz 2009
nachkommend wurden die Grund- und Bodenwerte des
Infrastrukturvermdgens zur Bilanzposition 1.2.1 - Grundstucke,
grundstucksgleiche Rechte - umgegliedert.

Die Stiftungsgrundsticke der unselbstandigen Stiftungen sind bei den
unbebauten Grundsticken auszuweisen. Auf der Passivseite der Bilanz
wird hierzu eine Gegenposition gebildet, die den Wert gesondert als
Stiftungskapital kennzeichnet (Position 1.2.4.1 Stiftungskapital).

12
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1.2.2 Bauten einschlieBlich Bauten auf

fremden Grundsticken 305.008.225,26 €

Grund und Bodenanteile
Schulgebaude
Kindertagesstatten

Gebaude Sportanlagen, - hallen
Burgerhauser, Buchereien
Brand- u. Katastrophenschutz
sonstige Betriebsgebaude
Verwaltungsgebaude

andere Bauten
Grundstuckseinrichtungen
Gebaudeeinrichtungen
Summe

1.2.3 Sachanlagen im Gemeingebrauch,

Infrastrukturvermégen

Das Infrastrukturvermégen umfasst:
Bundesstralien

Landesstralien

Kreisstralien

Gemeindestralien
Verkehrssignalanlagen
Verkehrs- und Hinweisschilder
Verkehrsrechner

Wege, Platze

Sonstiges Infrastrukturvermdgen
Bricken
FulRgangerunterfihrungen
Brunnen

Museen (Gebaude)

Museumsbestande, Kunstsammlungen

Offentliche Grunflachen
Auenanlagen in Grunflachen
Friedhofsanlagen

Summe

46.262.318,27 €
187.370.762,73 €
12.406.945,24 €
20.106.656,80 €
11.760.690,00 €
4.098.344,67 €
3.972.766,16 €
15.621.959,50 €
2.822.227,28 €
580.157,41 €
5.397,20 €

305.008.225,26 €

423.202.804,05 €

41.287.171,64 €
45.971.119,25 €
33.107.111,84 €
223.022.312,91 €
4.395.489,42 €
136.360,00 €
1.726.628,00 €
930.742,42 €
89.348,00 €
8.954.857,98 €
1,00 €
897.303,00 €
1.269.118,83 €
58.490.538,09 €
2.212.921,27 €
667.426,40 €
44.354,00 €

423.202.804,05 €

Einer Empfehlung der Uberdrtlichen Prifung vom Marz 2009
nachkommend wurden die Grund- und Bodenwerte des
Infrastrukturvermogens zur Bilanzposition 1.2.1 - Grundstulcke,

grundstucksgleiche Rechte - umgegliedert.
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1.2.4 Anlagen und Maschinen zur

1.2.5

Leistungserstellung

Betriebe gewerblicher Art

Anlagen und Maschinen
Maschinen der Materialbearbeitung
Anlagen fur Kalte und Warme
Medienbestand

Offentliche Parkeinrichtungen
Sonstige

Summe

Andere Anlagen, Betriebs- und
Geschaftsausstattung

Andere Anlagen
Werkstatteneinrichtung und - gerate
Werkzeuge, Werksgerate
Lebewesen und Pflanzen
Fuhrpark

sonstige Betriebsausstattung
BUromaschinen, DV- und
Kommunikationsanigen
BUromaobel und sonstige
Geschaftsausstattung
Summe

1.2.6 Geleistete Anzahlungen und

Anlagen im Bau

Anlagenim Bau

14

4.579.356,03 €

7.614,00 €
102.225,84 €
23.250,00 €
5.892,00 €
540,00 €
99.193,09 €
4.340.641,10 €

4.579.356,03 €

6.861.628,18 €

799.877,24 €
135.604,00 €
69.518,83 €
75.821,16 €
1.773.062,24 €
2.111.565,35 €

863.040,98 €

1.033.138,38 €

6.861.628,18 €

45.723.411,45 €

45.723.411,45 €
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1.3 Finanzanlagevermogen

Das Finanzanlagevermdgen wird mit den in der Eréffnungsbilanz festgestellten
Werten fortgefuhrt. Zugange werden mit den Anschaffungskosten bewertet.

1.3.1 Anteile an verbundenen Unternehmen

302.415.735,93 €

Die Anteile an der KVV wurden in 2007 um 9.148.700 € erhoht.

Anteile an verbundenen Buchwerte zum | Kapital-
Unternehmen Nominalwert 31.12.2007 anteil in %
Wohlfahrt Kassel gGmbH 25.564,59 € 153.428,73 €| 100,00
GWG 10.600.000,00 €] 29.909.103,14 €| 100,00
KWV Kasseler -Verkehrs- und
Versorgungs-GmbH 68.151.000,00 €| 179.294.222,12 €| 100,00
TSK Tagungszentrum Stadthalle
Kassel GmbH 7.209.400,00 € 7.086.023,67 € 100,00
Projektentwicklungsgesellschaft
Unterneustadt mbH i. L. 52.151,00 € 0,00€| 100,00
Kassel tourist GmbH 500.000,00 € 531.672,57 €| 100,00
JAFKA gGmbH 70.000,00 € 272.192,56 €| 100,00
NB Nordhessenbus GmbH 50.000,00 € 63.820,35€| 100,00
Summe 217.310.463,14 €

Die Beteiligung an der Jafka gGmbH wurde um 27.204,87 € auf nunmehr
100 % Kapitalanteil erhoht. Die Anteile an der NB Nordhessenbus GmbH
wurden um 12.000 € auf ebenfalls 100 % Kapitalanteil aufgestockt. Beide
Gesellschaften wurden bislang unter Ziffer 1.3.3 — Beteiligungen — geflhrt.

Davon Mittel der Versorgungsrucklage flir Beamte: 2.724.443,94 €.
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Buchwerte zum | Kapital-
Eigenbetrieb Nominalwert 31.12.2007 anteil in %
Die Stadtreiniger Kassel 511.300,00 € 511.300,00 €| 100,00
Kasseler Entwasserungsbetrieb KEB 13.000.000,00 €| 84.593.972,79€| 100,00
Summe 85.105.272,79 €
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1.3.2 Ausleihungen an verbundene

Unternehmen

Gesellschafterdarlehen "GWG"
Altschulden "Die Stadtreiniger"
Altschulden "KEB"

Summe

6.194.363,53 €

763.084,71 €
5.431.278,82 €
0,00 €

6.194.363,53 €

Das Gesellschafterdarlehen ,GWG* wurde in 2007 in H6he von

1.165.305,30 € zurtickgezahilt.

Die Altschulden des ,KEB® wurden in 2007 mit dem Restbetrag von

7.750.360,14 € zurlckgezahlt.

Die Altschulden des Betriebs ,Die Stadtreiniger® wurden um

305.850,71 € reduziert.

1.3.3 Beteiligungen / Zweckverbande

142.689.844,45 €

Buchwerte zum | Kapital-

Beteiligungen Nominalwert 31.12.2007 anteil in %
Gesundheit Nordhessen Holding AG 100.000,00 €| 33.981.065,18 €| 92,50
documenta u. Museum Fridericianum
Veranstaltungsgesellschaft mbH 12.800,00 € 12.800,00€| 50,00
Kommunale Arbeitsférderung Kassel
gGmbH 15.338,75 € 15.338,75€| 60,00
AFK Arbeitsforderung Kassel-Stadt
GmbH 12.500,00 € 12.372,93€| 50,00
Parkhausgesellschaft 140.605,27 € 78.703,93 €| 50,00
Schlachthof Kassel GmbH & Co.
Verwaltungs-KG Kassel 767.000,00 € 474.767,22 €| 54,00
WFG Wirtschaftsfoérderung Kassel
GmbH 18.409,68 € 40.266,48 €| 25,53
FiDT 28.050,00 € 303.472,43 €| 50,50
EFN GmbH 12.800,00 € 12.800,00 €[ 50,00

Summe 34.931.586,92 €

In 2007 haben sich folgende Anderungen ergeben:

Der FIDT werden von 2005 bis 2014 als Liquiditatshilfe jahrliche Kapital-

verstarkungen von 80.600 € zugefluhrt, die den Buchwert der Beteiligung

erhohen.

Als Neuzugang ist die Beteiligung an der ,EFN Entsorgungsgesellschaft Nord-
hessen mbH®“ zu verzeichnen. Bisher war die Beteiligung beim Eigenbetrieb
,Die Stadtreiniger bilanziert. Die Stadt Kassel hat die Beteiligung entgeltlich
zum Nominalwert von 12.800 € vom Eigenbetrieb GUbernommen.
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Buchwerte zum | Kapital-

Zweckverbande Nominalwert 31.12.2007 anteil in %
Kasseler Sparkasse 215.516.509,05 €| 107.758.254,53 €| 50,00
Kommunales Gebietsrechenzentrum
Kassel 1,00 €
Zweckverband Raum Kassel 1,00 €
Zweckverbank Naturpark Habichtswald 1,00 €

Summe 107.758.257,53 €

1.3.4 Ausleihungen an Unternehmen, mit denen ein Beteiligungs-

verhéaltnis besteht 0,00 €
1.3.5 Wertpapiere des Anlagevermégens 10.929.767,22 €
a) Anteile an Unternehmen 2.625.389,00 €
Wertpapiere des Anlagevermodgens | Nominalwert |Kapitalanteil in %
ekz. Bibliothekensservice GmbH 0,00€ 0,00
Klinikum Kassel GmbH 5.000,00 € 10,00
HLG Hessische Landgesellschaft mbH 3.067,00 € 0,10
Wohnstadt Stadtentwicklung- und
Wohnbaugesellschaft Hessen mbH 478.500,00 € 1,30
Vereinigte Wohnstatten 1889 eG 6.200,00 € 0,00
NWV Nordhessischer Verkehrsverbund
& Fordergesellschaft Nordhessen mbH 5.112,00 € 14,28
MHKW Mullheizkraftwerk Kassel GmbH 511.300,00 € 2,50
Kasseler Verkehrsgesellschaft AG 1.445.860,00 € 6,50
Kasseler Bank eG 50,00 € 0,00
Flughafen GmbH Kassel 170.300,00 € 16,66

Summe  2.625.389,00 €

Der Anteil an der ekz. Bibliothekenservice GmbH in H6he von 10.240 € wurde in
2007 veraulert.

b) Festverzinsliche Wertpapiere 8.304.378,22 €

Bei den festverzinslichen Wertpapieren handelt es sich um Spar-
kassenkapitalbriefe. Die Bestande der unselbstandigen ,Dr.-Zippel-
Stiftung“ von ursprunglich 116.900,41 € wurden in 2006 und 2007
veraufert.

In 2007 wurde ein Sparbrief in Hohe von 635.000 € fur die unselbstandige
Stiftung ,Heilwagen® erworben.
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1.3.6 Sonstige Ausleihungen (Sonstige Finanzanlagen)

Obdachlosenfursorge

Darlehen Sozialhilfe nach BSHG
Darlehen Amt fur Wohnungs- und
Siedlungswesen

Darlehen Stadtsanierung
Investitionsfondsdarlehen
Mieterdarlehen BHT

Summe

2. UMLAUFVERMOGEN

2.1 Vorrate einschlief3lich Roh-, Hilfs- und

Betriebsstoffe

Rohstoffe

Verkehrsschilder
Pflanzenbestand, Pflanzmaterial
Buromaterial

Land- u. forstwirtschaftliche Materialien
sonstige Hilfsstoffe
Betriebsstoffe

sonstige Betriebsstoffe
Werkstattenmaterial

Baustoffe

Summe

2.2 Fertige und unfertige Erzeugnisse
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174.161,22 €
13.772,45 €

31.067.349,61 €
1.527.950,53 €
3.322.272,35 €
334.470,05 €

36.439.976,21 €

36.439.976,21 €

Sonstige Ausleihungen sind Kapitalforderungen gegenuber Dritten, denen
langfristig Darlehen zur Verfugung gestellt wurden.
Zum 31.12.2007 sind folgende Bestande auszuweisen:

491.422,25 €

10.965,04 €
51.496,00 €
144.223,30 €
11.388,94 €
4.902,00 €
111.145,45 €
48.351,82 €
16.364,10 €
802,40 €
91.783,20 €

491.422,25 €

0,00 €
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2.3 Forderungen und sonstige Vermégensgegenstande

2.3.1 Forderungen aus Zuweisungen und Zuschussen,
Transferleistungen, Investitionszuweisungen und —

Zuschuissen und Investitionsbeitragen 17.530.847,69€
Transferforderungen 5.812.087,69 €
Landesausgleichsstock 10.000.000,00 €
Abgeltung Kirchenbaulast 1.718.760,00 €
-Zuweisungen des Landes-

Summe 17.530.847,69 €

2.3.2 Forderungen aus Steuern und

steuerahnlichen Abgaben 8.130.177,26 €
Steuerforderungen 9.720.527,50 €
Gebuhren und Beitrage 970.638,25 €
Beitragsforderungen

Bauverwaltungsamt 94.011,51 €
Pauschalwertberichtigungen -2.655.000,00 €
Summe 8.130.177,26 €

Die Pauschalwertberichtigung wurde neu berechnet. Sie wurde um ins-
gesamt 275.000 € reduziert.

2.3.3 Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 12.814.540,75 €
Forderungen gegenuber privaten Dritten 12.775.503,24 €
Wertberichtigungen 39.037,51 €
Summe 12.814.540,75 €
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2.3.4 Forderungen gegen verbundene Unternehmen

Kassel Tourist

Kasseler Entwasserungs Betrieb
Kommunale Arbeitsforderung
Kassel gGmbH

documenta und Museum
Friedericianum Veranstaltungs-
gesellschaft mbH

DSM-Pacht
Parkhausgesellschaft
Volksbank Dividente
Wirtschaftsforderung Region Kassel
GmbH

Summe

2.3.5 Sonstige Vermdgensgegenstande

Forderungen aus Verwahrungen
Restkaufgelder Liegenschaftsamt
Forderungen Landkreis Kassel
Anrechenbare Vorsteuer

Debitorische Verbindlichkeit aus Steuern
Summe

20

und gegen Unternehmen mit denen Beteiligungs-
verhaltnis besteht, und Sondervermégen

313.308,78 €

6.839,48 €
4.838,40 €

15.812,14 €

54.828,36 €
102.258,38 €
29.250,67 €
1,98 €

99.479,37 €
313.308,78 €

1.644.311,49 €

1.277.434,26 €
355.890,18 €
7.478,00 €
4,06 €
3.504,99 €

1.644.311,49 €

Im Konto 260112000 -aufzuteilende Vorsteuer 19 %-

wurden nach Erstellung des steuerlichen Abschlusses
Buchungen getatigt, die zu einer Verbindlichkeit in Hohe

von insgesamt 47,70 € an das Finanzamt geflihrt haben.
Diese kreditorische Forderung wird auf der Passivseite

der Bilanz unter Verbindlichkeiten aus Steuern bertcksichtigt.

Hier enthalten ist eine kreditorische Forderung in Hohe von
3.504,99 € aus Konto 480010000 -Umsatzsteuer 16 % -
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2.4 Flussige Mittel 238.521,44 €
Kasseler Bank 28.114,59 €
Commerzbank 811,03 €
Deutsche Bank 10.244,90 €
Deutsche Bundesbank 1.850,53 €
Landeskreditkasse 12.012,72 €
Postbank 101.514,05 €
Handvorschisse 47.052,51 €
Betriebsmittelvorschiisse 15.750,00 €
Kassenbestand 2117111 €
Summe 238.521,44 €

3. Aktive Rechnungsabgrenzung

Kreditbeschaffungskosten

14.349.609,50 €

2.989.097,14 €

Betriebe gewerblicher Art 760.818,00 €
Beamten- und Versorgungsbeztge /08 3.249.015,73 €
andere aktive Rechnungsabgrenzungsposten 7.350.678,63 €
Summe 14.349.609,50 €

In dem aktiven Rechnungsabgrenzungsposten fur 2007 sind unter anderem
die Versorgungsbezlge fur Januar 2008 in H6he von 1.290.880,00 € und
Beamtenbezuge fur Januar 2008 in Hohe von 1.958.135,73 € enthalten.
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PASSIVA
1. Eigenkapital
1.1 Nettovermogen 230.047.106,75 €
Das in der Eréffnungsbilanz zum 01.01.2006 erstmalig festgestellte
Nettovermogen wird grundsatzlich als Festwert fortgefuhrt. Gemald § 108 (5)
i. V.m. § 114 o HGO kénnen Anderungen bzw. Nachholungen noch bis zum
31.12.2009 erfolgen.
Das Nettovermogen in der Eroffnungsbilanz ergab sich aus dem Saldo des
Vermogens und der Schulden zum 01.01.2006. Im Haushaltsjahr 2007 waren
die Wertansatze fiur die Objekte Naturkundemuseum und Gartnerplatzbricke
nachzuholen.

1.2 Rucklagen und Sonderrtucklagen

1.2.2 Rucklage aus Uberschiissen des auRRerordentlichen Ergebnisses

AuRerordentlicher Uberschuss 2006 6.056.364,64 €
1.2.3 Zweckgebundene Riicklage 1.533.765,67 €
Gebuhrenausgleichsricklage
Erziehungshilfen Auguste-Forster 583.110,19 €
Gebuhrenausgleichsricklage
Rettungsdienste 810.100,29 €
Budgetrucklage 140.555,19 €
Summe 1.533.765,67 €
1.2.4.1 Stiftungskapital 7.635.457,98 €
Stiftungsgrundstiicke 2.376.859,30 €
Finanzmittel / liquide Mittel 5.258.598,68 €
Summe 7.635.457,98 €

Die Wertpapiere der Dr. Zippel Stiftung wurden veraufiert und dienen als
Kassenbestandsverstarkung.
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1.3 Ergebnisverwendung
1.3.1 Ergebnisvortrag

1.3.1.1 Ordentliches Ergebnis aus 2006
1.3.2 Jahresiberschuss

1.3.2.1 Ordentliches Ergebnis

1.3.2.2 Aulderordentliches Ergebnis

2. Sonderposten

- 10.627.745,85 €

-10.627.745,85 €

25.133.855,36 €

17.597.749,76 €
7.536.105,60 €

2.1 Sonderposten fur erhaltene Investitionszuweisungen,

-zuschisse und Investitionsbeitrage

338.854.087,65 €

Es sind folgende Sonderposten auszuweisen, die ab

01.01.1998 erfasst wurden.

2.1.1 Zuweisungen vom offentlichen Bereich
Investitionszuschisse Gebaude-
wirtschaft

Investitionszuschisse Amt fur
Stadtplanung und Bauaufsicht
Naturkundemuseum
Investitionszuschisse Stralen-
verkehrsamt

Schulverwaltungsamt EFRE Mittel
Zulassungsstellen
Schulbaupauschale
Investitionspauschale
Bundeszuschusse - diverse
Landeszuschusse - diverse
Zuschusse Gemeinde- und Gemeindeverbande
Zuschusse sonstiger 6ffentl. Bereich
Zuschusse verbundene Unternehmen
Zuschisse Sonderrechnungen
ubrige Bereiche

Ausgleichsposten Stralkenbewertung
Summe

23

8.420.192,88 €

23.909.508,15 €
2.322.020,82 €

11.132.773,00 €
399.781,24 €
243,00 €
32.164.526,00 €
25.907.496,00 €
5.462.596,00 €
8.410.332,57 €
1.784.585,85 €
8.981,00 €
67.610,00 €
61.799,46 €
243.172,28 €
201.489.559,89 €

321.785.178,14 €
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2.1.2 Zuweisungen vom nicht 6ffentlichen Bereich
Zuschusse private Unternehmen 89.103,90 €
Summe 89.103,90 €

2.1.3 Investitionsbeitrage

ErschlieBungsbeitrage 10.857.740,05 €
Beitrage nach § 11 KAG 5.514.743,46 €
Beitrage flr Stellplatzabgeltungen 572.801,00 €
Ausgleichsmalinahmen nach Bundesnatur- 39.400,00 €
schutzgesetz

Sonderposten aus Beitragen -4.878,90 €
Summe 16.979.805,61 €

3. Ruckstellungen

3.1 Pensionsruckstellungen und &hnliche

Verpflichtungen 284.890.432,33 €
Pensionsrickstellung
Beamte 82.902.726,00 €
Versorgungsempfanger 142.737.404,00 €
Summe 225.640.130,00 €

Rickstellung fur Beihilfe

Beamte 18.818.647,00 €
Beschaftigte 64.647,00 €
Versorgungsempfanger 28.840.562,00 €
Summe 47.723.856,00 €

Rickstellung fur Altersteilzeit

Beamte 211520718 €
Beschaftigte 9.411.239,15 €
Summe 11.526.446,33 €

Die Ermittlung der Pensionsruckstellungen sowie der Ruckstellungen fur
Beihilfeverpflichtungen wurde von der Beamtenversorgungskasse
Kurhessen-Waldeck (BVK) durchgefuhrt.

Pensionsrickstellungen

Die Pensionsverpflichtungen richten sich nach den
beamtenversorgungsrechtlichen Vorschriften bzw. Grundsatzen. Die zum
31.12.2007 ermittelten Ruckstellungen fur die kiinftigen und die laufenden
Pensionsverpflichtungen wurden entsprechend den Bestimmungen des §
6a EStG mit dem Teilwert angesetzt. Die Berechnungen wurden anhand
der Rechnungsgrundlagen und Verfahren durchgeflihrt, die allgemein
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anerkannt sind, insbesondere sind hier die Richttafeln 2005 G von Prof. Dr.
Heubeck, ein Rechnungszinsful von 6 % und ein Endalter von 65 Jahren
zu nennen. Anwartschaften auf Waisengeld wurden nicht bertcksichtigt.

Als Gehalt wird bei den aktiven Beamten zur Berechnung der Teilwerte die
in der jeweiligen Besoldungsgruppe erreichbare Endstufe zugrunde gelegt.
Der Familienzuschlag wird nach Stufe 1 berechnet. Des Weiteren werden
ruhegehaltsfahige Zulagen bericksichtigt. Kinftige Gehaltssteigerungen
werden berucksichtigt, wenn sie am Bilanzstichtag bereits bekannt sind.
Entsprechend wird mit am Bilanzstichtag bereits feststehenden kinftigen
Dynamisierungen der Beamtengehalter verfahren (Stichtagsprinzip gem. R
6a Abs. 17 EStR 2006).

Sofern die Voraussetzungen des § 107b BeamtVG vorliegen, wurden die
anteiligen Pensionsverpflichtungen fur ausgeschiedene Beamte Uber den
Zeitpunkt des Ausscheidens hinaus fortgeschrieben. Forderungen
gegenuber dem abgebenden Dienstherrn wurden bei der Bildung von
Pensionsrickstellungen mindernd bertcksichtigt.

Fur Leistungsempfanger wurden Beteiligungen gem. den in den
Bestandsdaten der BVK hinterlegten Prozentsatzen berucksichtigt.

Die den Pensionsverpflichtungen zugrunde liegenden ruhegehaltsfahigen
Dienstbezlige wurden bisher mit dem Anpassungsfaktor bewertet, der mit
der achten auf den 31.12.2002 folgenden allgemeinen Bezlgeanpassung
erreicht worden ware (Versorgungsanderungsgesetz 2001). Nunmehr wird
unter Beachtung des Stichtagsprinzips bei der Bewertung von
Pensionsverpflichtungen die sukzessive Absenkung des
Versorgungsniveaus mit der Stufe des Anpassungsfaktors bertcksichtigt,
die am jeweiligen Bilanzstichtag zugrund zu legen ist. Sofern nach dem
Stichtag eintretende allgemeine Bezugeanpassungen zu bertcksichtigen
sind, wurde die zu diesem Zeitpunkt erreichte Stufe des Anpassungsfaktors
zugrunde gelegt. Hierdurch ergibt sich zum 31.12.2007 ein einmalig leicht
erhdhter Zufuhrungsbetrag zu den Pensionsrickstellungen.

Im Vergleich zur Berechnung fir das Jahr 2006 ergeben sich zudem
folgende Anderungen:

e Fur Beamte auf Probe (zur Anstellung) wurden erstmals Ruckstellungen
gebildet.

e Bei Feuerwehrbeamten wurde fur 2007 das Endalter von 65 Jahren
bertcksichtigt. Bei der Berechnung von 2006 fand ein Endalter von 60
Jahren Berucksichtigung.

Ruckstellungen fir Beihilfeverpflichtungen

Fir die Berechnung der Ruckstellungen fur Beihilfen wurde ein Beihilfetarif
zu Grunde gelegt, der aus dem Durchschnittswert von
Krankenversicherungsbeitragen privater Krankenversicherungen abgeleitet
wird.*
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3.2 Ruckstellungen fur die Sanierung von Altlasten

Altlast Sandershauser Stralte 43

3.3 Sonstige Ruckstellungen

150.000,00 €

16.673.593,55 €

Uberstunden 2.473.429,95 €
Urlaubsanspruche 3.376.501,20 €
Abfindungen 292.300,00 €
Prozel3kosten 1.111.321,67 €
Unterlassene Instandhaltung 653.718,92 €
Guterverkehrszentrum 2.125.000,00 €
Baugebiet Goldbach 321.130,00 €
Versicherungssteuer / Kommunaler

Schadensausgleich 421.723,91 €
Verlustabdeckung PEG 1.833.010,34 €
Theaterzuschuss 388.650,69 €
Ausbauvertrag Kiefernweg 408.021,05 €
Drohverlust aus GrundsticksveraufRerungen 627.639,00 €
Bambini Tagespflege 239.200,00 €
Abfuhrung Bundesant. v. Unterhaltsverpflichteten 600.000,00 €
Burgschaften 1.644.870,28 €
Abrechnung VHS 154.011,06 €
Sonstige Ruckstellungen 3.065,48 €
Summe 16.673.593,55 €

4. Verbindlichkeiten

150.000,00 €

4.1 Verbindlichkeiten aus Anleihen 0,00 €

4.2 Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen

4.2.1 Investitionskredite 359.592.929,38 €

Land 26.125.855,94 €
sonstiger offentlicher Bereich 1.403.827,27 €
Kreditmarkt 332.063.246,17 €
Summe 359.592.929,38 €
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4.2.2 Sonstige Verbindlichkeiten gegeniber

Kreditgebern und Kassenkredite 281.145.048,56 €
Zinsen Mundelkonten 9.893,79 €
Lenoir-Stiftung 2.926.689,03 €
Stiftung Brickner Kihner 639.306,45 €
Sonderbeitrage
Investitionsfondsdarlehen 2.734.327,33 €
Kassenkredite 274.834.831,96 €
Summe 281.145.048,56 €
4.3 Verbindlichkeiten aus kreditdahnlichen Rechtsgeschaften 0,00 €

4.4 Verbindlichkeiten aus Zuweisungen und Zuschussen,
Transferleistungen und Investitionszuweisungen und
-zuschisse sowie Investitionsbeitrage 10.469.560,13 €

4.5 Verbindlichkeiten aus Lieferungen und

Leistungen 10.304.230,49 €
4.6 Verbindlichkeiten aus Steuern 1.393,21 €
laufende Verbindlichkeiten 1.345,51 €
kreditorische Forderung aus Steuern 47,70 €
Summe 1.393,21 €

Im Konto 480010000 -Umsatzsteuer 16 %- wurden nach

Erstellung des steuerlichen Abschlusses Buchungen getatigt,

die zu einer Uberzahlung in Héhe von insgesamt 3.504,99 €

an das Finanzamt geflhrt haben. Diese debitorische Verbindlichkeit
wird auf der Aktivseite der Bilanz unter sonstigen Forderungen
berucksichtigt.

Hier enthalten ist eine kreditorische Forderung in

Hohe von 47,70 € aus Konto 260112000 -aufzuteilende Vor-
steuer 19 %-.
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4.7 Verbindlichkeiten gegenuber verbundenen Unternehmen und gegen
Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhaltnis besteht und
Sondervermdgen

6.180.792,44 €

4.7.1 Verbindlichkeiten gegentiber verbundenen
Unternehmen 5.562.442,61 €

laufende Verbindlichkeiten 5.562.442 61 €

4.7.2 Verbindlichkeiten gegeniber beteiligten
Unternehmen 618.349,83 €

Stammeinlage Kommunale

Arbeitsforderung Kassel gGmbH 7.669,00 €
Stadtreiniger Anteil Verbrennungsentgelt MHKW 610.680,83 €

618.349,83 €

4.8 Sonstige Verbindlichkeiten 36.812.506,64 €

Verbindlichkeiten Kaufgelder Liegenschaftsamt 15.297,40 €
Verbindlichkeiten Baderbetriebe 3.970.378,85 €
Abgeltung Kirchenbaulast 3.435.020,00 €
Flughafen Kassel-Calden 285.000,00 €
Konzessionsabgabe Uberzahlung 2.052.840,13 €
Summe 9.758.536,38 €

Verwahrgelder

Verbindlichkeiten aus Verwahrungen 27.053.970,26 €

In den Verwahrgeldern sind Verbindlichkeiten gegentber den
Sondervermogen ,Die Stadtreiniger Kassel - Eigenbetrieb”
(6.179.579,87 €) und ,Kasseler Entwasserungsbetrieb - Eigenbetrieb®
(15.733.491,13 €) enthalten.

5. Passive Rechnungsabgrenzung 0,00 €
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Nachrichtlich:

Eventualverbindlichkeiten 118.433.988,64 €

Burgschaften 118.433.988,64 €

[I. Erlauterungen zu den wesentlichen Positionen der

Ergebnisrechnung zum 31.12.2007

Hierzu wird auf Ziffer 4 des Rechenschaftsberichtes verwiesen.

V. Erlauterungen zur Finanzrechnung zum 31.12.2007

Hierzu wird auf Ziffer 6 des Rechenschaftsberichtes verwiesen.
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Ubersicht

Uber den Stand des Anlagevermégens (Anlagespiegel)

zum 31.12.2007

Anlage 1

Gesamte Zugénge zu Abgange zu Umbu- Zuschrei- |Abschrei- Abschreibungen [Stand am Ende Stand am Ende
Anschaffungs-/ |AK/HK des AK/HK des chungen zu |bungen bungen des kumuliert des Haushalts- des Vorjahres
Anlagevermégen Herstellur?gskoste Haushaltsjahres |Haushaltsjahres |AK/HK des des Haushalts- jahres
n am Beginn des Haushalts- Haushalts- |jahres
Haushalts-jahres jahres jahres
+ +/ / / (243 | A4+5+6+8)
1 2 3 4 5 6 7 8 9 10
1. Immaterielle Vermdgensgegenstande
1.1 Konzessionen, Lizenzen und ahnliche
Rechte 947.095,28 326.018,17 -10.741,89 29.150,19 0,00 -216.057,62 -723.972,86 567.548,89 439.180,04
1.2 geleistete Investitionszuweisungen und
-zuschisse 27.976.236,17 5.613.713,87 -1.279.856,43| 4.483.368,83 0,00 -1.325.795,89 -4.090.147,37 32.703.315,07 25.211.884,69
Summe 1.: 28.923.331,45 5.939.732,04 -1.290.598,32| 4.512.519,02 0,00 -1.541.853,51 -4.814.120,23 33.270.863,96 25.651.064,73
2. Sachanlagevermdgen
2.1 Grundstiicke und grundstticksgleiche
Rechte 234.207.758,61 1.896.115,34 -4.079.210,45 0,00 0,00 0,00 0,00 232.024.663,50 59.634.883,78
2.2 Bauten, einschlielich Bauten auf
fremden Grundstuicken 361.785.506,21 6.939.065,06 -3.122.600,19| 2.052.279,55 0,00] -5.494.709,87 -62.646.025,37 305.008.225,26| 304.634.190,71
2.3 Sachanlagen im Gemeingebrauch,
Infrastrukturvermdégen 522.629.360,86 7.805.481,32 -1,00{ 7.811.557,03 0,00| -36.080.036,45| -115.043.594,16 423.202.804,05| 618.238.677,98
2.4 Anlagen und Maschinen zur
Leistungserstellung 5.159.429,29 2.811.139,45 -1.863,22 41.514,15 0,00 -663.057,11 -3.430.863,64 4.579.356,03 2.391.622,76
2.5 andere Anlagen, Betriebs- und
Geschéftsausstattung 25.134.626,25 1.955.557,81 -2.164.466,93 53.844,00 0,00 -181.361,60 -18.117.932,95 6.861.628,18 7.198.054,90
2.6 geleistete Anzahlungen und Anlagen im
Bau 24.972.640,68 35.241.052,66 -18.568,14(-14.471.713,75 0,00 0,00 0,00 45.723.411,45 24.972.640,68
Summe 2.: 1.173.889.321,90 56.648.411,64 -9.386.709,93| -4.512.519,02 0,00 -42.419.165,03 -199.238.416,12| 1.017.400.088,47| 1.017.070.070,81
3. Finanzanlagevermégen
3.1 Anteile an verbundenen Unternehmen 298.653.596,03 9.148.700,00 -5.722.573,01 336.012,91 0,00 0,00 0,00 302.415.735,93| 298.653.596,03
3.2 Ausleihungen an verbundene
Unternehmen 15.415.879,68 1.165.905,30 -10.387.421,45 0,00 0,00 0,00 0,00 6.194.363,53 15.415.879,68
3.3 Beteiligungen 142.905.252,49 120.604,87 0,00 -336.012,91 0,00 0,00 0,00 142.689.844,45 142.905.252,49
3.4 Ausleihungen an Unternehmen, mit
denen ein Beteiligungsverhaltnis besteht 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
3.5 Wertpapiere des Anlagevermdgens 10.325.683,86 635.000,00 -30.916,64 0,00 0,00 0,00 0,00 10.929.767,22 10.325.683,86
3.6 sonstige Finanzanlagen 36.891.708,35 3.166.504,99 -3.618.237,13 0,00 0,00 0,00 0,00 36.439.976,21 36.891.708,35
Summe 3.: 504.192.120,41 14.236.715,16 -19.759.148,23 0,00 0,00 0,00 0,00 498.669.687,34 504.192.120,41
Gesamtsumme (1. bis 3.): 1.707.004.773,76 76.824.858,84 -30.436.456,48 0,00 0,00 -43.961.018,54 -204.052.536,35| 1.549.340.639,77| 1.546.913.255,95

Anmerkung:

In den Spalten 3 und 4 kdnnen Zu- bzw. Abgéange enthalten sein, die aus Korrekturbuchungen innerhalb des Anlagevermdgens entstanden sind. Die Darstellung ist der stadtischen Finanzsoftware geschuldet.




Ubersicht

Uber den Stand der Forderungen
(Forderungsspiegel)

Anlage 2

davon mit einer Restlaufzeit
Art Bestand am Bestand am
31.12.2006 31.12.2007 bis 1 Jahr bis 5 Jahre mehr als 5 Jahre
1 3 4 4

Forderungen aus Zuweisungen, Zuschiissen,
Transferleistungen, Investitionszuweisungen und -zuschiissen
und Investitionsbeitrage 6.028.322,88€| 17.530.847,69€| 16.098.547,69€| 1.145.840,00€ 286.460,00 €
Forderungen aus Steuern und steuerahnlichen Abgaben 15.248.854,84 €| 8.130.177,26€| 8.130.177,26€ 0,00 € 0,00 €
Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 12.847.542,46 €] 12.814.540,75€| 12.814.540,75€ 0,00 € 0,00 €
Forderungen gegen verbundene Unternehmen und gegen
Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhéaltnis besteht,
und Sondervermdgen 206.569,77 € 313.308,78 € 313.308,78 € 0,00 € 0,00 €
Sonstige Vermdgensgegenstande 2.177.326,80 € 1.644.311,49€ 1.644.311,49€ 0,00 € 0,00 €

Summe 36.508.616,75€ | 40.433.185,97 € | 39.000.885,97 € 1.145.840,00 € 286.460,00 €




Ubersicht tiber die Ruckstellungen im Haushaltsjahr 2007

Anlage 3

Stand zu Beginn des

Stand am Ende des

Art Haushaltsjahres |Zufuhrung Auflésung Inanspruchname Haushaltsjahres
Ruckstellungen fur € € € € €
Pensionen und ahnl. Verpflichtungen 218.180.508,00 8.181.798,00 722.176,00 - 225.640.130,00
Beihilfen 42.949.757,00 4.918.552,00 144.453,00 - 47.723.856,00
Altersteilzeit 9.270.207,06 2.710.803,87 454.564,60 - 11.526.446,33
ProzeRkostenrisiken 920.903,14 447.521,62 177.582,66 79.520,43 1.111.321,67
Sanierung von Altlasten 177.506,43 - 27.506,43 - 150.000,00
Sonstiges 12.078.707,48 5.306.535,42 1.130.192,71 692.778,31 15.562.271,88
Summe der Rickstellungen 283.577.589,11 21.565.210,91 2.656.475,40 772.298,74 301.714.025,88




Ubersicht

Uber den Stand der Verbindlichkeiten
(Verbindlichkeitenspiegel)

davon mit einer Restlaufzeit

Art Bestand am Bestand am
31.12.2006 31.12.2007 bis 1 Jahr bis 5 Jahre mehr als 5 Jahre
1 2 3 4 4

1. Verbindlichkeiten aus Anleihen 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €
2. Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen
2.1 Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen 682.980.634,68 €] 613.208.294,73 €| 139.887.840,26 €| 153.040.482,86 €| 320.279.971,61 €

Investitionskredite vom Kreditmarkt 291.910.748,96 €| 332.063.246,17€| 5.858.003,52€| 32.440.098,37 €[ 293.765.144,28 €

Kassenkredite 391.069.885,72 €| 281.145.048,56 €| 134.029.836,74 €| 120.600.384,49€| 26.514.827,33€
2.2 Verbindlichkeiten gegeniiber 6ffentlichen Kreditgebern 29.441.322,10 €| 27.529.683,21 € 69.125,36 €| 3.197.459,93 €| 24.263.097,92€

Land 26.225.586,26 €| 26.125.855,94 € 69.125,36 €| 1.793.632,66 €| 24.263.097,92€

Sonstiger 6ffentlicher Bereich 3.215.735,84 €| 1.403.827,27 € 0,00€| 1.403.827,27€ 0,00 €
3. Verbindlichkeiten aus kreditahnlichen Rechtsgeschéften 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €
4. Verbindlichkeiten aus Zuweisungen und Zuschissen,

Transferleistungen und Investitionszuweisungen und -

zuschiisse sowie Investitionsbeitrage 1.115.860,29 €| 10.469.560,13€| 10.469.560,13 € 0,00 € 0,00 €
5. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 1.477.206,27 €] 10.304.230,49€| 10.304.230,49€ 0,00 € 0,00 €
6.

Verbindlichkeiten aus Steuern und steueréahnlichen Abgaben 0,00 € 1.393,21 € 1.393,21 € 0,00 € 0,00 €
7. Verbindlichkeiten gegentiber verbundenen Unternehmen und

gegen Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhéaltnis

besteht, und Sondervermdgen 122.108,65€| 6.180.792,44€| 6.173.123,44€ 0,00 € 7.669,00 €
8. sonstige Verbindlichkeiten 27.543.157,15€| 36.812.506,64 €| 33.932.609,24 €| 2.302.922,47 € 576.974,93 €

Summe

742.680.289,14 €

704.506.460,85 €

200.837.882,13 €

158.540.865,26 €

345.127.713,46 €

Anlage 4



Ubersicht
Uber den Stand der kreditdhnlichen Rechtsgeschafte

Anlage 5

davon mit einer Restlaufzeit

Art Bestand am Bestand am _ _
31.12.2006 31.12.2007 bis 1 Jahr bis 5 Jahre mehr als 5 Jahre
1 2 3 4 5 6
Verbindlichkeiten aus Vorgangen kreditdhnlicher
Rechtsgeschafte 13.896.332,00 €| 12.969.828,00 € 0,00 € 0,00 €| 12.969.828,00 €
Leasing 13.896.332,00 €| 12.969.828,00 € 0,00 € 0,00 €| 12.969.828,00 €
Sonstige 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €




Ubersicht
Uber fremde Finanzmittel

(Vorschiusse und Verwahrungen)

Anlage 6

1) Forderungen aus Verwahrungen (Vorschisse)

Konto Bezeichnung 31.12.2007 31.12.2006
267000000|Verwahrungen-Sammelkonto (Jahresabschluss) 67.662,66 0,00
267300010[Barauszahlungen Sozialhilfe 59.222,68 81.643,73
267300104 (Wohngeld 0,00 10.027,92
267300115|Uberzahlung von Vergiitungen 0,00 20.740,50
267300116|Mindelgelder fiir Amtsvormundschaften 0,00 -7.505,40
267300117 |Jobtickets 0,00 1.955,25
267300258 |Prifungsgeblhr flr Jungjager 0,00 230,08
267300413 |Entgelte KTW-DRK-HOG 0,00 10.453,20
267300418 |Bundesmittel fir Einrichtungen 0,00 5.461,71
267300513 [HADG Allgemeine Haftpflicht 40.760,89 0,00
267300514 [KSA Schufag 3.986,72 2.684,05
267300515 [Autoschadenausgleich -Kasko- 161.931,55 125.531,35
267300521 [HADG -Kfz. Haftpflicht 163.891,49 111.902,51
267300524 [Abwicklung anerkannter Schadensfalle 19.805,23 0,00
267300529 [Fahrkarten Deutsche Bahn AG 24.272,62 9.705,74
267300532 |Vorkontenzahlung 968,82 0,00
267300542 |Fernmeldegebiihren 0,00 6.942,60
267300550{Wohngeldzahlungen 48,58 48,58
267300580|Erstattung flr NichtseRhafte 411.623,40 0,00
267300581 [Betreutes Wohnen flr NichtseRhafte 262.454,62 200.272,08
267300583 |Erstattungen LWV aulRerhalb von Einrichtungen 20.192,58 520.867,07
267300584 [Erstattungen LWV in Einrichtungen 0,00 77.071,04
267300600|Leistungen nach dem BerRehaG 10.861,18 13.374,18
267300670(Hilfen bei voribergehender Abwesenh. aus Einricht. 29.751,24 23.982,36
267300680([Sozialhilfe -Hilfe zur Arbeit 0,00 69.648,10
267300908 [Entgelte Notarzteinsatzfahrzeuge 0,00 1.818,48

Summe Forderungen aus Verwahrungen 1.277.434,26| 1.286.855,13




Ubersicht
Uber fremde Finanzmittel

(Vorschisse und Verwahrungen)

Anlage 6

2) Verbindlichkeiten aus Verwahrungen

Konto Bezeichnung 31.12.2007 31.12.2006
486000000|Vorschuss-Sammelkonto (Jahresabschluss) 94.064,88 0,00
486100100]|Amtshilfe 45.755,50 16.384,99
486100101 |Amtshilfe Nebenforderungen 369,99 240,10
486100109|Vermogenswirksame Leistungen 0,00 40,00
486100116]|Mindelgelder fiir Amtsvormundschaft 72.527,68 57.062,18
486100220|Spenden 6.175,00 13.322,39
486100223 |Ricklagen 2.837.425,78| 1.386.527,07
486100231|Einbehaltene Garantiebetrage 183.277,43 115.065,23
486100232|Loschpramien fir Hessische Brandversicherung 6,56 6,56
486100233|Selbstbewirtschaftungsmittel Katastrophenschutz 11.166,45 1.548,09
486100244 |Umlagebetrage fiir Kaskodeckungsschutz 8.640,00 8.550,00
486100245|Landeszuschuss fiur Ausbildungsférderungsg. 750,00 750,00
486100262|Fehlbelegungsabgabe -RP- 33.740,21 28.710,93
486100268 |Fundgelder 8.225,47 5.580,45
486100274 |Schliisselpfand Dauerparker Parkhauser 4.074,30 3.500,43
486100330|Anteilige Mietkosten an die GWG 0,00 359,08
486100331 |Prifungsgebihr flir Gvhs-Zertifikate 0,00 1.921,34
486100401|Praventionspreis 1.826,62 9.490,85
486100407 |Einbehaltene Abzugsbetrage 0,00 0,00
486100408 |Entgelt Notarzteinsatzfahrzeuge 114.654,02 180.746,78
486100409|Vergltung fur die Erfassung 375,00 375,00
486100410|Sicherheitsleistungen KISS 2.175,97 1.935,97
486100411|Verwaltungsgebihren Zulassungsstelle 93.278,03 93.278,03
486100412|Entgelte RTW-DRK HOG- 16.635,29 46.957,09
486100415|Entgelte RTW -JUH- 58.067,40 90.871,68
486100416|Entgelte KTW -JUH- 1.509,24 5.168,23
486100419|Entgelt fir Parkplatze Garde-du-Corps-Stralte 540,95 521,75
486100420|F6rderung nichtinvestiver MalRnahmen freier Trager 7.210,00 0,00
486100421|Fo6rderung investiver Malinahmen freier Trager 83.078,01 0,00
486100422|Fo6rderung sozialer Hilfen 12.343,50 0,00
486100425|Entgelte NEF - ASB-Kassel 67.537,76 0,00
486100427 |Entgelte NEF - DRK-Hofgeismar 15.701,81 0,00
486100428 |Entgelte NEF - DRK-Kassel 10.051,80 0,00
486100513|HADG Allgemeine Haftpflicht 0,00 953,37
486100517|Abschiebung von Ausléndern 0,00 19.991,87
486100519|Entgelte NEF 0,00 11.250,03
486100524 |Abwicklung ankerkannter Schadenfalle 0,00 1.822,22
486100530|Personalkosten/Stiftung Briickner - Kiihner 0,00 1.372,56
486100631 |Erstattung zuviel gezahlter Personalkosten 0,00 10,16
486100532|Vorkontenzahlung 0,00 176,72




Ubersicht

Uber fremde Finanzmittel

(Vorschisse und Verwahrungen)

Anlage 6

2) Verbindlichkeiten aus Verwahrungen
Konto Bezeichnung 31.12.2007 31.12.2006
486100533|Vorschuflkonto "Jump Plus" 0,00 172.903,69
486100540|Postgebihren 0,00 1.815,40
486100580]|NichtseRhafte aulerhalb von Einrichtungen 0,00 493.084,46
486100582|Personenbezogenes Pflegebudget 0,00 108.941,66
486100675|Die Stadtreiniger -Sonderkasse.- 6.974.071,02| 8.147.484,26
486100690|Betreuung von Spataussiedlern (StreetWork) 0,00 50.000,09
486100700|KEB -Sonderkasse- 15.727.883,33| 7.971.099,06
486100725|Zahllastkonto Finanzamt § 48 ff. EStG 660,81 139,05
486115000|Zahllastkonto Finanzamt 170.544,94 0,00
486138001 |Umsatzsteuersammelkonto 389.625,51 779.951,03
Summe Verbindlichkeiten aus Verwahrungen 27.053.970,26| 19.829.909,85
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Stadt Kassel

Gesamtfinanzrechnung

Rechnungsjahr 2007
Vergleich
Ergebnis Ansatz Ergebnis Ansatz/
Pos. Bezeichnung 2006 2007 2007 Ergebnis
01 Privatrechtliche Leistungsentgelte 10.421.399,02 9.301.590,00 8.920.427,15 -381.162,85
02 Offentlich-rechtliche Leistungsentgelte 75.403.715,72  78.646.020,00  79.454.944,20 808.924,20
03 Kostenersatzleistungen und -erstattungen 5.283.229,19 7.273.940,00 6.096.487,49  -1.177.452,51
04 Steuern u.steuerahnl.Ertr.einschl.Ertr.a.ges.Uml. 232.278.841,69 246.542.310,00 266.963.737,67 20.421.427,67
05 Einzahlungen aus Transferleistungen 27.149.632,31 29.164.120,00 30.190.685,56 1.026.565,56
06 Zuw.u.Zusch.f.Ifd.Zwecke u.allg.Umlagen 134.404.865,66 158.983.340,00 178.590.935,52  19.607.595,52
07 Zinsen und sonstige Finanzeinzahlungen 9.596.355,53 5.984.450,00 5.848.688,20 -135.761,80
08 Sonst.ord.Einz.u.sonst.a.o0.Einz,nicht 56.061.947,89  32.009.655,00 29.835.155,85  -2.174.499,15
a.lnv.tatig.
09 SU Einzahlungen aus laufender 550.599.987,01 567.905.425,00 605.901.061,64 37.995.636,64
Verwaltungstatigkeit
10 Personalauszahlungen -74.723.239,51 -87.356.683,31 -86.472.391,43 884.291,88
1 Versorgungsauszahlungen -49.729.787,26  -40.522.490,00 -39.136.691,47 1.385.798,53
12 Auszahlungen fiir Sach- und Dienstleistungen -130.983.895,14 -146.909.090,88 -134.929.378,22 11.979.712,66
13 Auszahlungen fir Transferleistungen -151.617.144,83 -147.648.120,40 -144.820.657,44 2.827.462,96
14 Ausz.f.Zuw.u.Zusch.f.lfd.Zwecke -60.882.859,33 -66.538.490,74 -64.263.930,68 2.274.560,06
sow.bes.Finanzausg
15 Ausz.f.Steuern einschl.Ausz.a.ges.Uml.Verpfl. -22.214.554,67 -22.740.820,00 -25.438.433,19 -2.697.613,19
16 Zinsen und ahnliche Auszahlungen -26.550.549,71 -35.723.940,00 -28.166.198,27 7.557.741,73
17 Sonst.ord.Ausz.u.sonst.a.0.Ausz.d.s.n.a.lnv.tat.er -22.275.483,40 -16.184.070,76 -20.282.192,52  -4.098.121,76
18 SU Auszahlungen aus laufender -538.977.513,85 -563.623.706,09 -543.509.873,22 20.113.832,87
Verwaltungstatigkeit
19 Fin.mittel.ibersch/-fehlbetr.a.lfd.Verw.tatigk. 11.622.473,16 4.281.718,91  62.391.188,42  58.109.469,51
20 Einz.a.Inv.zuw.u.-zusch.s.a.Inv.beitr. 23.023.272,78 67.811.588,74 34.513.387,92 -33.298.200,82
21 Einz.a.Abg.v.Gegenst.d.Sachanl.verm.u.d.imm.Anl.ve 2.700.549,79 9.282.100,00 16.229.469,36 6.947.369,36
22 Einz.a.Abg.v.Gegenst.d.Finanzanl.verm. 21.262.056,17 0,00 2.222.861,95 2.222.861,95
23 Summe Einzahlungen aus Investitionstatigkeit 46.985.878,74  77.093.688,74  52.965.719,23 -24.127.969,51
24 Ausz.f.d.Erwerb v.Grundstiicken u.Gebauden -5.061.805,70 -36.729.753,83  -1.138.356,05 35.591.397,78
25 Auszahlungen fiir Baumafnahmen -27.493.909,06 -94.115.625,21 -38.715.012,48 55.400.612,73
26 Ausz.f.Invest.i.d.sonst.Sachanl.verm.u.imm.Anl.ver -9.865.428,50 -32.718.909,57 -7.681.774,48 25.037.135,09
27 Ausz.f.Invest.i.d.Finanzanl.Verm. -17.704.082,80  -3.875.471,57  -1.174.668,54 2.700.803,03
28 SU Auszahlungen aus Investitionstatigkeit -60.125.226,06 -167.439.760,18 -48.709.811,55 118.729.948,63
29 Finanzm.Ubersch/-fehlbetr.a.Inv.tatigk. -13.139.347,32  -90.346.071,44 4.255.907,68 94.601.979,12
30 Einz.a.d.Aufn.v.Kred.u.Inn.Darl.f.Inv.u.Beg.v.Anl. 37.371.983,60 117.813.918,96 366.008.189,39 248.194.270,43
31 Ausz.f.d.Tilg.v.Kred.u.inn.Darl.f.Inv.u.Beg.v.Anl. -47.832.750,04 -64.309.540,00 -446.298.149,05 -381.988.609,05
32 Finanzm.lUbersch/-fehlbetr.a.Finanz.tatigk. -10.460.766,44  53.504.378,96 -80.289.959,66 -133.794.338,62




Stadt Kassel

Gesamtfinanzrechnung

Rechnungsjahr 2007

Vergleich

Ergebnis Ansatz Ergebnis Ansatz/

Pos. Bezeichnung 2006 2007 2007 Ergebnis
33 Einzahlungen aus fremden Finanzmitteln 1.016.729.895,4 0,00 553.127,16 553.127,16
34 Auszahlungen aus fremden Finanzmitteln -1.005.933.322, 3.580,00 4.658.538,12 4.654.958,12
35 Finanzm.lUbersch/- 10.796.572,51 3.580,00 5.211.665,28 5.208.085,28

fehlbetr.a.haush.unwirks.Zahl.Vor

36 Finanzm.ubersch./-fehlbetr.d.Hh.Jahres -1.181.068,09 -32.556.393,57 -8.431.198,28  24.125.195,29
37 Finanzmittelbestand am Anfang des Haushaltsjahres 3.216.340,34 0,00 2.035.272,25 2.035.272,25
38 Finanzmittelbestand am Ende des Haushaltsjahres 2.035.272,25 -32.556.393,57 -6.395.926,03  26.160.467,54

(A

Dr. Barthel
Stadtkammerer

Anmerkung:

Der Finanzmittelbestand am Ende des Jahres (Position 38) stimmt mit der Bilanz Uberein und ist in der Bilanz in
den Positionen 2.4 "flissige Mittel" und 4.2 "Verbindlichkeiten aus Krediten" enthalten.

Der Finanzmittelbestand aus der Finanzrechnung ist grundsatzlich in der Bilanzposition 2.4 aufgefiihrt. Zum
31.12.2007 ist ein negativer Bankbestand in Hohe von 6.634.447,47 EUR bei dem stadtischen Konto bei der
Kasseler Sparkasse zu verzeichnen. Negative Bankbestande sind als Verbindlichkeiten auszuweisen.

Der Saldo aus negativem Bankbestand und flissigen Mitteln ergibt den negativen Finanzbestand aus der
Finanzrechnung (Position 38).

Die Darstellung in den fiir die Finanzrechnung vorgesehenen unterschiedlichen Berichten und Mustern ist zurzeit
zum Teil noch fehlerhaft. Dies liegt daran, dass die Hinterlegung der Konten mit Finanzgliederungscodes teilweise
noch unrichtig ist bzw. die Muster im Verfahren nicht korrekt hinterlegt sind.

Far die Jahresabschliisse 2007 und 2008 kann leider keine schlissige Finanzrechnung mehr geliefert werden, da
eine Korrektur der Finanzkonten durch Umbuchungen einzelner Betrage aufgrund der enormen Arbeitsaufwandes
nicht durchfihrbar ist. Der Arbeitsaufwand ist nicht zuletzt der Tatsache geschuldet, dass im Marz 2009 die
Umstellung der Sachkonten auf den verbindlichen Kontenplan des Landes Hessen vorgenommen wurde.

Die Konten und deren Hinterlegungen sind fir die Zukunft jedoch richtig gestellt worden. Eine Fehleranalyse wurde
durch das Amt Kdmmerei und Steuern ebenfalls vorgenommen.

Abschlief3end ist jedoch festzuhalten, dass die Finanzrechnung in der Endsumme stimmt. Des Weiteren stimmen
samtliche Ein- und Auszahlungen, die in der Finanzrechnung abgebildet wurden, sowie das Gesamtergebnis der
Finanzrechnung 2007 mit dem Bestand der Bankkonten der Stadt Kassel zum 31. Dezember 2007 Gberein. Fir das
Rechnungsjahr 2009 ist geplant, die Finanzrechnung mit Hilfe des fir die stadtische Finanzsoftware zustandigen
Softwareherstellers infoma richtig zu stellen. Durch die Korrektur der Hinterlegungen der Sachkonten wird im
Rahmen des Jahresabschlusses 2010 eine stimmige Finanzrechnung vorgelegt.


VogtT
Textfeld
Anmerkung:

Der Finanzmittelbestand am Ende des Jahres (Position 38) stimmt mit der Bilanz überein und ist in der Bilanz in den Positionen 2.4 "flüssige Mittel" und 4.2 "Verbindlichkeiten aus Krediten" enthalten.

Der Finanzmittelbestand aus der Finanzrechnung ist grundsätzlich in der Bilanzposition 2.4 aufgeführt. Zum 31.12.2007 ist ein negativer Bankbestand in Höhe von 6.634.447,47 EUR bei dem städtischen Konto bei der Kasseler Sparkasse zu verzeichnen. Negative Bankbestände sind als Verbindlichkeiten auszuweisen.

Der Saldo aus negativem Bankbestand und flüssigen Mitteln ergibt den negativen Finanzbestand aus der Finanzrechnung (Position 38). 
____________________________________________________________________________________________

Die Darstellung in den für die Finanzrechnung vorgesehenen unterschiedlichen Berichten und Mustern ist zurzeit zum Teil noch fehlerhaft. Dies liegt daran, dass die Hinterlegung der Konten mit Finanzgliederungscodes teilweise noch unrichtig ist bzw. die Muster im Verfahren nicht korrekt hinterlegt sind.

Für die Jahresabschlüsse 2007 und 2008 kann leider keine schlüssige Finanzrechnung mehr geliefert werden, da eine Korrektur der Finanzkonten durch Umbuchungen einzelner Beträge aufgrund der enormen Arbeitsaufwandes nicht durchführbar ist. Der Arbeitsaufwand ist nicht zuletzt der Tatsache geschuldet, dass im März 2009 die Umstellung der Sachkonten auf den verbindlichen Kontenplan des Landes Hessen vorgenommen wurde.

Die Konten und deren Hinterlegungen sind für die Zukunft jedoch richtig gestellt worden. Eine Fehleranalyse wurde durch das Amt Kämmerei und Steuern ebenfalls vorgenommen. 

Abschließend ist jedoch festzuhalten, dass die Finanzrechnung in der Endsumme stimmt. Des Weiteren stimmen sämtliche Ein- und Auszahlungen, die in der Finanzrechnung abgebildet wurden, sowie das Gesamtergebnis der Finanzrechnung 2007 mit dem Bestand der Bankkonten der Stadt Kassel zum 31. Dezember 2007 überein. Für das Rechnungsjahr 2009 ist geplant, die Finanzrechnung mit Hilfe des für die städtische Finanzsoftware zuständigen Softwareherstellers infoma richtig zu stellen. Durch die Korrektur der Hinterlegungen der Sachkonten wird im Rahmen des Jahresabschlusses 2010 eine stimmige Finanzrechnung vorgelegt.
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Feststellung des Ergebnisses
Jahresrechnung 2007 Stadt Kassel

Gesamtergebnisrechnung (Muster 14)

Magistrat der Stadt Kassel

Nr. Bezeichnung Ergebnis Fortgeschr. Haushaltsreste | Uber-,auRerpl. Ergebnis Vergleich
Vorjahr Ansatz Haushalt Ansétze Haushaltsjahr ~ Ansatz/Ergebnis|
00 Gesamtergebnisrechnung
01 Privatrechtliche Leistungsentgelte -1.708.067,38| -2.362.550,00 -2.074.084,88 -288.465,12
02 Offentlich-rechtliche Leistungsentgelte -86.282.125,11| -84.880.860,00 -245.400,00 -86.111.896,22 1.231.036,22
03 Kostenersatzleistungen und -erstattungen -27.622.535,01| -28.416.170,00 -75.000,00 -27.124.847,00 -1.291.323,00
04 Bestandsveranderungen und andere akt.
Eigenleistg.
05 Steuern steuerahnl. Ertr.einschl.Ertr.aus -238.523.854,61(-237.321.710,00 -245.465.751,15  8.144.041,15
ges.Uml.
06 Ertrége aus Transferleistungen -8.612.694,43| -8.021.890,00 -250.000,00 -7.945.289,75 -76.600,25
07 Ertr.a.Zuweisgn.u.Zusch.f.Ifd. Zwecke -150.312.761,01(-168.217.250,00 -7.628.160,00 -200.483.927,03  32.266.677,03
u.allg.Uml.
08 Ertr.a.Aufl.v.Sonderp.a.Inv.zuw.-zusch.u.- -26.041.440,96| -27.352.720,00 -27.349.946,55 -2.773,45
Beitr.
09 Sonstige ordentliche Ertrage -47.775.309,03| -32.648.440,00 -258.300,00 -200.000,00 -36.042.424,55  3.393.984,55
10 Summe der ordentlichen Ertrage (Pos. 1 - 9) -586.878.787,54|-589.221.590,00 -258.300,00| -8.398.560,00 -632.598.167,13 43.376.577,13
1 Personalaufwendungen 112.517.042,40| 110.184.997,31 151.137,31 -202.100,00 116.825.675,38 -6.640.678,07
12 Versorgungsaufwendungen 24.579.491,03| 17.828.920,00 25.640.754,25 -7.811.834,25
13 Aufwendungen fiir Sach- und Dienstleistungen 126.421.481,79| 134.217.146,88  3.845.850,97 -365.665,40 128.856.467,73  5.360.679,15
14 Abschreibungen 47.718.319,12| 50.108.313,00 48.216.298,58  1.892.014,42
15 Aufw.f. Zuweisungen und Zuschiisse 43.119.748,70| 39.591.520,74 617.224,79| 3.513.300,00 44.250.534,81 -4.659.014,07|
s.bes.Finanzaufw
16 Steueraufw.einschl.Aufw.a.ges.Uml.verpfl. 57.173.528,54| 59.149.460,00 62.419.263,64 -3.269.803,64
17 Transferaufwendungen 154.628.585,29| 155.956.951,16 81.920,76| 5.483.025,40 155.846.457,21 110.493,95
18 Sonstige ordentliche Aufwendungen 9.676.498,45| 10.470.770,00 260.000,00 -30.000,00 10.338.468,15 132.301,85
19 Summe der ordentlichen Aufwendungen (Pos. 11 | 575.834.695,32| 577.508.079,09  4.956.133,83|  8.398.560,00 592.393.919,75 -14.885.840,66
-18)
20 Verwaltungsergebnis (Pos. 10 ./. Ps. 19) -11.044.092,22| -11.713.510,91 4.697.833,83 -40.204.247,38  28.490.736,47
21 Finanzertrage -6.437.942,13| -5.984.450,00 -5.386.825,76 -597.624,24
22 Zinsen und &dhnliche Aufwendungen 28.109.780,20| 35.944.550,00 27.993.323,38  7.951.226,62
23 Finanzergebnis (Pos. 21 - Pos. 22) 21.671.838,07| 29.960.100,00 22.606.497,62  7.353.602,38
24 Ordentliches Ergebnis (Pos. 20 + Pos. 23) 10.627.745,85| 18.246.589,09  4.697.833,83 -17.597.749,76  35.844.338,85
25 AuRerordentliche Ertrage -6.950.230,35| -4.954.515,00 -16.388.419,11  11.433.904,11
26 AuRerordentliche Aufwendungen 893.865,71 500.000,00 8.852.313,51  -8.352.313,51
27 AuRerordentliches Ergebnis (Pos. 25 ./. Pos. -6.056.364,64| -4.454.515,00 -7.536.105,60 3.081.590,60
26)
28 Jahresergebnis (Pos. 24 + Pos. 27) 4.571.381,21| 13.792.074,09  4.697.833,83 -25.133.855,36  38.925.929,45
Dr. Barthel

Stadtkdmmerer
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1. Rechtliche Grundlagen

Die Stadt Kassel hat gemall § 114s der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) fir den
Schluss eines jeden Haushaltsjahres einen Jahresabschluss nach den Grundsatzen der
ordnungsgemalien Buchflihrung aufzustellen.

Er hat samtliche Vermodgensgegenstande, Schulden, Rechnungsabgrenzungsposten,
Ertrage, Aufwendungen, Einzahlungen und Auszahlungen zu enthalten, soweit durch Gesetz
oder aufgrund eines Gesetzes nichts anderes bestimmt ist. Der Jahresabschluss hat die
tatsachliche Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage der Stadt Kassel darzustellen und ist nach
§ 114s Absatz 3 HGO durch einen Rechenschaftsbericht zu erldutern.

Entsprechend § 51 der Gemeindehaushaltsverordnung-Doppik (GemHVO-Doppik) sind im
Rechenschaftsbericht der Verlauf der Haushaltswirtschaft und die Lage der Stadt Kassel
unter dem Gesichtspunkt der Sicherung der stetigen Aufgabenerfiillung so darzustellen, dass
ein den tatsachlichen Verhaltnissen entsprechendes Bild vermittelt wird. Dabei sind die
wichtigen Ergebnisse des Jahresabschlusses und erhebliche Abweichungen der
Jahresergebnisse von den Haushaltsansatzen zu erlautern und eine Bewertung der
Abschlussrechnungen ist vorzunehmen.

Daruber hinaus sollen im Rechenschaftsbericht folgende Positionen dargestellt werden:

e Angaben uber den Stand der Aufgabenerfullung mit den Zielsetzungen und
Strategien,

e Vorgange von besonderer Bedeutung, die nach dem Schluss des Haushaltsjahres
eingetreten sind,

o die voraussichtliche Entwicklung mit ihren wesentlichen Chancen und Risiken von
besonderer Bedeutung; zugrunde liegende Annahmen sind anzugeben,

¢ wesentliche Abweichungen zwischen geplanten und tatsachlich durchgefiihrten
Investitionen.

Ein formales Konstrukt, z.B. ein Kontraktmanagement, flr eine Analyse der Aufgaben-
erfillung mit Zielsetzungen und Strategien zwischen Stadtverordnetenversammlung und der
Verwaltung als zentrales Instrument der Ergebnissteuerung und Budgetplanung existiert
nicht. Diese Form der Verwaltungssteuerung ist bei der Stadt Kassel nicht eingeflihrt
worden.

Der Stadtverordnetenbeschluss vom 11. Dezember 2000, in dem festgelegt wird, dass auf
ein formliches Leitbild verzichtet wird, ist weiterhin gultig.



2. Entwicklung der stadtischen Finanzlage

Die Stadt Kassel hat in den letzten Jahren groRe Anstrengungen unternommen, den
Schuldenabbau effizient und nachhaltig voranzutreiben. Mit Hilfe von Haushaltssicherungs-
konzepten und einer Haushaltsverfiigung, die Uberwiegend nur eine 80 %ige Verfligbarkeit
der Mittel im Aufwandsbereich zulasst, erfolgte eine restriktive Mittelbewirtschaftung.

Dennoch gelang es zwischen 1979 bis zum Jahr 2006 lediglich sieben Mal, einen
jahresbezogenen Uberschuss zu erwirtschaften. Die guten Rahmenbedingungen dieser
Jahre versetzten die Stadt in die Lage, ein ausgeglichenes ordentliches Ergebnis zu erzielen.
In den anderen Jahren fuhrte der hohe Zinsaufwand aus der Finanzierung der aufgelaufenen
Altfehlbetrage bzw. Verbindlichkeiten zu negativen Ergebnissen. Hieraus sowie aus dem
immanenten Zinsanderungsrisiko ergeben sich fur die mittelfristige Finanzplanung der Stadt
erhebliche Belastungsfaktoren. Zudem steht einer hohen Belastung durch soziale
Transferleistungen eine sich zwar positiv  entwickelnde, aber immer noch
unterdurchschnittliche Steuerkraft gegenliber. Die Strategie der Stadt muss daher auch in
den kommenden Jahren darin bestehen, einkommensstarke Blirger in Kassel anzusiedeln
sowie einen Ausweis von attraktiven Gewerbeflachen vorzunehmen.

3. Aufgabenentwicklung der Stadt Kassel

Die Zahl der Aufgaben sowie die damit verbundenen Aufwendungen der Kommunen steigen
stetig. Vor allem im Hinblick auf die Zusammenlegung der Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe
zum Arbeitslosengeld 1l (ALG Il) ist festzustellen, dass die Zusammenflihrung zwar
abgeschlossen, die sozialen Leistungen aber dennoch weiterhin von umfangreichen
strukturellen Anderungen der letzten Jahre gepragt sind. Die erwartete Entlastung der
offentlichen Haushalte traf nicht im erhofften Umfang zu. Der Zuschussbedarf fiir diese
Sozialleistungen erhdhte sich in 2007 gegenuber 2006 um 1,9 Mio. €.

Zwar sind die Fallzahlen im Bereich des 2. Sozialgesetzbuches von November 2006 bis
November 2007 um 6,1 % gesunken, jedoch ist die Zahl fur Grundsicherungsleistungen nach
dem 12. Sozialgesetzbuch im gleichen Zeitraum um 7,2 % angestiegen.

Es ist nicht damit zu rechnen, dass sich die Fallzahlen in den Folgejahren wesentlich
absenken werden, da die Tendenz steigt, dass vermehrt Personen ein zu geringes
Einkommen in ihrer Erwerbstatigkeit erhalten und somit Anspruch auf erganzende
Leistungen haben. Auch der Arbeitsplatzabbau in Betrieben, u.a. durch Insolvenzen und
befristete Arbeitsvertrage, Iasst die Zahl der Langzeitarbeitslosen ansteigen.

Die Rahmenbedingungen der strukturellen Arbeitslosigkeit, fehlende Arbeitsplatze im
unteren Lohnsegment, der hohe Anteil dlterer Menschen u.v.m. kann von der Stadt Kassel
nicht bzw. nur in geringem Male beeinflusst werden.

Dennoch versucht die Stadt Kassel den Demografischen Wandel aktiv mit umfangreichen
MalBnahmen zu bewaltigen. Durch Bindelung aller Ressourcen kann es gelingen, die
strukturellen Probleme durch Arbeitslosigkeit und ihre Folgen und damit die sozialen
Lebensbedingungen zu andern.

Einem steten Wandlungsprozess unterliegen ebenfalls die Aufgaben in der Jugendhilfe. Es
entstehen immer mehr Konfliktlagen, mit denen Familien und auch Schulen nicht mehr allein
fertig werden kénnen. Durch den besorgniserregenden gesellschaftlichen Wandel hin zu sich
auflésenden, rudimentaren Familien gerat das Wohl des Kindes in den Familien in den
Hintergrund.



Aus diesem Grund steigt die Zahl der Hilfesuchenden beim Jugendamt rapide an, wobei sich
abzeichnet, dass die Lebensumstidnde immer komplexer werden und einen gréReren
Arbeitsaufwand darstellen. Die Aufgabenbreite des Jugendamtes nimmt vor allem auch in
der Bekampfung von vermehrt auftretenden Auffalligkeiten von ,Teilleistungsstérungen®, wie
z.B. Lese- oder Schreibschwache, seelischen und psychischen Erkrankungen von Kindern,
zu. Zudem ist ein starker Trend zum friihen Griff nach illegalen Drogen und ein Anstieg von
Gewaltpotenzial in den Familien zu erkennen.

Positiv ist jedoch anzufiihren, dass eine veranderte Wahrnehmungskultur der Bevélkerung
zu verzeichnen ist. Mehr Zivilcourage, vor allem seit dem Tod eines Sauglings im Januar
2005 und der damit verbundenen hohen medialen Aufmerksamkeit, fuhrt vermehrt zu
Gefahrdungsmeldungen. Problematisch stellt sich hier aber die gesteigerte strafrechtliche
Relevanz fur die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Jugendamtes dar. Es kann kein noch
so qualifizierter Mitarbeiter mit der notwendigen Sicherheit beurteilen, wie sich eine
Konfliktsituation in einer Familie oder wie sich ein Jugendlicher entwickeln wird. Angesichts
dieser Unsicherheit ist es verstandlich, dass HilfemaRnahmen friher bewilligt werden und
somit die Kosten ansteigen. Andererseits fuhrt der Grundsatz des Vorrangs der ambulanten
Hilfeleistung dazu, dass die Kosten nicht in gleicher Hohe wie die Fallzahlen ansteigen.
Dennoch steigt der Aufwand in diesem Bereich bei insgesamt riicklaufigen Ertragen deutlich
Uberproportional und es ist nicht mit einer Abflachung des rasanten Anstiegs zu rechnen.

Einen weiterern an Bedeutung standig zunehmenden Bereich der Jugendhilfe stellt die
Tagesbetreuung von Kindern in Tagespflegestellen und Einrichtungen (Kindertagesstatten)
dar. Neben der Umsetzung des Rechtsanspruchs auf einen Kindergartenplatz hat die Stadt
Kassel unter schwierigen Bedingungen die Angebote fir eine bedarfsgerechte
Tagesbetreuung entwickelt und durch entsprechende Planungen die gesetzlichen Vorgaben
erfullt. Dies gqilt in besonderer Weise fur die beispielhafte Entwicklung der
Grundschulkinderbetreuung in  Verbindung mit den Hortangeboten sowie fur die
Ausbauplanung und die Verbesserung der Personalstandards fur die Betreuung der unter
Dreijahrigen und bei den 25er Gruppen im Kindergarten. Das Betreuungsangebot der unter
Dreijahrigen steigt aufgrund der Nachfrage stetig, sodass im kommenden Haushaltsjahr
2008 eine Platzerweiterung vorgesehen ist.

Die Tagespflege fur Kinder gewinnt angesichts des Betreuungsbedarfs in den
Tagesrandzeiten aufgrund von flexibleren Arbeitszeiten der Eltern an Bedeutung. Ziel und
Aufgabe der Stadt Kassel ist es, die familienbezogene Betreuung in den Tagespflegestellen,
besonders fur die ersten Lebensjahre zu qualifizieren und zu einem gleichrangigen
Forderangebot mit der Tagespflege in Kindertagesstatten auszubauen. Diese zusatzliche
Leistungsausweitung findet einen breiten Konsens vor allem in der Bundes- und
Landespolitik.

Auch in Zukunft ist mit Aufgabenerweiterungen und damit einhergehend mit weiteren
Kostensteigerungen zu rechnen.

4. Analyse des Jahresabschlusses 2007

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Kassel hat die Haushaltssatzung fur das Jahr
2007 am 11. Dezember 2006 beschlossen. Sie wurde vom Regierungsprasidium Kassel
aufsichtsrechtlich mit Verfigung vom 11. Mai 2007 unter Auflagen genehmigt. Die
Haushaltssatzung sah einen Jahresfehlbedarf von ca. 9,7 Mio. € vor.

Einhergehend mit der guten wirtschaftlichen Gesamtlage war das Haushaltsjahr 2007 das
erfolgreichste und beste der Stadt Kassel seit vielen Jahrzehnten. So konnte mit rund
25 Mio. € nach (saldierten) Abschreibungen von 20,9 Mio. € und (saldierten) Ruckstellungen
- insbesondere flir Pensionsverpflichtungen - von 18,4 Mio. € ein nicht nur fiir Kasseler



Verhaltnisse sehr beachtlicher Uberschuss erzielt werden. Beriicksichtigt man nur das
ordentliche Ergebnis, das nach der HGO als Malistab fir den Haushaltsausgleich
herangezogen wird, so ist dies mit 17,6 Mio. € ebenfalls deutlich positiv. In der Bilanz der
Stadt Kassel schlagt sich dieser Gewinn und die nicht zahlungswirksamen Positionen der
Abschreibungen und Riickstellungen in einem spurbaren Abbau der Verschuldung der Stadt
nieder. So konnten in 2007 die Gesamtverbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen gegenlber
dem Vorjahr um 38,2 Mio. € reduziert werden. Malgeblich hierfir war neben der
verbesserten Einnahmesituation eine erhéhte Einnahme an Landeszuwendungen. Da das
Zinsniveau leicht gestiegen ist und die Verbesserung erst im IV. Quartal eintrat, verminderte
sich der Zinsaufwand im Jahre 2007 gegentber 2006 um ca. 400.000 €.

Zum 31. Dezember 2007 wurden Kreditverbindlichkeiten in Hohe von 704,5 Mio. €
festgestellt. Davon entfallen 281,1 Mio. € auf kurzfristige Verbindlichkeiten, die ohne
Einschrankungen am Geldmarkt finanziert werden konnten. Es bestand zu keiner Zeit ein
Engpass in der Kreditversorgung der Stadt.

Gegenlber den geplanten Haushaltsansatzen des Ergebnishaushaltes haben sich folgende
Veranderungen ergeben. Zu bericksichtigen ist, dass in den aufgeflihrten geplanten
Gesamtaufwendungen die aus dem Jahr 2006 Ubertragenen Haushaltsreste in Hohe von
2.535.702,63 € enthalten sind. Des Weiteren sind die seit dem 1. Januar 2007 eingetretenen
Uber- und auBerplanmaRigen Aufwendungen/ Auszahlungen (UPL/APL) in Hohe von
9.105.966,65 € sowohl in den Plan- als auch in den Ist-Zahlen beriicksichtigt.

Planergebnis 2007
in €

Ist-Ergebnis 2007
in €

Abweichung
in €

Gesamtertrage

600.160.555,00

654.373.412,00

+54.212.857,00

Gesamtaufwendungen

613.952.629,09

629.239.556,64

-15.286.927,55

Fehlbedarf /
Uberschuss

-13.792.074,09

+25.133.855,36

+38.925.929,45

Zusammenfassend ergibt sich aus der geplanten Unterdeckung von ca. 13,8 Mio. € ein
Jahresuberschuss von ca. 25,1 Mio. €, was einer Verbesserung von 38,9 Mio. € entspricht.
Verbesserungen bei den Ertragen in Hohe von 54,2 Mio. € stehen Verschlechterungen bei

den Aufwendungen in Héhe von 15,3 Mio. € gegenlber.

4.1 Plan-Ist-Vergleich der Ergebnisrechnung 2007

(inkl. Haushaltsresten und UPL/APL)

Planergebnis Ist-Ergebnis Abweichun
Pos. Bezeichnung 2007 2007 ) 9

: : in €

in € in €
1 Privatrechtliche Leistungsentgelte -2.362.550,00 -2.074.084,88 288.465,12
2 | Offentlich-rechtliche Leistungsentgelte -84.880.860,00 -86.111.896,22 -1.231.036,22
3 | Kostenersatzleistungen und -erstattungen -28.416.170,00 -27.124.847,00 1.291.323,00
4 | Bestandsveranderungen und andere akt. Eigenleistungen 0,00 0,00 0,00
5 | Steuern steuerahnl. Ertr.einschl.Ertr.aus ges.Uml. -237.321.710,00 | -245.465.751,15 -8.144.041,15
6 | Ertrage aus Transferleistungen -8.021.890,00 -7.945.289,75 76.600,25




Planergebnis

Ist-Ergebnis

Pos. Bezeichnung 2007 2007 Ab""?ri‘fgh“”g
in€ in €
7 Ertr.a.Zuweisgn.u.Zusch.f.Ifd.Zwecke u.allg.Uml. -168.217.250,00 | -200.483.927,03 -32.266.677,03
8 | Ertr.a.Aufl.v.Sonderp.a.Ilnv.zuw.-zusch.u.-Beitr. -27.352.720,00 -27.349.946,55 2.773,45
9 | Sonstige ordentliche Ertrage -32.648.440,00 -36.042.424,55 -3.393.984,55
10 | Summe der ordentlichen Ertrage (Pos. 1 -9) -589.221.590,00 | -632.598.167,13 -43.376.577,13
11 | Personalaufwendungen 110.184.997,31 116.825.675,38 6.640.678,07
12 | Versorgungsaufwendungen 17.828.920,00 25.640.754,25 7.811.834,25
13 | Aufwendungen fiir Sach- und Dienstleistungen 134.217.146,88 128.856.467,73 -5.360.679,15
14 | Abschreibungen 50.108.313,00 48.216.298,58 -1.892.014,42
15 | Aufw.f. Zuweisungen und Zuschisse s.bes.Finanzaufw 39.591.520,74 44.250.534,81 4.659.014,07
16 | Steueraufw.einschl.Aufw.a.ges.Uml.verpfl. 59.149.460,00 62.419.263,64 3.269.803,64
17 | Transferaufwendungen 155.956.951,16 155.846.457,21 -110.493,95
18 | Sonstige ordentliche Aufwendungen 10.470.770,00 10.338.468,15 -132.301,85
19 | Summe der ordentlichen Aufwendungen (Pos. 11 - 18) 577.508.079,09 | 592.393.919,75 14.885.840,66
20 | Verwaltungsergebnis (Pos. 10 ./. Ps. 19) -11.713.510,91 -40.204.247,38 -28.490.736,47
21 | Finanzertrage -5.984.450,00 -5.386.825,76 597.624,24
22 | Zinsen und ahnliche Aufwendungen 35.944.550,00 27.993.323,38 -7.951.226,62
23 | Finanzergebnis (Pos. 21 - Pos. 22) 29.960.100,00 22.606.497,62 -7.353.602,38
24 | Ordentliches Ergebnis (Pos. 20 + Pos. 23) 18.246.589,09 -17.597.749,76 -35.844.338,85
25 | AuBerordentliche Ertrage -4.954.515,00 -16.388.419,11 -11.433.904,11
26 | AuBerordentliche Aufwendungen 500.000,00 8.852.313,51 8.352.313,51
27 | AuBerordentliches Ergebnis (Pos. 25 ./. Pos. 26) -4.454.515,00 -7.536.105,60 -3.081.590,60
28 | Jahresergebnis vor internen Leistungsbeziehungen 13.792.074,09 -25.133.855,36 -38.925.929,45
29 | Ertrage der internen Leistungsbeziehungen 0,00 0,00 0,00
30 | Aufwendungen der internen Leistungsbeziehungen 0,00 0,00 0,00
31 | Ergebnis der internen Leistungsbeziehungen 0,00 0,00 0,00
32 | Jahresergebnis nach internen Leistungsbeziehungen 13.792.074,09 -25.133.855,36 -38.925.929,45

Erhebliche Verbesserungen auf der Ertragsseite

Die Schlisselzuweisungen Ubertrafen den Ansatz 2007 um ca. 13,4 Mio. €. Grund
hierfur ist eine einmalige Spitzabrechnung durch das Land.

Die Gewerbesteuer brachte ein erneut ein gutes Ergebnis. Sie zeigt bereits seit
Jahren eine stabile Tendenz und Ubertraf den Haushaltsansatz 2007 um 3,7 Mio. €.

Einige GrofRobjekte des Immobilienmarktes sorgten dafir, dass der Haushaltsansatz
fur den Gemeindeanteil an der Grunderwerbsteuer um 2,5 Mio. € Ubertroffen

werden konnte.




o Das Aufkommen am Gemeindeanteil der Einkommensteuer stieg deutlich starker
an, als nach der Steuerschatzung zu vermuten war. Nachdem der Anteil an der
Einkommensteuer in den Jahren 2000 bis 2006 ricklaufig war, ist fir 2007 eine
Trendwende erkennbar. Der Haushaltsansatz wurde um 4,9 Mio. € Ubertroffen.

Erhebliche Verbesserungen auf der Aufwandsseite

e Durch das anhaltend glinstige Zinsniveau sowie eine spatere Aufnahme von Krediten
wurden Zinsaufwendungen in Hohe von 4,4 Mio. € eingespart.

e Das Sozialamt konnte durch intensives Fallmanagement den Zuschussbedarf fur
Transferleistungen um ca. 1,3 Mio. € vermindern.

e Aufgrund der auRergewdhnlich warmen Durchschnittstemperatur 2007 konnten
Heizkosten in Héhe von ca. 0,6 Mio. € eingespart werden

e Bei Strom konnten Einsparungen aus der europaweit durchgefiihrten Ausschreibung
und die damit verbundene Auftragsvergabe an die guinstigste Bieterin in Héhe von ca.
120.000 € erzielt werden.

e Die Reinigungskosten konnten in 2007 um ca. 300.000 € reduziert werden. Dies
liegt zum einen an der Vergabe von Reinigungsobjekten aus der Eigen- in die
Fremdreinigung sowie an Neuausschreibungen bereits in der Vergabe befindlicher
Objekte. Zum anderen werden bei Sanierungsmalnahmen in Gebauden die
Reinigungsaufwendungen wahrend der Sanierung und Bauendreinigung aus dem
jeweiligen Bauprojekt finanziert.

Erhebliche Verschlechterungen auf der Aufwandsseite

e Die Erhdéhung verschiedener Rickstellungen (z.B. fiir Uberstunden, Urlaub,
Altersteilzeit) fihrt insgesamt zu einer Steigerung der Personalaufwendungen von
rd. 8,4 Mio. €, weil in 2007 keine Ansatze hierfir geplant wurden. Dem gegentber
stehen Minderausgaben von z.B. rd. 1,1 Mio. € fir Honorare und rd. 0,8 Mio. € flr
SV-Arbeitgeberanteile, sodass sich eine saldierte Abweichung von rd. -6,6 Mio. €
ergibt.

o Eine Erhdéhung der Pensionsrickstellungen fihrt bei den Versorgungs-
aufwendungen zu einer Steigerung von ca. 8,2 Mio. €. Grund hierfir ist, dass in 2007
keine Zuflihrungen bzw. Auflésungen von Pensionsrickstellungen geplant wurden.

Weitere Abweichungen von den fortgeschriebenen Ansatzen inkl. Verschlechterungen auf
der Ertragsseite sind den Ziffern 4.21. ff. zu entnehmen.

4.2 Plan-Ist-Vergleich 2007 aufgeteilt nach Organisationseinheiten

(inkl. Haushaltsresten und UPL/APL)
Bei den Plan- bzw. Ist-Ergebnissen der Organisationseinheiten wird jeweils nur der
Uberschuss/Fehlbedarf dargestellt. Sie ergeben sich aus dem Saldo von Ertragen und
Aufwendungen. Uberschiisse sind mit negativem Vorzeichen versehen, Fehlbedarfe mit
positivem.

Planergebnis Ist-Ergebnis Abweichun
Dez. | Amt Bezeichnung 2007 2007 in€ 9
in€ in €
0 801 | Magistrat 2.255.170,00 1.891.185,46 -363.984,54
0 805 | Stadtverordnetenversammiung 1.000.980,00 955.685,98 -45.294,02
Summe
0 Magistrat/Stadtverordnetenversammlung 3.256.150,00 2846.871,44 -409.278,56




_ Planergebnis Ist-Ergebnis Abweichung
Dez. | Amt Bezeichnung 2007 2007 in€
in€ in €
1 10 | Hauptamt 4.210.057,66 3.396.732,07 -813.325,59
1 11 | Personal- und Organisationsamt 11.158.840,54 6.610.257,28 -4.548.583,26
1 14 | Revisionsamt 1.053.870,00 725.366,44 -328.503,56
1 16 | Biro der Stadtverordnetenversammlung 399.417,74 376.923,24 -22.494,50
1 30 | Rechtsamt 1.116.260,00 856.942,02 -259.317,98
1 52 | Sportamt 2.983.787,25 3.016.769,89 32.982,64
1 804 | Gleichstellungsbeauftragte 96.600,00 106.766,57 10.166,57
1 - Summe Dezernat 1 21.018.833,19 15.089.757,51 -5.929.075,68
2 20 | Kdmmerei und Steuern 2.210.118,75 1.951.593,07 -258.525,68
2 23 | Liegenschaftsamt 1.139.328,00 410.973,59 -728.354,41
2 50 | Sozialamt 27.189.502,76 26.916.758,71 -272.744,05
2 55 | Ausgleichsamt 247.533,00 144.852,21 -102.680,79
2 56 | Arbeitsférderung Kassel-Stadt GmbH 43.703.821,89 33.295.793,33 -10.408.028,56
2 - Summe Dezernat 2 74.490.304,40 62.719.970,91 -11.770.333,49
3 32 | Ordnungsamt 655.470,00 -440.844,57 -1.096.314,57
3 33 | Einwohner- und Standesamt 2.340.170,00 1.762.732,37 -577.437,63
3 36 | Veterinardienst und Lebensmitteliiberwachung 30.355,00 91.934,26 61.579,26
3 37 | Feuerwehr 12.015.171,77 6.174.061,76 -5.841.110,01
3 41 | Kulturamt 22.146.725,82 21.641.239,70 -505.486,12
3 - Summe Dezernat 3 37.187.892,59 29.229.123,52 -7.958.769,07
5 40 | Schulverwaltungsamt 10.857.623,30 8.070.276,86 -2.787.346,44
5 51 | Jugendamt 55.125.028,33 52.763.318,51 -2.361.709,82
5 53 | Gesundheitsamt 2.435.240,00 2.359.580,53 -75.659,47
5 | 803 | Frauenblro 232.220,00 219.954,10 -12.265,90
5 - | Summe Dezernat 5 68.650.111,63 63.413.130,00 -5.236.981,63
6 60 | Bauverwaltungsamt 807.578,88 993.269,38 185.690,50
6 62 | Vermessung und Geoinformation 2.192.630,00 2.108.856,85 -83.773,15
6 63 | Stadtplanung und Bauaufsicht 2.421.125,00 1.628.032,51 -793.092,49
6 64 | Wohnungsamt 1.386.840,00 1.234.804,92 -152.035,08
6 65 | Hochbau und Gebaudebewirtschaftung 17.035.282,03 20.094.361,29 3.059.079,26
6 66 | StraRenverkehrsamt 29.573.310,77 28.991.206,65 -582.104,12
6 67 | Umwelt- und Gartenamt 8.209.052,60 8.137.221,61 -71.830,99




Planergebnis Ist-Ergebnis Abweichun
Dez. | Amt Bezeichnung 2007 2007 . 9
: . in€
in€ in €
6 - | Summe Dezernat 6 61.625.819,28 63.187.753,21 1.561.933,93
8 | 802 | Personalrat 298.103,00 325.544,90 27.441,90
8 806 | Sonstige Personalausgaben 21.191.881,70 21.191.881,70
8 - | Summe Sonstiges Personal 298.103,00 21.517.426,60 21.219.323,60
9 900 | Allgemeine Finanzwirtschaft -252.735.140,00 | -283.116.448,05 -30.381.308,05
Jahresergebnis Stadt Kassel gesamt 13.792.074,09 -25.112.414,86 -38.904.488,95
Anmerkung:

Die Differenz zwischen dem Jahresergebnis aus dem Plan-Ist-Vergleich nach Kontenklassen
(zZiffer 4.1) und dem Jahresergebnis aus dem Plan-Ist-Vergleich nach Organisationseinheiten
resultiert aus Korrekturbuchungen im Rahmen der Abstimmung von Finanz- und
Anlagenbuchhaltung, denen keine Kostenstelle mitgegeben wurde, da sie keiner speziellen
Organisationseinheit zugeordnet werden kénnen.

Nachstehend sind die erheblichen Abweichungen des Rechnungsergebnisses ab 200 T€ von
den Haushaltsansatzen aufgeflihrt. Die Gliederung erfolgt nach den Organisationseinheiten,
getrennt nach Aufwand und Ertrag. Die dortigen Abweichungen beziehen sich auf das
jeweilige Budget einer Organisationseinheit.  Hinsichtlich der Bildung neuer
Haushaltsausgabereste wird dabei auf die Anlage 3 verwiesen.

4.2.1 Hauptamt (Amt -10-)

. Plan- .
Budget Bezeichnung Aufwendungen Ist-Aufwendungen Abweichung
7-060-001 Postgebiihren und Versandkosten 989.940,00 728.569,58 -261.370,42
Begrindung:

Im documenta-Jahr 2007 wurde mit einem hdéheren Postaufkommen gerechnet und somit die
Mittelveranschlagung in der entsprechenden Hohe vorgenommen. Im Jahr 2007 wurden
159.262 Postsendungen weniger als im Vorjahr verzeichnet.

4 .2.2 Personal- und Organisationsamt (Amt -11-)

. Plan- .
Budget Bezeichnung Aufwendungen Ist-Aufwendungen Abweichung
7-11002-A001 | Fersonal- und Organisationsamt Info 1.937.266,54 1511.097,83 - 425.190,64
u. Komm.Tech

Begriindung:

Diese Wenigerausgabe setzt sich aus folgenden nennenswerten Positionen zusammen:

— Aus dem Sachkonto 616920000 (Unterhaltung/Instandhaltung Kleingerate) werden u. a.
technisches Zubehdr, Ersatzteile und Softwareupdates gekauft sowie Reparaturen,
Hardwarewartungs- und Softwarepflegevertrage bestritten. Der Bereich Ersatzteile und
Reparaturen unterliegt naturgeman starken Ausgabeschwankungen und lasst damit keine
exakte Mitteldisposition zu. Hier entstand eine Wenigerausgabe in Héhe von 74.900,50 €,
die insbesondere durch nicht notwendige Reparaturen der stadt. Telefonanlage und die
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noch nicht falligen Wartungskosten fur die zur Zeit sich noch in Beschaffung befindliche
neue Telefonanlage resultieren.

— Das Sachkonto 617900000 dient zur Begleichung von Aufwendungen fir in Anspruch
genommene externe Dienstleistungen. Es entstand eine Wenigerausgabe von
129.765,89 €. Geplante Dienstleistungen der Fa. Novell im Bereich der Netzwerkbetriebs-
und der Kommunikationssoftware wurden aufgrund von techn. Unzulanglichkeiten der
Produkte nicht durchgefiihrt (rd. 15.000 €). Eine Beratungsleistung flir eine o&ffentl.
Ausschreibung eines TK-Providers wurde aufgrund einer Anpassung der vorhandenen
Vertragsbindung nicht durchgefiihrt (rd. 10.000 €). Weitere Dienstleistungen externer
Unternehmen wurden z. T. aufgrund der Auslastung der Fachamter nicht durchgefiihrt
bzw. waren aufgrund einer techn. Konsolidierungsphase nicht notwendig. Fir versch.
Projekte im Bereich des E-Government wurden ca. 64.000 € weniger ausgegeben, davon
ca. 27.000 € fur Beratungs- und Anpassungsleistungen zur Inbetriecbnahme eines Call-
Centers. Daneben konnten Anpassungsleistungen fur  das beschaffte
Formularmanagemensystem nicht durchgeflihrt werden, da sich die Abnahme des
Systems bisher verzdgert hat.

— Auf dem Sachkonto 664010000 werden Mittel fur interne und externe Schulungen
vorgehalten. Hier entstand eine Wenigerausgabe in HOhe von 24.318,57 €. Aufgrund
verschiedener Projektverschiebungen wurden/konnten die entsprechenden Schulungen
nicht oder noch nicht durchgefihrt werden, z. B. flr die weitere Einfllhrung eines
Dokumentenmanagementsystems.

— Das Sachkonto 671020000 (Mobilienleasing) dient zum Leasing des Verwaltungsbedarfs
an IT-Hardware (Server, PC, Drucker, Monitore). Hier entstand eine Wenigerausgabe in
Hoéhe von 161.225,51 €. Die vorgesehene Ersatzbeschaffung von Netzwerkkomponenten
im Switch-Bereich wurde aufgrund von Abhangigkeiten zum Projekt "Ersatzbeschaffung
einer Sprachkommunikationslésung” in 2007 nicht durchgefiihrt. Zur Zeit jedoch lauft der
Austausch dieser Komponenten, so dass die Mittel in 2008 erforderlich werden. Daneben
konnte der leasingbedingte Tausch von Hardware aufgrund einer Terminverzdgerung in
2007 nicht wie geplant durchgefuhrt werden.

— Aus dem Sachkonto 683100000 (Datentbertragungskosten) werden die Kosten fir den
Internetzugang der Verwaltung geleistet. Die Verwaltung verfugt hier vertraglich tUber eine
relativ geringe Ubertragungsbandbreite, nutzt aber effektiv eine wesentlich groRere;
soweit der Vertragspartner diese auch technisch anpasste, ware eine Vertragsanpassung
hinsichtlich Bandbreite und Kosten unausweichlich fiir einen performanten IT-Betrieb. Hier
entstand eine Wenigerausgabe in Hohe von rd. 25.000 €.

4.2.3 Sozialamt (Amt -50-)

. Plan- .
Budget Bezeichnung Aufwendungen Ist-Aufwendungen Abweichung
7-50000-A004 | Sozialamt Vor-KST 500 00 024 0,00 230.491,44 +230.491,44
Begriindung:

Bei diesem Budget handelt es sich um eine Vorkostenstelle fur die separate Darstellung der
Aufwendungen aus der Kostenerstattung gemal § 103, § 107 und § 108 BSHG
(Kostenerstattung mit anderen Sozialleistungstragern). Hierbei handelt es sich um eine
Restabwicklung von Leistungsfallen aus den Jahren 2003/2004.

Die Veranschlagung der Mittel im Haushalt 2007 erfolgte zunachst im Budget 7-50001-A001
»,Hauptbudget Leistungen nach dem SGB XII* in Héhe von 500 Tsd. €. Das bedeutet, dass
fur 2007 tatsachliche Minderaufwendungen von rd. 269.500 € eingetreten sind.

Bei der Kalkulation der Ansatze ist nicht bekannt, welche Leistungen aus den jeweiligen
Abrechnungsfallen von den anderen Sozialhilfetragern geltend gemacht werden. Durch die
drohende Verjahrung werden dort vermutlich verstarkte Anstrengungen bei der Bearbeitung
der Abrechnungsfalle unternommen.
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Far das Folgejahr 2008 wird allerdings mit einem erheblichen Rickgang der Aufwendungen
(Restabwicklung) gerechnet.

Budget Bezeichnung Plan-Ertrage Ist-Ertrage Abweichung
7-50000-A004 | Sozialamt Vor-KST 500 00 024 0,00 2.406.202,94 +2.406.202,94
Begrindung:

Bei diesem Budget handelt es sich um eine Vorkostenstelle fir die separate Darstellung der
Ertrage aus der Kostenerstattung gemaf § 103, § 107 und 108 BSHG (Kostenerstattung mit
anderen Sozialleistungstragern). Hierbei handelt es sich um eine Restabwicklung von
Leistungsfallen aus den Jahren 2003/2004.

Die Veranschlagung der Mittel im Haushalt 2007 erfolgte zunachst im Budget 7-50001-A001
-Hauptbudget Leistungen nach dem SGB XII* in Hohe von 1,3 Mio. €. Entsprechend dieser
Verlagerung ist im vorgenannten Budget flir 2007 eine Gesamtmindereinnahme von rd. 1,3
Mio. € zu verzeichnen (s. Begriindung zum Budget). Das bedeutet, dass flr 2007 eine
tatsachliche Mehreinnahme von 1.106.202,94 € eingetreten ist.

Bei der Kalkulation der Ansatze ist nicht bekannt, welche Leistungen aus den jeweiligen
Abrechnungsfallen, insbes. im Bereich der Krankenhilfe gezahlt worden sind. Hier macht sich
die stark zeitversetzte Abrechnung von Krankenhilfeaufwendungen bemerkbar. Durch die
speziell im Sozialamt fur die Abrechnungsfalle eingesetzten Mitarbeiter besteht eine hohe
Fachkompetenz, die insbes. bei Streitfallen mit anderen Sozialhilfetragern zu einem guten
Ergebnis fur die Stadt Kassel fuhrt.

Fur das Folgejahre 2008 wird allerdings mit einem erheblichen Rickgang der Ertrage
gerechnet. Die Restabwicklung ist weitgehend abgeschlossen.

. Plan- .
Budget Bezeichnung Aufwendungen Ist-Aufwendungen Abweichung
7-50000-A011 | Sozialamt Vorabdotiertes Budget 49.960.000,00 51.137.484,49 +1.177.484,49
(Transferleistungen SGB XII)
Begrindung:

Bei diesem Budget werden alle Transferleistungen des Sozialamts die im Zusammenhang
mit den Sozialgesetzbuch XII, dem Asylbewerberleistungsgesetz und Ausgaben fir
Arbeitsgelegenheiten i. S. des § 16 (3) Sozialgesetzbuch Il veranschlagt.

Die Entwicklungen der einzelnen Leistungsbereiche sind sehr unterschiedlich. So sind die
Ausgaben im Bereich der Hilfe zum Lebensunterhalt aufgrund geringer Fallzahlen weiterhin
ruckldufig. Fur den Bereich der Hilfe zur Pflege konnten durch verstarkten Einsatz der
Beratungsstelle "Alter Werden" im ambulanten Bereich und der Umstellung im stationéren
Bereich auf das sogenannte "Nettoprinzip" die Ausgaben im Vergleich zu den Vorjahren
weiter gesenkt werden. Inwieweit sich hier die angestrebte Reform der Pflegeversicherung
negativ/positiv auswirken kann, bleibt abzuwarten.

Fir die Krankenhilfe konnten wir aufgrund der weiterhin hohen Ausgaben durch stark
zeitversetzte = Rechnungslegung durch  die Leistungserbringer  (Krankenkassen,
Krankenhauser usw.) und durch immens hohe Kosten in Einzelfdllen die angestrebte
Senkung der Aufwendungen nicht erreichen. Im Vergleich zum Vorjahr konnten die
Ausgaben allerdings verringert werden. Zukunftig wird hier in den Folgejahren mit einen
Ruckgang der Aufwendungen durch den Verringerung der Leistungsbezieher durch den
Wechsel in die Pflichtversicherung wegen ALG 2, als auch die erweiterte Mdglichkeiten zur
Pflichtversicherung in gesetzlichen Krankenkassen ab 2007, gerechnet. Einzelfalle kénnen
die Anséatze stark belasten.

Hauptursache fiir den Mehrbedarf der Aufwendungen sind neben den weiterhin steigenden
Kosten in der Eingliederungshilfe fir Behinderte Menschen (Einflussmdglichkeiten zur
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Kostenreduzierung durch die Stadt gering) die "negative" Entwicklung bei den Fallzahlen der
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung im ambulanten Bereich (rd. 90 Falle bei
Fallkosten von jahrlich ca. 4.600 €). Hier wird in den Folgejahren die Fallzahl kontinuierlich
steigen. Nicht steigende Renten und der demographische Wandel werden vermutlich
ebenfalls zu einem weiteren Anstieg der Fallzahlen flihren.

. Plan- .
Budget Bezeichnung Aufwendungen Ist-Aufwendungen Abweichung
7-50001-A001 g%zs'a)'g?“ Hauptbudget Leistungen 636.810,00 47.768,40 - 589.041,60

Begrindung:

Hierbei handelt es sich um Aufwendungen, die im Zusammenhang mit der Gewahrung der
Transferleistungen des Sozialgesetzbuch XII stehen, z. B. Gerichts-, Notar- und
Anwaltskosten, Gutachten/Untersuchungen, Fernmeldegeblihren, Bliromaterial usw.

Die hier ebenfalls veranschlagten Aufwendungen fiir Kostenerstattungsanspriiche anderer
Sozialhilfetrager (500 Tsd. €) wurden zur besseren Darstellung buchungstechnisch auf die
Vorkostenstelle 500 000 24 verlagert. Dort wurde der vorgenannte Ansatz mit rd. 230 Tsd. €
ebenfalls unterschritten (siehe hierzu Begriindung zu Budget 7-50000-A004).

Die o. g. Unterschiedsbetrag ist daher insbes. auf die Verlagerung der Aufwendungen fir
Kostenerstattungsanspriiche auf die Vorkostenstelle zurlckzuflhren.

Bei den Ertragen ergibt sich ein dhnliches Bild.

Budget Bezeichnung Plan-Ertrage Ist-Ertrage Abweichung

7-50001-A001 ggzéa)'?lr‘t Hauptbudget Leistungen 26.561.490,00 24.140.465,13 -2.421.024.87

Begriindung:

Bei diesen Ertragen handelt es sich um Erstattungen anderer Sozialleistungstrager (z. B.
Rentenversicherungstrager), Unterhaltszahlungen, Kostenersatzansprichen usw. flr
Leistungsberechtigte nach dem Sozialgesetzbuch XII und Zahlungen des Landes im
Rahmen des Finanzausgleichsgesetzes (FAG).

Die hier veranschlagten Ertrage aus Kostenerstattungsansprichen gegen andere
Sozialhilfetrager (1,3 Mio. €) wurden zur besseren Darstellung buchungstechnisch auf die
Vorkostenstelle 500 00 024 verlagert. Dort konnte Uber den vorgenannten Ansatz ein
Mehrertrag von rd. 1,1 Mio. € erzielt werden (siehe hierzu Begriindung zu Budget
7-50000-A004).

Darutber hinaus wurden die veranschlagten Ertrage aus der Leistungsbeteiligung des Landes
an den Ausgaben fur ALG Il (Wohngeld-Anteil) in Hohe von 3,3 Mio. € in das Budget
7-56001-A001 ,AFK Hauptbudget” umgesetzt.

Der o. g. Unterschiedsbetrag ist daher insbes. auf die Verlagerung der Ertrage aus
Kostenerstattungsansprichen auf die Vorkostenstelle und der Leistungsbeteiligung des
Landes auf das Hauptbudget AFK zurlckzuflhren.

Budget Bezeichnung Plan-Ertrage Ist-Ertrége Abweichung

7-50003-A001 El‘zﬂﬁlﬁge'"'a“ptb“dget Leistungen fir 1.587.200,00 843.957,24 - 743.242,76

Begrindung:

Die Fallzahlen im Bereich Asylbewerberleistungsgesetz sind weiterhin ricklaufig. Bei
gleichzeitigem Ruckgang der Zugangszahlen reduziert sich die Anzahl der mit dem Land
pauschal abrechenbaren Asylbewerberinnen und Asylbewerber.
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DarlUber hinaus ist bei der Mittelanmeldung flr das Haushaltsjahr 2007 ein Eingabefehler
festzustellen. Anstatt den Ansatz der pauschalen Erstattung des Landes bei der Kostenstelle
500 00 302 wie geplant um 210.000 € zu reduzieren, wurde durch das Verwechseln des
Vorzeichens der Ansatz um 210.000 € erhoht. Insgesamt flihrte dies zu einer ungeplanten
Ansatzerhoéhung von 420.000 € fir 2007.

Der eigentliche Unterschiedsbetrag (weniger) betragt daher nur rd. 323.000 € und bezieht
sich auf den genannten Bereich im Rahmen des Asylbewerberleistungsgesetz. Die
Ausgaben flir diesen Personenkreis sind im Vergleich zum Vorjahr ebenfalls um rd.
450.000 € zuriickgegangen.

Budget Bezeichnung Plan-Ertrage Ist-Ertrage Abweichung

7-50004-A001 g%zéal'fmt Hauptbudget Leistungen 2.300.000,00 2.095.110,02 - 204.889,98

Begriindung:

Bei diesen Ertragen handelt es sich um Erstattungen der Arbeitsforderung Kassel-Stadt
GmbH fir stadtisch bereitgestellte Arbeitsgelegenheiten (AGH) im Sinne des § 16 (3)
Sozialgesetzbuch Il und Erstattungen vom Land im Rahmen der Projektférderung Hilfe zur
Arbeit (Passgenau in Arbeit -PiA-).

Fur das Jahr 2007 konnten von den geplanten 450 stadtischen Arbeitsgelegenheiten trotz
intensiver Bemuhungen der Kommunalen Arbeitsférderung (Abteilung -502-) nicht alle
Stellen bereitgestellt werden. Entsprechend geringer sind die Erstattungen der AFK
ausgefallen.

4.2.4 Arbeitsforderung Kassel-Stadt GmbH (Amt -56-)

Plan-

Budget Bezeichnung Ist-Aufwendungen Abweichung
Aufwendungen
7-56000-A006 | AFK Vorabdotiertes Budget 59.000.000,00 57.537.618,27 -1.462.381,73
Begrindung:

Bei diesen Aufwendungen handelt es sich um die kommunalen Ausgaben im Rahmen des
Sozialgesetzbuches Il (SGB Il) fir die Unterkunftskosten inkl. Mietnebenkosten, Heizkosten,
einmaligen Leistungen und Eingliederungsleistungen nach § 16 Abs. 2 SGB |l
(Kinderbetreuung, Schuldnerberatung, usw.).

Die flir die Budgetbildung 2007 zugrunde gelegten Fallzahlen und deren Entwicklung fir
2007 konnten durch die gute Arbeit der AFK bei der Vermittlung in den ersten und zweiten
Arbeitsmarkt und die anhaltend positive konjunkturelle Entwicklung erheblich gesenkt
werden. Im Vergleich Dezember 2007 zum Vorjahreszeitraum sanken die
Bedarfsgemeinschaften um 5,99 % auf insgesamt 14.058.

Eine Anpassung der Pauschalen fir Kosten der Unterkunft (KdU) und Heizung erfolgte in
2007 nicht. Zur Zeit werden monatlich durchschnittlich 327 € pro Bedarfsgemeinschaft flir
KdU und Heizung gewahrt. Fir 2008 werden die Pauschalen fir Heizkosten an die hohen
Energiepreise angepasst.

31,2 % der Kosten flir Unterkunft und Heizung wurden 2007 vom Bund flir 2007 erstattet. Die
Aufwendungen werden monatlich spitz abgerechnet. Auf der Ertragsseite des Budgets wird
dies deutlich. Fir 2008 ist der Bundesanteil auf 28,6 % gesenkt worden.

Durch die Senkung der Bundesbeteiligung und der Erhéhung der Heizkostenpauschalen ist
mit Mehrbelastungen des Haushaltes 2008 zu rechnen. Durch eine weitere Senkung der
Fallzahlen hoffen wir, diese Mehrbelastung zu kompensieren. Die Entwicklung bleibt
abzuwarten.
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Budget Bezeichnung Plan-Ertrage Ist-Ertrage Abweichung

7-56001-A001 | AFK Hauptbudget 17.553.000,00 25.039.968,70 +7.486.968,70

Begriindung:

Bei diesen Ertragen handelt es sich zum grof3en Teil um die Kostenbeteiligung des Bundes
an den kommunalen Ausgaben fiir die KdU und Heizkosten flir Leistungsberechtigte nach
dem SGB Il in Hohe von 31,2 %.

Zusatzlich wurden die veranschlagten Ertrage aus der Leistungsbeteiligung des Landes an
den Ausgaben fuir ALG Il (Wohngeld-Anteil) in Hoéhe von 3,3 Mio. € aus dem Budget
7-50001-A001 in dieses Budget umgesetzt. Der Erstattungsbetrag wird vom Land
festgesetzt. Tatsachlich erhielten wir fur 2007 einen Betrag in Hohe von rund 5,5 Mio. €.

Daruber hinaus werden hier die kommunalen Leistungen fur Berechtigte, die im Betreuten
Wohnen leben, vom Landeswohlfahrtsverband unter Abzug des Bundesanteils in voller Hohe
erstattet. Eine Einschatzung, wie hoch dieser Personenkreis sein wird, ist nicht moglich.

Fur die Folgejahre ist jedoch mit einem Ruckgang der Ertrage zu rechnen, weil der Bund fur
2008 seinen Anteil auf 28,6 % gesenkt hat. Hierzu erfolgt eine jahrliche Uberprifung.

4.2.5 Ordnungsamt (Amt -32-)

Budget Bezeichnung Plan-Ertrage Ist-Ertrage Abweichung
7-32000-A001 | Ordnungsamt Vor-KST 320 00 000 381.620,00 268,57 - 381.351,43
Begrindung:

Es handelt sich bei diesem Ertrag um die Uberschussbeteiligung aus der gemeinsamen
Zulassungsstelle. Die Uberschussbeteiligung flr die Stadt Kassel im Jahr 2007 betrug
627.093,69 €. Hieraus resultiert eine Mehreinnahme von 245.850 €.

Die Uberschussbeteiligung wurde bei dem Budget 7-32001-A001 ,Hauptbudget Sicherheit
und Ordnung® bertcksichtigt, so dass nur vordergrindig bei obigem Budget eine
Wenigereinnahme erzielt wurde.

Budget Bezeichnung Plan-Ertrage Ist-Ertrage Abweichung
7-32000-A002 | Ordnungsamt Vor-KST 320 00 061 232.400,00 0,00 - 232.400,00
Begriindung:

Es handelt sich bei diesem Ertrag um Overhead- und Gemeinkosten aus der gemeinsamen
Zulassungsstelle von Stadt und Landkreis Kassel. Der Overhead- und Gemeinkostenanteil
fur die Stadt im Jahr 2007 betrug 247.422,42 €. Hieraus resultiert eine Mehreinnahme von
15.000 €.

Die Einnahme der Overhead- und Gemeinkosten wurde bei dem Budget 7-32001-A001
,Hauptbudget Sicherheit und Ordnung® bericksichtigt, so dass nur vordergrindig bei obigem
Budget eine Wenigereinnahme erzielt wurde.

Budget Bezeichnung Plan-Ertrage Ist-Ertrége Abweichung
7-32001-A001 | Hauptbudget Sicherheit und Ordnung 1.794.720,00 2.619.139,43 +824.419,43
Begrindung:

Durch Mehreinnahmen in unterschiedlichen Bereichen, wie z. B. Fuhrerscheinstelle
(+9.900 €), Waffenwesen, Fundsachenverwaltung, Allg. MaBnahmen Gefahrenabwehr (insg.
+ 31.400 €), Uberschussbeteiligung aus der gemeinsamen Zulassungsstelle (+ 245.850 €),
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Handel, Gewerbe, Gaststattenrecht (+ 28.100 €), Bu- und Verwarnungsgeldern aus dem
Bereich o6ffentliche Sicherheit und Ordnung (nicht Verkehrsiberwachung) (+ 50.000 €) sowie
diverse Kostenersatze und Erstattungen von Gemeinden und von ubrigen Bereichen (z.B.
Erstattung von Abschiebungskosten) (+101.000 €) konnten Defizite aus anderen Bereichen
kompensiert werden. Defizitar waren z. B. die Ertrdge aus Sondernutzungsgebiihren
(- 60.000 €).

Die Wenigereinnahmen konnten durch andere Bereiche aufgefangen werden, so dass im
Ergebnis im Hauptbudget Ordnungsamt -Sicherheit und Ordnung- ein Uberschuss erzielt
wurde.

Budget Bezeichnung Plan-Ertrage Ist-Ertrage Abweichung
7-32002-A001 Hauptbudget Verkehrsiiberwachung 4.171.960,00 3.769.749,57 -402.210,43
Begrindung:

Der Ertragsriickgang resultiert gréftenteils aus den Wenigereinnahmen im Bereich der Bul3-
und Verwarnungsgelder. Zu begrinden ist dies mit dem Einsatz von
Ordnungspolizeibeamten, die urspriinglich fiir die Uberwachung des ruhenden Verkehrs
zustandig sind, in anderen Aufgabengebieten. Hierzu zahlen die ganzjahrigen
Verkehrskontrollen an der Hafenbriicke durch zwei bis vier Ordnungspolizeibeamte sowie die
tagliche Leerung der Parkscheinautomaten durch zwei Ordnungspolizeibeamte.

Budget Bezeichnung Plan-Ertrage Ist-Ertrage Abweichung
7-32003-A001 | Hauptbudget Zulassungsstellen 3.680.300,00 3.917.593,78 +237.293,78
Begrindung:

In den Einnahmebereichen 6ffentlich-rechtliche Verwaltungsgebihren, Verwaltungsgebihren
(Kraftfahrtbundesamt) sowie den Ertragen aus Bufigeldern und Verwarnungen der Kfz-
Zulassungsstellen, ist die Summe der Ertrdge gegenlber der urspringlichen
Haushaltsplanung 2007 angestiegen. Zu begriinden ist dies mit den nicht so stark
gesunkenen Zulassungszahlen wie vermutet. Gegenliber dem Vorjahr 2006 sind die Ertrage
im Jahr 2007 insgesamt geringer ausgefallen.

4.2.6 Feuerwehr (Amt -37-)

Budget Bezeichnung Plan-Ertrage Ist-Ertrége Abweichung
7-37001-A001 | Feuerwehr Hauptbudget 3.776.500,00 3.981.590,82 +215.090,82
Begrindung:

Die von Jahr zu Jahr sehr unterschiedlichen Einsatzzahlen der Berufsfeuerwehr lassen nur
eine Schatzung des Haushaltsansatzes zu. Eine tendenzielle Entwicklung lasst sich aus den
statistischen Werten nicht ableiten. Gestiegene Einsatzzahlen flhrten zu einer
Uberschreitung des Ansatzes im Bereich der Leitstellengebiihren und der Gebiihren fiir die
notarztliche Leistung, so dass die Wenigereinnahmen der Gebihren flir die
Feuerwehreinsatze kompensiert wurden. Eine Korrektur nach dem jeweiligen Ergebnis des
Vorjahres erfolgt jahrlich bei der Aufstellung der Mittelanmeldungen.
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4.2.7 Kulturamt (Amt -41-)

. Plan- .
Budget Bezeichnung Aufwendungen Ist-Aufwendungen Abweichung
7-41001-A001 | Kulturamt allgemein Hauptbudget 14.661.873,04 15.378.4407,05 +716.534,01
Begriindung:

Zum Jahresabschluss 2007 war fir den stadtischen Anteil an den Betriebskosten des
Staatstheaters Kassel eine Rickstellung in Hohe von 388.650,69 € zu bilden.

AuRerdem war im Nachhinein noch eine Umsetzung von Investitionszuschissen fur die
Bausanierung Staatstheater zum Ergebnishaushalt notwendig, da es sich bei den
Maflnahmen um solche der Bauunterhaltung handelte.

Budget Bezeichnung Plan-Ertrage Ist-Ertrage Abweichung
7-41001-A001 | Kulturamt allgemein Hauptbudget 1.601.100,00 1.815.170,91 +214.070,91
Begriindung:

Der Unterschiedsbetrag resultiert im Wesentlichen aus Mehreinnahmen in folgenden
Bereichen:

e Spenden: ca. 80.000,00 €
e Sponsoring ca. 45.000,00 €
o Weiterleitung Herkulesspende ca. 50.000,00 €
e Landeszuweisung (Programmbuch Kassel Kultur 07) 10.000,00 €
o Weiterleitung Zuwendung ARS Natura 15.800,00 €
e Mehreinnahmen Benutzungsentgelte Dock 4 i. Z. m. documenta 12.000,00 €
Budget Bezeichnung Plan-Ertrage Ist-Ertrége Abweichung
7-41001-A002 | Hauptbudget Musikakademie 1.758.740,00 1.479.384,21 - 279.355,79
Begriindung:

Aufgrund der starken Verzdgerung bei der Zahlung der Personalkostenerstattung durch das
Land, sind der Stadt erheblichen Zinskosten entstanden. Da diese nicht von der Stadt
verursacht wurden, sieht das Finanzdezernat sich verpflichtet, die Zinskosten vom
Verursacher (das Land) zuriickzuholen. In 2006 wurde daher eine Zinsforderung in Héhe von
200.000 € gebucht. Fir 2007 wurde ein Ansatz in Hohe von 50.000 € gebildet und eine
Forderung in gleicher Hohe gebucht.

Nachdem das Rechtsamt in 2007 festgestellt hat, dass die rechtliche Durchsetzbarkeit der
Zinsforderung gegenuber dem Land auf dem Klageweg verneint werden muss, wurden zum
31.12.2007 die o. g. Forderungen in der Finanzbuchhaltung storniert (dies stellt sich in der
Summe als Mindereinnahme 2007 in Héhe von 250.000 € dar). Die Stornierung geschah
ausschliel3lich aufgrund bilanzieller Vorschriften, da nur gewisse/sichere Forderungen in die
Bilanz aufgenommen werden durfen.

Unbeschadet dessen bleibt die Haltung gegeniber dem Land unverandert, d. h. die Stadt ist
weiterhin bemuht, eine Zinsenkostenerstattung vom Land zu erhalten.

Die restlichen Mindereinnahmen resultieren aus nicht planbaren Musikschulentgelten,
Gastschulbeitragen, Beschulungskosten und den Erstattungen nach dem Hess. Schulgesetz.
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Budget Bezeichnung Plan-Ertrage Ist-Ertrage Abweichung
7-41001-A003 | Hauptbudget Museen und Archive 376.790,00 623.834,33 +247.044,33
Begrindung:
Die Mehreinnahmen resultieren insbesondere aus dem guten Verlauf der
Sonderausstellungen des Naturkundemuseums:
- Auf den Spuren der Dinosaurier (17.10.06 - 25.02.07)
- Faszinierende Welt der Spinnen (02.03. - 28.05.07)
- Sdume (25.03. - 04.12.07)
- Die Natur als Kunstlerin (19.06. - 14.10.07)
- Otzi - der Mann aus dem Eis (23.10.07 - 20.04.08)
4.2.8 Schulverwaltungsamt (Amt -40-)
Budget Bezeichnung Plan-Ertrage Ist-Ertrage Abweichung
7-40001-A001 gggg&z:dgfﬁusnggﬁgiﬁggggﬂ”mt/ 1.224.120,00 630.831,03 - 593.288,97

Begriindung:

Entgegen dem Ansatz in Hohe von 550.000 € wurden keine Leistungen vom
Sozialhilfetrager fir Schilerbeférderungskosten gezahlt.

Aufgrund einer Entscheidung des BVG aus dem Jahr 1999 Ubernimmt das Sozialamt die
behinderungsbedingten Mehraufwendungen der Schilerbeférderung (Fahrtdienste). Dies
hatte ein aufwendiges Antrags-, Bewilligungs- und Abrechnungsverfahren zwischen
Sozialamt und Schulverwaltungsamt zur Folge. Im Laufe des Jahres 2006 sollte dieses
Verfahren insoweit vereinfacht werden, dass vom Sozialamt ohne Antragsverfahren eine
Pauschale gezahlt wird. Uber die Héhe der Pauschale und ggf. jahrliche Anpassungen
konnte keine Einigung erzielt werden. Durch einen Kommunikationsfehler ist nach dem Ende
des Jahres 2006/2007 keine Zahlung geflossen. Ein finanzieller Schaden ist der Stadt nicht
entstanden, da der Ausgabeansatz des Sozialamtes nicht belastet wurde. Im Ergebnis
handelt es sich lediglich um eine innere Verrechnung.

Gleichzeitig ist die Zuweisung nach § 22 FAG, entgegen der Veranschlagung, wegen
gesunkener Schulerzahlen um 39.550 € geringer ausgefallen.

Budget Bezeichnung Plan-Ertrage Ist-Ertrage Abweichung
7-40005-A002 | Schulverwaltungsamt Gastschulbei- 852.950,00 574.321,23 - 278.628,77
trége / Férderschulen

Die Wenigereinnahme ist entstanden, da die Endabrechnung mit verschiedenen Landkreisen
zur Kostenbeteiligung an den Férderschulen noch aussteht.

Budget Bezeichnung Plan-Ertrage Ist-Ertrage Abweichung
7.40006-A002 | Schulverwaltungsamt Gastschulbe- 503.190,00 243.662,00 - 259.528,00
trage / Gesamtschulen

Begriindung:

Ein Teil der Gastschulbeitragseinnahmen ist bei der Buchung nicht den jeweiligen
Schulformen zugeordnet worden. Daher enthalt dieses Budget eine Wenigereinnahme.
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4.2.9 Jugendamt (Amt -51-)

Budget Bezeichnung Plan-Ertrage Ist-Ertrage Abweichung
7.51002-A001 | Forderung von Kindern in 8.643.610,00 10.678.615,60 +2.035.005,60
Tageseinrichtungen

Begriindung:

Das Budget umfasst die Ertrage der stadt. und der Kindertagesstatten freier Trager. Hohere
Ertrage sind im Wesentlichen in folgenden Bereichen eingetreten:

- Erziehungs- und Verpflegungsentgelte/stadt. Kitas mit 260 T€,
- Erstattungen von Gemeinden- und -verbanden/Einzelintegration in stadt. Kitas mit 345 T€,
- Ertrage aus Spenden/stadt. Kitas mit 21 T€,
- Zuweisungen des Landes, fur
a) Tagesplege (Bamibini-Programm) mit 345 T€ und
b) Forderung von Kitas freier Trager (Bambini-Programm) mit 681 T€.

Durch diese Mehrertrage konnten Minderertrage und Mehraufwendungen anderer
Teilbudgets des Jugendamtes ausgeglichen werden.

Plan-

Budget Bezeichnung Aufwendungen Ist-Aufwendungen Abweichung
7.51002-A001 | Forderung von Kindern in 11.883.115,00 12.733.239,32 +850.124,32
Tageseinrichtungen

Begriindung:

Das Budget umfasst die Aufwendungen der stadt. und der Kindertagesstatten freier Trager.
Mehraufwendungen sind im Wesentlichen entstanden bei der Weiterleitung von Landesmittel
aus dem Bambini-Programm bei

- Tagespflege mit 219 € und
- Férderung von Kitas freier Trager mit 490 T€.

Die Mehraufwendungen sind gedeckt durch entsprechende Mehrertrdge des Landes im
gleichen Budget (siehe oben).

Budget Bezeichnung Aufwzlna:jnu-ngen Ist-Aufwendungen Abweichung
7-51003-A001 | A\lgemeine Forderung von jungen 1.353.290,00 1.132.179,96 -221.110,04
Menschen

Begriindung:

Das Budget umfasst die Aufwendungen der Kinder- und Jugendférderung sowie die
Forderung freier Trager in diesem Bereich. Der grofte Teil der Minderaufwendungen mit
136 T€ sind im Bereich der Zuschusse fur Ifd. Zwecke entstanden. Aufgrung eines
Vorzeichenfehlers wurden einige Zuschiisse versehentlich doppelt erfasst. Weitere
Einsparungen sind u. a. auf die 20 %ige Haushaltssperre zurtickzufihren und verteilen sich
auf mehrere Sachkonten.

Budget Bezeichnung Plan-Ertrage Ist-Ertrége Abweichung

7-51004-A001

Hilfe fur junge Menschen und Familien 7.844.090,00 7.486.397,94 - 357.692,06

Begriindung:

Das Budget umfasst im Wesentlichen die Ertrage im Rahmen der Leistungserbringung nach
dem SGB VIII (Erziehungshilfe), der Leistungen nach dem Unterhaltsvorschussgesetz (UVG)
und der Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz. Geringere Ertrage sind
entstanden bei den Kostenersatzen und den Erstattungen. Die Forderung sozialer Hilfen
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wurde ab 2007 Uber das Verwahrgeldkonto 476 300 422 abgewickelt. Diese Minderertrage
hierfir belaufen sich auf 300 T€, die verbleibenden 58 T€ verteilen sich auf diverse
Sachkonten.

. Plan- .
Budget Bezeichnung Aufwendungen Ist-Aufwendungen Abweichung
7-51004-A001 | Hilfe fiir junge Menschen und Familien 3.552.510,00 2.618.863,25 - 933.646,75
Begrindung:

Im oben genannten Budget zusammengefasst sind im Wesentlichen die Sachaufwendungen
und Erstattungen fur die Organisationsbereiche Allgemeiner sozialer Dienst (ASD) /
Wirtschaftliche Jugendhilfe, Jugendgerichtshilfe (JGH), Vormundschaften, Beistandschaften,
Unterhaltsvorschussgesetz sowie Kita- und Heimaufsicht. Die Minderaufwendungen sind in
zwei Bereichen entstanden:

1) Erstattungen von Gemeinden und -verbande fur Hilfen zur Erziehung nach dem SGB VIII
fur Kinder und Jugendliche innerhalb und auf3erhalb von Heimen und Anstalten mit 635 T€.
Erstattungen fallen dann an, wenn ein anderer 6ffentlicher Jugendhilfetrager gemaR § 86¢
und d SGB VIl fortlaufend oder vorlaufig tatig geworden ist oder tatig wird. Nach der
Ermittlung des endgliltig verpflichteten Tragers wird das Erstattungsverfahren durch den in
Vorleistung getretenen Trager betrieben. Die Ermittlung dieser Ausgaben gestaltet sich
schwierig, da es aufgrund der Bestimmungen des SGB VIII durch Wohnungswechsel von
Eltern oder Elternteilen zu erheblichen Verschiebungen bei der ortlichen Zustandigkeit und
damit zusammenhangend auch bei den Erstattungen zwischen den Kostentragern kommen
kann. Die Ausgaben unterliegen einer Vielzahl nicht kalkulierbarer Einflussgrofien (Klarung
Vaterschaft, Personensorgerechtsregelung, Vormundschaftsregelung pp.) und lassen sich
daher nicht nach Fallzahlen und Durchschnittssatzen berechnen. Auch die
Abrechnungspraxis der Stadte, Landkreise pp., die die Anforderungen stellen, ist nicht
beeinflussbar. Es muss davon ausgegangen werden, dass sich die Erstattungen auf einem
hohen Niveau einpendeln werden, da insbesondere Familien, die Erziehungshilfen
beantragen, zu dem Personenkreis gehdren, der haufiger seinen Wohnsitz wechselt.
Insoweit unterliegen diese Ausgaben ausschlieRlich externer Beeinflussung.

2) Weiterleitung von Zuschussen im Rahmen der Foérderung sozialer Hilfen mit 300 T€. Die
Foérderung wurde ab 2007 Uber das Verwahrgeldkonto 476 300 422 abgewickelt. Den
Minderaufwendungen stehen entsprechende Minderertrage des Landes im gleichen Budget
gegenuber.

Plan-

Budget Bezeichnung Ist-Aufwendungen Abweichung
Aufwendungen
7-51004-A002 | Hife fur junge Menschen und Familien 30.821.610,00 31.377.792,80 +556.182,80
/ Transferleistungen

Begrindung:

Im Budget zusammengefasst sind im Wesentlichen die Transferleistungen nach dem SGB
VIII (Leistungen der Erziehungshilfe), die Leistungen nach dem Unterhaltsvorschussgesetz
(UVG) und die Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG). Ende 2007
wurden wegen weiter steigender Fallzahlen fiir Leistungen der Erziehungshilfe 5,0 Mio. €
Uberplanmaflig bewilligt. Aufgrund schwankender Fallzahlen, nicht beeinflussbarem
Rechnungseingang der Trager von Jugendhilfeeinrichtungen ist eine exakte Mittelvorhersage
kaum mdglich. Die Mehraufwendungen belaufen sich auf 1,8 % der Aufwendungen dieses
Teilbudgets und sind bei verschiedenen Leistungsarten eingetreten. Die Mehraufwendungen
konnten innerhalb des Gesamtbudgets des Jugendamtes ausgeglichen werden, so dass
eine Mehrbelastung des stadt. Haushaltes nicht eingetreten ist.
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4.2.10 Bauverwaltungsamt (Amt -60-)

Plan-

Budget Bezeichnung Ist-Aufwendungen Abweichung
Aufwendungen
7-60001-A001 Hauptbudget Bauverwaltungsamt 570.173,88 289.085,38 -281.088,50
Begrindung:

Im Jahr 2007 waren erhebliche InfrastrukturmaRnahmen fur die Standorte der neuen
offentlichen Toilettenanlagen erforderlich. Diese Kosten sind jedoch nicht in einer Summe
dem Haushalt 2007 zuzuordnen, sondern Uber einen Rechnungsabgrenzungsposten jahrlich
aufzulésen und entsprechend zuzuordnen, so dass fiir das Jahr 2007 eine Weniger-Ausgabe
erfolgte.

Weiterhin wurden Haushaltsausgabereste in Hohe von 70.000 € gebildet.

4.2.11 Stadtplanung und Bauaufsicht (Amt -63-)

Budget Bezeichnung Plan-Ertrage Ist-Ertrage Abweichung
7-63002-A001 | Hauptbudget Bauaufsicht. 1.616.470,00 2.381.692,88 +765.222,88
Begrindung:

Der Unterschiedsbetrag ist im Wesentlichen auf die Bauaufsichtsgebuhren zurlckzufuhren,
die im Jahr 2007 um 855.000 € uber dem Haushaltsansatz lagen. Die erhebliche Erh6hung
des Geblhrenaufkommens trotz der gleich gebliebenen Anzahl der Bauantrage (1.031)
gegeniiber dem Vorjahr liegt darin begriindet, dass Uberproportional viele Grolbauvorhaben
genehmigt worden sind. Da die Gebuhren fir die Baugenehmigung Uberwiegend nach dem
Volumen des zu genehmigenden Gebdudes berechnet werden, ergaben sich die nicht
vorhersehbaren positiven Auswirkungen auf das Geblihrenaufkommen.

4.2.12 Wohnungsamt (Amt -64-)

Budget Bezeichnung Plan-Ertrage Ist-Ertrage Abweichung
7-64001-A001 | Hauptbudget Wohnungsamt. 1.794.200,00 1.449.206,47 - 344.993,53
Begrindung:

Die Ertrage aus der Fehlsubventionierungsabgabe sind erfahrungsgemal schwankend.
Zu Beginn eines dreijahrigen Leistungszeitraumes (LZR) werden aufgrund
Uberdurchschnittlich vieler Zahlfalle erheblich mehr Ausgleichsbebetrage erhoben als am
Ende eines LZR. Der Rickgang von Zahlfallen resultiert u. a. durch die Beendigung von
Mietverhaltnissen, Minderungsantragen von Zahlungspflichtigen (Verringerung des
Einkommens, der HaushaltsgroRe sowie Mieterhdhungen) und dem Auslaufen der
Belegungs- und Mietpreisbindungen o6ffentlich geférderter Wohnungen. Der LZR endet am
30.06.2008, so dass sich bereits im Haushaltsjahr 2007 die dargestellte Situation
ertragswirksam niederschlagt.

Fur die Unterbringung obdachloser Kasseler Birgerinnen und Birger wurden vom
Wohnungsamt im Jahr 2007 verteilt Gber das gesamte Stadtgebiet ca. 250 Wohneinheiten in
Anspruch genommen. Bei den laufenden Unterbringungsverfahren gibt es jedoch immer
wieder Zeitabschnitte, in denen fiir einzelne Wohnungen wegen Nichtzahlung der Miete
durch die Wohnungsnutzer (z. B. bedingt durch Sanktionen der Arbeitsférderung Kassel
Stadt oder Verlust der Arbeitsstelle) keine Nutzungsentschadigung fur den entsprechenden
Wohnraum erhoben und eingenommen werden kann. Diese Zeitabschnitte des
Zahlungsausfalls sind nur sehr schwer einschatzbar. Im Jahr 2007 kam es hierdurch zu einer
Mindereinnahme von rd. 44.000 € (entspricht ca. 5,5 % des Ansatzes) bei dem Sachkonto
JKostenersatz Miete fur Obdachlosenunterkiinfte®.
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Im Haushaltsjahr 2007 errechnen sich Mindereinnahmen im Bereich der o6ffentlich-
rechtlichen Verwaltungsgebihren. Dies ist bedingt durch eine geringere Anzahl von
Antragen zur Erteilung von Abgeschlossenheitsbescheinigungen und der Tatsache, dass
einige Vorgange erst im Jahr 2008 zum Abschluss kommen.

4.2.13 StralRenverkehrsamt (Amt -66-)

Budget Bezeichnung Plan-Ertrage Ist-Ertrage Abweichung
7-66004-A001 | Hauptbudget Parkpl. und Parkeinr. 3.800.000,00 4.151.020,50 +351.020,50
Begriindung:

Die Abweichung ergibt sich aus Mehreinnahmen aus Parkgebuhren.

5. Entwicklung und Bewertung der Investitionen
5.1 Investitionstatigkeiten

Im Jahr 2007 standen insgesamt Haushaltsmittel in Hohe von 158.645.578,37 € fir investive
Tatigkeiten zur Verfiigung. Hiervon entfielen

o 73.548.563,67 € auf Ansatze des Haushaltsjahres 2007
e 85.097.014,70 € auf Ubertragene Reste aus 2006 und den Vorjahren (gem. § 21
GemHVO-Doppik)

Dem gegenuber stehen Ist-Ausgaben in Hohe von 52.850.834,41 €. Somit wurden ca. 2/3
der verfugbaren Haushaltsmittel nicht in Anspruch genommen. Die konjunkturelle Lage, die
Entwicklung am Arbeitsmarkt und die Notwendigkeit, begonnene Projekte ziigig fortzusetzen
und fertig zu stellen, erfordern es, nach eingehender Prifung Haushaltsausgabereste in
Hohe von 73.464.149,42 € zu bilden. Bei doppischer Buchfihrung belasten die
Haushaltsreste nicht das Jahr 2007, sondern stehen im Folgejahr als zusatzliche
Ausgabemittel zur Verfugung und belasten dieses. Die Einzelpositionen sind der Anlage 4
zum Rechenschaftsbericht zu entnehmen.

Anzumerken ist, dass sich durch die erst am 11. Mai 2007 vom Regierungsprasidium Kassel
erteilte Haushaltsgenehmigung zwangslaufig Verzdgerungen bei den fir 2007 geplanten
Malnahmen ergaben.

Folgende groRere EinzelmalRnahmen des Jahres 2007 sind hervorzuheben. Die
MafRnahmen sind absteigend nach dem Volumen der Jahresergebnisse 2007 geordnet:

Investitions- Kurzbeschreibung Ergebnis 2007
nummer

6606140152 | Briicke TannenstralRe (DB) 4.653.327,64
6504206100 | 1ZBB MalRnahmen 4.285.822,16
4104302400 | Staatstheater, Zuschuss fiir Sanierung 3.190.076,00
6606140106 | Um- und Ausbau, Erneuerung von Straen, Baukosten 3.092.648,71
6306320100 | Urban-Projekte 2.609.901,88
6500115100 | Berufsfeuerwehr -Leitstelle -,Baukosten 2.513.141,18
6606140103 | Bau von Anliegerstraen, Baukosten 2.461.304,27
6500970100 | Auestadion, u. a. Sanierung Nord- und Sudtribline, Flutlichtanlage 2.190.844,59
6606140105 GroRere Instandsetzungen 2.190.209,66
6306360100 Bereitschaftspolizei -Konversion- 2.091.292,40
6500245100 Reformschule Wilhelmshdhe, Erweiterung 1. und 2. BA 1.788.786,34
3705200300 ggrr:ljilsézt:]el::geehr, u.a. Neukauf Drehleiter, EDV-Einrichtung Leitstelle, Digitale 1.730.390,94
6306370100 | Gewerbliche Standortentwicklung Ziel 2, Baukosten 1.588.866,73
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Investitions-

Kurzbeschreibung

Ergebnis 2007

nummer
6606140134 | Verkehrssteuer-/Regelsystem (VSRS) 1.544.095,23
6500395200 | Generalsanierung 2. Berufsschulzentrum 1.496.846,40
6606140137 | Gartnerplatzbriicke -Erneuerung- 1.398.699,36
6606140153 | Neubau Briicke Neue Miihle 1.200.018,94
6306390100 | Luttich-Kaserne-Kassel -Konversion-, Baukosten 721.119,62
6504202200 | Gymnasien, Bauliche Verbesserungen, u. a. Sanierung Friedrichsgymnasium 641.913,67
9009816400 | MHKW, Zuweisungen 610.680,83
6306330100 | Einf. und soz. Stadterneuerung Oberzwehren 574.377,30
6500005200 | Rathaus, Teilsanierung, Brandschutz und Sanierung Toilettenanlagen 536.457,77
6606140452 | Bricke Tannenstralle, Zuschiisse 518.800,00
6500280100 | Schule Eichwaldchen, Neubau Gymnastikraum 482.332,95
9009822400 | Flughafen GmbH Kassel, Zuweisung 386.342,18
6500490100 | Carl-Schomburg-Schule 1, Erweiterung und Anbau Biologie 381.277,03
6504210100 | Schulen, Baukosten im Rahmen von G8 376.974,06
4104303300 :(eir:jsi;s;mmlungen, Ankéaufe documenta Kunstwerke u. a. ,Dream-Boot" und ,random 374.497,00
6306340100 | Stadtebauliche Sanierungsmafinahme Rothenditmold 327.545,37
6606140406 | Um- und Ausbau, Erneuerung von Stral3en,Zuschlsse 269.623,95
6500190100 Ernst-Leinius-Schule, Umbau 2. BA und Erweiterung 253.067,00
6606120441 Altenbaunaer Str. Zuschiisse an Sonderrechnung 237.707,79
6500505200 | Heinrich-Schiitz-Schule, Sanierung Sudtrakt 217.949,83
6606140154 | Landgraf-Karl-Strale -Um- und Ausbau-, Baukosten 202.702,32
6606140126 | Radwege/Radrouten 200.513,43

Bei folgenden Projekten ergaben sich starke Abweichungen zu den Planzahlen. In den
Zahlen sind sowohl die Ansatze 2007 als auch die Reste aus den Vorjahren enthalten. Die
Malnahmen sind aufsteigend nach Investitionsnummern geordnet.

Standard I. u. K. Technik

Investitions- Bezeichnun Ansatz Ergebnis Abweichung auss'\(,{lét(tjEIfun
nummer. g 2007 2007 absolut ptung
prozentual
110 4006 300 | Standard l-u.K-Technik 112152805 |  186.814,04 |  934.714,01 16,66
-Bewegl. Vermégen-

Begriindung der wesentlichen Plan-Ist Abweichung

Der Uberwiegende Teil der Abweichung begriindet sich aus der Beschaffung der neuen
Telekommunikationsanlage, die aus verschiedenen Grinden nicht wie geplant in 2007
erfolgte. Hierfir wurden Haushaltsausgabereste in Hohe von 810.000 € in das Jahr 2008

Ubertragen.

Allgemeines Grundvermdgen

Investitions- Bezeichnun Ansatz Ergebnis Abweichung auss’\gm)el_fun
nummer. 9 2007 2007 absolut ptung
prozentual
230 4800 500 Qﬂg‘;rr:‘;;”es Grundvermagen — 6.147.150,00 | 2.028.144,27 | 4.119.005,73 33,00
230 4800 500 ﬁggzr::é”es Grundvermogen - -4.270.000,00 | -6.641.825,51 | 2.371.825,51 155,55
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Begrindung der wesentlichen Plan-Ist Abweichung

Die Abweichung hangt vor allem mit dem erhdhten Verkauf von Grundstiicken zusammen.
Aufgrund der hohen Nachfrage in 2007 kam es zu zusatzlichen Verkaufen, die zum Teil nicht
geplant waren. Hervorzuheben ist die gro3e Nachfrage an Gewerbegrundsticken, vor allem
in Waldau Ost und Waldau West. Hinzu kommt der Ausverkauf der VHS (Wilhelmshéher
Allee) und des Hermann-Schafft-Haus an die Projektentwicklungsgesellschaft (Landkreis
Kassel). Die Zahlen der Verkaufe sind aus buchhalterischen Grinden mit einem negativen
Vorzeichen

Friedhdfe
. . . Mittel-
Investitions- Bezeichnun Ansatz Ergebnis Abweichung ausschapfun
nummer. g 2007 2007 absolut piung
prozentual
600 7500 100 | Friedhofe 201.458,82 874,13 200.584,69 0,43

Begrindung der wesentlichen Plan-Ist Abweichung

Die Kapellen und Gebaude auf den Kasseler Friedhdfen befinden sich Uberwiegend im
Eigentum der Stadt Kassel, werden jedoch durch die Friedhofsverwaltung genutzt. Bei den
an den Gebduden anfallenden SanierungsmalRnahmen bestehen nach wie vor rechtliche
Unklarheiten Uber die Verpflichtung der jeweiligen Kostenlbernahme bzw. -beteiligung.
Daher konnten die Malinahmen in 2007 nicht umgesetzt werden

Urban Projekte

Investitions- Bezeichnun Ansatz Ergebnis Abweichung auss’\glr:%el}un
nummer. 9 2007 2007 absolut ptung
prozentual
630 6320 100 | Urban-Projekte 11.877.025,67 2.609.901,88 9.267.123,79 21,97

Begriindung der wesentlichen Plan-Ist Abweichung

Bei einer Reihe von groRen Projekten, wie z. B. der Umgestaltung des Bahnhofvorplatzes
oder der Modernisierung des Sudfligels des Kulturbahnhofes, gab es zeitliche
Verzdgerungen. Da bei den Entscheidungsprozessen der einzelnen Mallnahmen des Urban-
Projekts viele burgerliche und soziale Gruppierungen involviert sind, ergeben sich teilweise
Verzdégerungen von der urspringlichen Zeitschiene. Weiterhin ist das Urban-Projekt ein
dynamischer Prozess, der aus der Vielzahl von Projekten des gesamten Programmlaufzeit
jahrlich geplante Projekte vorzieht oder zurtickstellt.

Littich-Kaserne, Konversion

Investitions- Bezeichnun Ansatz Ergebnis Abweichung auss’\glr:t()?l-fun
nummer. 9 2007 2007 absolut ptung
prozentual
630 6390 100 | -uttich-Kaseme-Kassel - 265254932 |  721.119,62 | 1.931.429,70 27,19
Konversion-,Baukosten

Begrindung der wesentlichen Plan-Ist Abweichung

Die Malnahme, welche in 2004 begonnen und mit insgesamt 8.587.900 € veranschlagt
wurde, ist in 2007 wesentlich abgeschlossen worden. Der Ansatz 2007 besteht komplett aus
Haushaltsausgaberesten des Jahres 2006. Die Gesamtfinanzierung ist, abschlielRend
betrachtet, wesentlich giinstiger ausgefallen, als geplant. Daher verbleiben von urspriinglich
vorgesehenen 8.587.900 € Mittel in Hohe von 1.931.430 € uber.
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Rathaus

Investitions- Bezeichnun Ansatz Ergebnis Abweichung auss’\glrstogl}un
nummer. 9 2007 2007 absolut ptung
prozentual
650 0005 100 | Rathaus, Baukosten 321.971,15 134.378,78 187.592,37 41,74
650 0005 200 | Rathaus -Baul. Verbesserungen- 2.464.571,89 536.457,77 1.928.114,12 21,77
650 0005 201 | Rathaus -Verkabelung u. 647.052,81 147.76433 | 499.28848 22,84
Telekommunikationsanlage-

Begrindung der wesentlichen Plan-Ist Abweichung

In den o. g. Projekten ist u. a. die Sanierung des Stadtverordnetensaales enthalten. Die
Hohe der Mittel wurde auf Grundlage einer ersten Kostenschatzung in den Haushalt 2007
eingestellt. Nach der Vorplanung stellte sich jedoch heraus, dass die Mittel auf Basis einer
groben Kostenschatzung nicht ausreichend waren und die Mallinhahme aufgrund dessen nicht
durchgefiihrt wurde. Des Weiteren erfolgten Fenster- und Betonerneuerungen (ber den
Jahreswechsel 2007/2008. Zwar wurden die Auftrdge bereits in 2007 vergeben, der
tatsachliche Mittelabfluss erfolgte aber erst im Jahr 2008.

Feuerwehr
" . . Mittel-
Investitions- Bezeichnun Ansatz Ergebnis Abweichung ausschénfun
nummer. 9 2007 2007 absolut ptung
prozentual
650 0115 100 | Berufsfeuerwehr -Leitstelle - 4173.764,49 | 2.513.141,18 | 1.660.623,31 60,21
,Baukosten
650 0115 200 | Berufsfeuerwehr Bauliche 428.630,50 31.249,92 397.380,58 7,29
Verbesserungen

Begriindung der wesentlichen Plan-Ist Abweichung

Die Neuerrichtung der Leitstelle erfolgte bei laufendem Betrieb, da die Notrufentgegennahme
gewahrleistet sein muss. Daher ist die zeitliche Umsetzung nicht exakt planbar. Zudem
verzogerte sich die Vergabe der Planung fir den Erweiterungsbau, da zuvor ein
ganzheitliches Konzept erarbeitet wurde.

Ernst-Leinius-Schule

Investitions- Bezeichnun Ansatz Ergebnis Abweichung auss’\glr:g'el}un
nummer. g 2007 2007 absolut ptung
prozentual
650 0190 100 | Ernst-Leinius-Schule/Baukosten 564.448,78 253.067,00 311.381,78 44,83

Begriindung der wesentlichen Plan-Ist Abweichung

Die beabsichtigte bauabschnittsweise Sanierung der Ernst-Leinius-Schule muss mit
zeitlichen Verzdgerungen durchgefiuhrt werden, da im Rahmen von
Ganztagschulprogrammen eine Konzeptanderung nétig wurde, die eine bislang nicht
geplante Mensa vorsieht. Vor diesem Hintergrund wurde die Sanierung vorerst nicht
weitergeflhrt.

Wilhelmsgymnasium

Investitions- Bezeichnun Ansatz Ergebnis Abweichung auss’\glr:t()?l}un
nummer. g 2007 2007 absolut piung
prozentual
650 0360 200 | Wilhelmsgymnasium/Baul.Verbesserungen 594.430,88 69.138,27 525.292,61 11,63

25



Begrindung der wesentlichen Plan-Ist Abweichung

Die abschnittsweise Sanierung des Wilhelmsgymnasiums wahrend des

laufenden

Schulbetriebes wurde erst Sommer 2007 begonnen. Daher erfolgt der Mittelabfluss
gréftenteils in den Jahren 2008 ff.

Max-Eyth-Schule

Vermdgen

Investitions- Bezeichnun Ansatz Ergebnis Abweichung auss’\glr:t;l;‘un
nummer. 9 2007 2007 absolut ptung
prozentual
650 0395 100 | Max-Eyth-Schule/Baukosten 411.197,81 17.545,79 393.652,02 4,27
650 0395 200 Max-Eyth- 5.332.855,02 1.496.846,40 3.836.008,62 28,07
Schule/Baul.Verbesserungen
650 0395 300 | Max-Eyth-Schule/Bewegl. 1.873.528,89 13.505,16 | 1.860.023,73 0,72

Begriindung der wesentlichen Plan-Ist Abweichung

Die Max-Eyth-Schule bildet zusammen mit der Oskar-von-Miller-Schule das 2.
Berufsschulzentrum. Die Sanierung und Erweiterung, die mit insgesamt ca. 37,7 Mio. € in
den stadtischen Haushalten veranschlagt sind, erfolgen bereits seit 1992 abschnittsweise bei
laufendem Schulbetrieb. Bei einem Projekt dieses Groflenordnung lassen sich die Zeitpunkte
Mittelabfliisse nicht exakt planen.

Walter-Hecker-Schule

Investitions- Bezeichnun Ansatz Ergebnis Abweichung auss’\glr:tbgl}un
nummer. g 2007 2007 absolut ptung
prozentual
650 0415 100 | Walter-Hecker-Schule/Baukosten 1.141.597,81 2.625,55 1.138.972,26 0,23

Begrindung der wesentlichen Plan-Ist Abweichung

Das Raumprogramm hat sich in 2007 aufgrund schulischer Anforderungen geandert. Daher
kam es zu zeitlichen Verzégerungen.

Carl-Schomburg-Schule 1

Investitions- Bezeichnun Ansatz Ergebnis Abweichung auss’\gm)el_fun
nummer. 9 2007 2007 absolut ptung
prozentual
650 0490 100 | Sar-Schomburg-Schule 1, 1.113.220,21 381277,03 |  731.943,18 34,25
Baukosten

Begrindung der wesentlichen Plan-Ist Abweichung

Der Erweiterungsbau der Carl-Schomburg-Schule konnte aufgrund guter Ausschreibungs-
ergebnisse erheblich kostenglinstiger finanziert werden.

Heinrich-Schitz-Schule

Investitions- Bezeichnun Ansatz Ergebnis Abweichung auss’\glrtltt)'el}un
nummer. g 2007 2007 absolut piung
prozentual
650 0505 200 | Heinrich-Schitz-Schule, 754.510,00 |  217.949,83 |  536.560,17 28,89
Bauliche Verbesserungen
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Begrindung der wesentlichen Plan-Ist Abweichung

Bei der abschnittsweise Sanierung wurde entgegen der urspriinglichen Planung festgestellt,
dass der naturwissenschaftliche Bereich nicht sanierungsfahig ist, sondern durch einen
Neubau ersetzt werden muss. Dies hatte zur Folge, dass die Planung zunachst an die
veranderten Bedingungen angepasst werden musste und daher Verzdgerungen beim
Mittelabfluss zu verzeichnen sind.

Um- und Erweiterungsbauten zur Schaffunqg der raumlichen Voraussetzungen der
Mittagstische (G8)

Mittel-
Investitions- Bezeichnun Ansatz Ergebnis Abweichung ausschoépfun
nummer. 9 2007 2007 absolut g
prozentual
650 4210 100 GY, GesS, GS,HS,RS/ 2.952.900,00 376.974,06 2.575.925,94 12,77
Ganztagsschulangebote/ Baukosten

Begrindung der wesentlichen Plan-Ist Abweichung

Die Mittel sind hauptsachlich fir Neubauten bzw. Umbauten im Bereich Mensen und
Cafeterien bei Gymnasien vorgesehen. Da eine Mittelfreigabe erst Mitte des Jahres erfolgte
und die Bauarbeiten bei laufendem Schulbetrieb erfolgten, kam es zu zeitlichen
Verzdgerungen.

Bruder-Grimm-Museum

Investitions- Bezeichnun Ansatz Ergebnis Abweichung auss’\glr:tt;el}un
nummer. g 2007 2007 absolut piung
prozentual
650 0540 200 | Bruder-Grimm-Museum, Sanierung 505.415,87 167.203,43 338.212,44 33,08

Begrindung der wesentlichen Plan-Ist Abweichung

Da sich die Neuordnung der Museumslandschaft Kassel, die auch das Bruder-Grimm-
Museum einschlie®t, verzdogert, wurde das Palais Bellevue in 2007 zunachst nicht
generalsaniert. Es wurden lediglich kleinere Sanierungsmaf3nahmen durchgeflhrt.

Auestadion
- . . Mittel-
Investitions- Bezeichnun Ansatz Ergebnis Abweichung ausschénfun
nummer. g 2007 2007 absolut ptung
prozentual
650 0970 100 | Auestadion -Baukosten- 4.967.213,72 2.190.844,59 2.776.369,13 44 11
650 0970 200 | Auestadion -Baul. Verbesserungen- 1.836.370,08 38.577,73 1.797.792,35 21

Begriindung der wesentlichen Plan-Ist Abweichung

Die Erweiterung und Sanierung des Auestadions erfolgt bei laufenden Sportbetrieb. Daher ist
bei einem Projekt dieser GroRenordnung mit zeitlichen Verzogerungen beim Mittelabfluss zu
rechnen.

Sportplatz Schulstrale

Investitions- Bezeichnun Ansatz Ergebnis Abweichung auss’\gm)?l-fun
nummer. 9 2007 2007 absolut ptung
prozentual
650 1065 100 | Sportplatz Schulstrasse -Baukosten- 428.552,69 179.788,64 248.764,05 41,95
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Begrindung der wesentlichen Plan-Ist Abweichung

Bei dem Neubau des Sporthauses stellte sich heraus, dass im Erdreich des Grundstlickes
Hauptversorgungsleitungen der stadtischen Werke und der Kasseler Entwasserungsbetriebe
liegen, die zunachst verlegt werden mussten. Dies war bei der Planung nicht bekannt. Daher
kam es zu zeitlichen Verzégerungen.

Hafenbriicke
. . . Mittel-
Investitions- Bezeichnun Ansatz Ergebnis Abweichung ausschapfun
nummer. 9 2007 2007 absolut plung
prozentual
660 6110 152 | Hafenbriicke 7.922.507,13 77.140,90 7.845.366,23 0,97

Begrundung der wesentlichen Plan-Ist Abweichung

Die urspringliche Planung konnte aufgrund von Abstimmungsverzégerungen mit dem
Zuwendungsgeber (Land Hessen) sowie umfangreicher Vergleichsberechungen (Fihrung
der Versorgungsleitungen am und unter dem Briickenbauwerk) nicht realisiert werden. Der
Baubeginn hat sich daher verschoben.

Finanzzentrum Altmarkt, Stralenanpassung

Investitions- Bezeichnun Ansatz Ergebnis Abweichung auss’\gm)el_fun
nummer. 9 2007 2007 absolut ptung
prozentual
660 6110 156 | inanzzentrum Altmarkt, 310.000,00 10.215,91 299.784,09 3,3
Strallenanpassung

Begrindung der wesentlichen Plan-Ist Abweichung

Bei der Planung von behindertengerechten Uberwegen im Bereich der Altmarkt-Kreuzung
haben sich Differenzen in der Auffassung zwischen der Stadt Kassel und dem Land Hessen
bezlglich der Férderung der Malinahme durch GVFG/FAG-Mittel ergeben. Die Klarung bzw.
eine Einigung wird nach 2007 erwartet.

FuldatalstralRe

Investitions- Bezeichnun Ansatz Ergebnis Abweichung auss’\glr:t()?l-fun
nummer. 9 2007 2007 absolut piung
prozentual
660 6120 436 | FuldatalstraRe, Zuschisse 941.000,00 13.091,76 927.908,24 1,39

Begrindung der wesentlichen Plan-Ist Abweichung

Der Zeitrahmen der Umsetzung der Investitionsmallnahme ,Fuldatalstrale“ weicht, wie in
vielen Fallen, von dem Zeitplan der Abrechnung immens ab. Die Umsetzung der MaRnahme
erfolgte durch die KVG AG, welche uns den stadtischen Baukostenanteil in Rechnung stellt.
Obwohl das Fachamt mehrfach erinnert hat, steht die Rechnungsstellung noch aus.

Waldecker StralRe, DB Bahniubergang

Investitions- Bezeichnun Ansatz Ergebnis Abweichung auss’\glr:t()?l-fun
nummer. g 2007 2007 absolut piung
prozentual
660 6140 125 | Waldecker Str. -DB Bahniibergang- 1.439.530,00 86.627,69 1.352.902,31 6,02
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Begrindung der wesentlichen Plan-Ist Abweichung

Die zeitliche Planungen der MaRnahme konnte nicht eingehalten werden, da sich die
Aufstellung der Eisenbahnkreuzungsvereinbarung verschoben hatte. Der Start der
Baumafinahme ist noch nicht absehbar. Gemeinsame Projekte mit der DB AG sind zeitlich
schwer zu kalkulieren.

Géartnerplatzbriicke

Investitions- Bezeichnun Ansatz Ergebnis Abweichung auss’\glrtltt)"al}un
nummer. 9 2007 2007 absolut plung
prozentual
660 6140 137 | Gartnerplatzbriicke -Erneuerung- 210.829,11 1.398.699,36 | -1.187.870,25 663,43

Begrundung der wesentlichen Plan-Ist Abweichung

Bei dieser Malnahme handelt es sich um ein Pilotprojekt, bei dem erstmalig ein
Brickenbauwerk in Kooperation mit der Universitat Kassel unter Verwendung von
ultrahochfesten Beton realisiert wurde. Das erhéhte Ergebnis in 2007 ergibt sich aus der
Aktivierung der Briicke. Die tatsachlichen Ist-Auszahlungen 2007 betragen 449.517,02 €.

Bricke Tannenstral3e

Investitions- Bezeichnun Ansatz Ergebnis Abweichung auss’\gm)el_fun
nummer. 9 2007 2007 absolut ptung
prozentual
660 6140 452 | Briicke Tannenstralle, Zuschiisse 1.545.100,00 518.800,00 1.026.300,00 33,58

Begrundung der wesentlichen Plan-Ist Abweichung

Aufgrund von Abstimmungsschwierigkeiten mit der DB AG sowie der Eintaktung der
Umsetzung in den Bahnverkehrs wahrend der BaumafRnahme konnte der urspriinglich
vorgesehene Zeitplan nicht eingehalten werden. Die endglltige Abrechung erfolgt zu einem
spateren Zeitpunkt.

Multifunktionshalle ,Nordhessenarena“ Infrastruktur

Investitions- Bezeichnun Ansatz Ergebnis Abweichung auss’\gm)?l-fun
nummer. g 2007 2007 absolut ptung
prozentual

660 6140 970 | Multifunktionshalle 8.638.906,29 187.235,79 | 8.451.670,50 217
Nordhessenarena" -Infrastruk.

Begrindung der wesentlichen Plan-Ist Abweichung

Die endgulltige Planung der Multifunktionshalle konnte aufgrund verschiedener
Investorengesprache und -verhandlungen sowie neuer Standortvorschlage in 2007 nicht
realisiert werden. Die urspriingliche Planung fiir 2007, die eine abschlieRende Entscheidung
mit entsprechenden Vertragen vorsah, konnte nicht gehalten werden. Der Planungsprozess
und die Realisierung ist weiterhin offen.

Parkleitsystem

Investitions- Bezeichnun Ansatz Ergebnis Abweichung auss’\glrtltb'el}un
nummer. g 2007 2007 absolut plung
prozentual
660 6800 126 | Parkleitsystem 364.656,64 35.330,86 329.325,78 9,69
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Begrindung der wesentlichen Plan-Ist Abweichung

Zunachst war beabsichtigt nur die vorhandene Technik zu erneuern. Dann wurde aber das

Projekt

"Verkehrsleitsystem" entwickelt, da dies eine Foérderung aus GVFG Mitteln

ermdglicht. Aus diesem Grund wurde in 2007 zundchst nur ein Ingenieurauftrag zur
Erstellung von Ausschreibungsunterlagen fiir einen ersten Teilabschnitt vergeben und die

eigentliche Investition flr einen ersten Bauabschnitt in die Folgejahre verschoben.

Ehem. Gaswerk Hollandischer Platz

Platz -Baukosten-

Investitions- Bezeichnun Ansatz Ergebnis Abweichung auss’\glr:%el}un
nummer. 9 2007 2007 absolut p 9
prozentual
670 3001 100 | Sanierung ehem. Gaswerk Holl. 2.865.852,16 32.870,82 | 2.832.981,34 115

Begrindung der wesentlichen Plan-Ist Abweichung

Der zeitliche Ablauf der MalBnahme muss mit der Universitat Kassel als Eigentimer der zu

sanierenden Flachen abgestimmt werden.

Unter

Beriicksichtigung eines moglichst

reibungslosen Lehr- und Forschungsbetriebs konnten die flir 2007 geplanten MalRhahmen
nicht in entsprechendem Umfang durchgefuhrt werden. Der Schwerpunkt der baulichen

Sanierungen soll nach aktuellem Stand in den Jahren 2009 und 2010 stattfinden.

Buchenaukampfbahn
" . . Mittel-
Investitions- Bezeichnun Ansatz Ergebnis Abweichung ausschénfun
nummer. 9 2007 2007 absolut ptung
prozentual
670 3034 100 | Buchenaukampfbahn, Neubau 700.000,00 1109,50 |  698.890,50 0,16

Kunststofflaufbahn

Begriindung der wesentlichen Plan-Ist Abweichung

Die geplanten MaRnahmen konnten nicht in dem vorgesehenen Umfang begonnen bzw.
durchgefiihrt werden, weil im Rahmen der Grundlagenermittlung noch eine
Entwasserungsproblematik mit der Oberen Wasserschutzbehérde (RP) zuvor geklart werden

musste.

Wasserbau, Zuweisung

Investitions- Bezeichnun Ansatz Ergebnis Abweichung auss’\glr:t()?l-fun
nummer. g 2007 2007 absolut piung
prozentual
900 9690 400 | Wasserbau, Zuweisungen 1.987.020,12 192.798,83 1.794.221,29 9,7

Begrindung der wesentlichen Plan-Ist Abweichung

Bei der Bauausfuhrung kam es zu unerwarteten Verzégerungen, so dass die Mittel in 2007

nicht mehr verausgabt werden konnten

MHKW, Zuweisung

Investitions- Bezeichnun Ansatz Ergebnis Abweichung auss’\glr:togl}un
nummer. 9 2007 2007 absolut piung
prozentual
900 9816 400 | MHKW, Zuweisungen 2.600.000,00 610.680,83 1.989.319,17 23,49

Begrindung der wesentlichen Plan-Ist Abweichung

Der mit 2,6 Mio. € veranschlagte Zuschuss zu den investiven Kosten des MHKW musste
nach Vorliegen der endgtiltigen Abrechnungsunterlagen nur mit ca. 610.000 € beansprucht
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werden. Veranderungen bei der Auslastung der Anlage wirkten sich positiv auf den
stadtischen Anteil aus.

Flughafen GmbH Kassel, Zuweisung

Investitions- Bezeichnun Ansatz Ergebnis Abweichung auss’\glrtltogl-fun
nummer. 9 2007 2007 absolut piung
prozentual
900 9822 400 | Hudhaten GmbH Kassel, 468117185 |  386.342,18 | 4.204.829,67 8,25
uweisung

Begrundung der wesentlichen Plan-Ist Abweichung

Diverse InvestitionsmalRnahmen fir den Flughafen wurden beauftragt, konnten in 2007 noch
nicht ausgefthrt und abgerechnet werden

Investitionen in das Finanzanlagevermédgen

Folgende Investitionen wurden in das Finanzanlagevermégen vorgenommen:
e Die Anteile an der KVV wurden in 2007 um 9.148.700 € erhoht.

e Es wurde die Beteiligung an der Jafka gGmbH um 27.204,87 € auf nunmehr 100 %
Kapitalanteil erhoht.

e Der FIDT werden von 2005 bis 2014 als Liquiditatshilfe jahrliche Kapitalver-
starkungen von 80.600 € zugeflhrt, die den Buchwert der Beteiligung erhéhen.

e Die Anteile an der NB Nordhessenbus GmbH wurden um 12.000 € auf nunmehr 100
% Kapitalanteil erhoht.

e Als Neuzugang ist die Beteiligung an der ,EFN Entsorgungsgesellschaft Nordhessen
mbH* zu verzeichnen. Bisher war die Beteiligung beim Eigenbetrieb ,Die
Stadtreiniger Kassel“ bilanziert. Die Stadt Kassel hat die Beteiligung entgeltlich zum
Nominalwert von 12.800 € vom Eigenbetrieb ibernommen.

e 614.323,36 € Zugange an festverzinslichten Wertpapieren bei der Stiftung Heilwagen
In 2007 wurde ein Sparbrief in Hohe von 635.000 € fir die unselbstandige Stiftung
.Heilwagen“ erworben.

Weitere Informationen zur Entwicklung des stadtischen Finanzanlagevermdgens kdnnen
Ziffer 1.3 der Erlauterungen zu den einzelnen Positionen der Schlussbilanz zum 31.12.2007
entnommen werden.

5.2 Finanzierung der Investitionen

Zur Finanzierung der Investitionsausgaben wurden folgende Zuschisse in einer
Gesamthéhe von 29.118.305,95 € gewabhrt:

e 8.376.702,99 € Zuschiisse des Bundes, u.a.:

— 4.262.499,99 € im Rahmen des Investitionsprogramm
"Zukunft Bildung und Betreuung" (IZBB) des Bundes
— 4.114.203,00 € im Infrastrukturbereich

e 18.478.962,69 € Zuschisse des Landes, u.a.:

— 6.766.00,00 € Allgemeine Investitionspauschale
— 7.385.000,00 € Schulbaupauschale
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e 1.788.716,79 € Zuschisse von Gemeinde und Gemeindeverbanden, u.a.:
— 1.708.716,79 € vom Landkreis Kassel

o 473.923,48 € sonstige Zuschlsse, u.a.:

— 88.257,92 € aus verbundenen Unternehmen, z. B. Kasseler Verkehrsgesellschaft
— 45.625,00 € von privaten Unternehmen

Dartber hinaus wurden im Haushaltsjahr 2007 Investitionskredite in Héhe von insgesamt
72.333.000,00 € aufgenommen:

e 2.333.000,00 € Darlehen bei der Landesbank Hessen-Thiringen
e 25.000.000,00 € Darlehen bei Dexia
e 15.000.000,00 € Darlehen bei der WL-Bank

e 30.000.000,00 € Darlehen bei der Kreditanstalt fir Wiederaufbau

6. Analyse der Finanzrechnung

Die Finanzrechnung gibt einen Uberblick (iber die Liquiditat der Stadt. Sie I&sst sich mit der
sogenannten kaufmannischen Kapitalflussrechnung (Cash-Flow-Rechnung) vergleichen. Es
werden alle Auszahlungen und Einzahlungen - nach Arten gegliedert - ausgewiesen. Die
Finanzrechung ist in Zahlungen aus laufender Verwaltungstatigkeit (Positionen 01 bis 19)
sowie Investitions- (Positionen 20 bis 28) und Finanzierungstatigkeit (Positionen 29 bis 32)
aufgeteilt.

Weitere Ausfuhrungen kdnnen direkt der Gesamtfinanzrechnung entnommen werden.

7. Prognose 2008

Fir das Jahr 2008 geht die Stadt Kassel von einer weiteren positiven Entwicklung der
Gewerbesteuer aus. Auch alle Ubrigen Indizien lassen die Hoffnung zu, erneut einen
deutlichen Uberschuss zu erwirtschaften und die Verschuldung weiter zurtickzufiihren.

7.1 Allgemeine Finanzwirtschaft

Neben den Schlisselzuweisungen sind die Gewerbesteuer sowie der Gemeindeanteil an der
Einkommensteuer die entscheidenden Ertragspositionen im Ergebnishaushalt.

Bei den Schlusselzuweisungen ist davon auszugehen, dass in den nachsten Jahren mit
einem weitgehend stabilen Betrag gerechnet werden kann. In 2007 wurde mit Uber
113 Mio. € der bisher hochste Betrag an Schlisselzuweisungen erreicht, den die Stadt
Kassel jemals erhalten hat. Hierbei ist allerdings die einmalige Spitzabrechnung der Vorjahre
zu bericksichtigen, die mit Gber 11 Mio. € dieses Ergebnis mdglich gemacht hat. Fir 2008 ist
nach den vorlaufigen Berechnungen mit ca. 105 Mio. € zu rechnen, fir 2009 wird ein ahnlich
hoher Betrag erwartet.

Deutlich schwieriger verhalt sich jedoch die Einschatzung der Gewerbesteuer. Die zum 01.
Januar 2008 in Kraft getretene Reform des Unternehmenssteuerrecht wird Veranderungen
mit sich bringen. Der Bund verfolgt mit der Reform das Ziel, den Unternehmensstandort
Deutschland fur ausléandische Investoren attraktiver zu machen. Dies geht mit
Steuerentlastungen auf der Unternehmerseite einher, die unweigerlich zu ricklaufigen
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Ertragen bei der Gewerbesteuer fuhren werden. Allerdings werden die unmittelbaren
Auswirkungen dieser Reform zeitversetzt frihesten in 2009 erwartet.

Das hervorragende Ergebnis in 2007 gibt daher Anlass zu der Annahme, dass die Stadt
Kassel auch in 2008 einen Gewerbesteuerertrag von tber 130 Mio. € realisieren und damit
aus eigener Kraft zu einem ausgeglichenen Haushalt kommen kann.

Die Einkommensteuer befindet sich in einem leichten aber stetigen Aufwartstrend.
Nachdem in 2005 ein Tiefstand erreicht wurde, sind die Ertrage aus dem Gemeindeanteil an
der Einkommensteuer dank bundesweitem Wirtschaftswachstum wieder steigend. Als
Unsicherheitsfaktor bleibt jedoch der im 3-Jahresrhytmus anzupassende Verteilerschlissel.
Die Erfahrungen der Vergangenheit haben gezeigt, dass die Neuanpassung regelmafig zu
Verlusten bei den groReren Stadten gefuhrt hat. Insofern kénnte der konjunkturbedingte
Anstieg wieder kompensiert werden.

Uber die Auswirkungen der geplanten Grundsteuerreform kénnen keine Aussagen getroffen
werden. Die Bundesregierung beabsichtigt, die Grundsteuerreform kostenneutral umzu-
setzen.

Bezuglich der Zinsentwicklung erwarten wir fir die kommenden Jahre einen Anstieg der
Investitionskredite um jahrlich ca. 15 Mio. € und eine Erh6hung der Kassenkredite um
jahrlich ca. 5 Mio. €. Bei einem leichtem Anstieg des Zinsniveaus werden die Aufwendungen
fur Zinsen von 26,3 Mio. € im Jahre 2007 auf ca. 29,2 Mio. € im Jahre 2009 steigen. Durch
Haushaltsdisziplin und ein aktives Zinsmanagement ist beabsichtigt, die Belastung fir den
Haushalt geringer ausfallen zu lassen.

Eine verlassliche Prognose der gesamten Steuer- und Zinsentwicklung ist schwierig. Fr
2008 wird allerdings ein insgesamt positives Ergebnis erwartet. Die Stadt Kassel hat sich gut
positioniert und das Ziel eines ausgeglichenen Ergebnishaushalts erscheint Uberaus
realistisch.

7.2 Bereich der Sozialen Sicherung

Fur die Stadt Kassel wird der Zuschussbedarf fur die Leistungen der Sozialhilfe und der
Grundsicherung fur Arbeitssuchende in 2008 gegeniiber den Planwerten des Vorjahres um
ca. 3,2 Mio. € vermindert. Ursachen hierfir sind insbesondere die Absenkung des
Anspruches auf die Transferleistungen nach dem SGB Il durch mehr Erwerbseinkommen in
den Bedarfsgemeinschaften.

Bedingt durch die politischen Diskussionen bzw. Entscheidungen im Rahmen der
Gesundheitsreform, der geplante Reform der Pflegeversicherung, der Anderungen im SGB I
(u. a. Senkung des Bundesanteils ab 2008 auf 28,6 %) und SGB XIl (vor allem Hilfe zur
Pflege) und einer im Hinblick auf den demographischen Wandel festzustellenden Steigerung
der Fallzahlen im Bereich der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung, der
Eingliederungshilfe und insbesondere der Hilfe zur Pflege kann nur eine vorlaufige Prognose
Uber die finanziellen Auswirkungen fir das Haushaltsjahr 2008 abgegeben werden. Die
Arbeitslosigkeit der Langzeitarbeitlosen konnte zwar durch die gezielte Vermittlung und
Integrationsarbeit der Arbeitsférderung Kassel-Stadt GmbH (AFK) signifikant in 2006 und
2007 vermindert werden. In der Grundsicherung im Alter und Erwerbsminderung nach dem
SGB XIlI sind im gleichem Zeitraum aber die Zahl der Bedarfgemeinschaften um 7,21 % auf
z. Zt. 2.050 gestiegen. Insbesondere bei der Umsetzung des SGB |l (kommunaler Anteil:
Kosten der Unterkunft/Heizung, einmalige Leistungen und Eingliederungsmafinahmen) ist
mit einer wesentlichen Senkung der Fallzahlen auch in 2008 nicht zu rechnen.
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7.3 Bereich Jugendhilfe
Erzieherische Hilfen

In den letzten Jahren hat sich eine veranderte Wahrnehmungskultur in der Offentlichkeit, die
von mehr Zivilcourage gekennzeichnet ist, insbesondere da wo es um
Kindeswohlgefahrdungen geht. Dadurch steigt die Zahl der Gefahrdungsmeldungen und
damit der Fallzahlen.

Der Anteil der in Ersatzfamilien untergebrachten Kinder sinkt. Die Grinde hierflur liegen u.a.
an einem groReren Anteil auffalliger Kinder, die nur schwer in Pflegefamilien unterzubringen
sind. Damit steigen auch in 2008 die Aufwendungen gegenuiber 2007 fir die Erziehungshilfe
weiter an.

Tagesbetreuung von Kindern

Die Anzahl der Platze fiir die Tagesbetreuung von Kindern in Einrichtungen und in
Tagespflegestellen wird wegen der starken Nachfrage und den Auflagen des
Tagesbetreuungsausbaugesetzes 2008 erweitert. Das ist 2008 mit erhdhten Aufwendungen
verbunden.

Das Verhaltnis von ca. 60 % Platzbestand bei den freien Tragern und ca. 40 % in stadtischer
Tragerschaft soll beibehalten werden.

Der Ausbau der Angebote fir unter Dreijdhrige ist im Haushalt 2008 mit weiteren 80 Platzen
vorgesehen. Es ist beabsichtigt, mit den Tragern von Kindertagesstatten in Kassel ab 2008
eine neue Regelung fir die stadtischen Betriebskostenzuschiisse zu vereinbaren. Es soll
eine Umstellung von Platzkostenzuschissen auf gruppenbezogene Zuwendungen
vertraglich geregelt werden. Auch eine Anpassung der seit 2001 gestiegenen
Personalkosten und der erhdhten Aufwendungen flir Energie soll darin enthalten sein. Mit
dem gruppenbezogenen Zuschuss soll eine Vereinheitlichung der stadtischen Zuwendungen
fur alle Trager erfolgen.

8. Vorgéange von besonderer Bedeutung nach Schluss des Haushaltsjahres

Vorgange von besonderer Bedeutung sind nach dem Schluss des Haushaltsjahres nicht
eingetreten.

Bon-

Dr. Jurgen Barthel
Stadtkdmmerer

Anlagen

UberplanméaRige Aufwendungen und Auszahlungen
Entwicklung der Steuereinnahmen
Haushaltsausgabereste im Ergebnishaushalt
Haushaltsausgabereste im Finanzhaushalt (Investitionen)
Finanzierung der Personalkosten durch Dritte
Schuldenlbersicht

Rucklagenibersicht
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VogtT
Stempel


Anlage 1

GESAMTLISTE 2007 "Uber- und AuRerplanmaRige Aufwendungen u.
Auszahlungen"

Ergebnishaushalt

Empfangende Seite Deckende Seite Entscheidung Liste
Dez. | Kostenstelle Sachkonto Betrag Kostenstelle Sachkonto Betrag durch/von
-V- 510 00 141 789 000 000 13.200,00| 900 02 001 636 000 000 13.200,001-11-/14.08.07 AJ2007
-VI- | 63000 104 791 157 000 3.000.000,00( 630 00 104 593 030 100 3.000.000,00(-11-/15.08.07 AJ2007
-1ll- | 41000 302 686 100 000 10.100,00| 410 00 302 593 030 100 10.100,00] -11-/20.08.07 B/2007
-1ll- | 41000012 694 010 000 760,00 200 00 402 320 200 000 760,00(-111-/17.08.07 B/2007
-V- [ 51500 000 639 300 000 10.400,00| 515 00 000 500 120 700 10.400,001-11-/30.08.07 B/2007
-V- [ 51500 000 639 300 000 11.000,00| 515 00 000 596 000 200 11.000,001-11-/09.10.07 B/2007
-l- 330 00 101 617 914 000 135.000,00| 33000 101 510 011 000 135.000,00]-11-/21.11.07 C/2007
-l- 320 00 302 617 912 100 142.780,00| 900 03 201 630 020 000 149.300,00|-11-/05.02.08 C/2007
617 912 000 6.520,00
-VI- | 650 00402 607 010 000 5.000,00| 900 06 501 630 020 000 5.000,00| Magistrat 1112007
-VI- | 650 00 601 616 110 000 12.000,00| 500 00 801 670 010 000 12.000,00| Magistrat 111/2007
| 520 00 201 694 010 000 6.061,25| 200 00 701 675 000 000 6.061,25| Magistrat 11/2007
-ll- | 41000 301 608 010 000 1.100,00( 410 00 301 593 030 100 1.100,00( Magistrat V/2007
-ll- | 41000 301 614 000 000 1.100,00( 410 00 301 593 030 100 1.100,00( Magistrat V/2007
-ll- | 41000 301 617 900 000 20.310,00( 410 00 301 593 030 100 20.310,00( Magistrat V/2007
-lll- | 41000 301 686 100 000 8.790,00| 410 00 301 593 030 100 8.790,00| Magistrat V/2007
-l- 801 00 000 791 150 000 50.000,00( 801 00 000 692 000 000 20.000,00 Stavo 4/2007
900 00 060 718 000 000 30.000,00 Stavo 4/2007
-V- 515 00 403 784 363 340 100.000,00| 515 00 403 500 120 700 100.000,00 Stavo 5/2007
900 00 010,
500 00 101,
500 00 201 591131000
510 00 305 ;gi 221 ggg 500 00 202: 593030100:
-V- bis 510 00 784 461 300: 5.000.000,00 500 00203, 508101000, 5.000.000,00 Stavo 7/2007
310 784 461 400 510 00 103, 539000000,
510 00 312 784 463 200‘ 510 00 106, 507360000,
510 00 111, 593031000
510 00 141,
510 00 065
-ll- | 41000 103 791 115 200 146.020,00| 900 00 010 591 131 000 100.000,00 Stavo 8/2007
41000 102 799 100 000 23.020,00 Stavo 8/2007
401 00 501 617 900 000 5.000,00 Stavo 8/2007
401 00 501 677 100 000 18.000,00 Stavo 8/2007
-V- 400 00 802 784 210 000 369.825,40( 400 00 112 617 921 000 20.000,00 Stavo 10/2007
400 00 120 617 921 000 20.000,00 Stavo 10/2007
400 00 122 617 921 000 20.000,00 Stavo 10/2007
400 00 125 617 921 000 20.000,00 Stavo 10/2007
400 00 203 617 921 000 30.000,00 Stavo 10/2007
400 00 204 617 921 000 15.000,00 Stavo 10/2007
400 00 303 617 921 000 10.000,00 Stavo 10/2007
400 00 304 617 921 000 14.825,40 Stavo 10/2007
400 00 402 617 921 000 30.000,00 Stavo 10/2007
400 00 502 617 921 000 10.000,00 Stavo 10/2007
400 00 505 617 921 000 10.000,00 Stavo 10/2007
400 00 801 617 950 000 170.000,00 Stavo 10/2007
-lll- | 41000 102 712900 000 56.000,00| 900 02 001 630 100 000 56.000,00 Stavo Einzelvorlage
9.105.966,65



VogtT
Textfeld


GESAMTLISTE 2007 "Uber- und AuRerplanmaRige Aufwendungen u.
Auszahlungen"

Finanzhaushalt

Empfangende Seite Deckende Seite Entscheidung| Liste

Dez. | Kostenstelle [ Sachkonto Betrag| Kostenstelle [ Sachkonto Betrag| durch/von
-VI- [ 67000302 | 062 300 001 300.000,00] 23000101 | 050011 001 300.000,00|-I-/05.07.07 A/2007
-VI-| 67000302 | 062 300001 2.500,00 67000 302 | 362003 000 2.500,00(-11-/18.09.07 B/2007
-VI- [ 65000 101 | 053 700 001 24.000,00 650 00 101 | 365011 000 24.000,00(-11-/24.09.07 B/2007
-VI- [ 65000201 | 053900 001 10.000,00 410 00 402 | 080 010 001 10.000,00]-11-/12.10.07 B/2007
-VI- [ 66000 108 | 061 400 001 25.000,00 660 00 108 | 035007 001 25.000,00(-11-/15.10.07 B/2007
-VI- [ 66000 108 | 061200 001 11.900,00 660 00 108 | 061 900 001 11.900,00]-11-/15.10.07 B/2007
-VI- [ 60000 102 | 055 050 001 8.400,00 600 00 103 | 062 400 001 8.400,00(-11-/10.12.07 C/2007
VI-/-IIl{ 65000 101 [ 053 600 001 25.000,00 41000720 | 080010 001 25.000,00| Magistrat 1/2007
-VI- [ 66000 108 | 061200 001 4.000,00 660 00 109 | 061901 001 4.000,00| Magistrat 1112007
\ 660 00 108 | 061 100 001 50.000,00 660 00 108 | 060 010 000 50.000,00| Magistrat V1/2007
\ 660 00 108 | 035007 001 45.000,00 660 00 108 | 060 010 001 45.000,00| Magistrat VI1/2007
-VI- [ 65000101 | 053 400001 | 180.000,00 650 00 201 [ 053 900 001 180.000,00 Stavo 1/2007
Vi 630 00 104 051 010 001 765.000,00 660 00 109 061 901 001 600.000,00 Stavo 2/2007
630 00 104 051 010 001 115.000,00, Stavo 2/2007
630 00 104 365 011 000 50.000,00 Stavo 2/2007
-11- 320 00 501 024 000 001 26.000,00 650 00 201 053 900 001 99.000,00 Stavo 3/2007
-1l- 320 00 501 085 000 001 21.000,00 Stavo 3/2007
-11- 320 00 501 086 000 001 12.000,00 Stavo 3/2007
-Il- | 32000501 | 087 000 001 40.000,00 Stavo 3/2007
-VI- [ 65000 101 | 053 100 001 | 250.000,00 650 00 101 | 053 100 001 250.000,00 Stavo 4/2007
-VI-'| 66000108 | 035007001 | 150.002,83 | 66000 108 | 061 100 001 50.043,66|  Stavo 5/2007
660 00 109 | 061901 001 25.000,00 Stavo 5/2007
660 00 108 | 035007 001 10.000,00 Stavo 5/2007
660 00 108 | 060 010 001 64.959,17 Stavo 5/2007
-VI- [ 66000 108 | 061 400 001 200.000,00| 660 00 108 | 061200 001 12.000,00 Stavo 6/2007
660 00 108 | 035007 001 95.927,00 Stavo 6/2007
660 00 108 | 365010 000 76.711,00 Stavo 6/2007
660 00 108 | 365011 000 15.362,00 Stavo 6/2007
1 41000103 | 035002 001 | 1.800.000,00 | 66000 108 | 061 400 001 1.800.000,00 Stavo 7/2007
-V- 510 00 000 | 089 000 001 4.500,00[ 51000 141 | 035009 001 4.500,00 Stavo 8/2007
-VI- [ 65000201 | 053900 001 177.850,00] 23000 101 | 050 011 001 177.850,00 Stavo 8/2007
-VI- [ 66000 108 | 061 400 001 650.000,00] 66000109 [ 061 900 001 650.000,00 Stavo 8/2007
-VI- [ 66000 108 | 035007 001 200.000,00| 660 00 109 | 061900 001 200.000,00 Stavo 8/2007
-V- 510 00 001 | 085000001 | 100.000,00 110 00 203 | 024 000 001 63.000,00 Stavo 9/2007
110 00 203 | 089 000 001 37.000,00 Stavo 9/2007

5.082.152,83 5.082.152,83
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Anlage 1

GESAMTLISTE 2007 "Uber- und AuBerelanméBige Aufwendungen u. Auszahlungen" '

VE's

Deckende Seite bewilligt Liste
Dez.| Teil-HH | Kostenstelle | Sachkonto Betrag Teil-HH | Kostenstelle | Sachkonto Betrag von/Datum
-VI- | 66004 660 00 105 | 061 900 001 48.000,00 66002 | 66000101 | 061 406 101 48.000,00] Magistrat V12007
-VI- | 65001 650 00 101 | 053 100 001 [ 200.000,00 | 65001 650 00 101 | 053 100 001 200.000,00] Stavo 5/2007

Empfangende Seite

248.000,00




Entwicklung der Steuereinnahmen

Steuerart Ansatz Ertrage Unterschied Abgang KER Bereinigung offene Forderungen Rechungsergebnis  Unterschied
1 2 3 4 5 6 7 8
2006 2007 (Sp.3+5-6) (Sp.7-Sp.2)
€ € € € € € €

Grundsteuer A 85.000,00 85.503,96 503,96 0,00 0,00 0,00 85.503,96 503,96
Grundsteuer B 33.900.000,00  33.857.974,20 -42.025,80 0,00 250.000,00 50.000,00  34.057.974,20 157.974,20
Gewerbesteuer 130.000.000,00 133.767.751,86 3.767.751,86 0,00 2.350.000,00 2.350.000,00 133.767.751,86 3.767.751,86
Gemeindeanteil an der 0,00 0,00 0,00
Einkommensteuer 55.400.000,00  60.303.634,82 4.903.634,82 0,00 0,00 0,00 60.303.634,82 4.903.634,82
Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer 13.300.000,00 13.543.699,40 243.699,40 0,00 0,00 0,00 13.543.699,40 243.699,40
Spielapparatesteuer pp. 1.420.000,00 587.720,60 -832.279,40 0,00 250.000,00 200.000,00 637.720,60 -782.279,40
Hundesteuer 470.000,00 464.268,06 -5.731,94 0,00 30.000,00 30.000,00 464.268,06 -5.731,94
Getrankesteuer 0,00 4.296,65 4.296,65 0,00 0,00 0,00 4.296,65 4.296,65
Gaststattenerlaubnissteuer 0,00 -440,16 -440,16 0,00 50.000,00 20.000,00 29.559,84 29.559,84
Zweitwohnungsteuer 180.000,00 125.200,45 -54.799,55 0,00 0,00 0,00 125.200,45 -54.799,55
Verpackungssteuer 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
Zuschlag zur Grunderwerbsteuer/ 0,00 0,00 0,00
Restabwicklung( sonst. Steuern) 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
Ausgleichzahlung 0,00 0,00 0,00
Familienlastenausgleich 3.600.000,00 3.679.367,57 79.367,57 0,00 0,00 5.000,00 3.674.367,57 74.367,57

238.355.000,00 246.418.977,41 8.063.977,41 0,00 2.930.000,00 2.655.000,00 246.693.977,41 8.338.977,41
Gewerbesteuerumlage 21.570.000,00 23.764.885,38 2.194.885,38

Kassel
08. Dezember 2009
-20-
gez. Hedderich

Z abejuy



Abschluss des Jahres 2007 im Ergebnishaushalt

hier: Bildung und Ubertragung von Haushaltsausgaberesten in das Jahr 2008

Aufgrund des § 21 Absatz 1 GemHVO Doppik werden im Ergebnishaushalt folgende Haushaltsausgeabereste gebildet.

die eine zusatzliche Ausgabeermachtigung im Jahre 2008 darstellen.

Teilhaushalt
Kostenstelle Bezeichnung
Sachkonto

Betrag

€

dem Vorjahr

a) Begrindung

b) voraussichtliche Verausgabung

Teil 1: Auftrag erteilt, Leistung noch nicht erbracht

10001 Service Gesamtverwaltung
10000301 Kommunale Gesamtentwicklung
687010000 Werbung gesamt

10002 Personaldienste Hauptamt
10000503 Betriebsarztlicher Dienst
616920000 Unterhaltung/Instandhaltung Kleingerate

662010000 Aufwendungen fir Betriebs-, Amtsarzt, Arbeitssicherheit

11.945,00

644,86

853,31
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a) Auftrage fir die Erstellung eines
Ausstellungskonzeptes sowie
dazugehdrige Projektarbeiten konnten noch
nicht abgeschlossen werden.

b) April 2008

a) Verschiedene in 2007 bestellte
medizinische Gerate wurden noch nicht
geliefert.

b) April 2008

a) Verschiedene in 2007 bestellte Laborgerate
wurden noch nicht geliefert.
b) April 2008

Anlage 3



davon aus a) Begriindung
Teilhaushalt dem Vorjahr
Kostenstelle Bezeichnung Betrag
Sachkonto
€ € b) voraussichtliche Verausgabung
11001 Organisation
11000105 Organisationsberatung, Ablauforganisation
677900000 Aufwendungen fiir andere Beratungsleistungen 18.500,00 a) Die Analyse zum Projekt "Serviceinitiative
wirtschaftsfreundliches Kassel" konnte
durch die Universitat Kassel noch nicht
abgeschlossen werden. Der nach
Abnahme des Schlussergebnisses zu
zahlende Betrag beziffert sich auf 18.500€.
b) 1. Halbjahr 2008
11002 Informations- und Kommunikationstechnik
11000203 Betrieb und Unterhaltung von TUI-Anwendungen
617900000 Andere sonstige Aufwendungen fiir bezogene Leistungen 42.122,87 a) Die Mittel werden fiir einen noch nicht
komplett erfiillten Vertrag zur Erstellung
aulRenwirksamer Online-Formulare sowie
fur verschiedene in 2007 erteilte Auftrage
fir Programmierarbeiten bendtigt.
b) 1. Quartal 2008
11000205 Betrieb und Unterhaltung der Telefonanlage
617900000 Andere sonstige Aufwendungen fiir bezogene Leistungen 19.199,12 a) Fur den in 2006 abgeschlossenen
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Dienstleistungsvertrag fiir die fachliche
Unterstitzung und Begleitung bei der
Planung, Konzeption und Umsetzung der
zukinftigen Sprachkommunikationslésung
sind in 2008 noch letzte
Beratungsleistungen zu erbringen und
abzurechnen.

b) 1. und 2. Halbjahr 2008

Anlage 3



davon aus a) Begriindung
Teilhaushalt dem Vorjahr
Kostenstelle Bezeichnung Betrag
Sachkonto
€ € b) voraussichtliche Verausgabung
11004 Personaldienste
11000403 Ausbildung
664010000 Aufwendungen fiir Fort- und Weiterbildung 57.700,00 a) Im Zusammenhang mit der Ausbildung
(Uberbetriebliche Lehrgange, Priifungs-
und Seminargebiihren) wurden
ausbildungsbegleitende MaRnahmen
mundlich disponiert und zugesagt, um
einen reibungslosen Ausbildungsverlauf zu
garantieren und damit auch die
vertraglichen Verpflichtungen der Stadt zu
erflllen.
b) 1. und 2. Halbjahr 2008
37001 Brand- und Katasropenschutz
37000062 Material, Organisation
607000000 Aufwand fir Berufskleidung, Arbeitssschutzmittel u.a. 3.570,87 a) Der Rest wird zur Abrechnung offener
Auftrage bendtigt.
b) 1. Quartal 2008
616920000 Unterhaltung, Instandhaltung Kleingerate 4.561,47 a) Der Rest wird zur Abrechnung offener
Auftrage bendtigt.
b) 1. Quartal 2008
617915000 Erstattungen an Gbrige Bereiche 13.149,29 a) Fur Einsatze der Notarzte sind fir das
vergangene Jahr noch Leistungen
abzurechnen.
b) 1. Quartal 2008
680020000 Aufwendungen fir Biromaterial, Drucksachen der Verwal 264,67 a) Der Rest wird zur Abrechnung offener
Auftrage bendtigt.
b) 1. Quartal 2008
683200000 Telefonkosten 1.230,14 a) Der Rest wird zur Abrechnung offener
Auftrage bendtigt.
b) 1. Quartal 2008
37002 Rettungsdienst
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Anlage 3



davon aus a) Begriindung
Teilhaushalt dem Vorjahr
Kostenstelle Bezeichnung Betrag
Sachkonto
€ € b) voraussichtliche Verausgabung
37000201 Rettungsdienst
617915000 Erstattungen an Gbrige Bereiche 100.000,00 a) Im Rahmen der
Budgetausgleichsforderungen fiir das Jahr
2007 wurden bisher nur
Abschlagszahlungen geleistet. Die
endgultige Abrechnung fiir 2007 steht noch
aus.
b) 1. Quartal 2008
40002 Grund-, Haupt-, Realschulzlige
40000104 Schule am Warteberg
616131000 Unterhaltung der sonst. Auenanlagen -65- 53.201,95 a) Der Haushaltsrest wird fiir die Abwicklung
offener Auftrage bendtigt.
b) 2. Quartal 2008
40000119 Schule Kirchditmold
616131000 Unterhaltung der sonst. Auenanlagen -65- 3.060,00 a) Der Haushaltsrest wird fiir die Abwicklung
offener Auftrage bendtigt.
b) 2. Quartal 2008
40006 Gesamtschulen
40000303 Schule Hegelsberg
616131000 Unterhaltung der sonst. Auenanlagen -65- 14.189,29 a) Der Haushaltsrest wird fiir die Abwicklung
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offener Auftrage bendtigt.
b) 2. Quartal 2008

Anlage 3



Anlage 3

davon aus a) Begriindung

Teilhaushalt dem Vorjahr
Kostenstelle Bezeichnung Betrag
Sachkonto
€ € b) voraussichtliche Verausgabung

41001 Kulturamt allgemein

41000101 Veranstaltungen

639300000 Vergutung fir sonstige Beschaftigte 28.000,00 a) Mit der Veranderungsliste 2 zum Haushalt
2007 wurden dem Kulturamt 40.000 € zur
Finanzierung von "Migrantinnenkultur"
zuerkannt. Im Jahr 2007 wurden von dieser
Summe insgesamt 12.000 € verausgabt.
Da das Projekt erst im Laufe des jahres
2008 zum Abschluss kommt und die
abgeschlossenen Werkvertrage bis zum
30.06.2008 gefristet wurden, muss zur
Sicherstellung der Finanzierung, die
Restsumme in das Jahr 2008 Ubertragen
werden.

b) Januar bis Dezember 2008
686900000 sonstige Aufwendungen flir Reprasentation 2.512,36 a) Die Entwicklung eines Motives fir die

Museumsnacht 2008, die graphische
Gestaltung eines Programmheftes und die
Adaption des Motives auf Werbemittel
wurde in 2007 beauftragt. Der Auftrag
konnte in 2007 nur zum Teil abgewickelt
werden.

b) Mitte 2008

41000501 Denkmalschutz und Denkmalpflege

677100000 Aufwand fir Sachverstandige 952,00 a) Das Stadtwappen, das bisher am
Polizeigebaude Altmarkt hing, soll an der
Max-Eyth-Schule angebracht werden. Fur
die Entwicklung eine Befestigung mit
zugehdrigen Ausfiihrungsunterlagen wurde
in 2007 ein Gutachten in Auftrag gegeben.

b) Marz 2008
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davon aus a) Begriindung

Teilhaushalt dem Vorjahr
Kostenstelle Bezeichnung Betrag
Sachkonto
€ € b) voraussichtliche Verausgabung

41003 Museen und Archive
41000403 Digitalisierungsprojekt Documenta-Archiv

616500000 Instandhaltung von Sachanlagen im Gemeingebrauch, 84.860,52
Infrastrukturvermdgen
639300000 Vergutung fur sonstige Beschéftigte 19.459,08

60001 Bauverwaltungsamt
60000000 Allg. KoSt Bauverwaltungsamt
617925000 EDV-Kosten / Dienstleistungen 20.000,00

63001 Stadtplanung
63000102 Stadtebauliche Planung
677100000 Aufw. fur Sachverst., Rechtsanwalte, Gerichtskosten 92.333,65
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a) Die Deutsche Forschungsgesellschaft hat
dem documenta Archiv Fordergelder flr
das Projekt "Mediencluster documenta und
Gegenwartskunst" fiir den Zeitraum
November 2006 bis vorausssichtlich
November 2008 zur Verfliigung gestellt. Die
Gesamtmittel waren im Haushalt 2006
veranschlagt und als
Haushaltsausgaberest nach 2007
Ubertragen. Entsprechend des
Forderzeitraums wurden die Mittel in 2007
nur anteilig in Anspruch genommen.

b) Januar bis November 2008

a) Die EinfUhrung der elektronischen Vergabe
ist fir das Jahr 2008 geplant. Ein
entsprechender Magistratsbeschluss wurde
gefasst. Die fir 2008 veranschlagten
15.000 € sind nicht ausreichend, da im
ersten Jahr einmalig Schulungskosten
anfallen.

b) Mitte 2008

a) Einige Bebauungsplanverfahren sowie
verschiedene Gutachten und die
Baugrunduntersuchung Ortelsburger
Stral3e konnten noch nicht abgerechnet
werden, weil die Leistungen noch nicht
(vollstandig) erbracht sind.

b) 3. Quartal 2008

Anlage 3



Anlage 3

davon aus a) Begriindung

Teilhaushalt dem Vorjahr
Kostenstelle Bezeichnung Betrag
Sachkonto
€ € b) voraussichtliche Verausgabung

650 Gebaudewirtschaft

65000000 Allg. KoSt Gebaudewirtschaft

683200000 Telefonkosten 4.067,40 a) Im Jahr 2007 wurden die Vertrage fir die
Mobiltelefone der Hausmeister und
Bauleiter der Gebaudewirtschaft erweitert.
Die Vertragslaufzeit erstreckt sich iber
zwei Jahre. D. h. in diesem Zeitraum
werden die Mehrkosten anfallen. Dazu
wurde der Auftrag AUF/07/0002634 in
Hohe von 4.067,40 € vergeben.

b) 2008

65001 Gebaudewirtschaft

65000601 Bauunterhaltung

616110000 Gebaudeunterhaltung -65- 322.444,73 a) In der Gebaudeunterhaltung wurden noch
nicht alle erteilten Auftrage aus dem Jahr
2007 abgerechnet. Auftrage in der Summe
von 322.444,73 € sind zum
Buchungsschluss des Haushaltsjahres
2007 noch offen gewesen.

67001 Umweltschutz
67000106 Lokale Agenda 21
686900000 Sonstige Aufwendungen fiir Reprasentation 2.500,00 a) Ein Auftrag zur Vorbereitung des Tages der
offenen Tur bei -67- konnte noch nicht
erflllt und abgerechnet werden.
b) Mitte 2008

67002 Freiraumplanung und Freiflachenbau
67000302 Objektplanung und Bau
616506000 Beseitigung von Verkehrsunfallschaden 2.646,26 a) Mehrere Auftrage konnten noch nicht erfllt
und abgerechnet werden.
b) Mitte 2008
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davon aus a) Begriindung
Teilhaushalt dem Vorjahr
Kostenstelle Bezeichnung Betrag
Sachkonto
€ € b) voraussichtliche Verausgabung
67003 Griun- und Freizeitflachen, Gartnerei
67000401 Unterhaltung von Griin- und Freizeitflichen
601000000 Vorprodukte/Fremdbauteile 19.882,11 a) Mehrere Auftrage konnten noch nicht erfllt
und abgerechnet werden.
b) Mitte 2008
616120000 Unterhaltung der Griinanlagen 82.116,36 a) Mehrere Auftrage konnten noch nicht erfllt
und abgerechnet werden.
b) Mitte 2008
616510000 Ortsbeiratsmittel Griinanlagen 16.215,39 a) Mehrere Auftrage konnten noch nicht erfllt

Summe Teil 1

1.042.182 70
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und abgerechnet werden.
b) Mitte 2008

Anlage 3



davon aus a) Begriindung

Teilhaushalt dem Vorjahr
Kostenstelle Bezeichnung Betrag
Sachkonto
€ € b) voraussichtliche Verausgabung

Teil 2: Nicht ausgeschépfte Ausgabeerméachtigungen

11001 Organisation

11000105 Organisationsberatungen, Ablauforganisation

677900000 Aufwendungen fiir andere Beratungsleistungen 41.660,00 a) Zwei fir 2007 vorgesehene Gutachten
(Umstellung der Dienstanweisung zur
Baumkontrolle auf das Regelwerk der
Forschungsgesellschaft
Landschaftsentwicklung und
Landschaftsbau sowie Erfassung und
Auswertung von ausgewahlten
Kernprozessen gem. EU-
Dienstleistungsrichtlinie) konnten noch
nicht abschlielend in Auftrag gegeben
werden. Die Mittel werden zur Finanzierung
der Gutachten in 2008 dringend bendtigt.

b) 2. Quartal 2008

11002 Informations- u. Kommunikationstechnik
11000201 TUI-Schulungen
664010000 Aufwendungen fiir Fort- und Weiterbildung 45.000,00 a) Die Mittel werden zur Finanzierung noch
ausstehender Schulungen zu
verschiedenen EDV-Verfahren, die fur
2007 vorgesehen waren, dringend bendtigt.

b) 2. und 3. Quartal 2008

11000203 Betrieb u. Unterhaltung von TUI-Anwendungen

617900000 Andere sonstige Aufwendungen fiir bezogene Leistungen 31.500,00 a) Eine abschlieRende Entscheidung der
Neustrukturierung des Internetauftritts der
Stadt Kassel wurde erst Ende 2007
getroffen. Die bevorstehende
Auftragsvergabe kann ohne die
Mittellbertragung nicht erfolgen, da der
Ansatz 2008 hierfur nicht ausreicht.

b) 2. Halbjahr 2008
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Anlage 3

davon aus a) Begriindung
Teilhaushalt dem Vorjahr
Kostenstelle Bezeichnung Betrag
Sachkonto
€ € b) voraussichtliche Verausgabung
11000205 Betrieb und Unterhaltung der Telefonzentrale
617900000 Andere sonstige Aufwendungen fiir bezogene Leistungen 20.000,00 a) Die Mittel werden zur Finanzierung eines
weiteren Beratungsbedarfes zur
Umsetzung der zukiinftigen
Sprachkommunikationslésung dringend
bendtigt, da in 2008 keine entsprechenden
Mittel zur Verfiigung stehen.
b) 2. Halbjahr 2008
11004 Personaldienste
11000401 Personaldienste
664010000 Aufwendungen fiir Fort- und Weiterbildung 5.600,00 a) Im Bereich Gesundheitsmanagement
konnten wegen Terminproblemen nicht alle
in 2007 geplanten MaRnahmen realisiert
werden. Sie mussten daher in das Jahr
2008 verlagert werden.
b) 1. Halbjahr 2008
16000 Biro der Stadtverordnetenversammlung
160 00 000 Buro der Stadtverordnetenversammlung
799 000 000 Sonstige Zuschlsse 4.731,98 a) Die Ortsbeirate Wehlheiden, Brasselsberg,
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Rothenditmold, Fasanenhof, Wolfsanger-
Hasenhecke, Jungfernkopf und
Unterneustadt haben die Ubertragung ihrer
nicht verausgabten Haushaltsmittel in das
Jahr 2008 beantragt.

b) 2. bis 4. Quartal 2008



davon aus a) Begriindung
Teilhaushalt dem Vorjahr
Kostenstelle Bezeichnung Betrag
Sachkonto
€ € b) voraussichtliche Verausgabung
37001 Brand- und Katastrophenschutz
37000062 Material, Organisation
617926000 Kfz.Kosten/Haltung von Fahrzeugen 128.996,10 a) Bei den Einsatzfahrzeugen stehen gréere
Reparaturen an. Um die Einsatzfahigkeit
der Fahrzeuge sicherzustellen, ist die
Bewilligung des Restes erforderlich.
b) 2. Quartal 2008
40001 Schulverwaltungsamt / sonst. Schul. Aufg.
verschiedene
616131000 Unterh.der sonstigen AuRenanlagen -65- 2.510,00 a) Aus organisatorischen Griinden verzdgerte
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sich die Umsetzung einiger MalRinahmen.
Es war ein erhéhter Abstimmungsbedarf
mit anderen Amtern, wie z. B. dem
StralRenverkehrsamt und den Schulen,
erforderlich. Dadurch konnten MaRnahmen
noch nicht begonnen bzw. nicht in dem
Umfang vorgenommen werden, in dem sie
notig gewesen waren. Diese sollen
umgehend nachgeholt werden. Fir diese
Projekte wurden bereits verbindliche
Festlegungen eingegangen.

b) 2. Quartal 2008

Anlage 3



Anlage 3

davon aus a) Begriindung

Teilhaushalt dem Vorjahr
Kostenstelle Bezeichnung Betrag
Sachkonto
€ € b) voraussichtliche Verausgabung

40002 Grund-, Haupt- und Realschulziige
verschiedene

616131000 Unterh.der sonstigen AuRenanlagen -65- 151.779,99 a) Aus organisatorischen Griinden verzdgerte
sich die Umsetzung einiger MalRnahmen.
Es war ein erhdhter Abstimmungsbedarf
mit anderen Amtern, wie z. B. dem
StralRenverkehrsamt und den Schulen,
erforderlich. Dadurch konnten MaRnahmen
noch nicht begonnen bzw. nicht in dem
Umfang vorgenommen werden, in dem sie
notig gewesen waren. Diese sollen
umgehend nachgeholt werden. Fur diese
Projekte wurden bereits verbindliche
Festlegungen eingegangen.

b) 2. Quartal 2008

40003 Gymnasien
verschiedene

616131000 Unterh.der sonstigen AuRenanlagen -65- 38.375,05 a) Aus organisatorischen Griinden verzdgerte
sich die Umsetzung einiger MalRinahmen.
Es war ein erhéhter Abstimmungsbedarf
mit anderen Amtern, wie z. B. dem
StralRenverkehrsamt und den Schulen,
erforderlich. Dadurch konnten MaRnahmen
noch nicht begonnen bzw. nicht in dem
Umfang vorgenommen werden, in dem sie
notig gewesen waren. Diese sollen
umgehend nachgeholt werden. Fur diese
Projekte wurden bereits verbindliche
Festlegungen eingegangen.

b) 2. Quartal 2008
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Anlage 3

davon aus a) Begriindung

Teilhaushalt dem Vorjahr
Kostenstelle Bezeichnung Betrag
Sachkonto
€ € b) voraussichtliche Verausgabung

40004 Berufliche Schulzentren
verschiedene

616131000 Unterh.der sonstigen AuRenanlagen -65- 7.290,00 a) Aus organisatorischen Griinden verzdgerte
sich die Umsetzung einiger MalRinahmen.
Es war ein erhéhter Abstimmungsbedarf
mit anderen Amtern, wie z. B. dem
StralRenverkehrsamt und den Schulen,
erforderlich. Dadurch konnten MaRnahmen
noch nicht begonnen bzw. nicht in dem
Umfang vorgenommen werden, in dem sie
notig gewesen waren. Diese sollen
umgehend nachgeholt werden. Fur diese
Projekte wurden bereits verbindliche
Festlegungen eingegangen.

b) 2. Quartal 2008

40005 Forderschulen
verschiedene

616131000 Unterh.der sonstigen AuRenanlagen -65- 10.336,92 a) Aus organisatorischen Griinden verzdgerte
sich die Umsetzung einiger MalRnahmen.
Es war ein erhéhter Abstimmungsbedarf
mit anderen Amtern, wie z. B. dem
StralRenverkehrsamt und den Schulen,
erforderlich. Dadurch konnten MaRnahmen
noch nicht begonnen bzw. nicht in dem
Umfang vorgenommen werden, in dem sie
notig gewesen waren. Diese sollen
umgehend nachgeholt werden. Fir diese
Projekte wurden bereits verbindliche
Festlegungen eingegangen.

b) 2. Quartal 2008

Seite 13



Anlage 3

davon aus a) Begriindung

Teilhaushalt dem Vorjahr
Kostenstelle Bezeichnung Betrag
Sachkonto
€ € b) voraussichtliche Verausgabung

40006 Gesamtschulen
verschiedene

616131000 Unterh.der sonstigen AuRenanlagen -65- 5.850,71 a) Aus organisatorischen Griinden verzdgerte
sich die Umsetzung einiger MalRnahmen.
Es war ein erhdhter Abstimmungsbedarf
mit anderen Amtern, wie z. B. dem
StralRenverkehrsamt und den Schulen,
erforderlich. Dadurch konnten MaRnahmen
noch nicht begonnen bzw. nicht in dem
Umfang vorgenommen werden, in dem sie
notig gewesen waren. Diese sollen
umgehend nachgeholt werden. Fur diese
Projekte wurden bereits verbindliche
Festlegungen eingegangen.

b) 2. Quartal 2008

41001 Kulturamt allgemein

41000501 Denkmalschutz und Denkmalpflege

617900000 Aufwendungen fiir bezogene Leistungen 6.000,00 a) Die in den vergangenen 15 Jahren aus
Grabungen geborgenen Fundstiicke
missten wissenschaftlich aufgearbeitet
und préapariert werden, um sie der
Nachwelt zuganglich zu machen. Fur diese
und weitergehende Arbeiten wurde ein
Archaologe per Werkvertrag beschaftigt.
Fur notwendige Restarbeiten in 2008 ist die
Ubertragung des Haushaltsrestes
erforderlich.

b) Erste Halfte 2008
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davon aus a) Begriindung
Teilhaushalt dem Vorjahr
Kostenstelle Bezeichnung Betrag
Sachkonto
€ € b) voraussichtliche Verausgabung
686100000 Aufwendungen fiir Offentlichkeitsarbeit 1.800,00 a) Aus 2006 wurden Mittel fir den Druck der
Broschure "Weltkulturerbe" nach 2007
Ubertragen. Die Schlussrechnung fiir die
Broschire lag 1.800 € unter der
Auftragssumme. Diese Mittel sollen genutzt
werden, um die o. g. Broschure ins
Englische zu Ubersetzen und in einer
Auflage von 2.000 Exemplaren drucken zu
lassen. Das Land tragt die Halfte der
Kosten (Gesamtvolumen ca. 6.000 €).
b) Mitte 2008
41004 Birgerhduser und Stadtteilkulturarbeit
verschiedene
616131000 Unterh.der sonstigen AuRenanlagen -65- 2.233,96 a) Aus organisatorischen Griinden verzdgerte
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sich die Umsetzung einiger MalRnahmen.
Es war ein erhéhter Abstimmungsbedarf
mit anderen Amtern, wie z. B. dem
StralRenverkehrsamt und den Schulen,
erforderlich. Dadurch konnten MaRnahmen
noch nicht begonnen bzw. nicht in dem
Umfang vorgenommen werden, in dem sie
notig gewesen waren. Diese sollen
umgehend nachgeholt werden. Fir diese
Projekte wurden bereits verbindliche
Festlegungen eingegangen.

b) 2. Quartal 2008

Anlage 3



a) Begriindung

Teilhaushalt dem Vorjahr
Kostenstelle Bezeichnung Betrag
Sachkonto
€ b) voraussichtliche Verausgabung
51002 Forderung von Kindern in Tageseinrichtungen / -
pflege
verschiedene
616131000 Unterh.der sonstigen AuRenanlagen -65- 28.070,97 a) Aus organisatorischen Griinden verzdgerte
sich die Umsetzung einiger MalRnahmen.
Es war ein erhdhter Abstimmungsbedarf
mit anderen Amtern, wie z. B. dem
StralRenverkehrsamt und den Schulen,
erforderlich. Dadurch konnten MaRnahmen
noch nicht begonnen bzw. nicht in dem
Umfang vorgenommen werden, in dem sie
notig gewesen waren. Diese sollen
umgehend nachgeholt werden. Fir diese
Projekte wurden bereits verbindliche
Festlegungen eingegangen.
51003 Allgemeine Forderung von jungen Menschen
verschiedene
616131000 Unterh.der sonstigen AuRenanlagen -65- 7.590,00 a) Aus organisatorischen Griinden verzdgerte
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sich die Umsetzung einiger MalRnahmen.
Es war ein erhéhter Abstimmungsbedarf
mit anderen Amtern, wie z. B. dem
StralRenverkehrsamt und den Schulen,
erforderlich. Dadurch konnten MaRnahmen
noch nicht begonnen bzw. nicht in dem
Umfang vorgenommen werden, in dem sie
notig gewesen waren. Diese sollen
umgehend nachgeholt werden. Fir diese
Projekte wurden bereits verbindliche
Festlegungen eingegangen.

b) 2. Quartal 2008

Anlage 3



Anlage 3

davon aus a) Begriindung

Teilhaushalt dem Vorjahr
Kostenstelle Bezeichnung Betrag
Sachkonto
€ € b) voraussichtliche Verausgabung

60001 Bauverwaltungsamt

60000102 Bereitstellung WC-Anlagen

671010000 Leasing Toilettenanlagen 50.000,00 a) Fur die 6ffentlichen Toilettenanlagen im
Restaurant "Strandbar" (ehem. Auecafé) ist
noch kein Dauernutzungs- und
Servicevertrag zustande gekommen. Um
den erforderlichen Bedarf im Bereich der
Buga zu decken, kann es u. U. erforderlich
werden, eine weitere Toilettenanlage zu
leasen. Die zuséatzlichen Kosten kénnen
aufgrund der ohnehin knapp bemessenen
Mittel nicht aus dem Budget 2008 gedeckt
werden.

b) im Laufe des Jahres 2008

63001 Stadtplanung

63000104 Stadtebauliche Entwicklung und Erneuerung

677100000 Aufw. fir Sachverst., Rechtsanwalte, Gerichtskosten 30.597,61 a) Durch Verzdgerungen im Bereich
Wilhelmshdéhe (Erarbeitung und Beratung
Verkehrkonzept, Abstimmung des Landes
mit der Expertengruppe Welterbe) konnten
die beiden Bebauungsplanverfahren nicht
wie urspringlich geplant begonnen werden.

b) 3. Quartal 2008
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davon aus a) Begriindung

Teilhaushalt dem Vorjahr
Kostenstelle Bezeichnung Betrag
Sachkonto
€ € b) voraussichtliche Verausgabung
65001 Gebaudewirtschaft
65000601 Bauunterhaltung
616110000 Gebaudeunterhaltung -65- 52.252,41 a) Aus organisatorischen Griinden verzdgerte
sich die Umsetzung bereits projektierter
MaRnahmen. Beispielsweise mussten
Kostenermittlungen der aktuellen
Entwicklung angepasst werden. Dadurch
konnten MaRnahmen noch nicht begonnen
oder fortgefiihrt werden. Diese sollen
umgehend wieder aufgegiffen werden.
b) 2008
660 StraBenverkehrsamt
66000000 Allgemeine Kostenstelle StraRenverkehrsamt
605500000 Treibstoffe 3.000,00 a) Unter Berlicksichtigung des
Vorjahresbedarfs und weiterer gestiegener
Treibstoffpreise sowie Anschaffung von
zwei neuen Fahrzeugen wird der Rest
dringend bendtigt
b) Juni 2008
66000021 Bauhof fir Tiefbau
603010000 Betriebsstoffe Verbrauchswerkzeuge 3.250,00 a) Unter Berlicksichtigung des
Vorjahresbedarfs und der beantragten
Mittel 2008 wird der Rest zur Abwicklung
des Dienstbetriebs dringend bendtigt
b) Juni 2008
605500000 Treibstoffe 7.000,00 a) Unter Berlicksichtigung des
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Vorjahresbedarfs und der beantragten
Mittel 2008 sowie weiterer gestiegener
Treibstoffpreise wird der Rest dringend
bendtigt

b) Juni 2008

Anlage 3



Teilhaushalt
Kostenstelle
Sachkonto

Bezeichnung

Betrag

€

davon aus
dem Vorjahr

a) Begriindung

b) voraussichtliche Verausgabung

66000061

Personalkosten

664010000

66000062

Aufwendungen flr Fort- und Weiterbildung

Grundstiicks- und Gebaudekosten

605100000

605600000

66000063

Strom

Wasser-Abwasser

Organsiation, Materialverbrauch

607000000

685010000

Aufwendungen flr Berufskleidung, Arbeitsschutzmittel
o.a.

Reisekosten

8.000,00

250,00

500,00

4.000,00

1.500,00
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a) Fur die spezielle Fort- u. Weiterbildung
besonders im technischen Bereich in
Planung, Straften- und Briickenbau werden
zusatzlich Mittel dringend bendtigt

b) Juni 2008

a) Der Rest wird zur Deckung der
Stromkosten fiir den Wohnmobilstellplatz
Giesewiesen bendtigt, da in 2008 keine
entsprechenden Mittel zur Verfligung
stehen.

b) Juni 2008

a) Der Rest wird zur Deckung der Wasser-
/Abwasserkosten flr den
Wohnmobilstellplatz Giesewiesen bendtigt,
da in 2008 keine entsprechenden Mittel zur
Verfligung stehen.

b) Juni 2008

a) Wegen knapp veranschlagter
Haushaltsmittel wird unter
Berlicksichtigung des Vorjahresbedarfs der
Rest zur Aufrechterhaltung des
Dienstbetriebes dringend bendtigt.

b) Juni 2008

a) Wegen knapp veranschlagter
Haushaltsmittel wird unter
Berlicksichtigung des Vorjahresbedarfs der
Rest zur Aufrechterhaltung des
Dienstbetriebes dringend bendtigt.

b) 2.Quartal 2008

Anlage 3



davon aus a) Begriindung
Teilhaushalt dem Vorjahr
Kostenstelle Bezeichnung Betrag
Sachkonto
€ € b) voraussichtliche Verausgabung

66000065 Telefonkosten

683200000 Telefonkosten 4.000,00 a) Wegen knapp veranschlagter
Haushaltsmittel wird der Rest zur
Aufrechterhaltung des Dienstbetriebes
dringend bendtigt.

b) Juni 2008
66001 StraRenunterhaltung

66000110 Unterhaltung, Instandsetzung v. StraRen, Wegen

616511000 Ortsbeiratsmittel Stralen 480.662,45 a) Wegen fehlender Beschlisse ber die
Dispositionsmittel der Ortsbeirate konnten
keine Auftrage vergeben bzw. Zahlungen
geleistet werden.

b) Juni 2008
66002 Verkehrslenkung

66000401 Vekehrsentw.Plan/Konz.Verkehrsl.,Verkehrsanl.

617900000 andere sonst.Aufwendungen f. bez. Leist. 42.000,00 a) Eine kurzfristig zu beauftragende
Verkehrsbefragung in Héhe von ca. 50.000
€ erfordert unter Beriicksichtigung des zu
geringen Ansatzes 2008 die Bildung des
HAR

b) Juni 2008
66003 StraRenbau und Planung
66000108 Planung und Bau v. StralRen, Wegen, Platzen
685010000 Reisekosten 1.500,00 a) Wegen knapp veranschlagter
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Haushaltsmittel wird unter
Berlicksichtigung des Vorjahresbedarfs der
Rest zur Aufrechterhaltung des
Dienstbetriebes dringend bendtigt.

b) 2. Quartal 2008

Anlage 3



davon aus a) Begriindung
Teilhaushalt dem Vorjahr
Kostenstelle Bezeichnung Betrag
Sachkonto
€ € b) voraussichtliche Verausgabung
66004 Parkplatze und Parkeinrichtungen
66000104 Parkplatze gebuhrenfrei
606500000 Materialaufwand fiir Stral3en, Platze, Wege u.a. 4.000,00 a) Der Rest wird zur Deckung der
Materialkosten fiir die Unterhaltung
bendtigt, da in 2008 keine entsprechenden
Mittel zur Verfiigung stehen.
b) Juni 2008
616507000 Unterhaltung/Instandhaltung, 6ffentl. Parkeinrichtungen 50.000,00 a) Unter Berlicksichtigung des
Vorjahresbedarfs und der beantragten
Mittel 2008 sowie zur Aufarbeitung
zuruckgestellter Instandsetzungen wird der
Rest dringend bendtigt
b) Juni 2008
66000105 Parkplatze gebihrenpflichtig
606500000 Materialaufwand fiir Stral3en, Platze, Wege u.a. 8.000,00 a) Der Rest wird zur Deckung der
Materialkosten fiir die Unterhaltung
bendtigt, da in 2008 keine entsprechenden
Mittel zur Verfiigung stehen.
b) Juni 2008
617900000 andere sonst.Aufwendungen f. bez. Leist. 15.000,00 a) Wegen knapp veranschlagter
Haushaltsmittel wird der Rest zur
Aufrechterhaltung des Dienstbetriebes
dringend bendtigt.
b) Juni 2008
617915000 Erstattungen an Gbrige Bereiche 13.000,00 a) Unter Berlicksichtigung des
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Vorjahresbedarfs und der beantragten
Mittel 2008 wird der Rest zur Deckung der
Anspruche Dritter im Rahmen der
Parkraumbewirtschaftung dringend
bendtigt

b) Juni 2008

Anlage 3



davon aus a) Begriindung
Teilhaushalt dem Vorjahr
Kostenstelle Bezeichnung Betrag
Sachkonto
€ € b) voraussichtliche Verausgabung
617925000 EDV-Kosten, Dienstleistungen 2.700,00 a) Der Rest wird zur Deckung von Kosten fir
Leistungen (EDV/Rechenzentrum)
bendtigt, da in 2008 keine entsprechenden
Mittel zur Verfiigung stehen.
b) Juni 2008
683100000 Datenlbertragunsgkosten 1.500,00 a) Unter Berlicksichtigung des
Vorjahresbedarfs und der beantragten
Mittel 2008 wird der Rest zur Deckung der
anstehenden Forderungen dringend
bendtigt
b) Juni 2008
66000121 Parkhaus Twernegasse
616111000 Geb&udeunterhaltung Offentliche Parkeinrichtungen 2.500,00 a) Dringend notwendige
Instandsetzungsarbeiten im Parkhaus
Twernegasse machen die Bildung des
HAR erforderlich
b) Juni 2008
67003 Griun- und Freizeitflachen, Gartnerei
67000401 Unterhaltung von Griin- und Freizeitflichen
616510000 Ortsbeiratsmittel Griinanlagen 158.588,28 a) Die Ortbeiratsmittel wurden in 2007 nicht
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vollstandig durch entsprechende
BeschlUsse verausgabt und sollen nach
Vorgabe der jeweiligen Ortbeirate in das
Jahr 2008 ubertragen werden.

b) 2.Quartal 2008

Anlage 3



davon aus a) Begriindung

Teilhaushalt dem Vorjahr
Kostenstelle Bezeichnung Betrag
Sachkonto
€ € b) voraussichtliche Verausgabung
80500 Stadtverordnetenversammlung
805 00 000 Stadtverordnetenversammlung
617 925 000 EDV Kosten / Dienstleistungen 10.393,50 a) Zur Projektfortfihrung der von der
Stadtverordnetenversammlung
beschlossenen Internetprasentation
"Kommunale Burgerinfo" werden die Mittel
in 2008 bendtigt. Vor Auftragsvergabe
muss noch eine interne Abstimmung
erfolgen.
b) 2. bis 4. Quartal 2008
Summe Teil 2 1.493.519,93
Gesamtsumme 2.535.702,63
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Anlage 3



Abschluss des Jahres 2007 im Finanzhaushalt

hier: Bildung und Ubertragung von Haushaltsausgaberesten in das Jahr 2008

Aufgrund des § 21 Absatz 2 GemHVO Doppik werden im Finanzhaushalt folgende Haushaltsausgeabereste gebildet (Spalte 3),

die eine zusétzliche Ausgabeerméchtigung im Jahr 2008 darstellen.

Anlage 4

Investitions- von Spalte 3  durch Zuweisungen/
nummer Bezeichnung Betrag gesperrt Zuschusse finanziert
€ € €
1 2 3 4 5
Teil 1: Auftrag erteilt, Leistung noch nicht erbracht

GWG Jugendamt 80.386,28
100 4000 300 Hauptamt, bewegliches Vermdgen 101.930,71
110 4006 3 00 Standard I-u.K-Technik, bewegliches Vermdgen 17.963,73
2304800500 Allgemeines Grundvermégen - Grunderwerb 600.000,00
3205100 300 Ordnungsamt/Bewegl. Vermbgen 702,10

32051303 00 Kfz.Zulassungsstelle 16.869,55 8.434,78
32051403 00 Auslénderbehdrde, bewegliches Vermdgen 9.586,58
alle Schulformen, GWG 24.245,19
400 4210 100 Grund-, Haupt- und Realschulziige, Baukosten 25.759,72
40042103 00 Grund-, Haupt- und Realschulzilige, bewegliches Vermogen 192.214,59
4004211300 Gymnasien, bewegliches Vermdgen 38.797,50
4004212100 Berufsschulen, Baukosten 2.500,00
400 4213 300 Forderschulen, bewegliches Vermogen 35.245,23
4004214 300 Gesamtschulen, bewegliches Vermdgen 29.973,57
40042153 00 Stadt- und Kreisbildstelle, bewegliches Vermdgen 6.409,05
4004217 300 Versuchsschulen, bewegliches Vermogen 2.628,71
41043104 00 Denkmalpflege, Unterh. histor. Gebaude, Zuschisse 13.550,00
510 4437 4 00 Forderung von Kitas 20.918,57
510 4414 300 Hauser der offenen Tur 2.006,00
520 4501 4 00 Forderung des Sports - Investitionszuschisse 48.500,00
6007010 100 Bauverwaltungsamt, Offentliche Toilettenanlagen 8.400,00
600 7500 1 00 Friedhofe, Kapellensanierungen & Judischer Friedhof 8.984,69
630 6300 1 04 Neue Fahrt/Wolfsschlucht -ErschlieRung- 4.000,00
630 6310 1 02 Einfache und soziale Stadterneuerung Nordstadt 29.746,51

6306320 1 00 Urban-Projekte 910.000,00 910.000,00
630 6330 1 00 Stadterneuerung/Stadtumbau West 223.772,95
630 6340 1 00 Stadtebauliche Sanierungsmaflinahme Rothenditmold 55.567,22
630 6345100 MaBnahmen Innenstadt 2.207,45

630 6360 1 00 Bereitschaftspolizei -Konversion- 1.200.000,00 1.200.000,00
630 6370 1 00 Gewerbliche Standortentwicklung Ziel 2 110.000,00
630 6380 1 00 Dienstleistungszentrum Bau - Baukosten 9.945,00
630 6390 1 00 Luttich-Kaserne -Konversion- 100.000,00
650 0005 1 00 Rathaus, Baukosten 2.188,41
650 00052 00 Rathaus, Baul. Verbesserungen 368.641,74
650 0005 2 01 Rathaus, Verkabelung und Telekommunikationsanlage 79.965,75
650 0050 2 00 Einwohneramt/Bauliche Verbesserungen 34.161,38
650 01151 00 Berufsfeuerwehr Leitstelle -Baukosten- SK 053 700 001 1.976,69
650 01151 00 Berufsfeuerwehr Leitstelle -Baukosten- SK 095 001 000 53.303,39
65001152 00 Berufsfeuerwehr Bauliche Verbesserungen 8.733,47
650 0120 1 00 Feuerwache 2 Baukosten 76.354,28
6500190 1 00 Ernst-Leinius-Schule/Baukosten 145.502,51
650 0205 2 00 Friedrich-Wohler-Schule (Sanierung) 1.193,02
650 0211 1 00 Grundschule Wolfsanger-Hasenhecke/Baukosten 26.884,59
650 0230 1 00 Hupfeldschule/Baukosten 29.654,57
650 02451 00 Reformschule Wilhelmshéhe/Baukosten 263.636,98
650 0245 3 00 Reformschule Wilhelmshéhe/Bewegl. Vermbdgen 98.429,76
650 0280 1 00 Schule Eichwaldchen/Baukosten 46.295,01
650 0360 2 00 Wilhelmsgymnasium/Baul. Verbesserungen 6.494,94
650 03952 00 Max-Eyth-Schule/Baul. Verbesserungen 1.836.008,62
650 0395 300 Max-Eyth-Schule/Bewegl. Vermbgen 68.468,76
650 04151 00 Walter-Hecker-Schule/Baukosten 3.930,08
650 0470 2 00 Pestalozzischule/Baul. Verbesserungen 18.176,09
650 0490 1 00 Carl-Schomburg-Schule 1/Baukosten 23.099,35
650 0495 1 01 Georg-August-Zinn-Schule/Baukosten Auf3enanlagen 16.635,52
650 0050 2 00 Einwohneramt, Bauliche Verbesserungen 34.161,38
650 05052 00 Heinrich-Schiitz-Schule/Baul. Verbesserungen 90.275,45
650 0540 2 00 Bruder-Grimm-Museum, Sanierung 47.552,40
650 05452 00 Naturkundemuseum, Bauliche Verbesserungen 30.297,81
650 0750 1 00 Komm. Jugendbildungswerk, Willi-Seidel-Haus, Baukosten 12.937,74
650 0750 200 Komm. Jugendbildungswerk, Willi-Seidel-Haus, Baukosten 23.723,41
650 0780 2 00 Jugendherberge, Baul. Verbesserungen 4.890,90
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Anlage 4

Investitions- von Spalte 3  durch Zuweisungen/
nummer Bezeichnung Betrag gesperrt Zuschusse finanziert
€ € €
1 2 3 4 5

650 0970 1 00 Auestadion Baukosten 4.073.894,79
650 1003 2 00 Sporthalle Gabelsbergstralle, Baul. Verb. 894,59
650 10152 00 Sporthalle Konigstor, Baul. Verb. 25.654,87
650 1051 1 00 Sportplatz Marbachshéhe, Umnkleidegeb. - Baukosten- 15.304,29
650 1065 1 00 Sportplatz SchulstralRe - Baukosten- 154.217,13
650 11051 00 Verwaltungsgebaude Bosestralle, Baukosten 215.119,43
650 1110 1 00 Gartnerunterkunft NiederfeldstralRe 8.200,43
650 11452 00 Botanischer Garten, Baul. Verbesserungen 2.500,00
650 12151 00 Birgerhaus Jungfernkopf, Baukosten 23.000,00
650 13452 00 Kleinmarkthalle 964.146,95
650 4001 200 Energiesparmalnahmen Stadtische Gebaude 15.060,51
650 4002 1 00 Barrierefreies Bauen 2.142,00
650 4003 1 00 Planungsbudget fir neue MaRnahmen -Baukosten- SK 055 050 001 928,20
650 4003 1 00 Planungsbudget fir neue MalRnahmen -Baukosten- SK 054 000 001 32.736,60
650 4201 1 00 Grund-Haupt-Realschulen/Baukosten 1.948,80
650 4201 200 Grund-Haupt-Realschulen/Baul. Verbesserungen 247.303,77
6504202 1 00 Gymnasien/Baukosten 14.952,15
650 4202 2 00 Gymnasien/Baul. Verbesserungen 143.724,69
650 4203 1 00 Berufsschulen/Baukosten 23.627,37
650 4203 2 00 Berufsschulen/Baul. Verbesserungen 95.058,65
650 4204 2 00 Forderschulen/Baul. Verbesserungen 13.759,61
650 42051 00 Gesamtschulen/Baukosten 11.560,99
650 42052 00 Gesamtschulen/Baul. Verbesserungen 89.508,46

650 4206 1 00 GS, HS, RS/Ganztagsschulangebote/Baukosten 178.061,39 600.000,00
6504210100 GY, GesS, GS, HS, RS/Ganztagsschulangebote/Baukosten 195.139,33
650 4216 2 00 Fuldatalstral’e 12/Bodensanierung 40.535,92
650 4438 2 00 Kindertagesstatten, Bauliche Verbesserungen 27.835,87
650 4439 1 00 Umbauten Betreuungsangebote 3.558,77
650 4414 2 00 Hauser der offenen Tir, Baul. Verbesserungen 166.816,46
650 4503 200 Generaliiberholung v. Sportanlagen/Baul. Verb. 3.069,34
650 4504 1 00 Sporthalle Wilhelmsgymnasium, Baukosten 11.268,01
650 6500 3 00 Gebaudewirtschaft, Bewegl. Vermdgen 522,91

6703001 1 00 Sanierung ehemaliges Gaswerk Hollandischer Platz 19.718,30 19.718,30
6703002 1 00 Sanierung Grundstiick Sandershauser Stralle 7.892,31
670 3003 1 00 Untere Naturschutzbehdrde, Baukosten 95.957,07
670 3009 300 Umwelt- und Gartenamt, Bewegliches Vermdgen 47.976,41
6703011100 Bodenablagerungen A 44 19.332,79
6703013100 Wanderwege, Baukosten 3.865,28
670 3014 300 EDV-Technik, Bewegl. Vermogen 23.872,10
670 3015100 Vorhaben nach Anliegersatzung, Baukosten 12.033,30
6703018 1 00 Baul. Verbesserungen, Sanierung, Sicherheit 58.196,06
670 3019 1 00 Naherholungsgebiete, Baukosten 2.658,33
670 3024 1 00 Naherholungsgebiet Rammelsberg, Baukosten 11.566,13
670 3028 1 00 Naherholungsgebiet Park Schonfeld, Ausbau 5.500,00
670 3030 1 00 Naherholungsgebiet Alte Ziegelei -Wolfsanger, Baukosten 11.191,99
670 3034 100 Buchenaukampfbahn, Baukosten 78.113,88
6703042100 Gartendenkmal Weinberg, Parkpflegewerk 7.809,37
670 3043 1 00 Botanischer Garten, Baukosten 4.657,36

670 3054 1 00 Eichenhutewald Brasselsberg 10.000,00 10.000,00
670 3055100 Togoplatz, Umgestaltung 17.281,88
6704431100 Kinderspielplatze Grunderneuerung, Sicherheit - Baukosten 206.240,38
67044351 00 Spielplatz "Auf dem hellen Bohn" (jetzt Schwarzwaldweg), Baukosten 53.597,04
6704440 1 00 Jugendbeteiligungsprojekte - Baukosten 25.613,37
900 9620 7 00 Fehlbelegungsabgabe, Darlehen, Tilgungen 3.336.852,00
900 9690 4 00 Wasserbau, Zuweisungen 1.794.221,29
900 9822 4 00 Flughafen GmbH Kassel, Zuweisungen 4.294.829,67

Summe Teil 1 24.337.413,49 2.748.153,08
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Anlage 4

Investitions- von Spalte 3  durch Zuweisungen/
nummer Bezeichnung Betrag gesperrt Zuschusse finanziert
€ € €
1 2 3 4 5

Teil 2: Nicht ausgeschodpfte Ausgabeerméachtigungen
110 4006 3 00 Standard I-u.K-Technik, bewegliches Vermdgen 881.000,00 71.000,00
2304800500 Allgemeines Grundvermégen - Grunderwerb 1.000.000,00 1.000.000,00
3205100 300 Ordnungsamt/Bewegl. Vermbgen 28.045,48 28.045,48
3205110 3 00 Hilfspolizei/Bewegl. Vermdgen 134.414,75 134.414,75
3205130300 Kfz.Zulassungsstelle 24.485,87 24.485,87 12.242,94
320 5140 300 Auslanderbehodrde, bewegliches Vermogen 15.936,40 3.015,61
3705200 3 00 Berufsfeuerwehr 157.317,77
400 4200 300  Alle Schulformen, Sportgerate fur Schulsport 2.760,15 2.760,15
4004210 300 Grund-, Haupt- und Realschulziige, bewegliches Vermdgen 1.978,15 1.978,15
4004211 300 Gymnasien, bewegliches Vermdgen 49.592,33 49.592,33
4004212100 Berufsschulen, Baukosten 33.123,45 33.123,45
40042123 00 Berufsschulen, bewegliches Vermogen 122.609,44 122.609,44
400 4213 300 Forderschulen, bewegliches Vermogen 23.590,93 23.590,93
4004214 100 Gesamtschulen, Baukosten 4.115,69 4.115,69
4004214 300 Gesamtschulen, bewegliches Vermdgen 46.607,78 46.607,78
4004217 100 Versuchsschulen, Baukosten 1.510,00 1.510,00
4004217 300 Versuchsschulen, bewegliches Vermdgen 43.463,13 43.463,13
410 0426 3 00 Musikakademie, bewegliches Vermogen 18.446,45 18.446,45
410 0540 300 Bruder-Grimm-Museum, bewegliches Vermégen 20.000,00 20.000,00
410 0550 3 00 Stadtarchiv, bewegliches Vermdgen 22.431,20 22.431,20
410 0560 3 00 Kulturhaus Dock 4, bewegliches Vermdgen 4.700,00 4.700,00
410 0595 3 00 Stadtbibliothek, bewegliches Vermdgen 18.770,00 18.770,00
4104300 3 00 Kulturamt Allgemein, bewegl. Verm. (Anbindung AuRenst.) 12.000,00 12.000,00
510 0750 300 Jugendbildung und Kinderinteressen 6.301,78
51044133 00 Schulsozialarbeit 1.680,00 1.680,00
5104414 300 Hauser der offenen Tir 2.001,69 2.001,69
51044153 00 Jugendbeteiligungsprojekte 11.181,72
510 4430 3 00 Kinderspielplatze allgemein 2.500,00 2.500,00
520 4501 4 00 Foérderung des Sports - Investitionszuschisse 141.000,00 141.000,00
520 4502 3 00 Einrichtung flr Leibesiibungen 6.670,29 6.670,29
600 7500 1 00 Bauverwaltungsamt, Friedhofe 100.000,00 100.000,00
630 0540 1 00 Stadtebauliche Entwicklung Kulturhaus Dock 4 20.022,49 20.022,49 11.584,00
6304301100 Stadtebauliche Entwicklung - Kulturleitsystem 5.092,09 5.092,09
630 6300 1 03 Kulturachse Karlsplatz 15.000,00 15.000,00
630 6300 1 04 Neue Fahrt/Wolfsschlucht -ErschlieBung- 11.090,45 11.090,45
630 6300 1 05 Fordermittel Abrechnung Innenstadt 60.000,00 60.000,00 45.000,00
630 6310 1 02 Einfache und soziale Stadterneuerung Nordstadt 105.701,87 33.781,79
630 6310 1 05 Fordermittel Abrechnung Nordstadt 30.000,00 30.000,00 22.500,00
630 6320 1 00 Urban-Projekte 5.090.000,00 6.352.055,30
6306330 1 00 Stadterneuerung/Stadtumbau West 876.227,05 876.227,05 687.704,78
630 6340 1 00 Stadtebauliche Sanierungsmaflinahme Rothenditmold 544.432,78 544.432,78 45.894,73
630 6345100 MaRnahmen Innenstadt 90.684,46 44.659,00
6306351 100 Knoten Dresdner Stral3e 800.000,00
630 63551 00 Durchfiihrung des EFRE-Programms 500.000,00 353.000,00 250.000,00
630 6360 1 00 Bereitschaftspolizei -Konversion- 552.385,07 1.328.434,71
6306372100 Cafe Rosenhang 8.000,00 8.000,00
630 6375100 Soziale Stadt Wesertor 120.000,00 120.000,00
630 6380 1 00 Dienstleistungszentrum Bau - Baukosten 144.434,48 144.434,48
650 00051 00 Rathaus, Baukosten 185.403,96 85.403,96
650 00052 00 Rathaus, Baul. Verbesserungen 1.501.798,43  1.351.798,43
650 0005 2 01 Rathaus, Verkabelung und Telekommunikationsanlage 419.322,73 369.322,73
650 0050 2 00 Einwohneramt/Bauliche Verbesserungen 47.243,63 47.243,63
65001151 00 Berufsfeuerwehr Leitstelle -Baukosten- 40.783,91
650 01151 01 Berufsfeuerwehr, Baukosten- 500.000,00 500.000,00
650 01152 00 Berufsfeuerwehr Bauliche Verbesserungen 388.647,11 378.647,11
650 0120 1 00 Feuerwache 2 Baukosten 83.645,72 3.645,72
650 0190 1 00 Ernst-Leinius-Schule/Baukosten 92.579,27 38.081,78
650 0200 2 00 Fridtjof-Nansen-Schule/Baul. Verbesserungen 14.500,06 14.500,06
650 0205 2 00 Friedrich-Wohler-Schule (Sanierung) 8.476,86
650 0230 1 00 Hupfeldschule/Baukosten 395,43
650 0245100 Reformschule Wilhelmshéhe/Baukosten 24.913,88
650 0260 2 00 Schule am Wall/Baul. Verbesserungen 19.954,76 19.954,76
650 0280 1 00 Schule Eichwaldchen/Baukosten 123.910,34 123.910,34
650 0330 2 00 Albert-Schweitzer-Schule/Baul. Verbesserungen 12.363,48 12.363,48
650 0360 2 00 Wilhelmsgymnasium/Baul. Verbesserungen 8.968,48
650 0370 1 00 Friedrich-List-Schule/Baukosten 10.319,99 10.319,99
650 03951 00 Max-Eyth-Schule/Baukosten 393.652,02 298.129,40
650 03953 00 Max-Eyth-Schule/Bewegl. Vermdgen 1.791.554,97 1.791.554,97
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Anlage 4

Investitions- von Spalte 3  durch Zuweisungen/
nummer Bezeichnung Betrag gesperrt Zuschusse finanziert
€ € €
1 2 3 4 5
650 04151 00 Walter-Hecker-Schule/Baukosten 1.135.042,18 1.088.972,21
650 0445 1 00 Alexander-Schmorell-Schule/Baukosten 60.000,00 60.000,00
650 0445 2 00 Alexander-Schmorell-Schule/Baul. Verbesserungen 47.288,99 47.288,99
650 0470 2 00 Pestalozzischule/Baul. Verbesserungen 69.139,80 37.315,89
650 0490 1 00 Carl-Schomburg-Schule 1/Baukosten 106.493,02 29.592,37
650 0495 1 01 Georg-August-Zinn-Schule/Baukosten Auf3enanlagen 12.610,59
650 0505 2 00 Heinrich-Schitz-Schule/Baul. Verbesserungen 446.284,72 386.560,17
650 0540 2 00 Brider-Grimm-Museum, Sanierung 290.660,04 290.660,04
650 05551 00 Stadtmuseum, Baukosten 294.370,64 294.370,64
650 0560 2 00 Kulturhaus Dock 4, Bauliche Verbesserungen 90.228,12 90.228,12
650 0595 2 00 Stadtbibliothek, Bauliche Verbesserungen 55.152,89 55.152,89
650 0750 1 00 Komm. Jugendbildungswerk, Willi-Seidel-Haus, Baukosten 28.062,26 28.062,26
650 0750 2 00 Komm. Jugendbildungswerk, Willi-Seidel-Haus, Baukosten 324,62 324,62
650 0780 2 00 Jugendherberge, Baul. Verbesserungen 13.685,48 13.685,48
650 0806 1 00 Kindertagesstatte Bossental, Baukosten 50.000,00 50.000,00
650 0885 1 00 Kita Niederzwehren, Baukosten 30.000,00 30.000,00
650 0970 2 00 Auestadion Bauliche Verbesserungen 478.094,52 478.094,52
650 10152 00 Sporthalle Kdnigstor, Baul. Verb. 4.911,49 4.911,49
650 1051 1 00 Sportplatz Marbachshohe, Umnkleidegeb. - Baukosten- 27.400,74 27.400,74
650 1065 1 00 Sportplatz SchulstralRe - Baukosten- 94.546,92
650 11051 00 Verwaltungsgebaude Bosestralle, Baukosten 55.346,40
650 1110 1 00 Gartnerunterkunft Niederfeldstralle 17.350,63 17.350,63
650 11452 00 Botanischer Garten, Baul. Verbesserungen 109.315,77 99.315,77
650 11852 00 Birgerhaus Oberzwehren, Bauliche Verbesserungen 2.577,46 2.577,46
650 1190 2 00 Olof-Palme-Haus, Bauliche Verbesserungen 105.392,26 105.392,26
650 1345200 Kleinmarkthalle 142.544,95 142.544,95
650 4001 2 00 EnergiesparmalBnahmen Stadtische Gebaude 33.503,40
650 4002 1 00 Barrierefreies Bauen 256.795,52 156.795,52
650 4003 1 00 Planungsbudget fir neue Malnahmen -Baukosten- 51.859,09 11.859,09
650 4201 1 00 Grund-Haupt-Realschulen/Baukosten 45.297,52
650 4204 2 00 Forderschulen/Baul. Verbesserungen 57.632,50
6504210100 GY, GesS, GS, HS, RS/Ganztagsschulangebote/Baukosten 2.380.786,61  1.075.925,94
6504216 2 00 FuldatalstraRe 12/Bodensanierung 127.451,62
650 4438 2 00 Kindertagesstatten, Bauliche Verbesserungen 219.172,37 219.172,37
6504439 1 00 Umbauten Betreuungsangebote 8.427,38 8.427,38
650 4503 200 Generaluberholung v. Sportanlagen/Baul. Verb. 85.657,98 85.657,98
650 4504 1 00 Sporthalle Wilhelmsgymnasium, Baukosten 1.172.788,73  1.172.788,73
650 6500 3 00 Gebaudewirtschaft, Bewegl. Vermdgen 100.030,15 100.030,15
660 6100 3 00 StraBenverkehrsamt, Bewegliches Vermogen 1.324,60
6606110 1 01 BundesstralRen Verkehrssignalanlagen 303.489,52
6606110 1 52 Hafenbriicke, Baukosten 4.097.286,23
6606110 156 Finanzzentrum Altmarkt, StraRenanpassung 299.784,09
6606110 1 57 B 3/ CredestralRe, Knoten 1.210,00
6606120 1 01 LandesstralRen Verkehrssignalanlagen 7.281,05
6606120 129 LofRbergstralle von Teichstr. bis Zentgrafenstr. 1.641,50
660 6120 1 36  FuldatalstralRe, Baukosten 865.068,24
6606120 1 43 Lutherstralle/Am Stern/Kurt Schumacher Stralle 5.229,66
660 6130 1 01 Kreisstralen Verkehrssignalanlagen 2.220,54
660 6130 1 12 Nordsh&user Stralle 145.000,00
660 6130 1 14 Verbindungsstr. Wilhelmsh. Allee/Teichstrafle, Baukosten 152.235,73
660 6130 1 15 Mauerstralle 11.472,77
6606130 1 19 Bebelplatz -Umgestaltung-, Baukosten 150.765,22
660 61304 20 Scheidemannplatz, Regio-Tram, Investitionszuschuss 298.629,67
66061305 13 Bahnhof Wilhelmshéhe, Grunderwerb 44.817,31
6606140 1 01 Gemeindestralen Verkehrssignalanlagen, Baukosten 8.877,31
6606140 1 02 Planungsbudget 1.200,00
660 6140 1 03 Bau von Anliegerstr., Baukosten 818.161,29 736.345,16
660 6140 1 05 GroRere Instandsetzungen 10.292,93
6606140 1 06 Um-/Ausbau, Erneuerung von StralRen, Baukosten 72.465,73 32.609,58
660 6140 1 20 Ingenieurbauten, Baukosten 64.132,99
660 6140 1 22 Bricke Damaschkestralle 1.931,95
660 6140 1 25 Waldecker StralRe Bahnlbergang, Baukosten 852.902,31 724.966,96
660 6140 1 26 Radwege / Radrouten 34.970,04 26.000,00
660 6140 1 29 Buslinien, Grundsanierung 5.332,56
660 6140 1 34 Verkehrssteuer-/Regelsystem (VSRS) 7,72
660 6140 1 35 Graf-Haeseler-Kaserne 87.083,46 59.500,00
660 6140 1 36 Schone Aussicht, Baukosten 194.300,00
660 6140 1 37 Gartnerplatzbricke, Erneuerung 2.300,24
660 6140 1 38 Mosaikpflasterflachen, Sanierung 13.599,77
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nummer Bezeichnung Betrag gesperrt Zuschusse finanziert
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1 2 3 4 5
660 6140 1 40 Verkehrsberuhigung im Stadtgebiet 103.941,21
660 6140 145 Giesenallee, Wohnmobilstellplatz 473,63
660 6140 1 46 Harleshauser Kurve, Regio-Tram, Baukosten 1.081.231,37
6606140 1 48 Konigsplatz, Renovierung, Baukosten 12.477,71
660 6140 1 52 Briicke Tannenstrafle, Baukosten 695.900,19 591.515,16
660 6140 1 53 Brilicke Neue Muhle 56.332,92 52.107,95
660 6140 1 54 Landgraf-Karl-Str., Baukosten 75.481,88
6606140 1 61 Fichtenrain/Frasenweg 65.000,00
660 6140 2 20 Ingenieurbauten, GrolRere Instandsetzungen 5.686,46
660 6140 4 28 Nahverkehrsprojekte 39.085,78
660 6140 4 47 Innenstadt, Regio-Tram 242.870,51
660 61404 56 Regio-Tram, Systembedingte MalRnahmen 34.598,39
660 6140 9 70 Multifunktionshalle, Infrastruktur 8.451.670,50
660 6700 4 00 StralRenbeleuchtung 265.071,88
660 6800 1 12 Parkscheinautomaten 100.249,99
660 6800 1 21 Rathaus -Parkdecks- 216.263,21
660 6800 126 Parkleitsystem 184.325,78
660 7720 1 00 Bauhof fiir Tiefbau, Baukosten 16.021,56 1.790,53
660 7930 1 00 Stadtb. Entwickl. Waldau 1.261,64
670 3001 1 00 Sanierung ehemaliges Gaswerk Hollandischer Platz 80.281,70 30.281,70 70.281,70
6703002 1 00 Sanierung Grundstick Sandershauser StralRe 61.624,02
670 3004 1 00 Marbachsgrunzug, Baukosten 5.000,00
6703008 1 00 Sportanlage Hochzeitsweg, Baukosten 494.897,21 494 .897,21
670 3009 300 Umwelt- und Gartenamt, Bewegliches Vermdgen 76.465,12
6703011100 Bodenablagerungen A 44 48.668,37
6703013100 Wanderwege, Baukosten 4.841,08
670 3014 300 EDV-Technik, Bewegl. Vermbgen 17.972,38
670 30151 00 Vorhaben nach Anliegersatzung, Baukosten 89.199,83
6703017 1 00 Stutzmauer Ahna-Schutzenstralle, Baukosten 125.000,00
670 3018 1 00 Baul. Verbesserungen, Sanierung, Sicherheit 3.829,23
670 3019 1 00 Naherholungsgebiete, Baukosten 35.429,17
670 3020 1 00 Naherholungsgebiet Eichwald, Baukosten 3.271,15
6703021100 Wanderwege Hasenhecke, Baukosten 11.200,00 11.200,00
670 3022 1 00 Rad-/Wanderwege Wesertor/Wolfsanger 90.000,00 90.000,00
670 3024 1 00 Naherholungsgebiet Rammelsberg, Baukosten 8.667,47
670 3027 1 00 Naherholungsgebiet Aschrottpark, Ausbau 20.000,00
670 3028 1 00 Naherholungsgebiet Park Schonfeld, Ausbau 14.500,00
670 3034 1 00 Buchenaukampfbahn, Baukosten 620.776,62
670 3036 1 00 Untere Konigsstrale, Architektenwettbewerb 130.000,00 130.000,00
670 3037 1 00 Entenanger, Ideenwettbewerb 70.000,00 70.000,00
670 3040 1 00 Georg-Stock-Platz, Umgestaltung 5.778,58
670 3042 1 00 Gartendenkmal Weinberg, Parkpflegewerk 12.289,98
670 3043 100 Botanischer Garten, Baukosten 342,64
670 3044 1 00 Baumkataster, Erweiterung Kontrolltechnik 46.389,56
670 3048 1 00 Grlnanlage Leuschnerstralle 30.000,00
670 3050 1 00 Grlunanlage Baugebiet Vor dem Osterholz 300.000,00 300.000,00
670 3051 100 Dollbachgriinzug 49.000,00
670 3054 1 00 Eichenhutewald Brasselsberg 6.578,86 6.900,00
670 3055100 Togoplatz, Umgestaltung 2.718,12
6704431100 Kinderspielplatze Grunderneuerung, Sicherheit - Baukosten 140.304,96
67044351 00 Spielplatz "Auf dem hellen Bohn" (jetzt Schwarzwaldweg), Baukosten 6.931,05
670 4440 1 00 Jugendbeteiligungsprojekte - Baukosten 9.162,64
670 4441 100 Spielplatz "Bardelebenstralle" 75.000,00
900 9620 7 00 Fehlbelegungsabgabe, Darlehen, Tilgungen 341.689,57

Summe Teil 2

Gesamtsumme

Seite 5

49.126.735,93

16.511.316,19

11.134.083,76

73.464.149,42

16.511.316,19

13.882.236,83




Erstattung von Personalausgaben durch Dritte

Anlage 5

Amt | Kostenstelle| Sachkonto |Beschreibung Ist-Ergebnis 2007

-11- [ 560 00 101 [ 507 110 000 |Erstattung der Bundesagentur f. Arbeit f. d. Umsetzung des SGB I 6.753.366,06

-11- | mehrere KSt | 507 110 000 |Erstattung der Bundesagentur f. Arbeit f. Altersteilzeit 87.703,07

-11- | 900 00 030 [ 507 160 000 |Erstattung fir Personal in Eigenbetrieben 109.015,52

-11- [ 900 00 040 | 507 160 000 |Erstattung fur Personal in Gesellschaften 2.340.347,99

-11- | 90005601 | 507 160 000 E'rstattung aus dem europaischen Forderprogramm URBAN fiir den 53.217,92
Zirkus Buntmaus

-11- | mehrere KSt verf(cghr:fsnene Verschiedene Erstattungen (z.B. Schadenersatz, Zeugengeld) 73.519,79

-11- [ 530 00 061 [ 507 130 000 |Erstattung vom Landkreis fir Amtsleitung Gesundheitsamt 40.513,02
Erstattung vom europ. Sozialfonds fiir das Projekt "Beschaftigung

~11- [ 50000207 | 507 180 000 [, Beratungspersonal in der Altenhilfe" 145.697,50

-11- ] 41000 010 | 507 130 000 |Erstattung von Landkreis Kassel fur die Volkshochschule 853.486,13

11- | mehrere Kst | 507 190 000 Erstattungen fir Mutterschaftsgeld von verschiedenen 59.003,77
Krankenkassen

-11- | 53000 201 | 507 190 000 |Erstattung AOK Hessen fur KISS 13.000,02

-36- | 360 00 000 | 507 900 500 |Erstattung vom Land 664.960,00

-37- | 37000 101 | 507 901 000 |Erstattung DB fiir Rettungszug 267.888,00

-37- | 37000401 | 507 901 000 [Erstattung vom Land fiir Personal in Leitstelle 340.648,19

-37- | 37000401 | 507 920 000 |Erstattung vom Landkreis fiir Personal in Leitstelle 108.316,61

-40- | 400 00 301 [ 507 120 000 |Erstattung vom Land fir Personal der Carl-Schomburg-Schule 9.705,20

-40- | 400 00 605 | 507 120 000 |Erstattung der IT-Akademie f. Personal der Oskar-von-Miller-Schule 1.423,97

-40- | mehrere KSt | 593 030 100 [Zuschuss flir die Durchfiihrung sozialpad. Betreuung (EIBE) 156.262,60

-41- | 41000 202 | 507 910 000 |Erstattung vom Land fiir Personal der Musikakademie 1.567.422,96

410 00 403 verschiedene|Digitalisierungsprojekt documenta Archiv 69.691,31

-41- Konten

50- | 50000501 | 593 060 000 Erstattung vom LWV fiir Personal der Beratungsstelle fiir 90.611,68
Wohnungslose und Haftentlassene

50- | 50000 207 verschiedene Erstattungen |flur das Modellprojekt "Personenbezogenes 83.531,07

Konten Pflegebudget

-50- [ 500 00 606 | 508 101 100 |Erstattung vom Bund flir das Projekt "Kommunal-Kombi"

56- | 56000101 | 507 900 100 ErsFattur?g vom Land fir das. Projekt Zusatzllllche Beratung
alleinerziehender Personen im ALG Il Bezug

-51- | mehrere KSt | 593 030 100 |Erstattung vom Land fiir Personal in Kindertagesstatten 2.100.532,28

-51- | mehrere KSt | 593 030 100 |Erstattung v. Land f. Aufgabenwahrnehmung d. Landesjugendamtes 202.649,49

-51- | 51000 140 [ 593 030 100 |Erstattung vom Land fiir Tagespflege 345.040,00

-51- | 510 00 211 | 593 030 100 |Erstattung vom Land fiir Schulsozialarbeit 93.748,00

-51- | 510 00 212 | 593 030 100 |Erstattung vom Land nach dem Jugendbildungsférderungsgesetz 85.731,89

-53- | 530 00 201 | 507 230 000 |Erstattung der Krankenkassen fiir Arbeitskreis Jugendzahnpflege 171.500,00
Erstattung vom Land fiir Kontakt- und Informationsstelle fir

-53- | 53000201 | 593 030 100 Selbsthilfegruppen (KISS) 17.941,56

-63- | 63000 104 | 507 101 000 |Erstattung aus dem europaischen Férderprogramm URBAN 58.670,79

650 00 301 | 507101000 .
-65- 650 00 302 | 507120000 Erstattung vom Land fiir Personal der Sporthalle Auepark 29.724,06
66- | 66000061 | 507 190 000 Erstattungen fir Leistungen des stadt. Bauhofs und der 10.489,49

Verkehrssteuerung

17.005.359,94




Nachweisung Schuldenstand fur 2007

Aufschlisselung 1

gesamt Haushalt KEB KEB Stadtreiniger Stadtreiniger
WP 70000 WP 70000 WP 72000/67500 WP 72000/67500
Altschulden Neuschulden Altschulden Neuschulden
€ € € € € €

Stand am 31.12.2006 508.574.276,03 307.864.581,37 7.750.360,16 186.765.615,18 5.737.129,53 456.589,79
Neuaufnahmen 104.433.000,00 72.333.000,00 0,00 32.100.000,00 0,00 0,00
Berichtigung 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
Tilgung -48.045.155,18 -26.035.930,81 -7.750.360,16 -13.754.048,84 -305.850,71 -198.964,66
Stand am 31.12.2007 564.962.120,85 354.161.650,56 0,00 205.111.566,34 5.431.278,82 257.625,13
Summe KEB 205.111.566,34 Summe Stadtrein. 5.688.903,95

Kassenkredite
Stand 31.12.2007

268.200.384,49

Summe Eigenbetriebe

210.800.470,29

g abejuy



Ubersicht Gber die Rucklagen 2007

TEUR
Stand zu Beginn . Stand am Ende
Art - i
' des Haushaltsjahres NG ANEIE des Haushaltsjahres
1 .
Budgetricklage
320.200.000 1413 0,0 0,0 141,3
2. Sonderriicklagen
davon
2.2 321.100.200 Rettungsdienste 789,4 20,7 0,0 810,1
2.4 321.100.100 Erziehungshilfen Auguste Forster 766,2 0,0 183,1 583,1
2.5 156.010.000
316.000.000 Stiftungen 5.239,6 328,5 5.568,1
Rucklagen gesamt 6.936,5 349,2 183,1 7.102,6
Nachrichtlich
476.300.223
Kassenbestand Versorgungsricklage 4.111,0 1.450,9 0,0 5.561,9

Kassel, den 16.03.2009
-20 -
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Ubersicht
Uber die Anlage der Rucklagen
zum 31.12.2007
in Euro

Anlagearten

Spar Wertpapiere KBV

Konto Rucklagen 0001/12 0001/13 0001/14
320.200.000 Budgetriicklage 0,00 0,00 141.315,19
321.100.200 Rettungsdienste 0,00 0,00 810.100,29

Erziehungshilfen
321.100.100 Auguste Forster 0,00 0,00 583.110,19
156.010.000
316.000.000 Stiftungen 0,00 635.000,00 4.933.098,68

0,00 635.000,00 6.467.624,35

Zusammenstellung

UA Anlageart Bestande
0001/12 Spar- und Termingelder 0,00
0001/13 Wertpapiere 635.000,00
0001/14 Kassenbestandsverstarkung 6.467.624,35

7.102.624,35

Nachrichtlich:
476.300.223 Versorgungsriicklage 0,00 0,00 5.561.869,72
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1 Rechtsstellung und Aufgaben des Revisionsamtes

1.1 Rechtsstellung des Revisionsamtes

Das Revisionsamt ist bei der Durchfihrung von Prifungen unabhangig und weisungsfrei.
Dies qilt insbesondere fur den Umfang, die Art und Weise sowie das Ergebnis der Prifung
(8 130 Abs. 1 Hessische Gemeindeordnung (HGO).

1.2 Aufgaben des Revisionsamtes

Die Aufgaben des Revisionsamtes werden im Wesentlichen durch § 131 HGO bestimmt,
wobei eine Unterscheidung nach Pflichtaufgaben (8 131 Abs. 1 HGO) und Aufgaben, die

dem Amt nach 8§ 131 Abs. 2 HGO ubertragen werden kdnnen, vorzunehmen ist.

1.2.1 Gesetzliche Prifungsaufgaben (Pflichtaufgaben )

Die nachfolgend aufgefihrten Aufgaben sind auf Grund gesetzlicher Regelung
(8 131 Abs. 1 HGO) durch das Revisionsamt zwingend wahrzunehmen und kénnen diesem

auch durch kein anderes Organ der Stadt entzogen werden:

- die Prufung des Jahresabschlusses der Stadt Kassel (vgl. Tz. 2)

« die dauernde Uberwachung der Stadtkasse sowie die Vornahme der regelmafRigen und
unvermuteten Kassenprifungen

- die Prifung von Verfahren zur automatischen Datenverarbeitung im Finanzwesen vor
ihrer Anwendung

- die Prifung der Wirtschaftlichkeit und ZweckmaRigkeit des Verwaltungshandelns im Rah-
men der vorstehend genannten Pflichtaufgaben.
Weitergehende Prufungen der ZweckmaRigkeit und Wirtschaftlichkeit des Verwaltungs-
handelns, z. B. Organisationsuntersuchungen, bedirfen einer besonderen Ubertragung
dieser Aufgabe im Rahmen des § 131 Abs. 2 HGO."

1 vgl. Zahradnik in Kommunalverfassungsrecht Hess#BO-Kommentar, zu § 131, Rz. 16



1.2.2 Ubertragene Priifungsaufgaben

Gem. § 131 Abs. 2 HGO kénnen dem Revisionsamt durch die Stadtverordnetenversamm-

lung, den Magistrat, den Oberbirgermeister oder den Stadtkammerer weitere Aufgaben

Ubertragen werden, wobei die in dieser Vorschrift enthaltene Aufzahlung mdglicher Pri-

fungsaufgaben nicht als abschlielend anzusehen ist.

Dem Revisionsamt der Stadt Kassel wurden folgende Aufgaben stéandig tibertragen:

« Begleitende technische Prifung von Auftragsvergaben tber 50.000 € im Tiefbau und tber
25.000 € im Hochbau,

- Prifung der Wirtschaftsfihrung der stadtischen Eigenbetriebe,

« Prifung der Betédtigung der Stadt Kassel bei Unternehmen in einer Rechtsform des pri-
vaten Rechts, an denen die Gemeinde beteiligt ist (sog. ,Betatigungsprifung"),

- Kassen-, Buch- oder Betriebsprifung, die sich die Stadt Kassel bei einer Beteiligung, bei
der Hingabe eines Kredits oder sonst vorbehalten hat,

« Prufung der Jahresrechnung des Zweckverbandes Raum Kassel
(im zweijahrigen Wechsel mit der Revision des Landkreises Kassel),

« laufende Kontrolle der Mittelverwendung im Rahmen des EU - Programms URBAN /
URBACT.

Dartber hinaus kbnnen dem Revisionsamt im Rahmen der Regelung des 8§ 131 Abs. 2 HGO

Prifungsauftrage erteilt werden, die sich auf die Klarung ganz bestimmter Sachverhalte

beziehen, und die insoweit als zeitlich befristet wahrzunehmende Aufgaben anzusehen sind.

1.2.3 Sonstige Prufungsaufgaben

Weiterhin werden durch das Revisionsamt Priifungen auf Grund besonderer (gesetzlicher)
Regelungen oder weil ein besonderes Interesse der Stadt Kassel an der betreffenden Auf-
gabenwahrnehmung besteht durchgefihrt. Dies erfolgt in der Regel gegen eine ent-
sprechende Kostenerstattung.

In diesem Zusammenhang sind insbesondere folgende standige Prifungsaufgaben zu
nennen:

. Ert’]fung der Mittelverwendung durch die Fraktionen der Regionalversammlung Nord-

essen

« Prufung der Wirtschaftsfihrung der selbstdndigen Stiftungen ,Bruckner - Kihner* und
~Lenoir*

- Prifung der Verwendungsnachweise uUber Zuweisungen, die die Stadt Kassel erhalten
hat, soweit dies durch den Zuweisungsgeber gefordert wird.



Die Aufgaben des Datenschutzes werden zusatzlich zum Prifungsauftrag nach der HGO
wahrgenommen. Der Oberbirgermeister Ubertrug diese Aufgaben auf den Stellvertreter des

Amtsleiters bzw. im Vertretungsfall auf einen weiteren Prifer.

1.3 Schlussbericht 2007

1.3.1 Vorlage des Schlussberichtes an die Stadtvero  rdnetenver-
sammlung

Das Revisionsamt hat das Ergebnis seiner Priifung in einem Schlussbericht zusammenzu-
fassen (8§ 128 Abs. 2 HGO).

Dieser Schlussbericht bildet die Grundlage fir die Entscheidung der Stadtverordnetenver-
sammlung Uber den Jahresabschluss und die Entlastung des Magistrats. Er ist daher
gemeinsam mit dem Jahresabschluss und ggf. dem Gesamtabschluss durch den Magistrat
der Stadtverordnetenversammlung zur Beratung und Beschlussfassung vorzulegen
(8 114 t HGO).

Die Stadtverordnetenversammlung hat Gber den gepriften Jahresabschluss und ggf. den
gepriften Gesamtabschluss bis spéatestens 31. Dezember des zweiten auf das Haushaltsjahr
folgenden Jahres zu beschlieRen und gleichzeitig Uber die Entlastung des Magistrats zu ent-
scheiden (§ 114 u Abs. 1 HGO).

Durch Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 23.05.2005 erfolgte mit Wirkung
zum 01.01.2006 die Umstellung der Haushaltswirtschaft der Stadt Kassel auf die doppelte
Buchfiihrung. Parallel hierzu wurde ein neues Datenverarbeitungsverfahren fur das Finanz-
wesen eingefuihrt. Die Umstellungsarbeiten sowie die Erstellung der Erdffnungsbilanz und
des Jahresabschlusses brachten erheblichen Arbeitsaufwand fir die Verwaltung. Diese Tat-
sache hat zur Folge, dass der Jahresabschluss 2007 und der entsprechende Schlussbericht
des Revisionsamtes der Stadtverordnetenversammlung nicht in dem bisher Ublichen Zeit-
rahmen vorgelegt werden konnte. Da der Jahresabschluss 2007 dem Revisionsamt im
Januar 2010 zur Prifung vorgelegt wurde, war eine Beschlussfassung der Stadtverordne-
tenversammlung Uber den Jahresabschluss 2007 sowie die Entlastung des Magistrats nicht
bis zum 31.12.2009 mdglich.



1.3.2 Aufbau und Inhalt des Schlussberichtes

Die bereits vorstehend erwahnte Umstellung des Haushalts- und Rechnungswesens der
Stadt Kassel auf doppelte Buchfiihrung findet zwangslaufig ihren Niederschlag in einer
teilweise geénderten Prifungsdurchfiihrung und auch in der Berichterstattung. Soweit sich
im Rahmen des weiteren Umstellungsprozesses auf den neuen Haushalts- und Rechnungs-
stil Erkenntnisse ergeben sollten, die eine weitere Verénderung unseres Schlussberichtes
sinnvoll erscheinen lassen, so werden wir die entsprechenden Anpassungen selbstverstand-

lich kiinftig vornehmen.

Die Auswahl der in diesem Schlussbericht enthaltenen Beitrage erfolgte mit dem Ziel, kritisch
zu wertende Vorgdnge / Anldsse aufzuzeigen. Im Rahmen unseres Prifungsauftrages
wollen wir nicht Gegner der Verwaltung, sondern Gesprachspartner sein. Begleitender Pri-
fung und beratender Tatigkeit geben wir den eindeutigen Vorrang vor nachtraglich kritisie-

render Kontrolle.

Soweit wir zur Vermoégens-, Finanz- oder Ergebnisrechnung bzw. unterhalb dieser Ebene bei
den Teilrechnungen (ohne Vermégensrechnung) Erlauterungen fur erforderlich hielten,
haben wir diese dort aufgefiihrt. Dazu gehéren z. B. Abweichungen zwischen Haushalts-
ansatz und Ergebnis des Jahresabschlusses, wenn wir eine von den Begriindungen der
Finanzverwaltung abweichende Meinung vertreten oder Erganzungen fir unumgénglich
halten. Dies gilt auch, wenn von der Finanzverwaltung auf Grund der von ihr festgelegten
Wertgrenzen (Abweichungen im Budget von 200,0 T€ und mehr, bei ,besonderen Abwei-
chungen bzw. Auffalligkeiten" auch bei einem geringeren Abweichungsbetrag) keine Erlaute-
rungen vorgelegt wurden, wir aber die betreffende Teilrechnung bzw. das betreffende Sach-

konto einer gesonderten Prufung unterzogen haben.

Die in diesem Schlussbericht verwendeten funktions- bzw. personalrechtlichen oder sons-
tigen Begriffe wie z. B. Dezernent, Amtsleiter, Stelleninhaber, Beamte, Beschaftigte, Steuer-
zahler, Sozialhilfeempfanger usw. schlieen sowohl weibliche als auch mannliche Personen
ein. Aus Grunden der Ubersichtlichkeit und der besseren Lesbarkeit wurde geman Ziffer 100
Abs. 3 der Allgemeinen Dienst- und Geschéaftsanweisung der Stadt Kassel (ADGA) auf die

wechselweise weibliche bzw. mannliche Form dieser Begriffe verzichtet.

Die Prufung des Jahresabschlusses 2007 ist mit der Erstellung dieses Berichts abgeschlos-
sen. Die Feststellungen beruhen im Wesentlichen auf dem jeweils aktuellen Kenntnisstand
zum Zeitpunkt der Berichtserstellung. Davon abweichende Termine sind im Einzelfall ange-

geben.



2 Durchflihrung der Prifung des Jahresabschlusses

2.1 Prifungsauftrag

Durch § 131 Abs. 1 Ziff. 1 HGO in Verbindung mit § 128 HGO wird der Umfang der Priifung
des kommunalen Jahresabschlusses im Einzelnen geregelt. Danach ist der gem. § 114s
Abs. 2 HGO aus Vermogensrechnung (Bilanz), Ergebnisrechnung und Finanzrechnung
bestehende Jahresabschluss sowie ggf. der Gesamtabschluss im Sinne des 8§ 114s

Abs. 5 HGO mit allen Unterlagen daraufhin zu prifen, ob

« der Haushaltsplan eingehalten ist,

- die einzelnen Rechnungsbetrage sachlich und rechnerisch vorschriftsmafiig begriindet
und belegt sind,

e bei den ErtrAdgen, Einzahlungen, Aufwendungen und Auszahlungen sowie bei der
Vermdgens- und Schuldenverwaltung nach den geltenden Vorschriften verfahren worden
ist,

« die Anlagen zum Jahresabschluss vollstéandig und richtig sind,

- die Jahresabschlisse nach 8§ 114s HGO (Jahresabschluss und Gesamtabschluss) ein
den tatsachlichen Verhaltnissen entsprechendes Bild der Vermdégens-, Finanz- und
Ertragslage der Stadt Kassel darstellen und

« der Rechenschaftsbericht sowie ggf. der Bericht zum Gesamtabschluss (Konsolidierungs-
bericht) eine zutreffende Vorstellung von der Lage der Stadt Kassel vermitteln.

Auf Grund der Tatsache, dass die Stadt Kassel von der in § 114s Abs. 5 HGO eingerdumten
Mdglichkeit Gebrauch gemacht hat, auf eine Erstellung des Gesamtabschlusses im Rahmen
der ersten beiden Jahresabschliisse, d. h. fir die Stichtage 31.12.2006 und 31.12.2007 zu

verzichten, entfiel diese Prifung auch in diesem Berichtsjahr.

Durch Erlass des Regierungspréasidiums Kassel vom 02.09.2008 wurde in diesem Zusam-
menhang mitgeteilt, dass abweichend von der o.a. gesetzlichen Regelung des § 114s
Abs. 5 HGO auch von den Kommunen, die ihre Haushaltswirtschaft bereits vor dem
01.01.2009 auf doppelte Buchfiihrung umgestellt haben, ein Gesamtabschluss erst zum
31.12.2011 zu erstellen ist.

Darlber hinaus wurde dem Hessischen Stadte- und Gemeindebund seitens Herrn Staats-
minister Bouffier (Hessisches Ministerium des Innern und fur Sport) schriftlich am 16.10.2009
zugesichert, den Termin fur die erstmalige Zusammenfassung des kommunalen Jahres-
abschlusses mit den Jahresabschliissen der ausgegliederten Einheiten im Entwurf eines
Gesetzes zur Anderung der Hessischen Gemeindeordnung auf den 31.12.2015 hinauszu-
schieben. Daher ist nach gegenwartigem Kenntnisstand davon auszugehen, dass bis zu

diesem Zeitpunkt eine Prifung des Gesamtabschlusses entfallt.



Die Verantwortlichkeit der gesetzlichen Vertreter fir eine ordnungsmafRlige Buchfihrung
sowie den daraus zu erstellenden Jahresabschluss und den Rechenschaftsbericht bleibt

durch den vorstehend dargestellten Priifungsauftrag unberiihrt.?

2.2 Prifungsunterlagen und Auskunftserteilung

2.2.1 Prifungsunterlagen

Der Jahresabschluss 2007 soll gemaf § 114s Abs. 9 HGO innerhalb von vier Monaten nach
Ablauf des Haushaltsjahres (30.04.2008) aufgestellt werden.

Der Magistrat hat den ,Jahresabschluss fiir das Haushaltsjahr 2007“ in seiner Sitzung am
11.01.2010 aufgestellt und mit ,Anlagen und Anhang“ dem Revisionsamt zur Priifung zuge-
leitet.

Im Einzelnen wurden folgende Unterlagen zur Prifung des Jahresabschlusses 2007

vorgelegt:

1. Schlusshilanz zum 31.12.2007
2. Gesamtergebnisrechnung 2007
3. Teilergebnisrechnungen 2007
4

. Rechenschaftsbericht mit den Begriindungen zu den erheblichen Abweichungen der
Jahresergebnisse von den Haushaltsanséatzen

5. Anhang zum Jahresabschluss zum 31.12.2006
6. Ubersicht tiber die in das Folgejahr zu uibertragenden Haushaltsermachtigungen
7. Ubersichten tber den Stand

des Anlagevermdgens

der Forderungen

der Verbindlichkeiten

der Ruckstellungen

der kreditdhnlichen Rechtsgeschafte
der fremden Finanzmittel

8. Summen- und Saldenliste zum 31.12.2007 (Stand: 29.12.2009).

~pooow

Sowohl die Gesamtfinanzrechnung als auch die Teilfinanzrechnungen wurden seitens des
Amtes Kammerei und Steuern nicht zur Prifung vorgelegt. In der Niederschrift zur
1.343. Sitzung des Magistrates am 11.01.2010 wird das Fehlen mit technischen Problemen
begrindet (vgl. auch Tz. 6).

2 vgl. Ziffer 22 der Prufungsleitlinie 200 des Ingts der Rechnungsprufer (IDR): ,Leitlinien zur Bbfiihrung
kommunaler Jahresabschlussprifungen”



Darlber hinaus dienten uns ausgewdhlte Buchhaltungsunterlagen und Belege sowie das
sonstige zuganglich gemachte Akten- wund Schrifigut der Stadt Kassel als

Prufungsunterlagen.

2.2.2 Auskunftserteilung

Die von uns im Rahmen der Prifung erbetenen Auskinfte, Aufklarungen und Nachweise
wurden von den zur Auskunft berechtigten stadtischen Mitarbeitern erbracht. Im Einzelfall
war festzustellen, dass die Auskunftserteilung nicht mit der aus unserer Sicht erforderlichen
Zeitndhe erfolgte und sich dadurch die Prifung verzdgerte, so dass teilweise eine

ausfuhrliche Prifung innerhalb des von uns geplanten Zeitrahmens nicht erfolgen konnte.

Entsprechend der Prufungsleitlinie (IDR-L) 200 des Instituts der Rechnungsprifer (IDR) soll
der Rechnungsprifer von der gepriften Gebietskdrperschaft eine Vollstandigkeitserklarung
einholen. Die Vollstandigkeitserklarung ,stellt eine umfassende Versicherung der gepruften
Kommune (ber die Vollstandigkeit der erteilten Auskinfte und Nachweise dar und wird
Ublicherweise von den gesetzlichen Vertretern abgegeben, die damit auch ihre Verantwort-
lichkeit fur die Buchfiihrung und die Aufstellung von Jahresabschluss und Rechenschafts-

bericht zum Ausdruck bringen®.?

Auch werden Ublicherweise Vollstandigkeitserklarungen schriftich von den jeweiligen
Betriebsleitern der Eigenbetriebe der Stadt Kassel gegeniber den die Jahresabschliisse
prufenden Wirtschaftsprifern erteilt.

Das Revisionsamt hat daher fir 2007 erstmals die Abgabe einer solchen Vollstandigkeits-
erklarung erbeten, nachdem im vorangegangenen Jahr auf deren Einholung verzichtet
wurde, da es sich zu dem Zeitpunkt noch um ein relativ neues Prifinstrument gehandelt
hatte.

8 vgl. Ziffer 84 der Prufungsleitlinie 200 des Ingts der Rechnungsprufer (IDR): ,Leitlinien zur Bbfiihrung
kommunaler Jahresabschlussprifungen”



2.3 Ausgangspunkt der Prifung

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Kassel stellte in ihrer Sitzung am 05.10.2009
die Eroffnungsbilanz zum 01.01.2006 fest und beschloss mit gleichem Datum den
Jahresabschluss 2006. Gleichzeitig wurde dem Magistrat fir das Haushaltsjahr 2006
Entlastung erteilt. Ausgangspunkt der Prufung war daher der Prufbericht 2006 unter

Berticksichtigung der dort getroffenen Feststellungen.

2.4 Prifungsdurchfiihrung

Grundsatzlich wird die doppische Jahresabschlussprifung durch bereits im jeweils laufenden
Haushaltsjahr vorgenommene und die Verwaltungsvorgédnge begleitende Prifungs-
handlungen vorbereitet. Bedingt durch die Umstellung des Haushalts- und Rechnungs-
wesens der Stadt Kassel zum 01.01.2006 und die bis in das Jahr 2009 hineinreichenden
Arbeiten im Zusammenhang mit den Prifungen der Eréffnungsbilanz 01.01.2006 und des
Jahresabschlusses 2006 konnten diese unterjahrigen vorbereitenden Prifungshandlungen
nicht in dem gewohnten Umfang durchgefihrt werden. Daher lag der zeitliche Schwerpunkt
unserer stichprobenweisen Prifung des Jahresabschlusses 2007 und die anschlielende

Erstellung dieses Schlussberichtes im Jahr 2010.

Im Rahmen der Prifung des Jahresabschlusses 2007 ergaben sich insbesondere auf Grund
unserer Erkenntnisse aus der Prifung der Schlussbilanz 2006 folgende Prifungsschwer-

punkte:

» Vermogensrechnung (Bilanz):

« Unbebaute Grundstiicke

« Anlagenim Bau

Anteile an Unternehmen und Sondervermégen)
Ausleihungen an Unternehmen und Sondervermdgen
Forderungen

Flassige Mittel

- Eigenkapital/Rucklagen

« Rickstellungen

«  Verbindlichkeiten

» Finanzrechnung
Aufgrund fehlender Finanzrechnung erfolgte keine Prifung (vgl. Tz. 6)
> Ergebnisrechnung

» Aulerordentliche Ertrage
« AulRerordentliche Aufwendungen
+  Periodenabgrenzung



Im Einzelnen haben wir Gegenstand, Art und Umfang unserer Prifungshandlungen, auch

auf3erhalb der 0. a. Prifungsschwerpunkte, in unseren Arbeitspapieren dokumentiert.

Wir haben uns bei der Durchfiihrung der Jahresabschlusspriifung 2007 entsprechend der
Prufungsleitlinie (IDR-L) 200 des Instituts der Rechnungsprufer (IDR) an dem Grundsatz der
~Wesentlichkeit* orientiert, d. h. die Prifung ist so zu planen und durchzufihren, dass
wesentliche Unrichtigkeiten und Versté3e mit hinreichender Sicherheit aufgedeckt werden.
Unrichtigkeiten und Verstol3e gelten als wesentlich, wenn sie wegen ihrer Grol3enordnung
oder Bedeutung einen Einfluss auf den Aussagewert der Rechnungslegung fir die
Abschlussadressaten haben bzw. die wirtschaftliche Entscheidung der kommunalen
Abschlussadressaten beeinflussen kénnen.*

Auf eine Korrektur festgestellter Unrichtigkeiten haben wir daher nur dann hingewirkt, wenn
die Auswirkungen dieser Unrichtigkeiten jeweils fur sich allein oder aber im
Zusammenwirken mit anderen gleichartigen Unrichtigkeiten als wesentlich im vorstehenden

Sinn anzusehen waren.

Da sich die Prufung auch auf die Planung und Durchfiihrung der Vorratsinventur zu
erstrecken hat,®> haben wir die Inventurplanungen zum 31.12.2007 verschiedener stadtischer
Amter in unsere stichprobenartige Prifung einbezogen. In Einzelfallen haben wir auch

beobachtend an der Inventurdurchfiihrung der jeweiligen Amter teilgenommen.

Im Rahmen der Jahresabschlussprifung haben wir keine gesonderten Prifungshandlungen
in Bezug auf das Interne Kontrollsystem (IKS) durchgefiihrt. Da wir jedoch als ortlich zustan-
diges Prifungsorgan der Stadt Kassel unmittelbar und permanent vor Ort tétig sind, haben
wir uns in dieser Frage auf die Erkenntnisse aus unterjahrig durchgefiihrte Prifungen des
Verwaltungshandelns, wie z. B. Kassenprifungen, der priferischen Begleitung verwaltungs-

interner Veranderungsprozesse, aber auch Magistrats- und StaVo-Vorlagen gestiitzt.

Uber den Bestand der Forderungen und Verbindlichkeiten gegenuber verbundenen Unter-
nehmen missen Saldenbestatigen vorliegen (Verwaltungsvorschriften (VV) Nr. 12.2. bzw.
16.3 zu 8 59 GemHVO - Doppik). Zum Bilanzstichtag 31.12.2007 konnten uns jedoch auf
unsere Aufforderung hin keine entsprechenden Bestatigungen der betreffenden Unter-
nehmen durch die Verwaltung vorgelegt werden. Das Amt Kammerei und Steuern hat jedoch
schriftlich zugesichert, ab dem Jahresabschluss 2008 entsprechende Saldenbestatigungen

zusammen mit den Jahresabschlissen vorzulegen.

“ vgl. ziffer 27 ff. der Priifungsleitlinie 200 desstituts der Rechnungspriifer (IDR): ,Leitlinien ZDurchfiihrung
kommunaler Jahresabschlussprifungen”

s vgl. Ziffern 73, 74 der Prifungsleitlinie 200 destituts der Rechnungsprifer (IDR): ,LeitlinienrZDurchfiihrung
kommunaler Jahresabschlussprifungen”



-10 -

2.5 Prifungshemmnisse
2.5.1 Zustandigkeit bei der Aufstellung des Jahresa  bschlusses

Der vom Amt Kammerei und Steuern vorgelegte Jahresabschluss berlcksichtigt nicht in
allen Teilen die Vorgaben der HGO und der GemHVO - Doppik.

Nach 8§ 114s Abs. 1 HGO hat die Gemeinde fur den Schluss eines jeden Haushaltsjahres
einen Jahresabschluss aufzustellen. Inhaltlich ist der Jahresabschluss unter anderem so zu
gestalten, dass er

e den Grundsatzen ordnungsgemaler Buchfihrung entspricht und

» die tatsachliche Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage darzustellen hat und
» klar und Ubersichtlich sein muss.

Der Jahresabschluss dokumentiert das Ergebnis des Verwaltungshandelns des abgelau-
fenen Haushaltsjahres. Er dient der ordnungsgeméafRen Rechnungslegung durch die Ver-
waltung gegenuber der Stadtverordnetenversammiung, der Aufsichtsbehdérde und den

Blrgern.

Nach der Allgemeinen Dienst- und Geschaftsanweisung der Stadt Kassel (hier: ADGA 1)
zahlt zu den Aufgaben des Amtes Kammerei und Steuern u. a. die Aufstellung des Jahres-
abschlusses (in der ADGA noch als Jahresrechnung bezeichnet) und die Fachaufsicht tiber

die Rechnungsstellen.

Im Zuge der Prifung der Anlagen im Bau wurden dem Amt Kammerei und Steuern insge-
samt 10 grundlegende Fehler mitgeteilt, die mittels einfacher Plausibilitdtsprifungen festge-
stellt werden konnten. Das Amt Kammerei und Steuern wurde gebeten, die inhaltliche
Abstimmung der gesamten Bilanzposition nachzuholen. Die Prifung wurde fiir das Priffeld
»Anlagen im Bau“ durch das Revisionsamt unterbrochen. Gleichzeitig wurde das Amt
Kammerei und Steuern gebeten, die eventuell mit den Anlagen in Verbindung stehenden

Auflésungen von Sonderposten in die Abstimmung mit einzubeziehen.

Das Amt Kammerei und Steuern hat mit Schreiben vom 06.03.2010 die entsprechenden
Fachamter aufgefordert, von den zehn festgestellten Fehlern insgesamt neun Fehler durch
die Fachamter bereinigen zu lassen. Darliber hinaus ist von dort keine Aufforderung erfolgt,

die Abstimmung der gesamten Bilanzposition vorzunehmen.

Mit Schreiben vom 18.03.2010 hatten wir dann dem Amt K&dmmerei und Steuern mitgeteilt,
dass es unserer Auffassung nach nicht ausreicht, wenn nur die von uns festgestellten Fehler

durch die Fachamter bereinigt werden. Vielmehr sei eine umfassende Uberpriifung der
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Anlagen im Bau durch die Verwaltung (Amt Kadmmerei und Steuern und / oder die Fach-

amter) erforderlich.

Zudem wurde um Stellungnahme gebeten, wie das Amt Kammerei und Steuern sicher-

gestellt bzw. wie dort abgestimmt wurde,

a) dass die Ubrigen Bilanzpositionen (alle Bilanzpositionen mit Ausnahme der Anlagen
im Bau) durch die Fachamter entsprechend den Grundséatzen ordnungsgemaller
Buchfihrung korrekt bebucht wurden,

b) dass die Bilanzpositionen der tatséchlichen Vermogenslage entsprechen und die
materiellen Voraussetzungen der HGO und GemHVO - Doppik beachtet wurden,

c) dass die Teilergebnisrechnungen die tatséchliche Ertragslage abbilden.
Mit Schreiben vom 29.03.2010 teilte das Amt Kédmmerei und Steuern folgendes mit:

.Grundsatzlich wurden durch - 20 - [Amt K&mmerei und Steuern] eine Abstimmung
der Bilanzposition Anlagen im Bau mit der Anlagenbuchhaltung durchgefiihrt. Eine
inhaltliche Beurteilung Uber die Fertigstellung einer BaumalRnahme ist nur durch
Fachpersonal in den Fachdmtern méglich und nicht durch das Amt - 20 - . Die in der
ADGA 1l Nr. 20 erwahnte Fachaufsicht Uber die Rechnungsstellen kann sich somit
lediglich auf grundséatzliche finanztechnische Sachverhalte, die von - 20 - vorgegeben
werden beziehen. Aufgrund der dezentralen Bewirtschaftung liegen nach unserer
Ansicht die im Rahmen des Jahresabschlusses erforderlichen Arbeiten in der Ver-

antwortung der Rechnungsstellen.

Die Fachaufsicht des laufenden Geschéafts der dezentralen Rechnungsstellen obliegt

der Amtsleitung des jeweiligen Amtes ...

Wir sind der Meinung, dass wir grundséatzlich unserer Fachaufsicht nachgekommen

sind.”

Zwischen dem Amt Kammerei und Steuern und den Fachamtern besteht aus unserer Sicht
noch Abstimmungsbedarf Uber Verantwortlichkeiten bei der Aufstellung des Jahresab-

schlusses

Wir empfehlen daher, die Organisations- und Aufgabenstruktur sowie die Personal-
ausstattung aller mit dem Haushalts- und Rechnungswesen der Stadt Kassel betroffenen

Bereiche untersuchen zu lassen und ggf. notwendige Anpassungen vorzunehmen.

Dies sollte auch im Hinblick auf die seit dem Haushaltsjahr 2006 aufgestellten
Haushaltssicherungskonzepte erfolgen, die immer wieder Aussagen zur Einflhrung einer

zentralen Buchfihrung treffen.
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2.5.2  Vorlage von Prifungsunterlagen

Fur die Prufung der Schlussbilanz zum 31.12.2007 hatten wir dem Amt Kammerei und
Steuern am 15.02.2010 eine Liste vorgelegt, welche Unterlagen fir eine zigige Prifung
notwendig sind. Es handelt sich hierbei um Unterlagen, die in der Verwaltung fur die
Abstimmung und Erstellung eines Jahresabschlusses regelmalRlig vorhanden sein und ziigig

vorgelegt werden sollten.

Die letzten Unterlagen gingen beim Revisionsamt am 31.03.2010 ein.

2.5.3 Fehlende Nachweise bei der Jahresabschlussers tellung

Am 20.05.2010 hat ein Abstimmungsgesprach zwischen dem Revisionsamt und dem Amt
Kammerei und Steuern stattgefunden, bei dem geklart wurde, welche Abstimmungsarbeiten

im Rahmen eines Jahresabschlusses mindestens notwendig sind.

Hierzu hatte das Revisionsamt einen umfangreichen Aufgabenkatalog erstellt. Wir haben
den Aufgabenkatalog und die einzelnen Antworten des Amtes Kdmmerei und Steuern als

Anlage (Tz. 17.3) zu diesem Schlussbericht beigefigt.

Laut Auskunft des Amtes Kammerei und Steuern seien die im 0. g. Katalog aufgefuhrten
Aufgaben im Wesentlichen durch das Amt Kammerei und Steuern ausgefuhrt worden. Die

Erledigung der Aufgaben wurde in groRem Umfang nicht dokumentiert.

Fur den Jahresabschluss 2008 wurde eine entsprechende Dokumentation bzw. ein

ordnungsgemaler Nachweis durch das Amt Kdémmerei und Steuern zugesichert.

254 Arbeitsanleitungen

Um bei einem dezentralen Rechnungswesen eine einheitliche Rechtsanwendung und
Buchungssicherheit zu gewahrleisten, halten wir es fir erforderlich, dass Arbeitsanleitungen,
Richtlinien und Dienstanweisungen im Sinne eines funktionsfahigen Internen
Kontrollsystems in einem ausreichenden Umfang vorhanden sind und deren Einhaltung auch

entsprechend der notwendigen Fachaufsicht Gberprift wird.

Im Verlauf unserer Prifung hatten wir beim Amt Ka&mmerei und Steuern angefragt, wie die
dezentralen Rechnungsstellen Uber die Art und den Umfang der notwendigen Jahresab-

schlussarbeiten informiert wurden.
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Das Amt Kadmmerei und Steuern hatte uns am 12.04.2010 einige Arbeitsanleitungen Uber-
sandt und zudem auf weitere Anleitungen im stadtischen Intranet verwiesen. Zudem wurde
auf eine Informationsveranstaltung des Amtes Kammerei und Steuern zum Thema Rech-
nungsabgrenzung, an der auch Mitarbeiter des Revisionsamtes teilgenommen haben, hin-
gewiesen. Dariliber hinaus ergeben sich weitere Hinweise aus der Jahresabschlussver-

fugung jeweiligen Haushaltsjahres.

Insgesamt halten wir die Arbeitsanleitungen - bezogen auf die Erstellung des Jahresab-
schlusses - fur nicht ausreichend. In Anlehnung an den von uns erstellten Aufgabenkatalog
(vgl. Tz. 2.5.3) empfehlen wir der Verwaltung, spezifische Arbeitsanleitungen / Richtlinien zu
erstellen, in der die auszufuhrenden Jahresabschlussarbeiten ausfiihrlich erlautert werden.
Zudem sollten klare Zustandigkeitsregelungen fir die Jahresabschlussarbeiten in der Ver-
waltung getroffen werden.

Die Einfuhrung komplexer Buchfiihrungssysteme erfordert klare und Ubersichtliche
Handlungsanweisungen. Dies gilt verstarkt fur die Einfihrungsphase, die fir nsk aus unserer
Sicht erst abgeschlossen ist, wenn die 88 114s Abs. 5 und 114u HGO erfillt sind.

2.6 Schlussbesprechung

Die wesentlichen Ergebnisse der Jahresabschlussprifung zum 31.12.2007 wurden am
20.05.2010 in einem Gesprach zwischen Vertretern des Amtes Kdmmerei und Steuern sowie
des Revisionsamtes erortert. Zu diesem Termin wurde dem Amt K&mmerei und Steuern eine
Feststellungsliste bzw. eine Liste Uber klarungsbedirftige Sachverhalte Gberreicht.

Weiterhin hat das Revisionsamt einen Katalog zur Verfiigung gestellt, in dem alle gesetzlich
vorgegebenen und seitens des Amtes Kammerei und Steuern im Rahmen der Jahresab-
schlussarbeiten zu erledigenden Abstimmungsarbeiten aufgefuhrt wurden.

Es wurde vom Amt Kammerei und Steuern zugesichert, diese Aufgaben ab dem

Jahrsabschluss 2008 zu erledigen.
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3 Haushalt 2007
3.1 Haushaltssatzung

3.1.1

Grundlegende Festsetzungen

Die Stadtverordnetenversammlung beschloss am 11.12.2006 die Haushaltssatzung 2007 mit

folgenden Festsetzungen:

Ergebnishaushalt:

- Verwaltungsergebnis:
Ertrage:
Aufwendungen:
Uberschuss (+) / Fehlbedarf (-):

» Finanzergebnis:
Ertrage:
Aufwendungen:
Uberschuss (+) / Fehlbedarf (-):

« Ordentliches Ergebnis:
Uberschuss (+) / Fehlbedarf (-):

» AuRerordentliches Ergebnis:
Ertrage:
Aufwendungen:
Uberschuss (+) / Fehlbedarf (-):

Jahresbezogener Fehlbedarf insgesamt:

Finanzhaushalt:

- Laufende Verwaltungstatigkeit:
Einzahlungen:
Auszahlungen:
Finanzmitteliiberschuss (+) / -fehlbedarf (-):

 Investitionstatigkeit:
Einzahlungen:
Auszahlungen:
Finanzmitteliiberschuss (+) / -fehlbedarf (-):

« Finanzierungstatigkeit:
Einzahlungen:
Auszahlungen:
Finanzmittellberschuss (+) / -fehlbedarf (-):

Vergleich
2007 2007 2006
580,6 Mio. € 528,6 Mio. €
554.,6 Mio. € 514,3 Mio. €
26,0 Mio. € 14,3 Mio. €
*
6,0 Mio. € 7,4 Mio. €
46,1 Mio. € 42.2 Mio. €
-40,1 Mio. € -34,8 Mio. €%
- . *
-14,1 Mio. € -20,5 Mio. €
5,0 Mio. € 5,6 Mio. €
0,5 Mio. € 0,1 Mio. €
4.5 Mio. € 5.5 Mio. €
559,3 Mio. € 533,7 Mio. €3
550,3 Mio. € 545,2 Mio. €
9,0 Mio. € -11,5 Mio. £*
40,2 Mio. € 39,6 Mio. €
66,4 Mio. € 66,9 Mio. €
-26,2 Mio. € -27.3 Mio. €
69,4 Mio. € 64,5 Mio. €
64,3 Mio. € 51,2 Mio. €
5,1 Mio. € 13,3 Mio. €
_ . 5 _25 5 [ ] 5 *

Jahresbezogener Finanzmittelfehlbedarf insgesamt:

* Die vorstehende Darstellung bericksichtigt den auf Grund eines Erfassungsfehlers um 0,4 Mio. € zu

geringen Haushaltsansatz 2006 fiir Zinsertrage im Teilhaushalt 41002 ,Musikakademie".

* Diese Angabe weicht im Gesamtfinanzplan 2007 (Spalte ,Ansatz 2006 in €“) um 0,515 Mio. € von der
Angabe im Gesamtfinanzplan 2006 ab. Die Griinde dafiir konnten durch das Amt Kémmerei und Steuern
auch nach Einschaltung des Kommunalen Gebietsrechenzentrums Kassel bzw. der ekom 21 GmbH nicht

abschlieRend geklart werden.
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Auf die Festlegung von Eckwerten fur die Aufstellung des Haushaltsplanes 2007 wurde

durch Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 11.12.2006 verzichtet.

3.1.2 Genehmigung und Auflagen der Aufsichtsbehorde

Die Genehmigung der genehmigungspflichtigen Festsetzungen der Haushaltssatzung 2007
erfolgte am 11.05.2007 durch das Regierungsprasidium (RP) Kassel als Aufsichtsbehorde
und wurde mit umfangreichen Auflagen verbunden. In der Begleitverfiigung stellte die Auf-

sichtsbehdrde zunachst u. a. Folgendes fest:

.Der am 11.12.2006 beschlossene Haushalt der Stadt Kassel, der zweite auf doppi-
scher Basis, weist fir das Jahr 2007 gemanR § 114b der Hessischen Gemeindeordnung
ein jahresbezogenes Defizit von 14,1 Mio. EUR aus (ordentliches Ergebnis = Verwal-
tungsergebnis plus Finanzergebnis). Dies stellt gegeniber der Veranschlagung des
Vorjahres eine Verbesserung von 6,8 Mio. EUR dar, gegentber dem erwarteten Rech-
nungsergebnis 2006 eine Verschlechterung von ca. 6 Mio. EUR.

Die erwartete tatsachliche Entlastung des stadtischen Haushaltes 2007 gegeniber
dem Haushaltsansatz 2006 liegt allerdings noch deutlich héher, da der Abschreibungs-
aufwand im laufenden Haushalt um 39,1 Mio. EUR Uber dem Ansatz des Vorjahres
liegt. Dartber hinaus fuhren Mehreinnahmen aus dem Kommunalen Finanzausgleich
ebenso zu weiteren Verbesserungen des stadtischen Haushaltes 2007 wie das aktu-
elle Gewerbesteueraufkommen. Damit besteht die berechtigte Hoffnung, dass die
Stadt Kassel in 2007 im Haushaltsvollzug ein positives ordentliches Ergebnis aus-

weisen wird.

Auch wenn sich das erwartete Rechnungsergebnis 2006 im Vergleich zum Haushalts-
ansatz mit der deutlichen Reduzierung des Defizits auf ca. 8 Mio. EUR erfreulicher-
weise sehr gut entwickelt hat, bleibt festzuhalten, dass die Stadt Kassel nur bei relativ
guten externen Rahmenbedingungen in der Lage ist, ein ausgeglichenes ordentliches
Ergebnis zu erzielen.

Dies liegt in erster Linie an dem hohen Zinsaufwand aus der Finanzierung der aufge-
laufenen Altfehlbetrdge. Hieraus sowie aus dem immanenten Zinsanderungsrisiko
ergeben sich fir die mittelfristige Finanzplanung der Stadt Kassel erhebliche Belas-
tungsfaktoren, die nur durch entsprechende Uberschiisse im Ergebnishaushalt redu-
ziert werden kénnen.

Vor diesem Hintergrund bedarf es bei der Stadt Kassel weiterhin grof3er Anstrengun-
gen, um zumindest in den Jahren steigender Ertrage jahresbezogen ein ausgegliche-

nes ordentliches Ergebnis zu erzielen. ...
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Insbesondere auch vor den in der Finanzplanung zugrunde gelegten jahrlichen Defizi-
ten auf Basis des ordentliches Ergebnisses hat die Stadt Kassel ihre eigenen Konsoli-
dierungsbemihungen weiter zu verstarken. Die bisherigen Konsolidierungsmali-
nahmen erkenne ich zwar an, sie reichen allerdings nicht aus, um zumindest gegen
Ende der Finanzplanung ein ausgeglichenes ordentliches Ergebnis zu erreichen.

Vor diesem Hintergrund muss der deutliche Anstieg der allgemeinen Deckungsmittel in
diesem Jahr vollumfanglich in die Haushaltskonsolidierung flieRen. Darliber hinaus hat
die Stadt Kassel alle Refinanzierungsquellen zur Verbesserung ihrer eigenen finanziel-

len Leistungsfahigkeit heranzuziehen.”

Im Einzelnen wurde die Genehmigung der genehmigungspflichtigen Festsetzungen der

Haushaltssatzung 2007 durch die Aufsichtbehdrde mit folgenden Auflagen verbunden und

die Umsetzung dieser Auflagen im Rahmen der Verfligung zur Haushaltsgenehmigung 2008

vom 12.03.2008 wie folgt bewertet; die nachfolgende Darstellung der Auflagen sowie der

aufsichtsbehordlichen Umsetzungsbewertung erfolgt auf Grund des Umfangs teilweise

zusammenfassend:

(1)

Die Gesamtaufwendungen sind zu senken

Aufgrund der andauernden defizitdren Haushaltssituation sind die bereinigten
zahlungswirksamen Gesamtaufwendungen gegenuber dem Jahresabschluss 2006 zu
senken. Zur Senkung der Gesamtaufwendungen ist von haushaltswirtschaftlichen
Sperren gemal § 114n HGO umgehend Gebrauch zu machen. Die Stadt hat dafur
Sorge zu tragen, dass sie nur Aufwendungen bzw. Auszahlungen leistet, zu denen sie
rechtlich verpflichtet ist oder die bei Anlegung strengster Mal3stabe dringend erforder-
lich sind. Vor diesem Hintergrund weise ich darauf hin, dass die tUberwiegende Anzahl
der Anderungsantrage der Fraktionen zum Haushalt 2007 diesen Vorgaben nicht ent-

spricht.

Bewertung RP Kassel:

... Inwieweit von Aufwendungen / Auszahlungen, zu denen die Stadt rechtlich nicht
verpflichtet war oder die nicht erforderlich waren, Abstand genommen wurde, kann
die Stadt erst darstellen, wenn das endgiiltige Rechnungsergebnis vorliegt. Gleiches
gilt fir die Reduzierung der bereinigten zahlungswirksamen Gesamtaufwendungen
auf das Niveau des Jahresabschlusses 2006.

Eine Einhaltung der Auflage kann somit zum derzeitigen Zeitpunkt nicht beurteilt
werden. Ein entsprechender Bericht bleibt im Rahmen der Aufstellung des

Jahresabschlusses abzuwarten.
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Die Personalaufwendungen sind zu senken

Die um Personalkostenerstattungen bereinigten Personalaufwendungen 2007 sind
gegeniber dem entsprechenden Ergebnis der Jahresrechnung 2006 zu senken. Auf
die Schaffung neuer Stellen ist grundsétzlich zu verzichten. Dies gilt auch fur Mal3-

nahmen auf3erhalb des Stellenplans. ...

Bewertung RP Kassel:

Die um Personalkostenerstattungen bereinigten Personalaufwendungen beliefen
sich im Jahr 2006 auf 113.122.333,49 EUR. Dem standen im Jahr 2007 nach vor-
laufiger Schatzung 111.528.664,10 EUR gegenliber, sodass sich eine Reduzierung
um knapp 1,6 Mio. EUR ergibt.

Die Auflage wurde damit auf Basis der derzeit vorliegenden Zahlen vollumfanglich

erfullt.

Gebuhren und Beitrage

Es ist sicherzustellen, dass weiterhin die stadtischen Eigenbetriebe eine volle Kosten-
deckung aus eigenen Ertragen erzielen. Die im diesjahrigen Haushaltsplan veran-
schlagte Eigenkapitalverzinsung bei den Eigenbetrieben ist beizubehalten.

Bewertung RP Kassel: Die Auflage wurde vollumfanglich umgesetzt.

Elternentgelte in Kinderbetreuungseinrichtungen

Die Stadt hat die Mindestvoraussetzungen des Landes Hessen hinsichtlich Gruppen-
starke und Betreuungsverhdaltnis grundsatzlich einzuhalten. Demzufolge ist laufend zu
uberpriifen, dass keine Uberkapazitaten geférdert werden.

Betriebskostenzuschusse fur freie Trager durfen grundsatzlich nur dann gewahrt wer-
den, wenn diese angemessene Eigenleistungen erbringen sowie dies zur Einhaltung
der Mindestvoraussetzungen erforderlich ist.

Darlber hinaus hat die Stadt gemaR § 28 des Hessischen Kinder- und Jugendhilfege-
setzbuches in den Féllen, in denen ein Kind seinen Wohnsitz aufRerhalb des Stadt-
gebietes hat, dafur Sorge zu tragen, dass kostendeckende Gebulhren von der jewei-

ligen Standortgemeinde erhoben werden.

Bewertung RP Kassel:

Angesichts der aktuellen Diskussion hinsichtlich der Bedeutung von Betreuung
bereits im Vorschulalter wurde eine begrenzte Aufweichung der Mindestvoraus-
setzungen des Landes Hessen hinsichtlich Gruppenstarke und Betreuungsverhalt-
nis seitens der Stadt Kassel gefordert und aufsichtsrechtlich auch mitgetragen.

Nachdem die geforderten Bemihungen zum Abschluss einer Vereinbarung entspre-
chend § 28 des Hessischen Kinder- und Jugendhilfegesetzbuches tber den Kosten-

ausgleich mit dem Landkreis und seinen Gemeinden gescheitert sind, bleibt die
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Stadt Kassel bei ihrem bisherigen Verfahren. In stadtischen Kindertagesstatten
werden keine Kinder aufgenommen, die ihren Wohnsitz aul3erhalb des Stadtge-
bietes haben.

Die freien Trager haben nach derzeitigem Stand ca. 50 Landkreiskinder aufgenom-
men. Sie erhalten fur diesen Personenkreis allerdings keine Betriebskosten-
zuschisse.

Die Auflage wurde somit eingehalten.

Freiwillige Leistungen sind zu reduzieren

Anhand des mit der Leitlinie vorgegebenen Prifrasters sind die aufgelisteten freiwilli-
gen Leistungen des Haushalts 2007 einer strikten Wirkungskontrolle zu unterziehen.
Der Gesamtbetrag der freiwilligen Aufwendungen / Auszahlungen muss im Ergebnis
verringert werden. Zusatzliche neue freiwillige Leistungen sind folglich zu kompensie-
ren. Ein entsprechender Plan-Ist-Nachweis ist zu erbringen und im Rahmen des nach-

sten Genehmigungsantrages beizuflgen.

Bewertung RP Kassel:

Gemall dem vorgelegten Plan-Ist-Nachweis waren im Haushaltsansatz 2007
Zuschisse und Zuwendungen in Hohe von 15.036.939 EUR veranschlagt. Im Haus-
haltsvollzug kam es zu Auszahlungen in Hohe von 16.074.976,58 EUR. Damit kam
es zwar nicht zu der aufsichtsbehérdlich geforderten Reduzierung der freiwilligen
Aufwendungen / Auszahlungen, sondern sogar zu einem Anstieg um Uber eine
Million Euro. Dieser Anstieg war allerdings bedingt durch hdhere Kinderzahlen in
Einrichtungen freier Trager und demzufolge steigender Betriebskostenzuschiisse an
diese.

Dadurch konnte die Auflage nicht erfullt werden.

(6) und (7) Organisationsstrukturen und kommunale K ooperation

Neben den im Haushaltssicherungskonzept der Stadt Kassel dargestellten MalRRnah-
men, die ausnahmslos positiv bewertet werden, sind die Organisationsstrukturen einer
fortlaufenden Uberpriifung zu unterziehen. Hierbei bitte ich den Bericht zur Kosten- und
Leistungsrechnung in relevanten Bereichen vorzulegen. Die sich hieraus ergebenden
Erkenntnisse sind moglichst kurzfristig umzusetzen. Uber entsprechende MaRnahmen
erbitte ich einen Bericht im Vorfeld des nachsten Haushaltes. Weitere Malinahmen
sind in dem zu aktualisierenden Haushaltssicherungskonzept 2008 darzustellen. Die
mit dem Landkreis Kassel angestrebten Organisationszusammenlegungen sind weiter-

zuverfolgen.
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Bewertung RP Kassel:

Die stadtischen Organisationsstrukturen unterliegen einer laufenden Uberpriifung
durch das Personal- und Organisationsamt.

Ein Bericht zur Kosten- und Leistungsrechnung konnte auf Grund edv-technischer
Probleme des Kommunalen Gebietsrechenzentrums (KGRZ) bisher nicht vorgelegt
werden.

Die in der Vergangenheit beschlossenen Organisationszusammenlegungen sind
zwischenzeitlich abgearbeitet worden. Fur neue Malinahmen werden die Ergeb-
nisse der Ausschuisse im Hinblick auf die Regionalreform abgewartet.

Das zwischenzeitlich von der Stadtverordnetenversammlung aktualisierte
Haushaltssicherungskonzept weist darliber hinaus weitere Maf3hahmen aus.

Die Auflage wurde damit erfillt.

(8) Public - Private - Partnership - Projekte
Sofern die Stadt Kassel PPP-Projekte einzugehen beabsichtigt, ist die Wirtschatftlich-

keit anhand eines neutralen Gutachtens zu belegen.

Bewertung RP Kassel:

Die Stadt hat im abgelaufenen Haushaltsjahr keine entsprechenden Projekte begon-

nen.

(9) und (10) Kreisumlage und Anhorung der Blrgermei  ster

entfallt

(11) Nettoneuverschuldung
Angesichts der bestehenden Verschuldung sind die geplanten Investitionen auf absolut
zwingende Maflinahmen zu reduzieren. Eine Nettoneuverschuldung ist grundsatzlich zu
vermeiden.
Maflnahmen im Bereich der StraRen und Radwege sind ohne entsprechende Komple-
mentarmittel nur dann umzusetzen, wenn die Verkehrssicherungspflicht gefahrdet ist.
Sanierungsmaflnahmen und Investitionen, die fir die Entwicklung der Stadt als Ober-
zentrum von Bedeutung sind, werden im Einzelfall zugelassen. ...
Zur Kreditfinanzierung sind auch auf3erordentliche Ertrdge aus dem Verkauf stad-

tischen (Finanz-) Anlagevermogens (z. B. Eigengesellschaftsverkaufe) zu prifen.

Bewertung RP Kassel:

Die investive Verschuldung der Stadt Kassel belief sich zum 31.12.2006 auf
307,9 Mio. EUR. Sie erhéhte sich im Haushaltsjahr 2007 um 49,3 Mio. EUR auf
nunmehr 354,2 Mio. EUR.
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Der deutliche Verschuldungsanstieg ist auf die Abwicklung von Investitionsmalf3nah-
men aus Vorjahren sowie aufsichtsbehdrdlich zugelassenen Mal3hahmen zurtickzu-
fuhren.

Die auRerordentlichen Ertrage, die sich im Haushaltsjahr 2006 ergeben haben,

wurden bisher nicht entsprechend den gesetzlichen Vorgaben eingesetzt.

Einzelkreditermachtigung

Neue InvestitionsmalRnahmen des Finanzhaushaltes haben grundsétzlich zu unterblei-
ben. Ausnahmen von diesem Grundsatz sind nur dann mdglich, wenn tGber Komple-
mentarmittel mindestens 50 % der Finanzierungskosten bereit gestellt werden oder
neue Malnahmen unabweisbar sind und das Gesamtinvestitionsvolumen
250.000 Euro nicht Uberschreitet. Fur sonstige unabweisbare Investitionen, bei denen
eine Kreditfinanzierung vorgesehen ist, bedarf es meiner vorhergehenden Zustim-
mung. Hierbei ist die fur die Stadt Kassel kostenglinstigste Variante zu wahlen.
Darluber hinaus ist bei InvestitionsmalRnahmen des Finanzhaushaltes im Sinne des
8§ 12 Abs. 3 GemHVO - Doppik darauf zu achten, dass die Folgekosten so gering wie
moglich gehalten werden. Dementsprechend wird der Gesamtbetrag der
Verpflichtungserméchtigungen nur noch unter dem Vorbehalt der Einzelgenehmigung

mit dem Ziel einer Reduzierung genehmigt.

Bewertung RP Kassel:

Der Vorbehalt der Einzelgenehmigung fiir Kredite und Verpflichtungserméchtigun-

gen wurde beachtet.

Blrgschaften
Birgschaften dirfen nur unter Anlegung eines strengen Mal3stabes im Sinne des
§ 114k Abs. 2 HGO eingegangen werden. Bei entsprechenden Féllen ist eine

angemessene Blrgschaftsprovision zu erheben.

Bewertung RP Kassel:

Fur Birgschaftsibernahmen wird vereinbarungsgemald grundsatzlich eine

angemessene Blrgschaftsprovision erhoben. Die Auflage wurde damit erfillt.
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Steuerhebesétze
Bei anhaltend defizitarem Haushalt missen die Hebeséatze fiir die Grund- und Gewer-
besteuer bezogen auf die Gemeindegrof3enklasse deutlich Uber dem Landesdurch-

schnitt liegen.

Bewertung RP Kassel:

Die Realsteuerhebesatze der Stadt Kassel lagen im abgelaufenen Haushaltsjahr
bezogen auf die GemeindegrdlRenklassen Uber dem Landesdurchschnitt. Die Auf-

lage wurde erfllt.

Ruckstellungsbildung
Die gemal 8§ 39 GemHVO - Doppik zu bildenden Rickstellungen sind mit Begrindung
aufzulisten und von der Stadtverordnetenversammlung zu beschlieRen. Die

Beschlisse sind mit dem Jahresabschluss vorzulegen.

Bewertung RP Kassel:

Die entsprechenden Beschlisse zur Riuckstellungsbildung und zum Jahresab-
schluss 2006 konnten von der Stadtverordnetenversammlung noch nicht gefasst
werden. Im Verwaltungsentwurf sind entsprechende Ruckstellungen vorgesehen.

Die Auflage wird mit der Vorlage des Jahresabschlusses 2006 erfullt.

Konsolidierungsmafinahmen

Das von der Stadtverordnetenversammlung am 11.12.2006 beschlossene Haushalts-
sicherungskonzept ist fortzuschreiben und soll sich hinsichtlich des Sparvolumens
einerseits an dem tatsachlichen Defizit der mittelfristigen Finanzplanung und anderer-

seits an eigenstandigen KonsolidierungsmalRnahmen orientieren.

Bewertung RP Kassel:

Das Haushaltssicherungskonzept wurde fortgeschrieben.

Darlber hinaus ist festzulegen, bis zu welchem Zeitpunkt der Ausgleich des Ergebnis-

haushaltes auf Basis des ordentlichen Ergebnisses erreicht werden soll.

Bewertung RP Kassel:

Eine Festlegung, ab welchem Zeitpunkt der Ausgleich des Ergebnishaushaltes auf

Basis des ordentlichen Ergebnisses erreicht werden soll, fehlt.

Das Konzept ist unter Anpassung an die neue Entwicklung jahrlich neu zu beschliel3en.
§ 24 Abs. 4 GemHVO — Doppik ist zu beachten. Im Rahmen des Haushaltes 2008 ist
Uber die Einhaltung des aktuellen Haushaltssicherungskonzeptes zu berichten. Hierbei

ist auf die umgesetzten MalRnahmen der vergleichenden Prifung 2003 einzugehen.
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Dariber hinaus hat die Stadt dafiir Sorge zu tragen, dass im Rahmen der Verlange-
rung des Konsolidierungsvertrages das urspringlich angestrebte Kirzungsvolumen

gegeniber der KVV GmbH umgesetzt wird.

Bewertung RP Kassel:

Mit dem vorgelegten Haushalt wurden die Zahlungen an die KVV GmbH fiur die
Jahre 2008 (- 8 Mio. EUR) und 2009 (- 10 Mio. EUR) gegenuber 2007 gekirzt.
Investitionen in die stadtischen Bader kdonnen einen Teil dieser Einsparungen

wieder aufheben.

(17) Vermogensgegenstande, die die Stadt Kassel zur Erfallung ihrer Aufgaben in
absehbarer Zeit nicht benétigt, sind zu veraul3ern, wenn marktibliche Konditio-
nen zu erzielen sind.

Hierbei sind die rechtlichen Grundsatze von Ziffer 1 der Verwaltungsvorschriften zu
§ 109 HGO zu beachten. Ich verweise hierbei insbesondere auf die stadtischen Beteili-
gungen im Bereich des Wohnungsbaus.

Zuschisse und Verlustabdeckungen an Eigengesellschaften sind soweit vertretbar zu

kirzen. Ausschattungen sind zur Defizitreduzierung einzusetzen.

Bewertung RP Kassel:

Der Oberblrgermeister der Stadt Kassel hat versucht, im Rahmen eines struktu-
rierten Bieterverfahrens verschiedene Konzepte fir die Weiterentwicklung der Stad-
tische Werke AG umzusetzen. In der Stadtverordnetenversammlung war hierfur
allerdings keine Mehrheit zu erzielen.

Beziglich der stadtischen Anteile an der Wohnstadt Stadtentwicklungs- und Woh-
nungsbaugesellschaft Hessen mbH wird derzeit die Verauf3erung gepruft.

Die Auflage wurde insoweit erfullt.

(18) Erkenntnisse aus der Kosten- und Leistungsrechnung sind 2008 bei der Veranschla-
gung zugrunde zu legen. Hierbei sind kostenintensive dezentrale Strukturen zuriick-
zufihren.

Bewertung RP Kassel:

Aufgrund eines Programmfehlers des KGRZ konnte die gesetzlich vorgeschriebene
Kosten- und Leistungsrechnung nur in Teilbereichen umgesetzt werden. Unab-
hangig von dieser Einfihrung werden kostenintensive dezentrale Strukturen einer
laufenden Untersuchung unterzogen. Insbesondere im Bereich des Einwohner- und
Standesamtes sowie im Bereich der Stadtblcherei werden Zentralisierungsmaglich-
keiten gepruft.

Die Auflage wurde somit teilweise erfullt.
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(19) Die von den Beschlussgremien festgestellte Eréffnungsbilanz, Schlussbilanz, Gesamt-

ergebnis- und Gesamtfinanzrechnung 2006 sind mir umgehend vorzulegen.

Bewertung RP Kassel:

Die verwaltungsseitig aufgestellten Abschlisse sind vorgelegt worden.

Die Auflage wurde damit erfullt.

(20) Von der Deckung Uber- und au3erplanméaRiger Aufwendungen aus eingespartem Zins-

aufwand im Sinne des § 20 GemHVO - Doppik ist abzusehen.

Bewertung RP Kassel:

Die Auflage wurde erfillt.

AbschlieBend wurde durch die Aufsichtsbehérde im Rahmen der Haushaltsgenehmigung
2007 darauf hingewiesen, dass ihr die gem. § 28 Abs. 1 GemHVO - Doppik gegentiber der
Stadtverordnetenversammlung abzugebenden Berichte Uber den Stand des Haushaltsvoll-

zugs zur Kenntnis zu geben sind.

Bewertung RP Kassel:

Dem Ausschuss fir Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen wurde in Einzelfallen
vom Magistrat berichtet.

Die Aufsichtsbehérde wurde zeitnah Uber die aktuelle Entwicklung der Steuerertrage
informiert.

Das Vorgehen der Stadt entspricht nur teilweise den gesetzlichen Vorgaben.

Soweit sich im Rahmen unserer eigenen Prifungshandlungen darliber hinaus besondere
Feststellungen zur Einhaltung der aufsichtbehdrdlichen Auflagen ergeben haben, haben wir

diese nachfolgend in diesem Schlussbericht dargestellt.

3.2 Haushaltssicherungskonzept

Ist ein Ausgleich des ordentlichen Ergebnisses des Gesamtergebnishaushaltes nicht mdg-
lich, so ist ein Haushaltssicherungskonzept aufzustellen. In diesem Haushaltssicherungs-
konzept sind die Ursachen fur den nicht ausgeglichenen Ergebnishaushalt zu beschreiben
und es missen verbindliche Festlegungen Uber das Konsolidierungsziel, die daftr notwen-
digen Malinahmen und den angestrebten Zeitraum, in dem der Ausgleich des Ergebnis-
haushalts erreicht werden soll, enthalten sein. Das Haushaltssicherungskonzept ist von der
Stadtverordnetenversammlung zu beschlieRen und der Aufsichtsbehoérde mit der Haushalts-
satzung vorzulegen (8 92 Abs. 4 HGO, § 24 Abs. 4 GemHVO-Doppik).
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Die Genehmigungsverfigung des Regierungsprasidiums Kassel vom 14.07.2006 zur Haus-
haltssatzung 2006 der Stadt Kassel wurde mit der Auflage verbunden, das von der Stadtver-
ordnetenversammlung am 20.02.2006 beschlossene Haushaltssicherungskonzept 2006 fort-

zuschreiben und dabei das Sparvolumen an dem tatsachlichen Defizit zu orientieren.

Das Haushaltssicherungskonzept der Stadt Kassel zum Haushaltsplan 2007 wurde am
11.12.2006 durch die Stadtverordnetenversammlung beschlossen. Dieses Haushaltssiche-
rungskonzept, auf dessen Abdruck wir nachfolgend verzichtet haben, enthielt fur das Haus-
haltsjahr 2007 insgesamt 46 EinzelmaflRnahmen, von denen 7 Konsolidierungsvorschlage
erstmals aufgenommen wurden. Von diesen 46 Einzelmalinahmen wurden jedoch lediglich
35 Mafnahmen auch mit einem konkreten finanziellen Konsolidierungspotential in Hohe von
insgesamt 25.666,0 TE® bewertet. Dies stellt gegeniiber dem Vorjahr eine Steigerung des
erwarteten jahresbezogenen Konsolidierungsbetrages um 9.939,5 T€ dar, von dem 481,1 T€
auf neue Konsolidierungsmaflinahmen des Haushaltsjahres 2007 entfallen.

Die Zunahme des erwarteten Konsolidierungspotentials gegenuber dem Haushaltssiche-
rungskonzept 2006 war im Wesentlichen auf die erstmalige Bewertung der Konsolidierungs-
malnahmen ,Gemeindefinanzreform* (Ifd. Nr. 1, 2.500,0 T€) und ,Reform des Kommunalen
Finanzausgleichs® (Ifd. Nr. 2, 12.000,0 T€) sowie einen im Vorjahresvergleich um 1.373,8 T€
hoheren Konsolidierungsbetrag bei der MalRnahme ,Konsolidierungsvertrag Kasseler Ver-
kehrs- und Versorgungs GmbH* (Ifd. Nr. 15) zurickzufiihren. Dem stand eine Verringerung
des Konsolidierungspotentials im Vorjahresvergleich um 7.500,0 T€ durch das Auslaufen der
finanziellen Auswirkungen der Neustrukturierung des ,Konzerns Gesundheit Nordhessen®
(Ifd. Nr. 14) gegeniber.

Soweit sich im Rahmen unserer Prufung Feststellungen, insbesondere im Hinblick auf die
Umsetzung der Konsolidierungsmafinahmen, ergaben, haben wir diese im weiteren Verlauf

unseres Schlussberichtes dargestellt.

Vorab ist auf Folgendes hinzuweisen:

Lfd. Nr. 12 - Darlehen Gemeinnitzige Wohnungsbaugesellschaft

Das Haushaltssicherungskonzept soll einen Ausgleich der Ergebnisrechnung sicherstellen
(8 24 Abs. 4 GemHVO - Doppik). Bei der Rickzahlung eines Darlehens handelt es sich im
doppischen Haushalts- und Rechnungswesen jedoch um einen ergebnisneutralen Vorgang,
dessen wirtschaftliche Auswirkungen sich in der Vermégensrechnung und - durch einen
Zufluss an liquiden Mitteln - in der Finanzrechnung zeigen. Insoweit wurde in den Erlaute-
rungen zu dem Haushaltssicherungskonzept 2007 zutreffend darauf hingewiesen, dass sich

fur die Stadt Kassel durch diese Malinahme ,ein Liquiditatsvorteil und ein Beitrag zur vor-

® Eine Addition der einzelnen Konsolidierungsbetratgs Haushaltssicherungskonzeptes 2007 fiihrt zmeinm
5,0T€ hoheren Gesamtbetrag der Konsolidierungsataien 2007 gegenuber der Angabe im
Haushaltssicherungskonzept.
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zeitigen Entschuldung” ergibt. Die betragsmafRige Umsetzung dieser Mallnahme im Haus-
haltssicherungskonzept 2007 mit dem Rickzahlungsbetrag in Hohe von 400,0T€
anzugeben, halten wir jedoch nicht fir sachgerecht, da sich in der genannten Hohe allein
durch Liquiditatsvorteile und vorzeitige Entschuldungen keine positiven Auswirkungen auf

den Ausgleich der Ergebnisrechnung ergeben kénnen.

3.3 Bewirtschaftungsgrundsatze

Die Genehmigung der Haushaltssatzung und des Haushaltsplanes fur das Jahr 2007 vom
11.05.2007 wurde durch die Aufsichtbehdrde u. a. mit der Auflage verbunden, dass zur Sen-
kung der Gesamtaufwendungen von haushaltswirtschaftlichen Sperren gemaR § 114n HGO
umgehend Gebrauch zu machen ist.

Der Magistrat beschloss daher in seiner Sitzung am 04.06.2007 Bewirtschaftungsgrundsatze
fur das Haushaltsjahr 2007, die neben allgemein giltigen Regelungen folgende bewirtschaf-

tende MaRnahmen enthielten:

.Die Ansatze [fur Aufwendungen] des Ergebnishauhaltes stehen - sofern im Haushalts-
plan nicht weitergehende Einschréankungen getroffen wurden - grundsatzlich bis zur Hohe

von 80 % im Rahmen der bestehenden Budgets zur Verfigung. ...

« Geht der Bedarf Uber 80 % hinaus, sind die Mehraufwendungen innerhalb des Amtes
oder des Dezernates aus disponiblen Mitteln zu decken. Ist in Ausnahmefallen keine
Deckung innerhalb des Dezernates moglich, kann die Deckung auch durch ein anderes

Dezernat gestellt werden. ...*

- ,Bei vertraglich vereinbarter Férderung von Vereinen und Verbanden pp. ist zu prifen, ob
die Fordervoraussetzungen noch vorliegen. Ggf. ist der Vertrag zum nachstmdoglichen
Termin zu kindigen.

Auslaufende Fordervertrége sind, soweit dies nicht bereits aufgrund der Auflagen zum
Haushaltsplan 2005 erfolgt ist, bei einem Neuabschluss grundsatzlich um 10 % zu kiirzen.
Vertragsverlangerungen durch Nichtaussprechen einer fristgerechten Kindigung sind

nicht zulassig. ..."

- ,Um weitere Personalkostenreduzierungen zu erreichen und gleichzeitig die Auflagen des
Regierungsprasidiums zu den Personalkosten einzuhalten, hat das Personal- und Organi-
sationsamt die erforderlichen Maflnahmen zu ergreifen. Grundsatzlich sind deshalb inner-
halb einer Sperrfrist von 15 Monaten nach Freiwerden einer Stelle keine Einstellungen
vorzunehmen. Personalengpéasse sind moglichst durch Umsetzungen zu beheben. Sofern

im ,Kriteriengeleiteten Stellenbesetzungsverfahren’ (KBV) eine dringende Besetzungs-
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notwendigkeit festgestellt wird, kann eine Einstellung bereits sechs Monate nach Freiwer-

den der Stelle erfolgen. ...

Von der 15-monatigen Besetzungssperre ausgenommen sind der Einsatzdienst der
Feuerwehr, das Personal der stadtischen Kindertagesstatten, die kostenrechnende Ein-
richtung ,Erziehungshilfen Auguste Forster und die Amter und Fachbereiche, die im
Rahmen von Verwaltungsvereinbarungen im Vorfeld Verantwortung fir das Einhalten
gewisser Personalkostenbudgets tbernommen haben bzw. Ubernehmen werden (z. B.
- 40 - (nur Schulsekr.), - 513 -und — 514 -). ..."

- ,Die Ansatze und Verpflichtungsermachtigungen fir Investitionen und Investitionsférder-
maf3nahmen sind grundsatzlich gesperrt, Gber Freigaben entscheidet der Stadtkdmmerer,
in strittigen Fallen der Magistrat. ...

Dartber hinaus sind die im Folgenden dargestellten Auflagen der Kommunalaufsicht zu
beachten:
Neue InvestitionsmalRnahmen des Finanzhaushaltes haben grundsatzlich zu unterblei-
ben. Ausnahmen von diesem Grundsatz sind nur dann moglich, wenn
a) Uber Komplementarmittel mindestens 50 % der Finanzierungskosten bereitgestellt
werden oder
b) neue MaRRnahmen unabweisbar sind und das Gesamtinvestitionsvolumen 250 T€
nicht Gberschreitet.
Fur sonstige unabweisbare Investitionen, bei denen eine Kreditfinanzierung vorgese-
hen ist, bedarf es der vorherigen Zustimmung der Aufsichtsbehorde. Hierbei ist nach
den Vorschriften der GemHVO - Doppik die fir die Stadt kostenglnstigste Variante zu
wahlen.
Darlber hinaus ist bei InvestitionsmalRnahmen darauf zu achten, dass die Folgekosten
so gering wie mdglich gehalten werden.
Diese Vorgaben gelten sinngemaf auch fir das Eingehen von Verpflichtungsermach-

tigungen. ..."

3.4 Ausgestaltung der doppischen Haushaltswirtschaf t

Gem. § 92 Abs. 3 HGO ist die kommunale Haushaltswirtschaft entweder nach den Grund-
satzen der Verwaltungsbuchfuhrung (vgl. 88 94 bis 114 HGO) oder aber der doppelten Buch-
fuhrung (vgl. 88 114a bis 114u HGO) zu fuhren.

Durch Beschluss der Stadtverordnetenversammiung vom 23.05.2005 wurde in § 7 der

Hauptsatzung der Stadt Kassel mit Wirkung vom 01.01.2006 folgende Regelung neu aufge-
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nommen: ,Die Haushaltswirtschaft der Stadt Kassel wird nach den Grundséatzen der doppel-
ten Buchfiihrung gefuhrt.”

Das Haushalts- und Rechnungswesen der Stadt Kassel ist daher mit Beginn des Haushalts-
jahres 2006 unter Beachtung der Regelungen in den 88 92, 93 und 114a bis 114u HGO
sowie der Gemeindehaushaltsverordnung - Doppik (GemHVO - Doppik) und den dazu erlas-

senen Verwaltungsvorschriften (VV) zu fihren.

Im Rahmen unserer Prifung des Umstellungsprozesses von der Kameralistik auf doppelte
Buchfuhrung haben wir die grundsatzliche Ausgestaltung der doppischen Haushaltwirtschaft
im Jahr 2006 geprift und diese Prifungsfeststellungen, auch unter Berlicksichtigung der
Entwicklung in den Folgejahren, in unserem Schlussbericht 2006 ausfuhrlich dargestellt (vgl.
Tz. 3.4.2 Schlussbericht 2006). Wir verzichten daher an dieser Stelle auf eine erneute
umfassende Darstellung dieser Priufungsfeststellungen und beschranken uns auf eine

Erlauterung der jeweiligen Entwicklung im Berichtsjahr.

3.4.1 Kontenplan

Der Buchfuhrung ist ein Kontenplan zugrunde zu legen, der aus dem verbindlichen Kommu-
nalen Verwaltungskontenrahmen (KVKR) zu entwickeln ist (8§ 33 Abs. 4 GemHVO -Doppik).
Der bei der Stadt Kassel im Jahr 2006 und den Folgejahren angewandte Kontenplan stimmte
teilweise jedoch nicht mit dem verbindlichen KVKR Uberein.

Den Kommunen, die, wie die Stadt Kassel, ihre Haushaltswirtschaft schon vor dem Erlass
der GemHVO - Doppik vom 02.04.2006 auf doppelte Buchfiihrung umgestellt haben, wurde
durch Erlasse des Hessischen Ministeriums des Innern und fur Sport vom 22.06.2006 und
25.06.2008 eine Ubergangsfrist bis zum 01.01.2010 fiir die Anpassung der individuellen

Kontenpléne an den KVKR eingeraumt.

Die Umstellung der bisherigen Sachkonten auf einen dem KVKR entsprechenden stad-
tischen Kontenplan erfolgte im Jahr 2009 (vgl. Magistratsbeschluss vom 26.01.2009). Dabei
wurden alle Buchungen - auch die der Vorjahre - maschinell den neuen Sachkonten zuge-
ordnet. Dies fuhrte im Ergebnis dazu, dass der Haushaltsplan 2007 auf Basis des alten
Kontenplanes aufgestellt wurde. Der Jahresabschluss 2007 wurde allerdings auf Basis der

neuen Sachkonten erstellt.

U. a. in Folge der maschinellen Sachkontenumstellung ergaben sich Probleme bei der
Erstellung der Finanzrechnung 2007; dazu wurde in einem Schreiben des Dezernats fir
Finanzen, Beteiligungen und Soziales vom 09.02.2010 an Herrn Stadtverordnetenvorsteher

Hendrik Jordan Folgendes ausgefiuhrt: ... Fir die Jahresabschliisse 2007 und 2008 kann
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leider keine schliissige Finanzrechnung geliefert werden, da eine Korrektur der Finanzkonten
durch Umbuchungen einzelner Betrdge aufgrund des enormen Arbeitsaufwandes nicht
durchfuhrbar ist. Der Arbeitsaufwand ist nicht zuletzt der Tatsache geschuldet, dass im Méarz
2009 die Umstellung der Sachkonten auf den verbindlichen Kontenplan des Landes Hessen
vorgenommen wurde. AbschlieBend ist jedoch festzuhalten, dass samtliche Ein- und Aus-
zahlungen in der Finanzrechnung abgebildet wurden und das Gesamtergebnis der Finanz-
rechnung 2007 mit dem Bestand der Bankkonten der Stadt Kassel zum 31. Dezember 2007

Ubereinstimmt. ..."“ (vgl. auch Tz. 6.2).

3.4.2 AuRere Form des Haushaltsplanes bzw. der Erge  bnis- und
Finanzrechnung

Entsprechend 8 60 Satz 1 GemHVO - Doppik sind die der GemHVO - Doppik beigefligten
Muster verbindlich anzuwenden. Ein Vergleich der stadtischen Gesamt- und Teilhaushalts-
plane 2007 mit den Mustern 7 bis 10 zur GemHVO - Doppik macht aber deutlich, dass der
bisherige Aufbau des Haushaltsplanes der Stadt Kassel grundsatzlich nicht mit den verbindli-
chen Mustern Ubereinstimmt.

Durch Erlass des Hessischen Ministeriums des Innern und fiir Sport vom 22.06.2006 wurde
allerdings festgelegt, dass die bisher fiir die Haushaltsaufstellung und Rechnungslegung ver-
wendeten Muster erst mit Wirkung fur das Haushaltsjahr 2009 an die verbindlichen Muster
angepasst werden missen.

Im Zusammenhang mit der Anpassung der stadtischen Sachkonten an den KVKR (vgl.
Tz. 3.4.1) erfolgte auch eine Anpassung der verwendeten Muster an die Regelungen der
GemHVO - Doppik. Somit entspricht der Aufbau der nach der Sachkontenumstellung
erstellten Gesamtergebnisrechnung sowie der Teilergebnisrechnungen 2007 nun im Wesent-
lichen den rechtlichen Anforderungen. Allerdings war festzustellen, dass die Erlése und
Kosten aus internen Leistungsbeziehungen nicht gesondert in den Teilergebnisrechnungen

2007 ausgewiesen wurden (vgl. VV zu Muster 17 zu § 60 GemHVO — Doppik).

3.4.3 Produkt- bzw. produktorientierter Haushalt

Auf Grund der rechtlichen Vorgaben sind die Teilhaushalte nach vorgegebenen
Produktbereichen (vgl. Muster 11 zur GemHVO - Doppik) oder nach der 6rtlichen Organi-
sation produktorientiert zu gliedern. Werden die Teilhaushalte nach der 6rtlichen Organisa-
tion gegliedert, sind die der Organisationseinheit zugewiesenen ortlichen Produktgruppen
und Produkte darzustellen (8§ 4 Abs. 2 GemHVO - Doppik). Bei der Gliederung der Teilhaus-
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halte sollen Kostenstellen nicht an die Stelle der Produkte treten (Nr. 4 der Verwaltungsvor-
schriften zu 8§ 4 GemHVO - Doppik).

Da der stadtische Haushaltsplan im Jahr 2007 nach der 6rtlichen Organisation gegliedert
wurde, waren die den einzelnen Organisationseinheiten zugewiesenen Produktgruppen und
Produkte im Haushaltsplan darzustellen, was aber nicht der Fall ist. Vielmehr ist festzustel-
len, dass die Kostenstellen auch im Haushaltsjahr 2007 das fuhrende Element fur den Auf-

bau des stadtischen Haushaltsplanes darstellten.

Mit Erlass vom 11.11.2009 gab das Regierungsprasidium Kassel als Aufsichtsbehdrde den
Inhalt eines Erlasses des Hessischen Ministeriums des Innern und fir Sport vom 07.09.2009
zur ,Struktur doppischer Haushalte* als Antwort auf eine entsprechende Anfrage der Stadt
Kassel vom 07.09.2009 bekannt, in dem Folgendes ausgefihrt wird:

.Nach 8 4 Abs. 2 Satz 2 GemHVO — Doppik ist auch bei einer auf die ortliche Organisations-
struktur bezogenen Gliederung der Teilhaushalte auf die erbrachten Leistungen (Produkte)
abzustellen. ...

Da die haushaltsrechtlichen Vorschriften bis zum 31. Dezember 2011 befristet sind, wird fir
die Neuinkraftsetzung zu Beginn des ndchsten Jahres das Evaluierungsverfahren eingeleitet.
Es ist nicht ausgeschlossen, dass aufgrund der Erfahrungsberichte der Kommunen auch die
Vorschriften tUber die Struktur der Haushalte an berechtigte Bedirfnisse der Praxis ange-
passt werden. Vor diesem Hintergrund halte ich es flr vertretbar, wenn die Aufsichtsbehor-
den bis dahin von Beanstandungen in den von Ihnen dargestellten Fallen absehen.*

Das Regierungsprasidium Kassel verband die Ubersendung des o. a. Erlasses des Hessi-

schen Ministeriums des Innern und fiir Sport mit folgenden ergdnzenden Ausfihrungen:

... Auf die aus § 4 Abs. 2 Satz 2 GemHVO — Doppik folgende Notwendigkeit von Produkt-
festlegungen im Rahmen des Neuen Steuerungs- und Haushaltswesens auch bei einem
organisationsbezogen aufgebauten Haushalt wird hierin [dem Erlass des Hessischen Minis-
teriums des Innern und fir Sport vom 27.10.2009] nochmals hingewiesen. Ich bitte Sie
daher, dafir Sorge zu tragen, dass eine erkennbare Weiterentwicklung des stadtischen

Haushaltes im Sinne des beiliegenden Erlasses ... erfolgt.”

3.4.4  Angabe von Zielen und Kennzahlen

In den Teilhaushalten sollen produktorientierte Ziele unter Berlcksichtigung des einsetz-
baren Ressourcenaufkommens und des voraussichtlichen Ressourcenverbrauchs sowie
Kennzahlen zur Zielerreichung bestimmt werden. Die Ziele und Kennzahlen bilden die
Grundlage fur die Erfolgskontrolle und Steuerung der Haushaltswirtschaft (88 4 Abs. 2,
10 Abs. 3 GemHVO - Doppik).
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Mit Schreiben vom 18.01.2008 wiesen wir gegentiber dem Amt Kdmmerei und Steuern dar-
auf hin, dass u. a. der stadtische Haushaltsplan 2007 diesen rechtlichen Vorgaben nicht ent-

spricht.

In einem Erlass des Hessischen Ministeriums des Innern und fur Sport vom 14.05.2008 wird
zur Angabe von Zielen und Kennzahlen in den kommunalen Haushaltsplanen wie folgt aus-
gefuhrt: ,Es wird empfohlen, bei der Ziel- und Kennzahlenbildung mit einem Teilergebnis-
haushalt oder wenigen Teilergebnishaushalten zu beginnen, um das neue Zusammenspiel
zwischen Politik und Verwaltung zu erproben. Auf diesen Erfahrungen aufbauend sollen die

Ziele und Kennzahlen auf andere Teilhaushalte ausgedehnt werden.”

3.4.5 Fehlende Veranschlagung von Zufihrungen zu RU  ck-
stellungen

Ertrage und Aufwendungen sind in ihrer voraussichtlichen Hohe im Haushaltsplan zu veran-
schlagen. Soweit die Hohe der Haushaltsansatze nicht errechenbar ist, sind die Betrage
sorgfaltig zu schatzen (§ 10 Abs. 1 und 2 GemHVO - Doppik).

Auch bei den Zufiihrungen zu den Ruckstellungen handelt es sich um Aufwendungen im
Sinne des § 58 Nr. 30 GemHVO - Doppik, so dass zumindest die Rickstellungszufihrungen,
die nur der Hohe und nicht dem Entstehungsgrund nach ungewiss sind (z. B. Zufihrung zu
den Pensionsriickstellungen), in die Veranschlagung des Ergebnishaushaltes einzubeziehen
sind. Zufuhrungen zu den Riuckstellungen wurden jedoch, wie unter Ziffer 2.3 des Vorbe-

richtes zum Haushaltsplan 2007 dargestellt wurde, im Berichtsjahr nicht veranschlagt.

Zu dieser Prufungsfeststellung nahm das Amt Kadmmerei und Steuern mit Schreiben
vom 23.01.2008 wie folgt Stellung: ,Eine Veranschlagung von Rickstellungen konnte
in den Haushaltsplanen 2006 bis 2008 aufgrund fehlender Erfahrungen und Ver-
gleichswerte nicht vorgenommen werden. Wir beabsichtigen, fiir das Jahr 2009 eine
Veranschlagung in Héhe des Durchschnitts der bislang als Rechnungsergebnisse zur

Verfligung stehenden Zeitreihe 2006 bis 2007 vorzunehmen.*“
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3.4.6  Vollstdndige Veranschlagung der Ertrdge und A  ufwendun-
gen in den Teilergebnishaushalten

Gem. 8§ 4 Abs. 3 GemHVO - Doppik enthalt jeder Teilergebnishaushalt die auf ihn entfallen-
den Aufwendungen und Ertrage. Im Rahmen unserer Prifung haben wir in diesem Zusam-
menhang festgestellt, dass nicht sdmtliche auf Amtsebene nachgewiesenen Aufwendungen
und Ertrage auf die nachgeordneten Teilhaushalte verteilt wurden, so dass diese Teilhaus-
halte auf der untersten Ebene nicht jeweils samtliche auf sie entfallenden Aufwendungen und

Ertrage enthielten.

Mit Schreiben vom 23.01.2008 und 19.03.2008 teilte das Amt Kd&mmerei und Steuern
dazu Folgendes mit: ,Aus Grinden der Haushaltsklarheit und wegen der grof3eren
Transparenz wurden die Teilhaushalte der Amter weiter untergliedert. Es wurde in Kauf
genommen, dass in diesen zusatzlich eingerichteten Teilergebnispldnen die auf den
Vorkostenstellen und in den ,Sammelnachweisen’ veranschlagten Betrage nur in den
Amterteilhaushalten dargestellt werden.

Die vollstandige Darstellung aller Ansatze auf die Teilhaushalte (auch unterhalb der
Amtsebene) hat aus verschiedenen Griinden Grenzen. Hier sei nur auf die zentral
bewirtschafteten Personalkosten verwiesen. Weiterhin missten z. B. sogenannte Over-
headkosten unnétig geschlisselt werden und der dann errechnete Ansatz des
Teilhaushaltes gewinnt nicht an Aussagekraft. Teilweise wirden die Ansétze (z. B.
Buromaterial, Verbrauchsmaterial Kitas) durch die Schlisselung so kleinteilig, dass
keine sinnvollen Ausgaben getéatigt werden konnen. Da eine Interpretation des
§ 4 GemHVO - Doppik durch uns nicht vorgenommen werden kann und wir uns ihrer
nicht anschlieRen kénnen, ist hier grundsatzlich Klarung durch Dritte (Aufsichts-

behdrde) erforderlich.”

Mit Erlass vom 04.08.2009’ teilte das Hessische Ministerium des Innern und fir

Sport dazu Folgendes mit: ,.... Gemal § 4 Abs. 3 GemHVO — Doppik besteht die Ver-
pflichtung, die Aufwendungen und Ertrdge sowie die Kosten und Erlése aus internen
Leistungsbeziehungen in den Teilergebnishaushalten vollstandig abzubilden. Auf die
Abbildung von wesentlichen Positionen kann nicht verzichtet werden. Die sonstigen
Personalkosten (Versorgungsbeziige und Beihilfen) sind angemessen auf die Teilhaus-
halte zu verteilen, weil sonst die Kosten eines Produktes nicht vollstdndig erfasst
wurden. Die sonstigen Personalkosten kdénnen z. B. nach den geplanten Beamten-
beziigen oder nach einem anderen sachgerechten Mal3stab auf die Teilhaushalte ver-

teilt werden. ..."

" Bekannt gegeben durch Erlass des Regierungsprasidiassel vom 11.08.2009
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3.4.7 Bildung von Sammelnachweisen entsprechenden
,Budgets”

Im stadtischen Haushaltsplan 2007 (vgl. Seite —5-) wird darauf hingewiesen, dass die
.Klassischen Sammelnachweise” in der GemHVO - Doppik nicht mehr vorgesehen sind, sich
die Stadt Kassel aber trotzdem dafur entschieden hat, sie in modifizierter Form
beizubehalten. Daher wurden fur folgende Aufwandsarten und jedes der im Haushaltsplan

dargestellten Dezernate Einzelbudgets gebildet:

- Personalausgaben

- Unterhaltung von Griinanlagen pp.
- Sachversicherungen, Umlagen

- Energie, Beleuchtung

- Reinigung

- Geschaftsausgaben.

Diese Einzelbudgets wirken innerhalb jedes im Haushaltsplan dargestellten Dezernats wie
amterubergreifende Deckungskreise, die zudem zentral bewirtschaftet werden. Dies ent-
spricht aus unserer Sicht nicht der Intention des Neuen Steuerungsmodells, da die in einem
Teilhaushalt veranschlagten Mittel einer Organisationseinheit - und damit dezentral - zur
selbststandigen und eigenverantwortlichen Bewirtschaftung zugewiesen werden (8 4 Abs. 1
und § 58 Nr. 9 GemHVO - Doppik).

Zu unserer diesbeziglichen Priufungsfeststellung nahm das Amt Kéammerei und

Steuern mit Schreiben vom 23.01.2008 wie folgt Stellung: ,Es ist auch nach der Ein-
fuhrung der Doppik politischer Wille, dass z. B. Personalkosten zentral bewirtschaftet
werden. Hier wird sich u. E. auch in absehbarer Zeit nichts &ndern. Dies gilt auch fir
die in 2005 eingerichtete Geb&udewirtschaft. Aus diesen Grinden war die Einrichtung
von amtsibergreifenden Budgets analog der ehemaligen Sammelnachweise unerlass-
lich. Auf die Organisationsstruktur des Hauses hat 20 [Amt Kammerei und Steuern]

keinen Einfluss.”
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3.4.8 Einbeziehung der Ertrage in die Deckungsfahig  keit

Die Ansétze der in einem Budget (Teilhaushalt) veranschlagten Aufwendungen sind gegen-
seitig deckungsfahig (8 20 Abs. 1 GemHVO - Doppik). Tatsachlich wurde die Deckungs-
fahigkeit im Haushaltsplan 2007 der Stadt Kassel jedoch so ausgestaltet, dass regelmaRig
auch Mehrertrdge zur Deckung von Mehraufwendungen herangezogen werden konnten
(,Netto — Budgets*®, vgl. Seite 6 ff. Haushaltsplan 2007). Auf Grund der rechtlichen Vorgaben
durfen allerdings nur im Haushaltsplan durch besonderen Vermerk gekennzeichnete und
zweckgebundene Mehrertrdge zur Deckung entsprechender Mehraufwendungen herge-

zogen werden (8 19 Abs. 1 und 2 GemHVO - Doppik), was jedoch nicht beachtet wurde.

Auf Grund unserer entsprechenden Prifungsfeststellung gab das Amt Kémmerei und

Steuern mit Schreiben vom 23.01.2008 und 19.03.2008 folgende Stellungnahme ab:
.ES trifft zu, dass bei der bestehenden Budgetstruktur Ertrage und Aufwendungen
zusammengefasst wurden und Mehrertrage auch zu Mehraufwand fihren kénnen. Bei
der Einrichtung der Budgets bestand auch nur die Option, entweder alle Ertrdge oder
keine Ertrage zur Deckung von héheren Aufwendungen heranziehen zu kénnen. Eine
individuelle Lésung in Form der kameralen Deckungskreise ist systembedingt nicht
moglich. Allerdings sollte auch im Zuge der Doppik erreicht werden, dass sich in den
einzelnen Verantwortungsbereichen eine zunehmend kaufménnisch orientierte Hand-
lungsweise durchsetzt. Hierzu gehort nach unserer Auffassung auch der eigenverant-
wortliche Umgang mit den finanziellen Ressourcen. Es liegt im Verantwortungsbereich
der Amter, eben nur die Ertrage fur Mehraufwendungen zu verwenden, bei denen es
einen sachlichen Zusammenhang gibt. Die Amter wurden bisher nicht schriftlich infor-
miert und wir werden somit einen entsprechenden Hinweis in den Bewirtschaftungs-
grundsatzen aufnehmen, dass nur zweckgebundene Mehrertrage zu Mehraufwen-

dungen fuhren dirfen. ..."

Entsprechend der vorstehend zitierten Ankiindigung wurde folgende Regelung in die Bewirt-
schaftungsgrundséatze 2008 vom 17.03.2008 aufgenommen: ,Die derzeitige Budgetstruktur
sieht vor, dass alle Mehrertrage zu Mehraufwendungen fuhren dirfen. Dies widerspricht
jedoch 8§ 19 GemHVO - Doppik. Von den Fachamtern ist sicherzustellen, dass nur die
zweckgebundenen Mehrtrage im Rahmen der Budgetflexibilitat zu Mehraufwendungen fuh-
ren durfen; zweckfreie Mehrertrage hingegen nicht.” Wie die Einhaltung dieser Regelung

durch die Fachamter sichergestellt wurde, bleibt abzuwarten.
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3.4.9  Verzicht auf auBerplanmaldige Bewilligungen be ifehlendem
Haushaltsansatz

In der Aufstellungsverfiigung zum Doppelhaushaltsplanes 2007 / 2008 vom 26.04.2006
wurde darauf hingewiesen, dass ,das Ausbringen eines 10 € - Ansatzes zur Herstellung der
Deckungsfahigkeit weder haushaltsrechtlich noch programmtechnisch erforderlich® ist. Im
Rahmen der Ausfihrung des Haushaltsplanes fuhrt dies dazu, dass Aufwendungen (Aus-
zahlungen) bei Sachkonten, fir die kein Haushaltsansatz veranschlagt wurde, in der Regel
nicht aufRerplanmaflig im Sinne des 8§ 114g HGO bereitgestellt werden, sondern eine
Deckung im Rahmen der gebildeten Deckungskreise (,Budgets") erfolgt.

Gem. § 20 Abs. 1 und Abs. 2 GemHVO - Doppik sind die ,Ansatze” der in einem Budget ver-
anschlagten Aufwendungen bzw. Auszahlungen deckungsfahig, d. h. die Regelungen Uber
die Deckungsfahigkeit greifen nur dann, wenn ein betragsmallig bezifferter Haushaltsansatz
groBer 0,00 € veranschlagt wurde. Andererseits definiert 8 58 Nr. 6 GemHVO - Doppik
aulRerplanmafige Aufwendungen bzw. Auszahlungen als solche, fur deren Zweck im Haus-
haltsplan keine Erméachtigung veranschlagt und keine aus Vorjahren Ubertragene Ermachti-
gung verfugbar ist.

Vor diesem Hintergrund halten wir den Verzicht auf eine aulR3erplanmafiige Mittelbereitstel-
lung gem. 8§114g HGO, soweit kein Haushaltsansatz vorhanden ist jedoch Mittel im

Deckungskreis (,Budget”) verfiigbar sind, nicht fiir zulassig.

Auf Grund einer entsprechenden Priufungsfeststellung nahm das Amt Kdmmerei und

Steuern mit Schreiben vom 23.01.2008 und 19.03.2008 zu diesem Sachverhalt wie
folgt Stellung: ,Der Vergleich zur Kameralistik ist hier nur schwer zu ziehen. Grund-
satzlich kann von jedem Amt ein Sachkonto des Kontenrahmens bebucht werden,
unabhéngig davon, ob dort Mittel geplant waren oder nicht. Um das Ziel der dezentra-
len Ressourcenverantwortung erreichen zu kénnen muss in erster Linie ein flexibler
Umgang mit finanziellen Ressourcen mdglich sein. Im Rahmen der bestehenden Bud-
gets liegt es in der Verantwortung der Amter, Mittel zu planen und zweckentsprechend
zu bewirtschaften. Eine Aufblahung des Haushalts durch die vorsorgliche Beplanung
aller Sachkonten mit einem 10 € - Pseudoansatz ist vor dem Hintergrund der Vielzahl
der zur Verfigung stehenden Konten absurd. Wird ein nicht beplantes Sachkonto
bebucht, erscheint auch die Mdglichkeit des auRerplanmalligen Antrages als abweqgig,
da die Deckung ohnehin aus dem gleichen Budget erfolgen misste. Hier sollte aus
unserer Sicht eher im Zuge des noch zu entwickelnden Berichtswesens ein Weg
gefunden werden, wie die Gremien Uber tatsachlich neue, auRerplanmafige Vorhaben

und der damit verbundenen Kosten informiert werden kdnnen.
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Wir werden in den Bewirtschaftungsgrundséatzen ebenfalls aufnehmen, dass die
Fachamter Buchungen auf nicht beplanten Sachkonten nur dann vornehmen kénnen,
wenn ein grundsatzlicher Planansatz vorhanden ist, wenn auch auf einem anderen
Sachkonto. In allen weiteren Féllen ist ein au3erplanmaRiger Antrag zu stellen. Aller-
dings weisen wir auch hier darauf hin, dass die Einfihrung der Doppik nicht nur die Art
der Buchfuihrung andern sollte, sondern auch die Denk- und Handlungsweisen der
Kommunen reformieren und die Bewirtschaftung offentlicher Mittel nach kaufméan-
nischen Gesichtspunkten ausrichten. Hierzu ist ein verantwortungsvoller aber auch
unburokratischer Umgang mit den finanziellen Ressourcen innerhalb eines Rechts-
rahmens erforderlich. Auch auB3erplanméRige Aufwendungen fuhren letztlich nicht zu
einer Mehrbelastung des stadtischen Haushalts, da auch sie im Rahmen der Budgets
gedeckt sein missen.

UberplanmaRige Mehraufwendungen miissen liber die Budgets aufgefangen werden.
Eine gesonderte Beantragung ist nur in den Fallen erforderlich, bei denen die Deckung
aus anderen Budgets oder Amtsbereichen erfolgen muss. Da einige Vorschriften der
HGO immer noch stark an der kameralen Sichtweise ausgerichtet sind, werden wir die

kommunalen Spitzenverbande auf einige damit verbundene Probleme hinweisen.”

Unabhéngig von der Frage, dass durch das Revisionsamt zu keiner Zeit die Forderung erho-
ben wurde, samtliche Sachkonten mit einem 10 € - Haushaltsansatz zu beplanen, und der
Tatsache, dass der zu beachtende Rechtsrahmen Begrifflichkeiten wie ,grundsatzlicher
Planansatz“ nicht kennt, kdnnen wir uns der durch das Amt Kdmmerei und Steuern vorgetra-
genen Rechtsauslegung nicht anschlieRen. Solange die bestehenden Rechtsnormen nicht
im Sinne der vorstehend zitierten Ausfiihrungen des Amtes Kammerei und Steuern verandert
wurden, andererseits aber das Budgetrecht der Stadtverordnetenversammlung durch die

dargestellte Vorgehensweise tangiert wird, halten wir unsere diesbeziigliche Kritik aufrecht.

3.4.10 Bildung von Haushaltseinnahmeresten

In den stadtischen Haushalt 2007 sind in erheblichem Umfang Haushaltseinnahmereste aus
dem Vorjahr eingestellt worden. Entsprechend 8§ 21 GemHVO -Doppik sind jedoch nur
Ansétze fur Aufwendungen und Auszahlungen Ubertragbar, nicht aber fur Ertrdge und Ein-
zahlungen. Die auf Grund des Beschlusses der Stadtverordnetenversammlung vom
04.06.2007 erfolgte Bildung der Haushaltseinnahmereste 2006 und deren Ubertragung in

das Haushaltsjahr 2007 erfolgte daher ohne entsprechende Rechtsgrundlage.
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Mit Schreiben vom 23.01.2008 teilte das Amt Kd&mmerei und Steuern dazu Folgen-
des mit: ,Wir schlieRen uns lhrer Auffassung, dass es fir die Bildung von Haushaltsein-
nahmeresten keine Rechtsgrundlage gibt, an. Wie in der Abschlussverfiigung zum

Haushaltsjahr 2007 ausgefihrt, werden Haushaltseinnahmereste nicht mehr gebildet. “
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4 Vermogensrechnung (Bilanz) zum 31.12.2007

4.1 Allgemeines

Der Jahresabschluss besteht aus drei verschiedenen Komponenten, namlich der Vermo-

gens-, Finanz- und Ergebnisrechnung (8 114s Abs. 2 HGO).

Weitere detaillierte Ausfiihrungen hierzu bitten wir dem vorangegangenen Schlussbericht zu

entnehmen.

Der Jahresabschluss 2007 wurde vom Magistrat in seiner Sitzung vom 11.01.2010
aufgestellt und mit ,Anlagen und Anhang“ dem Revisionsamt zur Prifung zugeleitet. Auf der
Basis dieses Entwurfs der Schlussbilanz vom 28.12.2009 haben wir unsere entsprechenden

Prufungshandlungen durchgefihrt.

4.2 Prifungsdurchfiihrung / Risikoanalyse

Ziel der Prifung ist es, unter Beachtung des Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit mit hinrei-
chender Sicherheit Aussagen zur Darstellung der Vermodgenslage im jeweiligen Jahres-
abschluss zu treffen.

Hierzu ist es erforderlich bzw. ausreichend, wenn bei der Durchfiihrung der Prifung eine
Beschréankung der Prifungshandlungen auf wesentliche Vorgéange im Hinblick auf die Dar-
stellung der Vermogenslage vorgenommen wird. Im Rahmen der Prifung ist daher regel-
mafig eine Auswahl der Bereiche vorzunehmen, die in die Prifung einzubeziehen sind bzw.
unbeachtet bleiben kdnnen. Dabei besteht naturgemal die Moglichkeit, dass Fehler unent-
deckt bleiben.

Das Risiko, dass Fehler unentdeckt beleiben, gilt es so weit wie mdglich einzuschranken.
Eine willklrliche Auswahl der zu prifenden Bereiche reicht jedoch nicht aus, vielmehr sind

die zu priifenden Bereiche sorgfaltig und nachvollziehbar auszuwahlen®.

Zur Prufung der Vermégensrechnung wurden Teilbereiche gebildet, die einheitlich zu prifen
sind (sog. Pruffelder). AnschlieRend ergaben sich anhand einer durchgefiihrten Risiko-

analyse insgesamt zehn Pruffelder. Mindestens zu prifen waren

8 Institut der Rechnungspriifer, IDR Priifungslei#i@io0 Tz. 32
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+ Unbebaute Grundstiicke,

e Anlagen im Bau,

» Anteile an Unternehmen und Sondervermdgen,

* Ausleihungen an Unternehmen und Sondervermaégen,
e Forderungen,

« Flussige Mittel,

« Eigenkapital / Rucklagen,

* Anleihen, Investitionskredite,

» Sonstige Verbindlichkeiten und

* Ruckstellungen.

Aufgrund der in Tz.2.5 dargestellten Prifungshemmnisse und der grundlegenden
Prifungsfeststellungen ware die vorgenommene Risikoanalyse insgesamt als Uberholt zu
betrachten gewesen. Mdéglicherweise hatte die Prifung ausgeweitet werden kdénnen oder
man hatte in Erwagung ziehen konnen, den Jahresabschluss verwaltungsseits nochmals
komplett zu Uberarbeiten. Wegen der neuen Rechtslage und den mit dem neuen Haushalts-
recht verbundenen Anfangsschwierigkeiten wird erwartet, dass der Jahresabschluss fur das
Haushaltsjahr 2008 ordnungsgemall erstellt wird.

Wir weisen ausdricklich daraufhin, dass unser Prifungsrecht bzw. unsere Priufungspflicht
nach 8§ 128 HGO nicht durch Zeitablauf verwirkt wird. Wenn kinftig Prifungsfeststellungen
getroffen werden, die in der Vergangenheit nicht aufgegriffen worden sind oder sich neue
Erkenntnisse ergeben, erwarten wir von der Verwaltung, diese auch umzusetzen. Gemein-
sames Ziel ist es, den doppischen Jahresabschluss so zu gestalten, dass er ein den tatsach-
lichen Verhdltnissen entsprechendes Bild der Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage der
Stadt Kassel darstellt und den stadtischen Gremien die erforderlichen Informationen tber die

wirtschaftliche Lage der Stadt Kassel zur Verfligung stellt.

4.3 Grundsatzliche Prufungsfeststellungen zum Ent-
wurf der Schlusshilanz

Im Rahmen der Prifung des vorlaufigen Jahresabschlusses in der Fassung vom 28.12.2009
haben wir verschiedenste Prifungsfeststellungen getroffen. Diese Prifungsfeststellungen

wurden am 25.05.2010 dem Amt Kammerei und Steuern zugeleitet.

Die erforderlichen Korrekturen der Schlussbilanz zum 31.12.2007 waren anschlielRend durch

das Amt Kdmmerei und Steuern umzusetzen.
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Die im Rahmen unserer Prifung getroffenen Feststellungen sind hinsichtlich ihrer Ent-
stehung bzw. Auswirkungen in grundsatzliche bzw. systembedingte Feststellungen und
solche, die einzelfallbezogen getroffen wurden, zu unterscheiden. Bei den nachfolgenden
Ausfuhrungen beschranken wir uns auf die Feststellung grundsatzlicher und systembeding-
ter Fehler. Unabhangig von Arbeitsfehlern der Verwaltung sollen die Ursachen der grund-
legenden Schwierigkeiten bei der Erarbeitung der Schlussbilanz 2007 aufgezeigt werden.

Die einzelfallbezogenen Feststellungen haben wir in unseren Arbeitspapieren dokumentiert.

4.3.1 Nachzuholender Wertansatz fur offentliche Grii  nflachen

Im Rahmen der Prifung der Eréffnungsbilanz zum 01.01.2006 und der Schlussbilanz zum
31.12.2006 hatten wir dargestellt, dass Grunflachen (Begrinungen) aus dem Zustandig-
keitsbereich des Umwelt- und Gartenamtes mit einer Gesamtgrol3e von 657 Hektar bisher
nicht bewertet und somit auch nicht in die Bilanzierung einbezogen wurden.

Die Flachen werden lediglich mit dem Erinnerungswert von 1 € in der Schlussbilanz zum
31.12.2007 gefuhrt.

Eine Nachholung des Wertansatzes im Rahmen der Regelung des § 1140 HGO i. V. m.
§ 108 Abs. 5 HGO in einer spateren Schlussbilanz ist noch bis zur Erstellung der Schluss-
bilanz zum 31.12.2009 mdoglich.

Bis zum Zeitpunkt der Erstellung dieses Prifungsberichtes lagen uns keine weiteren
Erkenntnisse Uber den Betrag des nachzuholenden Wertansatzes bzw. den Zeitpunkt der

Nachholung vor.

4.3.2 Unbebaute Grundstiicke

Da die unter dem Konto Nr. 050011000 ,Unbebaute Grundstiicke“ gefiihrten Anlageguter
nicht in der dem Finanzbuchhaltungsprogramm von nsk angegliederten Anlagebuchhaltung
enthalten sind, wurde seitens des Revisionsamtes beim Liegenschaftsamt sowie beim Amt
Kammerei und Steuern ein Anlageverzeichnis fur die unter dem o. g. Sachkonto gefiihrten
Anlageguter angefordert.

Statt einem dem § 52 Abs. 1 GemHVO - Doppik entsprechenden Anlageverzeichnis wurde
zunéachst eine Aufstellung der im Jahr 2007 unter diesem Konto gebuchten summarischen
Veranderungen Ubersandt, die dem Amt Kammerei und Steuern im vergangenen Jahr auf
deren Anforderung hin vom Liegenschaftsamt fir die Erstellung des Jahresabschlusses zur

Verflgung gestellt wurde.
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Auf wiederholte schriftliche Anforderung bei den Amtern wurde uns eine vom Liegenschafts-
amt geflhrte Excel-Liste als Anlageverzeichnis zugeleitet.

Diese Excel-Datei, zu deren detaillierter Auswertung es aufgrund der schon fortgeschrittenen
Zeit nicht mehr kam, erfillt nach tberschlagiger Prifung die Voraussetzungen eines Anlage-
verzeichnisses. Der Endsaldo des Anlageverzeichnisses stimmt jedoch nicht mit dem End-

saldo der Vermdgensrechnung uberein.

Diese Differenz erklart das Amt Kammerei und Steuern damit, dass die Ubersandte Excel-
Liste nicht alle Anlageguter enthalt, die unter dem o. g. Konto fir Unbebaute Grundstiicke
gefuhrt werden und verweist auf Grund- und Bodenanteile des Infrastrukturvermdgens.
AuBRerdem wirden Grund- und Bodenwerte in geringer Hohe beim Umwelt- und Gartenamt
geftuhrt.

Eine Uberprufung oder Abstimmung der Excel-Liste des Liegenschaftsamtes durch das Amt
Kammerei und Steuern erfolgte nicht, wird aber fir den Jahresabschluss 2008 vom Amt

Kammerei und Steuern zugesichert.

4.3.3 Sammelanlagen

Im Rahmen unserer Prifung wurde festgestellt, dass in der Bilanzposition ,Geleistete Inves-
titionszuweisungen und -zuschisse® die Stadtebauftrderprojekte der Jahre 1998 bis 2005
jeweils in einer Summe bilanziert wurden. Hierbei wurde eine jeweilige Restnutzungsdauer
von 25 Jahren zu Grunde gelegt. Die gesamten Projekte haben einen Wert vor Abschrei-
bungen von rd. 17,8 Mio. €.

Durch die Zusammenfassung der verschiedenen Anlageguter zu einer Sammelposition wird
der Grundsatz der Einzelbewertung im Sinne von 840 Nr.2 GemHVO - Doppik nicht
berlicksichtigt. Damit wird auch dem Grundsatz der Bilanzklarheit widersprochen (8§ 114s
Abs. 1 Satz 2 HGO).

Durch unsere Uberschlagigen Prifungshandlungen haben wir festgestellt, dass in dieser
Bilanzposition stadtische Bauten enthalten sind. Diese Bauten sind unter einer anderen
Bilanzposition auszuweisen und haben in der Regel eine Nutzungsdauer von rd. 80 Jahren.
Dies hétte somit die Folge, dass sich die Abschreibungen vermindern wirden. Das Amt
Kammerei und Steuern verweist diesbezlglich auf das Vorsichtsprinzip (niedrigerer
Bilanzansatz, da héhere Abschreibung).

Laut Mitteilung des Amtes Kadmmerei und Steuern ist eine Umsetzung dieser Feststellungen

sehr arbeitsaufwéndig und auf Grund von personellen Engpassen nicht méglich.
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4.3.4  Anlagen im Bau

Unter Tz. 4.3.2 hatten wir bereits auf die Problematik der Zustandigkeit und die generellen

Probleme hingewiesen, die bei der Prufung der Bilanzposition festgestellt wurden.

In einem gemeinsamen Gesprach mit Vertretern des Amtes Kammerei und Steuern am
20.05.2010 wurde von dort schlief3lich die Bereitschaft signalisiert, die Bilanzposition grund-

satzlich einer eingehenden Untersuchung zu unterziehen.

Mit Schreiben vom 10.06.2010 teilte das Amt Kd&mmerei und Steuern mit, dass eine Uber-

prifung der Anlagen im Bau stattgefunden hat.

»Sich daraus ergebende Umbuchungen werden durch die Fachamter in Abstimmung

mit - 20 - [Amt K&mmerei und Steuern] vorgenommen.*

Eine entsprechende Anpassung der Bilanz, des Anlagespiegels und der Ergebnisrechnung

wurde vom Amt Kémmerei und Steuern zugesagt.

Zum Berichtsschluss 23.06.2010 stand eine abschliel3ende Klarung seitens der Verwaltung
noch aus, weil ein Fachamt (Umwelt- und Gartenamt) vorgegeben hat, wegen Personal-

mangels die geforderten Abstimmungsarbeiten nicht durchfihren zu kénnen.

4.3.5  Anteile an verbundenen Unternehmen und Beteil igungen

a) Wertansatze

Im Rahmen der Prufung des Entwurfs der Schlussbilanz zum 31.12.2007 wurde von uns ein
Nachweis beziiglich der Uberpriifung der Wertansatze bei verbundenen Unternehmen und
Beteiligungen vom Amt K&mmerei und Steuern erbeten.

Hintergrund hierfir war, dass gemaR § 43 Abs. 3 GemHVO - Doppik Vermégensgegen-
stande des Anlagevermdgens bei einer dauerhaften Wertminderung auf den niedrigeren

Wertansatz abzuschreiben sind.

Im Antwortschreiben vom 10.06.2010 wurde mitgeteilt, dass anhand der Jahresabschliisse
der verbundenen Unternehmen und Beteiligungen eine Priifung der jeweiligen Wertansatze
erfolgte und die Jahresabschliisse anschlieBend durch den Magistrat festgestellt werden.
Eine weitere Dokumentationspflicht wird von dortiger Seite als nicht notwendig erachtet.

Die Prufung anhand der Jahresabschliisse kann nach unserem Erachten nur eine Prifung

des Nominalwertes und méglicher Kapitalanderungen sein.
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b) Erhéhung der Beteiligung an der Kasseler Verkehrs- und Versorgungsgesellschaft mbH

Die Kapitalbeteiligung an der KVV GmbH wurde in 2007 um rd. 9,1 Mio. € erhoht.

Bezlglich dieses Zuganges wurden vom Amt Kammerei und Steuern pruffahige Unterlagen
und erlauternde Informationen erbeten.

Eine Ableitung der Erhdhung aus dem durch einen Wirtschaftsprifer testierten Jahres-
abschluss war nicht mdglich, da die Entwicklung im dort dargestellten Eigenkapital nicht
deckungsgleich war.

Im Rahmen eines Gespraches am 31.05.2010 wurde vom Amt Kdmmerei und Steuern
explizit darauf verwiesen, dass bezilglich der nicht deckungsgleichen Bilanzierung zwischen
der Stadt Kassel und der KVV GmbH die Gesellschaft als Tochterunternehmen sich im
Hinblick auf eine Ubereinstimmende Bilanzierung an die Stadt Kassel anpassen muss.

Es wurden weitere priffahige Unterlagen vorgelegt.

Basis fir die Erh6éhung war eine vorlaufige Abrechnung mit der Gesellschaft. Die endgdltige
Abrechnung liegt erst im Folgejahr (2008) vor. Der betragsmallige Unterschied wére laut
dem Amt Kdmmerei und Steuern nur marginal.

Erkenntnisse, warum die Gesellschaft sich der stadtischen Bilanzierung bezuglich der Kapi-
talerh6hung nicht anpasst, liegen dem Amt Kadmmerei und Steuern derzeit nicht vor.

Durch das Amt wurde dargelegt, dass nur der durch den Haushaltsansatz gedeckte Teil akti-
viert worden ist. Der diesen Ansatz Ubersteigende Teil wurde 2007 aufwandswirksam ver-
bucht.

Eine weitergehende Prifung durch uns konnte aus zeitlichen Grinden nicht durchgefihrt
werden.

Wir werden zu dieser Thematik im kommenden Schlussbericht weitere Ausfiihrungen

machen.



-43-

4.3.6 Forderungen aus Steuern und Abgaben — Wertber ichti-
gungen

Im Vergleich zur Kameralistik ist durch die Einfihrung der Doppik eine wesentliche Verbes-
serung die gesetzlich vorgeschriebene Beriicksichtigung des Werteverzehrs des kommu-
nalen Vermogens im Rahmen der Ermittlung des Jahresergebnisses. Zum kommunalen
Vermogen gehort auch der Forderungsbestand, dessen finanzielle Werthaltigkeit wie bei
allen anderen Vermodgenswerten auch durch die Berlcksichtigung unterschiedlichster den
Wert beeinflussende Umstande und Risiken (Imparitatsprinzip) transparent gemacht werden
soll.

Entsprechend ziff. 10 der Verwaltungsvorschriften zu § 43 GemHVO - Doppik (Abschreibun-
gen) sind spatestens bei den Jahresabschlussarbeiten zweifelhafte Forderungen im Wert zu

berichtigen und uneinbringliche Forderungen sofort abzuschreiben (auszubuchen).

Dabei sind zunachst im Wege der sogenannten Einzelwertberichtigung alle Forderungen
einzeln auf ihre Bonitat bzw. Einbringlichkeit hin zu prifen und entsprechend zu berticksich-

tigen. Die Einzelbewertung bertcksichtigt damit das individuelle Ausfallrisiko.

Nach dem Verfahren der Einzelabwertung muss auch das Verfahren der Pauschalabwertung
umgesetzt werden. Es besteht darin, dass auf den um die Einzelwertberichtigungen berei-
nigten Forderungsbestand ein pauschaler Prozentsatz als Pauschalabwertung angewendet
wird. Aufgrund konkret messbarer Erfahrungen (z. B. Forderungsausfélle der letzten 3-5
Jahre) wird hierzu jahrlich forderungsartenspezifisch ein Ausfallprozentsatz ermittelt und auf
den Bestand der jeweiligen Forderungsart angewandt. Dieser pauschale Prozentsatz muss

rechnerisch nachweisbar sein.

Bestimmender Faktor fir die Bemessung der Pauschalwertberichtigung ist das Ausfall- und
Kreditrisiko. Durch eine pauschale Abwertung werden nach der Vornahme von Einzelwertbe-
richtigungen weitere vorhandene, aber noch nicht bekannte, jedoch mit hoher Wahrschein-
lichkeit (Forderungsausfalle der vergangenen Jahre) auftretende Risiken bertcksichtigt.
Risiken, die bereits im Wege der Einzelwertberichtigung Berlcksichtigung gefunden haben,
durfen daher nicht nochmals im Rahmen der Pauschalwertberichtigung ihren Niederschlag
finden.

Die Pauschalwertberichtigung ist zum Jahresabschluss stets dem neuen Forderungsbestand

anzupassen. Sie muss entweder herauf- oder herabgesetzt werden.

In diesem Zusammenhang ist festzustellen, dass fir die im stadtischen Haushalt ausgewie-
sene Summe der pauschalen Wertberichtigungen zu Forderungen aus Steuern und Abgaben

(2.655.000,00 €) die rechnerische Herleitung nicht nachgewiesen werden konnte.
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Wir haben dies zum Anlass genommen, das Amt Kammerei und Steuern unter Hinweis auf
sich natirlicherweise verandernde Forderungsanspriiche in den Bereichen Grundsteuer,
Gewerbesteuer, Spielapparatesteuer, Hundesteuer und Gaststattenerlaubnissteuer, um
Stellungnahme zu bitten.

Das Fachamt hat hierzu lediglich ausgefuhrt:

.Die Hohe der Ausfélle verandert sich erfahrungsgemaf nicht wesentlich, da die
erhbhten Steuereinnahmen fast ausschliellich bei der Gewerbesteuer entstanden

sind und hier bei ohnehin solventen Steuerpflichtigen.”

Dieser stark pauschalisierten Darstellung vermdgen wir uns nicht anzuschlie3en, da sie
- insbesondere auch bei Betrachtung des zurlckliegenden Zeitraumes - die durch den
Gesetzgeber mit den o. a. Regelungen angestrebte differenzierte Herangehensweise an

Forderungsbewertungen schuldig bleibt.

Im Bericht sind unter der Tz. 9.4 weitere Ausfiihrungen zu dieser Thematik enthalten.

4.3.7 Forderungen aus Lieferungen und Leistungen

a) Nachtragliche Anderung des Bestandes der Forderungen aus Lieferungen und

Leistungen fir das Haushaltsjahr 2006

Unabhéngig davon, ob Gewerbesteuerforderungen als ,Forderungen aus Lieferungen und
Leistungen” statt als ,Forderungen aus Steuern und steuerdhnlichen Abgaben“ gebucht
werden, wurden im Berichtsjahr nachtraglich Buchungen fiir das abgeschlossene Haus-

haltsjahr 2006 vorgenommen.

Das Buchhaltungsprogramm newsystem® kommunal I&sst es grundsatzlich zu, dass nach-
tragliche Buchungen -auch fiir abgeschlossene Haushaltsjahre - mdglich sind. Durch
Programmberechtigungen ist regelmagig fir den tberwiegenden Teil der mit dem Programm
betrauten Personen, die Buchungsmaoglichkeit fir abgelaufene Haushaltsjahre ausgeschlos-
sen. Trotzdem konnte durch die Verwaltung nicht ausgeschlossen werden, dass Buchungen

in das abgeschlossene Haushaltsjahr vorgenommen wurden.

Laut Auskunft des Amtes Kadmmerei und Steuern wurden die Buchungen wieder riickgangig

gemacht und im zutreffenden Haushaltsjahr 2007 erfasst.
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b) Pauschalwertberichtigung bei Forderungen aus Lieferungen und Leistungen

In Tz. 4.3.6 wurde bereits ausfiihrlich das Erfordernis der Vornahme von Pauschalwert-

berichtigungen dargestellit.

Im Haushaltsjahr 2007 wurde keine Pauschalwertberichtigung bei Forderungen aus Liefe-
rungen und Leistungen vorgenommen.

Das Amt Kdmmerei und Steuern teilte uns hierzu folgendes mit:

.Bei Forderungen aus Lieferungen und Leistungen sind in 2007 keine Ausfalle

eingetreten. Eine pauschale Wertberichtigung entfallt daher*.

Bei einem Forderungsbestand von rund 15,7 Mio. € (vgl. nachfolgende Darstellung zu den

kreditorischen Debitoren) ist dies zumindest zweifelhaft.

¢) Kreditorische Debitoren

Als kreditorische Debitoren bezeichnet man Uberzahlungen auf Forderungskonten. Schuld-
ner der Stadt Kassel haben mehr als nétig gezahlt, so dass ,ihre* Debitorenkonten buchhal-
terisch negative Bestande ausweisen. Diese Uberzahlungen stellen nun Verbindlichkeiten
der Stadt Kassel gegeniber den Einzahlern dar. Entsprechend dem Saldierungsverbot des
§ 38 Abs. 2 GemHVO - Doppik dirfen Forderungen und Verbindlichkeiten nicht verrechnet
werden. Somit sind die kreditorischen Debitoren als Verbindlichkeit auf der Passivseite der

Bilanz auszuweisen.

Im Rahmen unserer Priifung hatten wir beim Amt Kdmmerei und Steuern eine Auflistung der
kreditorischen Debitoren angefordert. Am 31.03.2010 reichte das Amt Kammerei und Steu-

ern bei uns eine Liste ein, die insgesamt 47,70 € als kreditorische Debitoren ausweist.

Die Durchsicht der einzelnen Debitorenkonten hat jedoch ergeben, dass wesentlich mehr

Uberzahlungen erfolgt sind.

Am 10.06.2010 teilte das Amt Kammerei und Steuern mit, dass in den Forderungen aus
Lieferungen und Leistungen insgesamt 7.761.958,45 € an Gutschriften und Uberzahlungen

enthalten sind.
Hierzu fihrt das Amt Kdmmerei und Steuern Folgendes an:

+Wir mussten feststellen, dass im Bereich der ,Forderungen L+L priv. Dritten“ oftmals
kreditorische Debitoren aufgrund fehlerhafter Umbuchungen der Kasse entstehen. So
wurden Anordnungen aus dem Jahr 2007 mit Buchungsdatum 2008 ausgeglichen, ob-
wohl der Zahlungseingang bereits im Jahr 2007 erfolgte und vorlaufig auf dem Ver-
wahrdebitor 5500055 vereinnahmt wurde. Die GroRRenordnung dieser Buchungen liegt
bei etwa 2,5 Mio. €. Beim Rest handelt es sich um echte Uberzahlungen auf diversen

Debitorenkonten.
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Eine systematische Uberpriifung und Korrektur aller kreditorischer Debitoren, insbe-
sondere im Bereich der Verwahrgelder, ist bedauerlicherweise aufgrund der Vielzahl

von Buchungen und deren Komplexitat fur 2007 nicht mehr leistbar.

Fur 2008 ff. werden wird die betragsmafiig groRen Buchungen Uberprifen und ggf.
korrigieren, Die zustandigen Mitarbeiter der Kasse werden nochmals auf die korrekte

Verfahrensweise fir Umbuchungen von vorlaufigen Einnahmen hingewiesen.”

Durch die Verrechnung von Forderungen und Verbindlichkeiten wird die tatsachliche Vermo-
genslage der Stadt Kassel in dem Bilanzentwurf zum 31.12.2007 vom 28.12.2009 nicht
korrekt dargestellt. Laut Bilanzentwurf betragen die Forderungen aus Lieferungen aus
Leistungen 7.952.794,32 €. Darin enthalten sind bereits verrechnete Verbindlichkeiten aus
kreditorischen Debitoren in Héhe von 7.761.958,45 €. Demnach betragen die tatsachlichen
Forderungen (7.952.794,32 € + 7.761.958,45 € =) 15.714.752,77 €.

Auf der Passivseite der Bilanz sind die Uberzahlungen in Hohe von 7.761.958,45 € bei den

sonstigen Verbindlichkeiten auszuweisen.

4.3.8  Auswels eines negativen Bankbestandes

In der vorlaufigen Bilanz vom 28.12.2009 wurde bei den flissigen Mitteln ein negativer
Bestand in Hohe von ./. 6.395.926,03 € auf der Aktivseite der Bilanz ausgewiesen. Dabei
wurden im Wesentlichen Bankguthaben und Bankverbindlichkeiten unterschiedlicher Kredit-

institute miteinander verrechnet.

Es liegen dabei folgende Fehler vor:

Auf der Aktivseite der Bilanz sind ausschliel3lich Guthaben, d. h. Vermbgensgegenstande
auszuweisen (8 38 Abs. 1 GemHVO - Doppik). Nach dem Grundsatz der Einzelbewertung
sind Vermdgensgegenstande und Schulden am Bilanzstichtag (31.12.2007) einzeln zu
bewerten (8 40 Nr. 2 GemHVO - Doppik). Eine Saldierung von Vermégensgegenstanden mit
Schulden ist nach 8§ 38 (2) GemHVO - Doppik grundséatzlich verboten (Saldierungsverbot).

Die flissigen Mittel sind auf der Aktivseite der Bilanz mit 238.521,44 € auszuweisen. Auf der
Passivseite der Bilanz sind Verbindlichkeiten gegenulber Kreditinstituten um 6.634.447,47 €

zu erhdhen.

Die Anderung der Bilanzpositionen und des Anhanges wurde durch das Amt Kammerei und

Steuern zugesagt.
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4.3.9 Negativer Bestand der Sonderposten

Im Anhang zum vorlaufigen Jahresabschluss vom 28.12.2009 wird bei den Erlauterungen zu
den einzelnen Positionen der Schlussbilanz zum 31.12.2007 (dort Ziffer 2.1.3) bei den
Investitionsbeitragen ein negativer Betrag von 4.878,90 € aus Sonderposten aus Beitragen
abgezogen. Hierbei handelt es sich um das Konto 366 010 000 Sonderposten aus Beitragen.
Dieses passive Bestandskonto weist in der Finanzbuchhaltung einen Sollsaldo auf. Passive

Bestandskonten schlie3en regelmafiig mit Habensalden ab.

Wir hatten das Amt Kadmmerei und Steuern am 25.05.2010 gebeten, den Sachverhalt zu
klaren, da ein Verstol3 gegen das Saldierungsverbot des § 38 Abs. 2 GemHVO - Doppik vor-
liegt.

Als Antwort haben wir einen Vermerk des Amtes Kammerei und Steuern vom 17.09.2009
erhalten. Daraus ist zu entnehmen, dass es sich um ein Buchungsproblem handelt. Den

damaligen Losungsansatz will man im Amt Kdmmerei und Steuern nicht neu Uberdenken.

Der Sachverhalt ist durch das Amt Kdmmerei und Steuern somit nicht geklart.

4.3.10 Sonstige Rickstellungen

Die Beurteilung dieser Bilanzposition ist problematisch, da mit dem Amt Kammerei und
Steuern im Rahmen der Beantwortung der vorlaufigen Feststellungsliste /Liste mit
Klarungsbedarf vom 25.05.2010 in wesentlichen Punkten kein Konsens erzielt werden
konnte.

Eine weitergehende und inhaltliche Prufung der sonstigen Rickstellungen war auf Grund
dieser Voraussetzungen nicht mdglich, jedoch erachten wir es als notwendig, auf wesent-

liche Prifungshemmnisse und Irritationen hinzuweisen:

« Im Rahmen der oben genannten Liste wurde um Darstellung der Uberleitung der im
Anhang dargestellten Einzelriickstellungen inklusive der jeweiligen Entwicklung
(Zuftihrung, Verbrauch und Auflésung) in 2007 erbeten, da die Entwicklung der ein-
zelnen Teilriickstellungen fir uns nicht nachzuvollziehen ist. Das Amt Kdmmerei und

Steuern sieht nicht das Erfordernis einer solchen Zusammenstellung.

* Nach dem Grundsatz der Wertaufhellung sind alle Erkenntnisse nach dem
Bilanzstichtag (31.12.2007) zu berlcksichtigen, die ihre Wertbegrindung in 2007
haben. Es ist fir uns nicht nachvollziehbar, warum grundsétzlich nur Erkenntnisse bis
zum 31. Marz des Folgejahres (2008) einbezogen werden sollen, wobei in Einzelfal-

len die K&mmerei von diesem Grundsatz abgewichen ist.
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 Gemal des § 49 GemHVO - Doppik ist eine korrekte Abgrenzung zwischen Ruickstel-
lungen und Verbindlichkeiten vorzunehmen. Im Gegensatz zu Verbindlichkeiten sind
die Ruckstellungen dem Grunde oder/und der Hohe nach ungewiss. Soweit eine nicht
ungewisse Rechnung vorliegt, ist diese als Verbindlichkeit und nicht als Riickstellung

zu buchen.

* Von uns wird eine exakte Abgrenzung zwischen Auflésung und Verbrauch einer
Ruckstellung als unerlasslich angesehen. Eine Rickstellungsauflésung kommt nur
zum Tragen, wenn kein tatsachlicher Verbrauch aus der Ruckstellung vorliegt. Da
bezlglich dieser Ruckstellungen nur eine Inanspruchnahme (Verbrauch) von
rd. 245,8 T€ gebucht wurde, was weniger als 1 % der Summe der sonstigen Ruck-
stellungen ausmacht, haben wir erhebliche Bedenken, ob diese Abgrenzung tatsach-

lich beachtet wurde.

» Der tatsachliche Verbrauch aus einer Rickstellung kann nur in der Hohe erfolgen, die
auch tatsachlich zuriickgestellt wurde. Trotzdem wurde die Ruckstellung ,,Abfliihrung
des Bundesanteils bei Unterhaltsverpflichtungen” ein hdherer Verbrauch gebucht, als
tatsachlich fur das Jahr zurtickgestellt wurde. Im Rahmen der Periodenabgrenzung ist
es nicht moglich, dass der Mehrverbrauch aus den Rickstellungen fir Folgejahre

bedient wird.

* Im Rahmen der Grundséatze ordnungsgemalRer Buchfihrung kdnnen Eigenbelege nur
im Ausnahmefall die Basis einer Buchung sein. Ein Buchungsausdruck kann noch

weniger als Nachweis dienen, da dieser nur die erfolgte Buchung dokumentiert.

» Die inhaltliche Zusammensetzung der Rickstellungen wurde bei dem Amt Kd&mmerei
und Steuern nicht nachvollzogen und auch nicht geklart. Hierzu verweist das Amt auf

die Zustandigkeit der jeweiligen Fachamter.

4.3.11 Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistu  ngen

a) Debitorische Kreditoren

Als debitorische Kreditoren bezeichnet man Uberzahlungen auf Verbindlichkeitskonten. Das
heilRt, dass die Stadt Kassel mehr gezahlt hat, als sie zahlen musste. Diese Uberzahlung
stellt somit eine Forderung der Stadt Kassel gegentiber dem Zahlungsempfanger dar.
Entsprechend dem Saldierungsverbot des § 38 Abs. 2 GemHVO - Doppik dirfen Forderun-
gen und Verbindlichkeiten nicht verrechnet werden.

Somit sind die Uberzahlungen als sonstige Vermogensgegenstande auf der Aktivseite der

Bilanz darzustellen.
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Die debitorischen Kreditoren belaufen sich auf 168.863,86 €. Dabei ist lediglich ein gréRerer
Betrag von 119.919,25 € zu erwahnen. Hierbei handelt es sich laut Auskunft des Amtes
Kammerei und Steuern um Zinszahlungen fir einen Kassenkredit, der am 01.01.2008 fallig
ist und Zinsaufwand des Jahres 2008 darstellt. Die Zahlung erfolgte am 27.12.2007.

Die periodengerechte Abgrenzung des Zinsaufwandes 2008 wollte das Amt Kammerei und

Steuern uber einen aktiven Rechnungsabgrenzungsposten nachholen.

4.3.12 Abstimmung der Kreditorenbuchhaltung mit der Finanz-
buchhaltung

Bei der Kreditorenbuchhaltung handelt es sich um eine Nebenbuchhaltung. Hier werden Ein-
zelaufzeichnungen in Form einzelner Kreditorenkonten (Glaubigerkonten) gefihrt. Die
Kreditorenkonten werden in einem Sammelkonto in der Finanzbuchhaltung
(= Hauptbuchhaltung) zusammengefihrt. Die Summe aller Kreditorenkonten muss mit den

Bestanden der Sammelkonten tbereinstimmen.

Im Rahmen unserer Prifung haben wir festgestellt, dass die Sammelkonten fir ,Verbindlich-
keiten aus Transferleistungen” (10.469.560,13 €) und ,Verbindlichkeiten aus Lieferungen und
Leistungen” (10.304.230,49 €) nicht mit den offenen Posten der Kreditorenbuchhaltung (ins-
gesamt 15.188.308,87 €) - also den am 31.12.2007 bestehenden Verbindlichkeiten - Uber-

einstimmen.

Die Abweichungen sind laut Mitteilung des Amtes Ka&mmerei und Steuern zum einen
dadurch entstanden, dass auf die Sammelkonten nicht nur die Buchungen aus der Kredito-

renbuchhaltung aufgelaufen sind, sondern auch direkte Einzelbuchungen.
Zudem bestehe laut Mitteilung des Amtes Kammerei und Steuern folgendes Problem:

.Das Sammelkonto 489000000 wurde direkt tber die Kreditorenbuchhaltung bebucht.
Das fiuhrt dazu, dass die Verbindlichkeit in der Kreditorenbuchhaltung zwar ausge-
glichen ist, dennoch eine Differenz bei den Verbindlichkeiten [Sammelkonto
489000000 ,Andere sonstige Verbindlichkeiten* der Hauptbuchhaltung] in H6he von
4.060.342,14 € ausgewiesen wird. Dieser Sachverhalt ist mit dem Hersteller des Ver-

fahrens zu erortern ..."

Wir erwarten an dieser Stelle eine Klarung fur den Jahresabschluss 2008.
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5 Gesamtergebnisrechnung

5.1 Inhalt und Umfang der Prifung

Bei der Prufung der Vorgange der Ergebnisrechnung fur das Jahr 2007 wurde erneut deut-
lich, dass die Umstellung von der Kameralistik auf die Doppik weiterhin zu vielfaltigen Pro-
blemen gefiihrt hat und die Bewéltigung noch geraume Zeit in Anspruch nehmen wird. Auf-
bauend auf den Ergebnissen des Vorjahres haben wir wieder Prifungsschwerpunkte gebil-
det, um so die Fortschritte bei der Umsetzung nachvollziehen zu kénnen.

Bereits bei der im laufenden Haushaltsjahr vorgenommenen begleitenden Prifung von Ver-
waltungsvorgangen haben wir bei der fachspezifischen Bearbeitung, insbesondere jedoch
vermehrt bei der haushaltsmafiigen Umsetzung weiteren Beratungs- und Regelungsbedarf
festgestellt. Fehlende, auf die Doppik abgestimmte Vorgaben durch das Amt Kémmerei und
Steuern, haben die Amter Sachverhalte unterschiedlich bewerten und bearbeiten lassen. Die
Aufarbeitung, in die das Amt Kadmmerei und Steuern als zustandiges Fachamt einzubeziehen
war und tatig werden musste, war daher oft zeitaufwéndig und fir sich anschlieRende
Prifungshandlungen hinderlich. Bei der Bewertung haben wir durchaus die Gesamtsituation
berilicksichtigt, andererseits aber dort, wo aus unserer Sicht die Einhaltung der
vorgegebenen Normen unerldsslich ist, auf die Umsetzung bestanden. Um aber zu richtigen,
vor allem nachvollziehbaren Ergebnissen zu gelangen, kann u. E. darauf nicht verzichtet
werden. Mit konkreten Arbeitsanweisungen und Vorgaben zu den Sachverhalten, die im
Zusammenwirken mit den Amtern erstellt werden sollten, lieRe sich aus unserer Sicht ein

effizienteres Arbeiten erreichen.

Vielfach ist unseren Empfehlungen gefolgt worden. Wo dies nicht geschehen ist, haben wir

unsere Auffassung und die Antwort des Fachamtes abgedruckt.

Fir die Prifung der Ergebnisrechnung haben wir auf der Grundlage der GemHVO - Doppik

folgende Schwerpunkte gesetzt:

- Vergleich Jahres- mit Vorjahreszahlen
- Umsetzung des Kontenplans
- Periodengerechte Zuordnung

- Einhaltung der Budgets

§ 46 GemHVO - Doppik legt die Regeln fest, nach denen die Gesamtergebnisrechnung zu
erstellen und der Planvergleich vorzunehmen ist. Danach sind die dem Haushaltsjahr zuzu-
rechnenden Ertrage und Aufwendungen gegeniberzustellen. Sie dirfen nicht miteinander

verrechnet werden. Die Gegenuberstellung der Jahresergebnisse und der Planansatze lasst
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erkennen, ob und in welchem Umfang die Haushaltsplanung realisiert werden konnte. Sie ist

damit eine wichtige Hilfe fur die Entscheidungstrager.

Zur Ermittlung des Jahresergebnisses sind die Gesamtertrdage den Gesamtaufwendungen

gegenibergestellt worden.

Nach unseren Feststellungen wurden die Uberschiisse den Riicklagen entsprechend der

gesetzlichen Vorgaben zugefihrt.

Beim Vergleich der Teilergebnisrechnungen des Jahresergebnisses 2007 mit den aus dem
Vorjahr Glbernommenen Zahlen haben wir Abweichungen im Ubertrag festgestellt und das
Amt Kammerei und Steuern um Klarung gebeten.

Unsere Feststellungen wurden von dort bestétigt. Als Ursachen wurden Anderungen, Umbu-
chungen und Sperrungen in den Kostenstellenplanen der Fachamter genannt. Teilweise
waren den Kostenstellen in nsk zum Zeitpunkt der Erstellung der Jahresrechnung 2006 keine
Teilhaushalte zugeordnet. Dies wurde in 2009 fur die Jahresrechnung 2007 nachgeholt, was
zu den festgestellten Abweichungen gefiihrt hat.

Das Fachamt hat zugesagt, dass kuinftig bei Sperrungen von Kostenstellen keine Entfernung

von Amts- und Teilhaushalten in nsk erfolgen wird.

Nach 8 33 Abs. 4 (Muster 12) GemHVO - Doppik ist fur die Buchfihrung ein verbindlicher
Kontenplan vorgeschrieben. Aufgrund einer Ausnahmegenehmigung wurde in 2006 davon
abgewichen. In 2009 wurde, nsk-bedingt riickwirkend auch fiir das Haushaltsjahr 2007, der
verbindliche Kontenplan eingefuhrt. Durch die Anpassung der Sachkonten und Muster an die
Regelungen der GemHVO - Doppik entspricht die Gesamtergebnisrechnung 2007 nun im
Wesentlichen den rechtlichen Anforderungen. Da unsere Ergebnisse im Schlussbericht 2006
auf der bis dahin geltenden Grundlage ermittelt wurden, sind Vergleiche mit den Vorjahres-
zahlen nur bedingt mdglich. Wir haben daher weitgehend auf einen Vergleich verzichtet. Der
Arbeitsaufwand und die zu gewinnenden Erkenntnisse wéren zu ungenau und deshalb

angreifbar.

Entsprechend § 10 Abs. 2 GemHVO - Doppik sind Ertrdge und Aufwendungen in ihrer vor-
aussichtlichen Hohe in dem Haushaltsjahr zu veranschlagen, dem sie wirtschaftlich zuzu-
rechnen sind; die Einzahlungen und Auszahlungen sind nur in H6he der im Haushaltsjahr
voraussichtlich eingehenden oder zu leistenden Betrage zu veranschlagen.

Dieser Grundsatz wurde bei mehreren Amtern nicht durchgehend eingehalten. Auf die
Einhaltung der periodengerechten Zuordnung haben wir im Vorjahr bereits hingewiesen und
dem Amt Kammerei und Steuern empfohlen, eine grundsétzliche Information an die Amter
zu geben. Da wir bei unseren Belegprifungen erneut nicht periodengerechte Zuordnungen
bei Aufwendungen und Ertrdgen festgestellt haben, empfehlen wir dringend, dies

umzusetzen.
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Weitere, detaillierte Feststellungen Uber nicht periodengerechte Zuordnungen haben wir den

einzelnen Teilhaushalten zugeordnet.

5.2 Anhang und Rechenschaftsbericht

Im Schlussbericht 2006 hatten wir darauf hingewiesen, dass der nach § 50 GemHVO -
Doppik zu erstellende Anhang, in dem die wesentlichen Posten der Vermégens-, der Ergeb-
nis- und der Finanzrechnung zu erlautern sind, nicht erstellt wurde. Vom Amt K&mmerei und
Steuern wurde damals zugesagt, dass fir den Jahresabschluss 2007 beabsichtigt ist, einen
entsprechenden Anhang zu erstellen.

Wir haben festgestellt, dass Erlauterungen zu den wesentlichen Positionen der Ergebnis-
rechnung im Anhang erneut fehlen. Im Anhang und im Rechenschaftsbericht sind lediglich

die Abweichungen von den Haushaltanséatzen erlautert.
Das Amt Kdmmerei und Steuern hat dazu u. a. wie folgt Stellung genommen:

Im Zuge der Neukonzipierung des Rechenschaftsberichtes wurde nicht zuletzt vor
dem Hintergrund einer kritischen Aufgabenprifung und Mittelbewirtschaftung
zunachst der Schwerpunkt auf die Erlauterungen der Abweichungen von Ist-Ergebnis
und Plan-Ergebnis gelegt.

Es kbnnen jedoch im vorliegenden Rechenschaftsbericht 2007, z. B. mit Hilfe der
enthaltenen Plan-Ist-Vergleiche, Rickschlisse auf wesentliche Positionen der
Ergebnisrechnung gezogen werden. Diese werden an entsprechender Stelle auch
erlautert. Eine dezidierte Erlauterung zu den wesentlichen Positionen der Ergebnis-
rechnung ist derzeit aber noch nicht erfolgt, wird aber sukzessive bei kommenden

Rechenschaftsberichten (*) aufgenommen.

*(richtig: im Anhang, § 50 GemHVO-Doppik).

Im Teil Rechenschaftsbericht und Anlagen zum Jahresabschluss ist der Sachverhalt weiter-

gehend behandelt worden.
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5.3 Budgetbildung

Nach § 4 GemHVO - Doppik sind Teilhaushalte und Budgets zu bilden. Abweichend davon
wurden die aus der Kameralistik bekannten Sammelnachweise in modifizierter Form beibe-
halten und im Haushaltsplan fir 2007 als amteribergreifende Budgets definiert. Sie sind
durch die Zuordnung zu Budgetebenen zu dezernatsiibergreifenden Deckungskreisen

zusammen gefasst worden.

Budget Budgetebene

- Personalausgaben Budget Personalausgaben

- Unterhaltung von Grinanlagen Budget Unterhaltung der Griinanlagen

- Sachversicherungen und Umlagen Budget Sachversicherungen, Umlagen

- Geschaftsausgaben Budget Postgebiihren und Versandkosten
- Energie, Reinigung Gebaudewirtschaft Bauunterhaltung (BU),
- Budget Bauunterhaltung (BU) Energie, Reinigung *

»  Die auf Seite 5 benannten friiheren Sammelnachweise Budget ,Energie, Beleuchtung” und Budget ,Reinigung”
sind in der Budgetdefinition auf Seite 8 als ,Energie, Reinigung" zusammengefasst.
Das Budget ,Bauunterhaltung” ist kein ehemaliger Sammelnachweis, aber auf Budgetebene mit den Budgets
+Energie, Reinigung“ zusammengefiihrt und bildet so einen gemeinsamen ,Deckungskreis”.
AuRerdem wurden dezernatsbezogene Budgets fir Mieten und Pachten definiert, die Uber
die Budgetebene Mieten und Pachten, wie die modifizierten Sammelnachweise, zu einem

Deckungskreis zusammengefasst worden sind.

In den Budgets sind nicht nur die Aufwendungen, sondern auch Ertrage einbezogen und fur

deckungsfahig gem. 88 19 und 20 GemHVO-Doppik erklart worden.

Diese Feststellungen wurden bereits im Schlussbericht 2006 dargelegt. Wir haben noch
immer erhebliche Zweifel, ob durch die Nutzung der Mdglichkeiten von nsk zur Bildung von
Budgetebenen neben Budgets die Vorgaben der 88§ 4, 19, und 20 GemHVO - Doppik korrekt
angewendet werden. Durch die Festlegung ist es der Verwaltung bei der Ausfihrung des
Haushalts mdglich, Uber- und auRerplanmaRige Mehraufwendungen bei einzelnen Sach-
konten durch Wenigeraufwendungen oder Mehrertrdge innerhalb der Budgetebene (auch
teilhaushaltstibergreifend) aufzufangen, ohne dass es dazu einer Zustimmung der Stadtver-
ordnetenversammlung nach 8 114g HGO (Uber- und aulerplanméfige Aufwendungen)
bedarf. So sind auch in 2007 die entsprechenden Antrédge gegentber den Jahren vor Einfih-

rung der Doppik erheblich zurtickgegangen.

Im Haushaltsplan 2007 wird auf Seite 7 der Aufbau der ,Budget-Ebenen” beschrieben. Aus
der Ubersicht der Budgets (Seite 8-24) lasst sich iber die Gliederungsebene bzw. den Glie-

derungscode die Zuordnung zu den Teilhaushalten ableiten.
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Die zentral bewirtschafteten Budgets sind - anders als die Sammelnachweise in den kame-
ralen Haushalten - nicht ausdriicklich im Haushaltsplan aufgefiihrt. Sie sind lediglich im

Finanzverfahren nsk definiert.

Nicht im Haushaltsplan festgelegt und dadurch der Kontrolle nachtraglicher Veranderungen

entzogen sind dadurch:

» Die den zentral bewirtschafteten Budgets zugeordneten Sachkonten-Kostenstellen-
Kombinationen.

* Eine Auflistung der definierten Budgetebenen.

 Die Zuordnung der Budgets zu Budgetebenen und der dadurch festgelegten

gegenseitigen Deckungsfahigkeit.

Wir haben festgestellt, dass unterjahrig Veranderungen bei den Sachkontenzuordnungen
vorgenommen wurden und abweichende Zusammenstellungen zwischen den Einzelbudgets

einer Budgetebene existieren (siehe Feststellungen zu den Budgets ,Mieten und Pachten®).

Insgesamt fehlt es aus unserer Sicht an der notwendigen Transparenz und Vollstandigkeit
der Budgetdarstellungen. AulRerdem fehlen ausdriickliche Deckungsvermerke fur die Bud-
getebenen. Die zentral bewirtschafteten Einzelbudgets erfahren aber Uber die gebildeten
Budgetebenen, die - wie bereits festgestellt - nicht im Haushaltsplan, sondern lediglich im
Finanzverfahren nsk dargestellt werden, eine gegenseitige Deckungsfahigkeit. Nach den
Bestimmungen des § 20 Abs. 2 GemHVO - Doppik und den VV zum § 20 GemHVO - Doppik

bedarf dies jedoch eines ausdriicklichen Deckungsvermerkes im Haushaltsplan.

Wir empfehlen, im Sinne der Haushaltsgrundséatze (Haushaltswahrheit, Haushaltsklarheit)

eine transparentere Darstellung zu wéhlen.

Die Problematik ist auch in den Teilhaushalten bzw. in den zentral bewirtschafteten Budgets

gesondert behandelt worden.
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54 Mehr-Weniger-Begrindungen

Gemall 851 Abs.1 Satz2 GemHVO - Doppik sind die erheblichen Abweichungen der

Jahresergebnisse von den Haushaltsansétzen im Rechenschaftsbericht darzustellen.

Laut Jahresabschlussverfigung sind die wesentlichen Abweichungen bei den Haushalts-
ansatzen > 200 T€ fur Aufwendungen und Ertrage getrennt voneinander auf der Ebene der

Budgets von den Amtern zu begriinden.

Diese Vorgabe in der Betrachtungsweise halten wir unter Berticksichtigung der Struktur der
Budgetbildung in nsk und deren Auswirkungen, insbesondere wegen der gegenseitigen
Deckungsfahigkeit, fir unzureichend. Die Betrachtungsweise blendet folgende Budgets und
die Zusammenfassung der Einzelbudgets tber Budgetebenen zu Deckungskreisen aus. So

bleiben unberiicksichtigt:

- Die Buchungen auf Vorkostenbudgets

- Die Gesamtbetrachtung der zentral bewirtschafteten Mittel

Bei den im Rechenschaftsbericht abgegebenen Begrindungen ist festzustellen, dass die
Amter ihre Begriindungen nicht einheitlich nach der Vorgabe der Jahresabschlussverfiigung
in Verbindung mit den Vordrucken abgegeben haben. Aus unserer Sicht fehlen daher

wesentliche Begrindungen.

Vollig unbericksichtigt bei der Prifung bleiben die Budgets auf der Gliederungsebene
Kostenstelle, da die dort veranschlagte Ansatze und Bewegungen (Aufwands- und Ertrags-
buchungen) erst Uber die Budgetebenen, also den Amtsbudgetebenen, in die Budgetberech-
nungen einflieBen. Auf dieser Ebene sind Buchungen festzustellen, die durchaus einen

sechsstelligen Betrag erreichen und damit eine wesentliche Abweichung bewirken kénnen.

Bei den zentral bewirtschafteten Mitteln war offensichtlich auch eine Prifung auf Budget-
ebene zuldssig. Im Rechenschaftsbericht sind Begrindungen auf beiden Ebenen zu finden
(z. B. Budgetebene 7-060-001 Postgebiihren und Versandkosten und Budget 7-11002-A001

Personal- und Organisationsamt Info u. Komm.Tech.).

Die Abgabe einer Mehr-Weniger-Begriindung aufgrund der wesentlichen Abweichungen auf
Budgetebenensicht ist aus unserer Sicht fur die zentral bewirtschafteten Mittel zwingend.
Durch die gegenseitige Deckungsfahigkeit der Einzel-Budgets mit Dezernatsbezug kann
man diese nicht isoliert betrachten und bewerten. Am Beispiel des Jahresergebnisses der
Budgets und der Budgetebene Mieten und Pachten wird dies deutlich. Betrachtet man die
Einzel-Budgets liegen die Mehraufwendungen jeweils unter 200 T€, auf Budgetebene

summieren sich die Mehraufwendungen auf rd. 242 T€, die nicht begrindet wurden. Fur die
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festzustellenden wesentlichen Abweichungen in den Personalbudgets sind ebenfalls keine

Begriindungen im Rechenschaftsbericht zu finden.

Wir empfehlen, die Anforderung der Mehr-Weniger-Begriindungen, unter Bericksichtigung
der Budgetstruktur, in den folgenden Jahresabschlussverfligungen neu zu regein.
Bezlglich der Vorgaben fir die Prifung und die Vollstandigkeitskontrolle sehen wir das Amt

Kammerei und Steuern in der Pflicht, diese wahrzunehmen.

5.5 Einrichtung eines neuen Teilergebnishaushalts 8 06

Die Planansatze fir die Versorgungs- und Beihilfeaufwendungen waren im Haushaltsplan

2007 in den Teilhaushalten auf der Amterebene ausgewiesen.

Mit dem Haushaltsplan 2008 wurde neu der Teilergebnishaushalt 806 eingerichtet, in dem
u. a. die Versorgungs- und Beihilfeaufwendungen dargestellt sind. In der Ergebnisrechnung

2007 sind die Ergebnisse bereits zusammengefasst beim Teilhaushalt 806 aufgefuhrt.

Zur Einrichtung des neuen Teilergebnishaushalts 806 im Haushaltsjahr 2008 und den Aus-
wirkungen fur die Ergebnisrechnung 2007 (z. B. erhebliche Abweichungen des Rechnungs-
ergebnisses von den Planansatzen auf der Ebene der Amterteilhaushalte) enthalt der

Rechenschaftsbericht 2007 keine Erlauterung.

Wir halten eine Information tber wesentliche Veranderungen in der Struktur der Teilhaus-

halte beim Jahresabschluss fur geboten.

GemalR 8§ 4 Abs. 3 GemHVO - Doppik enthalt jeder Teilergebnishaushalt die auf ihn
entfallenden Aufwendungen und Ertréage. Wir haben dem Amt Kdmmerei und Steuern unsere
Bedenken gegen die Zusammenfassung wesentlicher Teile der Personal- und Versorgungs-
aufwendungen in einem gesonderten Teilhaushalt mit Schreiben vom 07.11.2008 mitgeteilt.

Von dort wurde mit Stellungnahme vom 02.12.2008 u. a. mitgeteilt:

,Die Geltung der Vorschrift § 4 Abs. 3 GemHVO - Doppik in Verbindung mit § 2 Abs. 1,
Ziffer 10 und 11 GemHVO - Doppik steht also im Widerspruch zu diesem Grundge-
danken und ist dem wirtschaftlichen Handeln ein Hindernis. Somit sollte diese Vorschrift
der Uberpriifung unterzogen werden. Wir werden daher eine Anfrage an das Ministerium
des Innern und fur Sport richten, damit diese Problematik neu betrachtet wird und

spatestens im Rahmen der Evaluation die Vorschriften eine Veranderung erfahren.”

Wir verweisen hierzu auf unsere Ausfiihrungen bei Tz. 3.4.6.
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6 Finanzrechnung / Investitionen

6.1 Allgemeines

Die Finanzrechnung ist ein wesentlicher Bestandteil des Jahresabschlusses (8 114s Abs. 2
Nr. 3 HGO).

Aufgabe der Finanzrechnung ist es, ein den tatsachlichen Verhaltnissen entsprechendes Bild
der Finanzlage der Kommune zu vermitteln und somit das finanzwirtschaftliche handeln der

Verwaltung abzubilden (Sicherung der Zahlungsfahigkeit der Kommune).

In der Finanzrechnung werden die im Haushaltsjahr eingegangenen Einzahlungen und die

geleisteten Auszahlungen, also die kassenmaRigen Geldbewegungen dargestellt.

Planungskomponente der Finanzrechnung ist der sogenannte Finanzhaushalt. Er dient der
Erméchtigung zur Verwendung von Finanzmitteln, insbesondere fir Investitionen und Inves-

titionsférderungsmalRnahmen.

6.2 Ordnungsmaligkeit der Finanzrechnung

Die OrdnungsmaRigkeit der Finanzrechnung kann weder geprtft noch bestétigt werden, da

die Verwaltung fur das Haushaltsjahr 2007 keine Finanzrechnung vorgelegt hat.

Hieriber hat das Dezernat fir Finanzen, Beteiligungen und Soziales die Stadtverord-

netenversammlung mit Schreiben vom 09.02.2010 informiert.
Unter anderem wird im vorgenannten Schreiben ausgefuhrt:

.Fur die Jahresabschlisse 2007 und 2008 kann leider keine schliissige Finanzrechnung
mehr geliefert werden, da eine Korrektur der Finanzkonten durch Umbuchungen einzelner
Betrage aufgrund des enormen Arbeitsaufwandes nicht durchfihrbar ist. Der Arbeitsaufwand
ist nicht zuletzt der Tatsache geschuldet, dass im Marz 2009 die Umstellung der Sachkonten

auf den verbindlichen Kontenplan des Landes Hessen vorgenommen wurde.

AbschlieBend ist jedoch festzuhalten, dass samtliche Ein- und Auszahlungen in der Finanz-
rechnung abgebildet wurden und das Gesamtergebnis der Finanzrechnung 2007 mit dem

Bestand der Bankkonten der Stadt Kassel zum 31. Dezember 2007 uUbereinstimmt.”
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6.3 Einhaltung der Haushaltsansatze des Finanzhaus-
haltes und Ubertragung von Haushaltsermé&ch-
tigungen

Die Prufung der Einhaltung des Haushaltsplanes (8 128 HGO und § 47 Abs. 1 GemHVO -
Doppik) und die Ubertragung von Haushaltserméchtigungen - insbesondere fiir Investitionen
und InvestitionsférderungsmalRnahmen - konnte mangels Vorlage einer ordnungsgemaéalien

Finanzrechnung (vgl. Tz. 6.2) ebenfalls nicht erfolgen.

6.4 Verpflichtungserméachtigungen

Verpflichtungsermachtigungen stellen auch im doppischen Haushaltsrecht die Méglichkeit
dar, im laufenden Jahr bereits Auftrdge zu erteilen bzw. Vertrdge abzuschlie3en, die erst in
Folgejahren zu Auszahlungen fuhren und damit kassenwirksam werden.

Laut aufsichtsbehdordlicher Genehmigung waren Verpflichtungserméachtigungen in Héhe von
26.750.860,00 € genehmigt.

In der Finanzrechnung wirken sich die 26.750.860,00 € erst in den Haushaltsjahren der tat-
sachlichen Verausgabung aus.

Die tatsachliche Inanspruchnahme der Verpflichtungserméachtigungen fur Auftragsvergaben
und Vertragsabschlisse konnte im Berichtsjahr EDV-technisch nicht aus nsk generiert

werden.

6.5 Verwendungsnachweise fir Investitionsmal3-
nahmen

Fur investive MalRinahmen, die mit stadtischen Zuschiissen, Landes-, Bundes- und / oder
EU-Mitteln finanziert wurden, haben wir die Verwendungsnachweise sowohl der Stadt Kassel

als auch Dritter (z. B. Trager von Kindertagesstatten) zu prufen.

Im Berichtsjahr 2007 wurden insgesamt 23 Verwendungsnhachweise mit einem Gesamt-
volumen von 15.827.294,03 € geprift. In allen Fallen konnte, teilweise nach Korrekturen, ein

Priftestat erteilt werden.
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7 Rechenschaftsbericht und Anlagen zum Jahresab-
schluss

7.1 Rechtliche Anforderungen

Der Jahresabschluss auf Basis der doppelten Buchfihrung ist gem. § 114s Abs. 3 HGO
durch einen ,Rechenschaftsbericht” zu erlautern. Dartber hinaus sind dem Jahresabschluss
ein ,Anhang“ sowie eine Ubersicht (iber die in das folgende Jahr zu tbertragenden Haus-

haltserméachtigungen als Anlagen beizufiigen (8 114s Abs. 3 HGO).

8 51 GemHVO - Doppik regelt in Verbindung mit den dazu ergangenen Verwaltungs-
vorschriften eindeutig den Inhalt des Rechenschaftsberichtes. Danach sind der Verlauf der
Haushaltswirtschaft, insbesondere die Verwaltungs-, Investitions- und Finanzierungstatigkeit
und die Lage der Gemeinde unter dem Gesichtspunkt der Sicherung der stetigen Erfullung
der Aufgaben so darzustellen, dass ein den tatsachlichen Verhaltnissen entsprechendes Bild
vermittelt wird. Wichtige Ergebnisse des Jahresabschlusses und erhebliche Abweichungen
der Jahresergebnisse von den Haushaltsanséatzen sind zu erldautern. Darlber hinaus ist eine
Bewertung der Abschlussrechnungen vorzunehmen. Wesentliches Ziel des Rechenschafts-
berichtes ist es, die derzeitige und zukiinftige Ziel- und Produktorientierung der Gemeinde

analysierend darzustellen.

Fir die Gestaltung des Rechenschaftsberichtes, seinen Aufbau und Umfang sind keine
besonderen Formvorschriften vorgesehen, allerdings soll die Darstellungsform in den folgen-
den Haushaltsjahren beibehalten werden, damit der Vergleich mit dem jeweiligen Vorjahr

erleichtert wird (Nr. 3 der Verwaltungsvorschriften zu § 51 GemHVO - Doppik).

Im Anhang sind u.a. die wesentlichen Positionen der Vermdgensrechnung, der
Ergebnisrechnung und der Finanzrechnung, sowie deren wesentlichen Abweichungen im
Jahresvergleich entsprechend 8 50 GemHVO - Doppik und den dazu ergdnzenden

Verwaltungsvorschriften zu erlautern.

Neben den vorstehend aufgefiihrten Anforderungen enthalt die GemHVO - Doppik an

verschiedensten Stellen weitere Regelungen zum Anhang.
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7.2 Prifungsfeststellungen

Wie schon im Schlussbericht 2006 wurden wesentliche Positionen der Ergebnisrechnung im
Anhang nicht erlautert. Im Rechenschaftsbericht sind auch nur die Abweichungen in den
Haushaltsansétzen zur Ergebnisrechnung enthalten.
Im Rahmen der vorlaufigen Feststellungsliste vom 25.05.2010 wurde diese Problematik dem
Amt Kammerei und Steuern zur Klarung tberlassen.

Antwort des Fachamtes:

.Der Rechenschaftsbericht zum Jahresabschluss des Haushaltsjahres 2007 wurde im
Vergleich zu den vorherigen Rechenschaftsberichten erheblich umgestellt bzw. aus-
geweitet. Entsprechend § 51 der GemHVO - Doppik sind die wichtigen Ergebnisse des
Jahresabschlusses und erhebliche Abweichungen der Jahresergebnisse von den
Haushaltsansatzen zu erlautern.

Im Zuge der Neukonzipierung des Rechenschaftsberichtes wurde nicht zuletzt vor dem
Hintergrund einer kritischen Aufgabeniberprifung und Mittelbewirtschaftung zunachst
der Schwerpunkt auf die Erlauterungen der Abweichungen von Ist-Ergebnis und Plan-
Ergebnis gelegt.

Es konnen jedoch im vorliegenden Rechenschaftsbericht 2007, z. B. mit Hilfe der ent-
haltenen Plan-Ist-Vergleiche, Rickschliisse auf wesentliche Positionen der Ergebnis-
rechnung gezogen werden. Diese werden an entsprechender Stelle auch erlautert.
Eine dezidierte Erlauterung zu den wesentlichen Positionen der Ergebnisrechnung ist
zurzeit nicht erfolgt, wird aber sukzessive bei kommenden Rechenschaftsberichten

aufgenommen.”

Wir erwarten, dass Anhang und Rechenschaftsbericht kiinftig dem gesetzlichen Rahmen
entsprechend erlautert werden. Erlauterungen zu wesentlichen Positionen der Ergebnis-
rechnung sind im Anhang und nicht im Rechenschaftsbericht darzustellen (vgl. § 50 Abs. 1
GemHVO - Doppik).

Erlauterungen zu den wesentlichen Positionen der Finanzrechnung wurden nicht vorgelegt,
da eine Finanzrechnung fir das Haushaltsjahr 2007 nicht erstellt werden konnte (s. hierzu

Ausfuhrung in Tz. 6).
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Anzumerken ist, dass der Anhang und der Rechenschaftsbericht nicht nur der internen
Information von stadtischen Amtern dienen, sondern zur weitergehenden internen und auch
externen Aufklarung und Transparenz beitragen sollen. Adressaten sind u.a. auch

Stadtverordnetenversammlung, Magistrat sowie interessierte Burgerinnen und Biirger.
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8 Zentral bewirtschaftete Budgets

8.1 Grundsatzliches

Ausfiihrungen zu den grundsétzlichen Feststellungen wurden bereits im allgemeinen Teil der

Gesamtergebnisrechnung behandelt. Insofern wird hierauf verwiesen.

Es wird empfohlen, die Definition der Budgetebenen der zentral bewirtschafteten Budgets,
deren Zusammensetzung (SK und KST) und die damit begrindete Deckungsfahigkeit im

Haushaltsplan darzustellen.



8.2 Personalaufwendungen

8.2.1 Grundsatzliches

Fur die Bewirtschaftung der Personalausgaben wurde in Anlehnung an den friheren
Sammelnachweis 1 ein zentral bewirtschaftetes Budget gebildet (Seite 5 Haushaltsplan
2007).

Es ergaben sich u. a. folgende grundsétzliche Feststellungen

» die Planansatze und die Ergebnisse des Budgets Personalausgaben sind weder im
Haushaltsplan noch in der Gesamtergebnisrechnung ausgewiesen. Dem Haushaltsplan
ist deshalb nicht zu enthehmen, welche Aufwendungen diesem Budget zugeordnet sind.
Dies ist ausschlieBlich aus nsk auswertbar. Das fir die Bewirtschaftung des Budgets
zusténdige Amt ist nicht im Haushaltsplan angegeben.

« In der Gesamtergebnisrechnung 2007 sind die Personal- und Versorgungsauf-
wendungen entsprechend dem Muster 14 GemHVO - Doppik unter den Positionen 11
und 12 enthalten. Diese Positionen enthalten auch weitere Aufwendungen (z. B. flr
Personaleinstellungen, Betriebsarzt und Belegschaftsveranstaltungen), die dem Budget
Personalausgaben nicht zugeordnet sind.

« Das Budget Personalausgaben enthalt Sachkonten fur Aufwendungen (z. B. Aufwands-
entschadigungen fir ehrenamtlich Tatige, Zinsen), die den in der Ergebnisrechnung bei
den Positionen 11 und 12 ausgewiesenen Personal- und Versorgungsaufwendungen
nicht zugeordnet sind.

* Von den Personalriickstellungen ist im Budget Personalausgaben ausschlief3lich die
Zufiihrung zu Pensionsriickstellungen enthalten, nicht enthalten sind z. B. die Zufiih-

rungen zu Ruckstellungen fur Beihilfen.

Das Amt Kdmmerei und Steuern hat hierzu mitgeteilt, es handele ,sich um Feststellungen,

die aus unserer Sicht nicht erklarungsbedurftig sind".

Da die Ergebnisrechnung 2006 noch nicht nach dem verbindlichen Muster der GemHVO -
Doppik aufgestellt war und sich im Zusammenhang mit der Sachkontenumstellung im Jahr
2009 Anderungen bei der Zuordnung von Aufwendungen ergeben haben, ist der Vergleich

der Planansatze mit dem Ergebnis nur aus nsk auswertbar.

Die Gegenuberstellung von Planansatzen und Rechnungsergebnissen des Budgets Perso-
nalausgaben bzw. der in der Gesamtergebnisrechnung zu den Positionen 11 und 12 ausge-

wiesenen Zahlen ergab einen Unterschied der jeweiligen Ansatziberschreitungen in Hohe
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von rd. 10 Mio. €. Das Amt Kammerei und Steuern hat zu dieser Feststellung zutreffend dar-
gelegt, dass die Uberschreitungen in beiden Darstellungen im Wesentlichen aus den Zufiih-
rungen zu Riuckstellungen resultieren, fir die im Jahr 2007 noch keine Anséatze geplant
waren. Eine Begriindung fur die nur teilweise Einbeziehung der Zufiihrungen zu Ruckstel-

lungen in das Budget Personalausgaben wurde nicht gegeben.

Im Rechenschaftsbericht 2007 wurden die Ansatziiberschreitungen bei den Personal- und
Versorgungsaufwendungen unter Ziffer 4.1 (Plan-Ist-Vergleich; Seite 8, Haushaltsver-

schlechterungen) erlautert.

Bezogen auf Organisationseinheiten wurden die erheblichen Abweichungen nicht erlautert.

Das Amt Kdmmerei und Steuern hat hierzu mitgeteilt:

.Die erheblichen Abweichungen zum Budget ,Personalaufwendungen” wurden von - 11 -
sachkontobezogen begriindet. Die Vorgabe der Jahresabschlussverfiigung, die Mehr-/
Weniger-Begrindungen fir die Gesamtsumme eines Budgets abzugeben, ist fiir uns

bezogen auf das Budget ,Personalaufwendungen” erfullt.

Da das Budget Personalausgaben im Haushaltsplan und in der Gesamtergebnisrechnung
nicht dargestellt ist, halten wir die Aufnahme der begriindeten Abweichungen bei den Perso-
nal- und Versorgungsaufwendungen bezogen auf Sachkonten zur besseren Information im

Jahresabschluss fur angezeigt.

8.2.2 Inhalt und Umfang der Prifung

Stichprobenweise geprift wurde u. a. die Zahlung von Mehrarbeitsvergitung an Beamtinnen
und Beamte und von Uberstundenpauschalen an Beschaftigte sowie von sonstigen Perso-
nalnebenausgaben. Fir die Erstattung durch Dritte wurden durch die Personalverwaltung
erstellte Personalkostenberechnungen unterschiedlichen Umfangs geprift. Sie betrafen
Uberwiegend Verwendungsnachweise fur das Jugendamt, das Schulverwaltungsamt und das
Kulturamt einschlief3lich Musikakademie.

Es ergaben sich keine nennenswerten Feststellungen.
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8.2.3 Einzelfeststellungen

Zahlung von Leistungspramien an stadtische Beschéft igte in der AFK
An funf stadtische Beschaftigte der Arbeitsférderung Kassel-Stadt GmbH (AFK) wurden fir

das Jahr 2007 Leistungspramien in Anwendung der flr die Beschaftigten der Bundesagentur
fur Arbeit (BA) geltenden Vorschriften zur Leistungspramienzahlung in Hohe von jeweils
1.005,16 € gewahrt. Die Beschéftigten wurden auskunftsgemaf durch die AFK ausgewahilt;
die Kriterien fur diese Auswahl wurden uns nicht genannt. Ein Beschaftigter war zum Zeit-
punkt der Zahlung erst seit neun Monaten im stadtischen Dienst beschéftigt. Im Dezember
2008 wurden an vier dieser Beschaftigten weitere Leistungspramien in Hohe von jeweils
502,58 € gezahlt. Der Gesamtbetrag der Leistungspramien wurde der Stadt durch die Bun-
desagentur fur Arbeit erstattet.

Far in der AFK eingesetzte stadtische Beschéftigte gelten die Rechte und Pflichten aus dem
Arbeitsverhdaltnis mit der Stadt Kassel unverandert fort. Es gilt damit der TV6D, der aus-
schlielich in § 18 Regelungen zur Zahlung von Leistungspramien vorsieht. Leistungs-
pramien kdnnen danach nur gezahlt werden, wenn zu diesem Zweck eine Betriebsverein-
barung abgeschlossen ist; eine solche Vereinbarung besteht bei der Stadt Kassel bisher
nicht.

Bei den erfolgten Zahlungen handelte es sich um aufertarifliche Leistungen, auf die kein
Rechtsanspruch bestand. Im Zusammenhang mit der Beschlussvorlage an den Magistrat
hatten wir dem Fachamt mit Schreiben vom 13.12.2007 unsere erheblichen Bedenken gegen

die Zahlungen mitgeteilt.

Zahlung der Versorgungsbeziige

Ausgehend von der Prifung der Leistungserbringung der Beamtenversorgungskasse (BVK)
im Zusammenhang mit der Berechnung und Auszahlung der Versorgungsbeziige priiften wir

die Kontengruppe ,Aufwendungen fir Altersversorgung®.

Wir haben festgestellt, dass bei Erstattungen von Versorgungsleistungen durch Dritte
Ertrage unzulassig mit Aufwendungen verrechnet wurden und haben dies dem Fachamt mit
Schreiben vom 26.05.2008 mitgeteilt. Nachdem bei unserer laufenden Prifung festzustellen
war, dass Erstattungen auch in den Jahren 2008 und 2009 als Gutschriften auf dem Auf-
wandskonto gebucht wurden, haben wir die Feststellung mit Schreiben vom 27.01.2010
erneut an das Personal- und Organisationsamt gerichtet. Von dort wurde uns mit E-Mail vom

02.06.2010 mitgeteilt, dass die Erstattungen nun auf Ertragskonten umgebucht wurden.
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Saumniszuschlage fiir Nachversicherungsbeitrage

Bei der Prufung der Versorgungsleistungen haben wir festgestellt, dass in dem geprtften
Zeitraum (2006 bis Juli 2008) wegen verspdateter Zahlung von Nachversicherungsbeitragen
von der Deutschen Rentenversicherung (DRV)  Saumniszuschlage  gemaf
§ 24 Abs. 1 SGB IV in Hohe von 3.722,00 € erhoben wurden.

Gemal § 184 SGB VI sind Nachversicherungsbeitrage grundsétzlich mit Eintritt der Nach-
versicherungsvoraussetzungen zu zahlen, soweit die Beitragszahlung nicht aufgeschoben
wurde. Die hierfur erforderliche Aufschubbescheinigung war in den gepriften Fallen durch
das Personal- und Organisationsamt nicht erteilt worden.

In zwei Fallen hatte sich durch die Sdumniszuschlage die Zahlungsverpflichtung fir die Stadt
verdoppelt. Eine bei unserer Prifung festgestellte Doppelzahlung wurde berichtigt. In zwei
Fallen wurden auch die Saumniszuschlage erst mit mehrmonatiger Verspatung zur Zahlung
angewiesen.

Die Sdumniszuschlage wurden vom Fachamt - u. E. unzutreffend - als Versorgungsaufwand
gebucht. Das Personal- und Organisationsamt hatte in seiner Stellungnahme vom
16.07.2008 mitgeteilt, dass Saumniszuschlage zukinftig beim Sachkonto ,Zinsen und &hn-
liche Aufwendungen® gebucht werden.

Unsere stichprobenweise Prifung im Jahr 2010 ergab, dass - fiir die in die Prifung einbe-
zogenen Nachversicherungsfalle - weitere Saumniszuschlage in H6he von rund 12 T€ zu
zahlen waren; in zwei Fallen wurden die SGumniszuschlage erneut als Versorgungsaufwand

gebucht.
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8.3 Unterhaltung von Griinanlagen

Das Budget dient der zentralen Bewirtschaftung der Aufwendungen fir die Unterhaltung der
Griinanlagen und der Ortsbeiratsmittel Griinanlagen durch das Umwelt- und Gartenamt. Das

Gesamtbudget belief sich in 2007 auf 1.539 T€ und setzte sich wie folgt zusammen:

Ansatz Grinpflege 1.232.350,00
HAR Grinpflege 67.788,10
Ansatz OBR 99.000,00
HAR OBR 139.950,39
Gesamt 1.539.088,49

Das Budget fur das Jahr 2007 belief sich auf rd. 1.539 T€, davon rd. 208 T€ Haushaltsaus-
gabereste (HAR) des Vorjahres. In Anspruch genommen wurden rd. 1.263 T€, was eine
Wenigerausgabe von 277 T€ bedeutet. Gegenilber dem Vorjahr, das mit rd. 1.122 T€ ab-
schloss, ergab sich eine Steigerung der Aufwendungen um rd. 141 T€ oder 12,5 %.

Es wurden neue HAR in Hohe von rd. 257 T€, davon rd. 175 T€ OBR-Mittel, fur 2008 bean-
tragt und gebildet. Dabei wurde ein geringwertig héherer Betrag (800 €) zugunsten des SK
der OBR-Mittel beantragt.

SK Bezeichnung Budget Aufwand verfigbar neue HAR

616510000 Ortsbheiratsmittel Grinanlagen 238.950,39 64.946,72 174.003,67 174.803,67

Die Erklarung hierfir liegt in einer Jahresabschlussbuchung in Héhe von 800 € fiir einen
sogenannten Fall 2 (,Auftrag erteilt, Leistung erbracht, Rechnung liegt noch nicht vor“), die
im Rahmen der Beantragung von HAR vom Amt Kammerei und Steuern vorgenommen
worden war. Diese Buchung hatte bei der Bildung der HAR beriicksichtigt werden mussen.
Der hohere Ausgaberest war hier durch nicht beanspruchte Mittel der Unterhaltung der

Grinanlagen gedeckt.

Fur die wiederkehrenden Griunpflegemalinahmen bestehen Mehrjahresvertrdge mit drei
Unternehmen fur jeweils einen Pflegebezirk. Mit den drei Rahmenvertragsfirmen wurden
Leistungen in Hohe von rd. 855 T€ abgerechnet, was 71 % der Gesamtausgaben ausmacht.
Die Rahmenvertrdge haben eine Laufzeit von 4 Jahren. Diese Laufzeit halten wir hier aus
Grinden des Vergaberechts und der Korruptionspravention jedoch fir zu lang. Mit dem
Umwelt und Gartenamt wurde eine Reduzierung auf maximal 3 Jahre abgestimmt. Die be-

stehenden Rahmenvertrage laufen in 2014 aus.
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Verteilung der Aufwendungen nach Be-
reichen. Grinpflege
Bereich Betrag in € | Prozent o Sonsiae
Griinanlage 588.072|  49,10% ST ol
StraRenbegleitgrin | 387.199|  32,33% )
Schulen 149.176 | 12,45% . SISO
Kitas 57.763|  4,82% R
Ubrige 15.570 1,30% nnnnnny
Gesamtergebnis* 1.197.780| 100,00% Lannnnnd
StraRenbegleitgriin <:<:<:<:<’
*Die Dispositionsmittel der Ortsbeirdte sind in den 52%
Aufwendungen der Griinanlagen nicht enthalten.

Sportanlagen treten hier nicht in Erscheinung, weil die Grinpflege durch Personal des Sport-

amtes erfolgt und sich daher in Form von Personalkosten dort niederschlagt.

8.3.1 Einzelfeststellungen Unterhaltung von Griinanl  agen

Uber das Finanzsystem nsk wurden die einzelnen Buchungen der relevanten Sachkonten
des Budgets ,Unterhaltung von Grinanlagen” selektiert. Durch weitere Filter und Auswahl-
kriterien wurden Buchungsvorgange, die einer naheren Uberprifung bedurften, ausgewahit
und im Original bei der Stadtkasse gepruft.

Dabei wurde festgestellt, dass einige Buchungen, die als Aufwand des Jahres 2007 gebucht
wurden, aufgrund der Beschreibung darauf schlie3en lassen, dass hier neue Anlageguter im
Volumen von rd. 21 T€ beschafft wurden. Eine Stellungnahme des Umwelt- und Garten-
amtes hierzu lag uns bis zum Redaktionsschluss nicht vor. Dies wurde mit der seit langerem
andauernden und anhaltenden Unterbesetzung - bedingt durch den Aufgabenzuwachs im
Zuge der Einfihrung der Doppik, der unzureichend kompensiert wurde und zusatzlich
krankheitsbedingten Personalausfall - begriindet.

Im Interesse einer ordnungsgemafen und zeithahen Aufgabenerledigung aller, empfehlen

wir der Verwaltung, eine bedarfsgerechte Ressourcenausstattung herzustellen.
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8.3.2 Einzelfeststellungen zu den OBR-Mitteln

Auffallig sind die relativ hohen HAR bei den OBR-Mitteln. Dass dies kein Ausnahmefall ist
zeigt die Betrachtung der OBR-Mittel von 2006 bis 2009.

300.000,00+

250.000,00

200.000,00+

150.000,00+
m HAR

O Ansatz

100.000,00+

50.000,00

0,00+

2006 2007 2008 2009

m HAR 113.920,25 139.950,39 174.803,67 190.970,77
o Ansatz | 107.800,00 99.000,00 106.340,00 101.010,00

Mittlerweile Ubersteigen die HAR den eigentlichen Ansatz um nahezu den doppelten Betrag.
Unter Berlcksichtigung der Bestimmung des § 21 GemHVO - Doppik, wonach die Mdglich-
keit der Mittelubertragung von Ansatzen fir Aufwendungen langstens bis zum Ende des
zweiten auf die Veranschlagung folgenden Jahres maoglich ist, sollte ein Abbau der HAR
durch zeitnahe Umsetzung von MalRnahmen der OBR angestrebt werden.



8.4 Sachversicherungen, Umlagen

Im Rahmen einer Prifung der Umlagequoten fir die Verrechnungsstelle Autokasko im
September 2007 haben wir u. a. festgestellt, dass die Kasko-Umlagen fiir ein bestimmtes
Haushaltsjahr als jeweiliger Aufwand des Folgejahres gebucht wurden.

Entsprechend 8§40 Ziff. 4 GemHVO - Doppik sind Aufwendungen und Ertrdge des
Haushaltsjahres unabhéngig von den Zeitpunkten der entsprechenden Zahlungen im Jahres-
abschluss zu bericksichtigen. Mit dieser Vorschrift soll dem Prinzip der wirtschaftlichen
Verursachung Rechnung getragen werden.

Fur den Fall, dass auf Grund zeitlicher Ablaufe eine Buchung im Jahresabschluss ausge-
schlossen werden muss bzw. auf die Bildung einer Ruckstellung nach § 39 Abs. 1 letzter
Satz, GemHVO - Doppik verzichtet wurde oder dieselbe nicht in Frage kommt, ist eine
Buchung der Betrage als periodenfremder Aufwand/Ertrag vorzusehen.

Wir haben dem Rechtsamt daraufhin mitgeteilt, dass die Bildung von Rickstellungen
deswegen auszuschlieBen ist, weil diese ausschlie3lich fir ungewisse Verbindlichkeiten
bzw. ungewisse Aufwendungen zu bilden sind. Im vorliegenden Fall ist allerdings jeweils
offen, ob es sich um einen kinftigen Aufwand oder um einen kinftigen Ertrag handeln wird,
sodass auch das fur die Bildung von Riickstellungen erforderliche Konkretisierungserforder-
nis nicht erfallt ist.

Mit gleichem Schreiben haben wir aus den genannten Griinden darum gebeten, kiinftig die
Buchung der Kasko-Umlagen im Wege des periodenfremden Aufwandes bzw. -Ertrages vor-

zunehmen.

Das Rechtsamt hat in seiner Stellungnahme u. a. dazu ausgefinhrt:

Entsprechend der Schadensverlaufe ist vom Mitglied entweder eine Zahlung an die
Gemeinschaft zu erbringen oder es besteht ein Anspruch auf eine Ausgleichszahlung.
Der jeweilige Aufwand oder Ertrag wird in dem Jahr der Rechnungsstellung durch den
Schadensausgleich vom Mitglied bezahlt.

Ob fur das Abrechnungsjahr von einem Aufwand oder einem Ertrag auszugehen ist,
kann nicht prognostiziert werden. Insofern kénnen fir den Bereich der Umlagen keine
kalkulatorischen Rickstellungen gebildet werden.

Auch kommt nach Rucksprache mit - 20 - die Buchung als periodenfremder Ertrag
nicht in Betracht, da wie vorstehend ausgefiihrt, keine Ansatze gebildet werden
kénnen und hier das Kriterium flr einmalige und aufRerordentliche Buchungen nicht
erfullt wird.
Da wir uns diesen Ausfilhrungen nicht anschlieBen konnten, haben wir dem Fachamt gegen-
Uber erneut mit eingehender Begrindung dargelegt, dass auf Grund der von dort gelbten
Praxis das Prinzip der wirtschaftlichen Verursachung nicht beachtet wurde bzw. wird.
Darauf hin wurde mit den beteiligten Amtern vereinbart, kiinftig entsprechend den von hier

abgegebenen Empfehlungen zu verfahren.
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8.5 Bauunterhaltung, Energie, Reinigung

Mit der Einfuhrung der Doppik in 2006 wurden im neu geschaffenen Deckungskreis
~.Gebaudewirtschaft, Bauunterhaltung, Energie, Reinigung” wesentliche gebaudewirtschaft-
liche Aufwendungen und Ertrdge in einer Budgetebene zusammengefasst und fir gegen-
seitig deckungsfahig erklart. Die Bewirtschaftung der Mittel obliegt der Gebaudewirtschatft.
Die Zusammenfassung ermoglicht eine flexible Budgetbewirtschaftung mit entsprechend
hoher Budgetverantwortung und einem Gesamtvolumen auf der Aufwandsseite von
rd. 17,6 Mio. €, wovon rd. 16 Mio. € ausgegeben wurden

Im Ergebnis sind Wenigeraufwendungen in Hohe von rd. 1,6 Mio. € realisiert. Haushaltsaus-
gabereste (HAR) zur Ubertragung fiir das Jahr 2007 wurden nicht beantragt.

Zur Beurteilung der Kostenentwicklung bezogen auf die unterschiedlichen Kostenarten ist
aus unserer Sicht eine differenzierte Betrachtung und Beurteilung notwendig. Daher werden

die Kostenarten nachfolgend getrennt betrachtet.

8.5.1 Einzelfeststellungen zur Bauunterhaltung (BU)

Der ehemalige Deckungskreis GD001 Gebaudeunterhaltung wurde bereits im Zuge der
Doppikeinfihrung in 2006 im TeilHH der Gebaudewirtschaft auf der Kostenstelle 616110000
.Gebaudeunterhaltung — 65 -“ zentralisiert und in den Deckungskreis Energie, Reinigung und

BU integriert.

Mittelveranschlaqung / fortgeschriebener Ansatz

Die Aufwendungen werden seit der Einfihrung der Doppik in 2006 nur noch einer Kosten-
stelle (KST) ,Bauunterhaltung“ und einem Sachkonto (SK) ,Gebaudeunterhaltung - 65 -,
zugeordnet. Dadurch werden die Aufwendungen nur noch im Teilergebnisplan der Gebaude-

wirtschaft in einer Gesamtsumme dargestellt.

Der Haushaltsplan sah fir den ehemaligen Deckungskreis Aufwendungen in Hohe von
rd. 5.932 T€ vor und HAR in Hohe von rd. 265 T€ vor. Im Zuge der Haushaltsgesprache fir
das Jahr 2007 wurde ein Konsolidierungsbeitrag in Hohe von 250 T€ abgesetzt.

Die Einfuhrung der Doppik und die damit verbundene strengere Auslegung der aktivierungs-
fahigen MalRnahmen flihrte zu einer Verlagerung von Mitteln des Sanierungsprogramms des
ehemalige Vermdégenshaushalts im Rahmen der Bildung und Ubertragung von HAR, wie
auch schon im Jahre 2006, zu Gunsten der BU. Die im Sanierungsprogramm veranschlagten
Baumaflinahmen fir einzelne Gewerke wie z. B. Dacherneuerungen, Heizkesselaustausche

0. 4., ohne weitere wertsteigernde MaRRhahmen im Verbund, mussten in den in den Ergeb-
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nishaushalt verlagert werden, da eine Fortsetzung im Finanzhaushalt inkl. der dort not-
wendigen Aktivierung der Vermégenswerte nicht zuldssig gewesen wéare. So fuhrten HAR
aus dem Finanzhaushalt des Jahres 2006 in Hohe von rd. 622 T€ zu einer Erhéhung der
Mittel des Ergebnishaushalts 2007.

Der fortgeschriebene Ansatz der BU, unter Beriicksichtigung eines UPL in Hohe von 12 T€,
belief sich auf rd. 6.831 T€.

Diese Mittelverschiebung entbehrt aus unserer Sicht einer haushaltsrechtlichen Grundlage.
Im direkten Zusammenhang mit der Umstellung des kameralen Haushalts- und Rechnungs-
wesens auf die Doppik - was eine Ausnahmesituation darstellt - wurde die Mittelverschieb-

ung umstellungsbedingt letztmalig fur das Jahr 2007 akzeptiert.

Haushaltsausfiihrung

Die Prufung der Aufwendungen der BU ergab eine Reihe von korrekturbedurftigen Buchung-
en wegen des VerstolRes der periodengerechten Zuordnung der Aufwendungen. Unsere

diesbezuglichen Feststellungen wurden von - 65 - in Abstimmung mit - 20 - korrigiert.

Die stichprobenhafte Prufung der Aufwendungen der BU ergab, dass eine Reihe von
Anschaffungen geringwertiger Wirtschaftsguter aus der BU erfolgte. Diese Verfahrensweise
ist nicht neu und wurde damit begriindet, dass die Alternative zur Beschaffung eines GWG's
(z. B. eine Leiter oder ein Schlagbohrer), das dem Hausmeister zur Verfiigung gestellt wird,
um eine Reparatur selbst vornehmen zu kénnen, die Beauftragung eines Handwerks-
betriebes bedeutet hatte, was korrekterweise als Aufwendung der BU zu buchen wére.

Hier muss jedoch aus haushaltsrechtlichen Griinden eine Trennung vorgenommen werden,
was auch eine geanderte Mittelveranschlagung erforderlich macht. Darauf wurde die
Gebaudewirtschaft hingewiesen - die zuklinftige Beachtung wurde zugesagt. Wegen Gering-

fugigkeit wurde von einer Umbuchung abgesehen.

Haushaltsabschluss

Die zunachst beantragten Haushaltsausgabereste (HAR) in Hohe von rd. 374,5 T€ fur den
Bereich der BU, zur Zahlung bereits begonnener und/oder geplanter Instandhaltungsmali-
nahmen fir 2007, wurden auf unseren Einwand hin in Riuckstellungen fir unterlassene
Instandhaltung im Rahmen des Jahresabschlusses umgewandelt. Damit waren die Mittel der
BU im Prinzip zu 100 % als Aufwand des Jahres 2007 gebucht.

Laut der (Budget-)Statistik des Jahres 2007 wurden im Haushaltsvollzug Aufwendungen in
Hohe von rd. 6.691 T€ gebucht. Es verblieben exakt 140 T€ nicht verausgabte Mittel.

Diese nicht verausgabten Mittel stellen jedoch keinesfalls nicht verbrauchte Mittel der BU
dar, sondern resultieren aus der im Zuge der Jahresabschlussbuchungen Anfang 2008 fir
das Jahr 2007 aufgel6sten Rickstellung fur unterlassene Instandhaltungsaufwendungen aus

dem Jahr 2006. Diese Rickstellung hatte man im Grunde versaumt im Laufe des Jahres
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2007 durch entsprechende Auszahlungsbuchungen in Anspruch zu nehmen. Die Auflésung
dieser Ruckstellung hatte durch die Buchung eines aul3erordentlichen Ertrages (siehe Ziffer
8. und 13. der VV zu §9 GemHVO - Doppik) erfolgen missen. Das Amt Kammerei und

Steuern hat zugesagt, dies zu korrigieren.

Auswertungs- und Steuerungsmaoglichkeiten

Unter der sehr komprimierten Darstellung der BU leiden sowohl die Transparenz als auch die
Auswertungs- und damit die Steuerungsmaéglichkeiten. Zwar lassen sich seit 2007, durch die
Hinterlegung der Gebaudekennziffer bei den Buchungen, die Gesamtaufwendungen je
Gebaude in nsk auswerten, die einzelnen Buchungen lassen sich jedoch nicht Uber nsk
auflisten. Nur durch eine parallel gefiihrte Buchflhrung ist es z. Zt. der Gebaudewirtschaft
mdglich, derartige Auswertungen zu erstellen. Im Hinblick auf das Leistungspotential der
doppischen Buchfiihrung, der Kosten des Verfahrens und der Tatsache, dass die Gebaude-
nummer bei der Buchung bereits erfasst wird, empfehlen wir eine Auswertmdéglichkeit in nsk
zu schaffen. So lieBen sich Schwachstellen wie z.B. Schadenshaufungen an bzw. in
einzelnen Gebauden ermitteln und es kdnnten entsprechende (Gegen-)Malinahmen ergriffen

werden.

8.5.2 Einzelfeststellungen zum Budget Energie,
Reinigung

Die auf der Seite 5 des Haushaltsplanes einzeln aufgefiihrten modifizierten Sammelnach-
weise Budget Energie, Beleuchtung und Budget Reinigung wurden nicht als eigenstandige
Budgets eingerichtet, sondern bereits auf der Ebene der Budgets vereint. Auf Seite 8 des
Haushaltsplanes sind die Budgets Energie, Reinigung mit Dezernatsbezug definiert.

Der modifizierte Sammelnachweis dient der zentralen Bewirtschaftung der Mittel fir die Ver-

sorgung mit Energie und Wasser und die Gebaudereinigung durch die Gebaudewirtschaft.

Energie
Die Mittel fur die Energieversorgung (Wéarme, Strom und Wasser) der rd. 260 stadtischen

und angemieteten Gebaude und Raume waren auf dem Sachkonto ,Energie gesamt® im
Berichtsjahr mit 6.280 T€ veranschlagt.

Beschréankt man die Auswertung auf die reinen Energiekosten, so stehen Aufwendungen in
Hoéhe von rd. 5.237 T€ einem fortgeschriebenen Ansatz in Hohe von rd. 6.280 T€ gegeniiber.
Es wurden somit rein rechnerisch Wenigeraufwendungen in Hohe von rd. 1.008 T€ realisiert.
Gegeniuber dem Vorjahr, das mit rd. 5.115 T€ abschloss, ergab sich eine Erhéhung der

Kosten fir Energieversorgung um lediglich 122 T€ oder 5,8 %. Die Steigerung fiel relativ
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gering aus, da trotz teilweise kraftiger Preissteigerungen (Strom um 18,5 % im Vergleich zu

2006) bei den Energiearten, die Verbrdauche unter denen des Vorjahres ausgefallen waren.

Reinigung
Die Mittel fur die Reinigung der rd. 260 stadtischen und einem Teil der angemieteten

Gebaude und Einrichtungen waren im Berichtsjahr mit rd. 4.494 T€ veranschlagt.

Beschréankt man die Auswertung auf die Fremdreinigungskosten (Sachkonto ,Fremd-
reinigung SN6*), so stehen den Ansatzen in Hohe von rd. 4.494 T€ Aufwendungen in Héhe
von rd. 4.049 T€ gegeniber. Hinzuzurechnen sind die Aufwendungen fir die Reinigungs-
materialien in Hohe von rd. 60 T€, die nicht gesondert veranschlagt sind, aber Uber das
Budget mit abgedeckt werden. Im Jahresergebnis wurden Wenigerausgaben in Hohe von
rd. 385 T€ erzielt.

Die folgende Darstellung zeigt die Verteilung der Aufwendungen fiir Fremdreinigung nach

Nutzungsgruppen.
Fremdreinigung
Bereich Ausgaben Prozent
Schulen 2.799.607,35 69 %
Kitas 681.605,14 17% Sporhalen tbrige
Birgerhauser 166.455,68 4 % Birgerhauser &
Sporthallen 160.441,18 4% MLZZE“
Ubrige 240.807,20 6 %
Gesamt 4.048.916,55 100,00%

Kitas
17%

Die Verteilung ist nahezu identisch mit

der des letzten Berichtszeitraums.

Nicht enthalten sind die Aufwendungen, die durch Eigenreinigung entstanden sind, da die
Eigenreinigung im Wesentlichen als Personalkosten (geringfiigig auch Reinigungsmateri-
alien) in die Teilergebnisrechnung der Gebaudewirtschaft einfliel3en.

Die Eigenreinigung findet u. a. im Rathaus statt. Der Anteil der Eigenreinigung lag in 2006

noch bei rd. 20 % und wurde in 2007 auf rd. 18 % der Gesamtreinigungsflache reduziert.



8.6 Mieten und Pachten

Neben den Budgets der ehemaligen Sammelnachweise wurden weitere (Einzel-)Budgets fiir
Mieten und Pachten mit Dezernatsbezug gebildet und tber eine Budgetebene ,Budget Mie-
ten und Pachten“ zu einem Deckungskreis zusammengefasst. Die Budgets beinhalten aus-
schlieBlich Ertrags- und Aufwandskonten fiir die Bewirtschaftung von eigenen und ange-
mieteten Gebauden oder Dienstraumen. Die Mittelbewirtschaftung wurde hier der Gebaude-
wirtschaft zugeordnet, die ab dem 01.01.2006 sukzessive die Hausverwaltung fur alle

stadtischen Geb&ude und angemieteten R&ume ubertragen bekommen hatte.

8.6.1 Einzelfeststellungen zum Budget Mieten und
Pachten

Die im Budget enthaltenen Sachkonten sind zum Teil allgemeingiiltige SK, die auch in
anderen Budgets enthalten sein kdnnen. Da die Aufwendungen und Ertrage direkt den
Kostenstellen der Nutzer zugeordnet werden missen, lasst sich durch Berechtigungen
bisher keine Budgettrennung realisieren. Daher ist es mdglich, dass andere Amter Buchung-
en auf SK-KST-Kombinationen vornehmen, die das Budget be- oder auch entlasten. Anhand
der Rechnungsnummern I&sst sich ermitteln, dass mind. 128 Buchungen mit einer saldierten
Gesamtsumme von rd. 85 T€ nicht von der Gebaudewirtschaft vorgenommen wurden und
daher auch nicht in deren Budgetverantwortung fallen.

Nach den Haushaltsansatzen weist die Budgetebene Aufwendungen in HoOhe von
rd. 3.269 T€ auf und lag damit rd. 924 T€ Uber dem Ansatz des Jahres 2006. Im Jahreser-
gebnis wurden Aufwendungen in Hohe von rd. 3.510 T€ gebucht. Damit wurden Mehrauf-
wendungen in Hohe von rd. 241 T€ gebucht. Anrechenbare Mehrertrdge in Héhe von
rd. 149 T€ verringern das Budgetdefizit auf rd. 93 T€. Fir diese Uberschreitung wurde kein
Antrag auf UberplanméaRige Mittelbereitstellung (UPL-Antrag) gestellt. Zieht man jedoch die
Aufwandsbuchungen anderer Organisationseinheiten ab, ergibt sich eine Budgettberziehung

von nur noch rd. 8 T€. Aber auch dafiir wurde nicht der erforderliche UPL-Antrag gestellt.

Da den Budgets und deren zugeordneten SK keine zeitlich begrenzte Gultigkeit zugeordnet
werden kann, wirken sich Verdnderungen immer auf zurtickliegende Zeitrdume aus und
kénnen so die Ergebnisse der Budgets verandern. So war zu verschiedenen Zeiten der
Prifung festzustellen, dass sich die einzelnen Budgets der Budgetebene Mieten und

Pachten veranderten.
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Der Kontenplan ist nach 8§ 33 Absatz 4 GemHVO - Doppik verbindlich. Er kann erganzt
werden, die eingerichteten Konten sind dabei aber in einem Verzeichnis aufzufiihren. Es war
festzustellen, dass unterjahrig in der Zuordnung der Sachkonten Verédnderungen vorgenom-
men wurden. Hierin sehen wir einen Versto3 gegen die GoBS (Grundséatze ordnungs-
mafiger DV-gestitzter Buchfiihrungssysteme, BStBI 1995 | S. 738). Unter V. Datensicher-
heit (Tz. 5 der GoBS) wird der besondere Schutz von Stammdaten, der verbindliche Konten-

plan ist diesen sicher zuzuordnen, hervorgehoben.

Es wird daher dringend empfohlen die Budgetzuordnung eindeutig zu regeln und unter-
jahrige Veranderungen zu unterbinden. Auch sollte der Zugriff (das Bebuchen) durch andere
Organisationseinheiten auf zentral bewirtschaftete Budgets im Sinne einer eindeutigen
Budgetverantwortlichkeit wirksam verhindert werden.

Die Zustandig- und Verantwortlichkeit fur die Pflege von Stammdaten und deren Dokumenta-
tion stellt fur uns einen Aspekt dar, der in einer allgemeinen Arbeits- und Buchungsan-

weisung fur den Einsatz von nsk unbedingt zu regeln ist.
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Entwicklung des Gesamtbudgets Mieten und Pach

ten

Betrachtet man nur die Aufwendungen, so haben sich die Ist-Aufwendungen von 2006 bis

2009 beinahe verdoppelt.

Jahr 2006 2007 2008 2009 2010
Aufwandsbudget 2.340.300,96 | 3.268.730,00 | 4.302.800,00 | 4.361.780,00 | 4.925.700,00
Aufwandbuchungen | 2.246.391,96 | 3.510.472,03|3.912.197,96 | 4.124.672,33
Saldo 93.909,00| -241.742,03 390.602,04| 237.107,67
Budget Mieten und Pachten

6000000

5000000

4000000

3000000 @ Aufwandsbudget

m Aufwand
2000000 B Saldo
1000000
0 =
2006 2007 2008 2009 2010
-1000000
Jahr

Zu bericksichtigen ist allerdings, dass das Budget erstmals in 2006 zusammen mit der

Zentralisierung der gebaudewirtschaftlichen Aufgaben beim Amt fir Gebaudewirtschaft gebil-

det wurde und von daher wohl noch unvollstandig war. Insbesondere die Definition und

Zusammenstellung der Sachkonten fiir das Budget waren schwierig und von Abgrenzungs-

problemen begleitet.

Der dazu notwendige Prozess der Integration (Schulverwaltungsamt, - 40 -) und Abgrenzung

(Erziehungshilfen Auguste Forster, - 515 -) gebaudewirtschaftlicher Aufwendungen und Zu-

standigkeiten vollzog sich von 2006 bis 2009 wie man an dem nachfolgenden Diagramm

sieht:
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TEuro Aufwand bei Mieten und Pachten

LTI

55 n L]

Werteachsen: Y = Aufwand in Tausend Euro X = Organisationseinheit /Amt

Wie bereits im Schlussbericht des Jahres 2006 festgestellt und empfohlen wurde, sollten fur
eine eindeutige Zuordnung der Mittelbewirtschaftung die gebaudewirtschaftlichen Budgetan-
teile des Deckungskreises separiert werden. Spezielle Sachkonten, die der Gebaude-
wirtschaft vorbehalten bleiben, sollten definiert und in einem eigenen Deckungskreis
zusammengefasst werden. Die Bestimmungen der 88 19 und 20 GemHVO - Doppik sind
hierbei zu beachten. Der Zugriff von anderen Amtern auf diese Sachkonten muss tber
Zugriffsberechtigungen in nsk ausgeschlossen werden. Dies wurde auch erkannt. In 2007
wurde eine Reihe zuséatzlicher Sachkonten fir die Gebaudewirtschaft definiert. In 2008 sollte

die Abgrenzung durch spezielle Sachkonten vollstandig vollzogen sein.

Die zuverlassigste Maoglichkeit der Abgrenzung der Zustandigkeiten sehen wir in der
Umsetzung des Vermieter-Mieter-Modells. Die Einfihrung dieses Modells ist auch in der
.Dienstanweisung Uber die Nutzung und Verwaltung von Gebauden durch die Stadt-
verwaltung Kassel" - ADGA Il Nr.33, Ziffer 401 - als anzustrebendes Ziel genannt. Weitere
Effekte waren:

» Ein erhohtes Kostenbewusstseins beim Nutzer durch die dezentrale Budgetverantwort-

ung und
» eine direkte Darstellung des Erfolges oder Misserfolges der Gebaudewirtschaft in ihrem

Teilhaushalt.
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9 Teilhaushalte der Amter

9.1 Hauptamt

9.1.1 Inhalt und Umfang der Prifung

Im Rahmen der Ausfuihrung des Haushaltsplanes wurde stichprobenweise geprtift, ob

» die Einhaltung der Haushaltsansatze und die Deckung bei Haushaltsiiberschrei-
tungen gegeben war,

e bei Upl./apl. Bewilligungen die Voraussetzungen nach § 114g HGO vorlagen,

» die Bewirtschaftung der Ertrdge und Aufwendungen entsprechend der GemHVO -
Doppik bzw. den Bewirtschaftungsgrundsatzen 2007 vorgenommen wurden

* bei der Aufstellung der Ergebnisrechnung die erforderliche sachliche und zeitliche
Abgrenzung der Aufwendungen und Ertrage befolgt wurde

« die jeweiligen Buchungen durch Belege dokumentiert wurden.
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9.2 Personal- und Organisationsamt

9.2.1 Inhalt und Umfang der Prifung

Die Ertrage und Aufwendungen des Teilhaushaltes wurden stichprobenweise auf die
zweckmafige und wirtschaftliche Mittelverwendung sowie die Einhaltung der haushaltsrecht-
lichen Bestimmungen geprift. Die Prifung fuhrte nicht zu nennenswerten Beanstandungen.
Die in Einzelféllen festgestellte unzutreffende Periodenzuordnung von Ertrdgen und Aufwen-
dungen, unterbliebene Aktivierung Geringwertiger Wirtschaftsgiiter und Nichtbeachtung ver-

gaberechtlicher Bestimmungen haben wir dem Fachamt schriftlich mitgeteilt.

9.2.2 Einzelfeststellungen

Aufwendungen fur Fort- und Weiterbildung

Bei der Prifung der Belege des Jahres 2007 zu den von der Personalabteilung bewirtschaf-
teten Kostenstellen war festzustellen, dass sowohl die Aufwendungen fiir das zentrale Fort-
bildungsangebot als auch die Aufwendungen fur Fachfortbildungen im Teilhaushalt des Per-
sonal- und Organisationsamtes ausgewiesen sind. Nach 8§ 4 Abs. 3 GemHVO - Doppik
enthlt jeder Teilergebnishaushalt die auf ihn entfallenden Aufwendungen und Ertrage nach
§ 2 Abs. 1 GemHVO-Doppik. Wir haben dem Personal- und Organisationsamt unsere Auf-
fassung mitgeteilt, dass die Aufwendungen zumindest fir die Fachfortbildungen grundsatz-
lich in den jeweiligen Amterteilhaushalten auszuweisen sind.

Das Personal- und Organisationsamt teilte in seiner Stellungnahme am 25.03.2009 mit:

,Eine Ausweisung der Aufwendungen fur Fortbildungen getrennt nach Amtern ist nicht

moglich und nicht beabsichtigt.”
Unsere stichprobenweise Belegprufung fuhrte zu keinen erwadhnenswerten Beanstandungen.

Im Fall der Kostentbernahme fiir einen auswartigen dreiwochigen Sprachkurs ergab sich fir
uns vor dem Hintergrund des Gebots der sparsamen Verwendung von Haushaltsmitteln
allerdings Klarungsbedarf zum zwingenden dienstlichen Interesse der Stadt an der Fort-
bildung. Das Personal- und Organisationsamt teilte in seiner Stellungnahme u. a. mit, dass
.das ausschliel3liche dienstliche Interesse flr die Teilnahme an der genannten Fortbildung
durch - 41 - fachlich begrindet wurde* und ,ein Kostenvergleich durch - 11 - nicht erfolgte,
da dies aus fachlicher Sicht nur durch - 41 - méglich war.” Entgegen dieser Einschatzung
halten wir einen Vergleich der Preise verschiedener Anbieter durch das Personal- und Orga-

nisationsamt fir geboten.
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9.2.3 Disziplinarverfahren

Disziplinarverfahren werden vom Personal- und Organisationsamt bearbeitet. Sofern wir
Uber derartige Vorgange berichten, erfolgt unsere Darstellung grundsatzlich beim Teilhaus-

halt dieses Amtes.

Zu den Disziplinarverfahren ,Parkscheinautomaten, tber die wir im Schlussbericht 2006
berichtet haben, hat uns das Personal- und Organisationsamt zum Sachstand mit Schrei-
ben vom 10.03.2010 mitgeteilt, dass

- die Ermittlungen erst im Sommer 2009 abgeschlossen wurden,
- ein Disziplinarverfahren nach § 36 Abs. 1 HDG einzustellen war,

- in einem weiteren Verfahren eine Geldbul3e verhangt wurde, gegen diese Disziplinarver-
figung Widerspruch eingelegt wurde und das Widerspruchsverfahren noch nicht abge-
schlossen ist,

- in einem dritten Verfahren der Beamte gegen die ausgesprochene DisziplinarmaRnahme
(Karzung der Dienstbeziige) Disziplinarklage erhoben hat und das Verfahren vor dem
Verwaltungsgericht Kassel anhangig ist. Ebenfalls anhéngig ist das Verwaltungsstreitver-
fahren wegen des geltend gemachten Schadenersatzanspruchs.

9.2.4 Teilhaushalt Informations- und Kommunikations technik

9.2.4.1 Inhalt und Umfang der Prifung

Die Belegprifung erstreckte sich auf Stichproben und die Kontrolle der Vollstandigkeit der
Belege des Teilhaushaltes. Des Weiteren wurden die Einhaltung der Budgets und die
Begriindungen zu wesentlichen Abweichungen geprift. Die Priufung flhrte unter

Bertcksichtigung der Budgetdefinitionen zu nachfolgend dargestellten Feststellungen.

9.2.4.2 Einzelfeststellungen zum Teilhaushalt

Der TeilHH 11002 setzte sich in 2007 noch aus zwei in nsk definierten Budgets zusammen.
Die Budgets ,Personal- und Organisationsamt Info u. Komm.Tech* 7-11002-A001 und
.Pers.- und Orgaamt Vorabdot. Bud. Kosterst. f. ADV* 7-11002-A002 waren laut der
Budgetibersicht auf Seite 10 des HH-Planes der Gliederungsebene KST-3.Gruppe, was
einen TeilHH beschreibt, mit dem Gliederungscode 11002 zugeordnet. Diese Trennung war
notwendig, weil das zuletzt genannte Budget als nur ,Nehmend" definiert werden sollte. Ab
2008 anderte sich die Zuordnung. Das Budget ,Pers.- und Orgaamt Vorabdot. Bud. Kosterst.
f. ADV"* 7-11002-A002 wurde der Gliederungsebene KST-2.Gruppe, was einer Amtsbudget-

ebene entspricht, mit dem Gliederungscode 110 (Amt - 11 -) zugeordnet. Anderungen in den
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Budgets in nsk sind jedoch nicht zeitlich eingrenzbar, so dass die Anderung auch auf das
Jahr 2007 wirkt. Auswirkungen auf die Ergebnisrechnung des TeilHH konnten nicht

festgestellt werden.

Mit der Bildung von Teilhaushalten und Budgets wird gem. § 4 Abs. 1 letzter Satz GemHVO -
Doppik u. a. das Ziel verfolgt, die Zuordnung von Budgetverantwortung einem bestimmten
Verantwortungsbereich (einer Organisationseinheit) zu Ubertragen. Da die Budgetverant-
wortung hier ausdrticklich der Abteilung Informations- und Kommunikationstechnik zuge-
ordnet werden soll, hatte hier die Zuordnung zur Gliederungsebene KST-2.Gruppe beibehal-
ten werden missen. Dieses Ziel wird nun durch die Zusammenfilhrung der Teilhaushalte
und damit der Budgets Uber die Amts-Budgetebenen konterkariert, da eine Deckungsfahig-
keit Uber ein Amtsbudget definiert wird und damit die Budgetkontrolle der Abteilung

durchbrochen wird.

Das System der Budgetdefinition, deren Zusammensetzung und Zusammenfiihrung tUber die
Budgetebenen, ist nur schwer zu durchdringen und die Wirkungsweise auf die Budgetkon-
trolle ist mit Unsicherheiten belegt. Wie uns die Abteilung Informations- und Kommunika-
tionstechnik bestétigt, wird aus diesen Grinden eine Parallelbuchfiihrung zur Budget-
kontrolle in Excel gefuhrt. Die Haushaltstiberwachung findet also praktisch nicht Uber nsk
statt. Aus Grinden der Wirtschaftlichkeit des Finanzbuchungssystems nsk sollte die
Haushaltsiiberwachung (ber das System jedoch gewadhrleistet und nicht Uber manuelle

Nebenbuchhaltung ausgefiihrt werden, was zusétzlich Ressourcen bindet.

Wir empfehlen daher, das fiihrende Finanzbuchungssystem nsk so zu konfigurieren, dass
eine wirksame und zuverlassige Haushaltsiberwachung und Budgetkontrolle durch die

Budgetverantwortlichen erméglicht wird.

Periodengerechte Abgrenzung

Im Rahmen der Belegprifung haben wir festgestellt, dass einige Buchungen nicht
periodengerecht dem Vorjahr zugeordnet waren. Da die Umbuchungen in das Jahr 2006
nicht mehr moglich waren, mussten die Korrekturen durch Umbuchungen auf die SK der
periodenfremden Ertrage bzw. der periodenfremden Aufwendungen des Jahres 2007 vorge-

nommen werden.

Begriindungen bei erheblichen Budgetabweichungen

Die vom Personal- und Organisationsamt nach 8 51 Abs. 1 GemHVO - Doppik als Teil des
Rechenschaftsberichtes abgegebenen Begriindungen der erheblichen Budgetabweichungen
sollten im Finanzbuchungssystem nsk nachvollziehbar sein, was jedoch nicht der Fall war.
Im Rechenschaftsbericht waren rd. 158 T€ mehr Aufwand ausgewiesen, als in nsk festzu-
stellen waren. Durch die Einsichthahme in die Unterlagen beim Amt Kammerei und Steuern

konnte festgestellt werden, dass der Wert der Ist-Aufwendungen die beantragten HAR fir
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das Folgejahr beinhalten. Da die HAR aber nicht Aufwand des Jahres 2007 sind, empfehlen
wir die beantragten HAR dort nicht mit einzurechnen. Sie sollten allenfalls in der Begriindung

erwahnt werden.
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9.3 Blro der Stadtverordnetenversammlung

Fraktionsmittel

Grundlage firr die Priifung waren die dem Haushaltsplan als Anlage beigefiigte Ubersicht
Uber die den Fraktionen nach 8 36 Abs. 4 HGO zur Verfugung gestellten Mittel und der
Erlass des Hessischen Ministeriums des Innern und fiir Europaangelegenheiten vom
20.12.1993. Danach konnen den Fraktionen Haushaltsmittel zur Finanzierung des notwen-
digen sachlichen und personellen Aufwandes zur Verfiigung gestellt werden. Dabei sind die
Grundséatze einer sparsamen und wirtschaftlichen Haushaltsfihrung zu beachten und die
finanzielle Leistungsfahigkeit der Gemeinde zu bericksichtigen.

Zur Konkretisierung haben der verbandsibergreifende Arbeitskreis ,Fraktionszuwendungen*
der Arbeitsgemeinschaften der Leiter der kommunalen Revisionsdmter, des hessischen
Stadtetages, des Hessischen Stadte- und Gemeindebundes sowie des Landkreistages
Empfehlungen herausgegeben, die neben den von den stadtischen Gremien erganzend be-
schlossenen Regelungen als Bewertungsmalistab bei der Prifung der Verwendungsnach-
weise zugrunde gelegt wurden.

Die Bewirtschaftung aller Fraktionsmittel wurde stichprobenhaft geprift. Die in den Verwen-
dungshachweisen dargestellten Einnahmen und Ausgaben waren ordnungsgeman belegt. In

einigen wenigen Fallen konnten strittige Positionen einvernehmlich geklart werden.
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9.4 Amt Kammerei und Steuern

9.4.1 Inhalt und Umfang der Prtfung

Die Teilhaushalte Steuern, Finanzzuweisungen, Umlagen sowie Zinsen wurden stichproben-

artig gepruft, ob

» die Einhaltung der Haushaltsansatze gegeben war

» die Bewirtschaftung der Ertrdge und Aufwendungen entsprechend der GemHVO -
Doppik vorgenommen wurde

» bei der Aufstellung der Ergebnisrechnung die erforderliche sachliche und zeitliche

Abgrenzung der Aufwendungen und Ertrage befolgt wurde.

9.4.2 Prifungsfeststellungen

Abwassergebihren (Kto. Nr. 511012000) wurden falschlicherweise im Teilhaushalt 90001
ausgewiesen, obwonhl jedoch grundsatzlich Ertrage aus Abwassergebihren in der Teilergeb-
nisrechnung im Teilhaushalt 90003 auszuweisen sind.

Eine entsprechende Umbuchung wurde seitens des Amtes Kadmmerei und Steuern veran-

lasst.

Seitens des HMdI wurde mit Bescheid vom 19.12.2007 eine Zuweisung aus dem Landes-
ausgleichsstock in Hohe von 10 Mio. € zum teilweisen Ausgleich des Rechnungsfehl-
betrages 2005 bewilligt, der auf dem Konto Nr. 540109000 (,Sonstige allgemeine Finanz-
zuweisungen des Landes*) mit Datum 31.12.2007 als ordentlicher Ertrag gebucht wurde.

Die Zuweisung aus dem Landesausgleichsstock in Hohe von 10 Mio. € gemalR § 28 FAG
wurde der Stadt Kassel zweckgebunden zum teilweisen Ausgleich des Rechnungsfehlbe-
trages 2005 bewilligt.

Gemal 8§ 40 Nr. 4 GemHVO - Doppik sind Ertrdge eines Haushaltsjahres unabhéngig vom
Zeitpunkt der spateren Zahlungen im Jahresabschluss zu beriicksichtigen. Danach ist der
Zeitpunkt der wirtschaftlichen Verursachung Kriterium fiir die periodengerechte Zuordnung
der Ertréage, nicht hingegen die rechtliche Entstehung oder Abwicklung des betreffenden
Geschéftsvorfalles. °

Da die Zuweisungsgewahrung eindeutig und ausdrticklich wirtschaftlich durch die Erzielung

eines negativen Rechnungsergebnisses im Jahr 2005 verursacht wurde, ist die Buchung auf

9 (vgl. Rdnr. 34 zu § 40 GemHVO - Doppik aus ,Kommentar zum Gemeindehaushaltsrecht, Amerkamp, Krdckel; Dr. Rauber 2009,
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dem o. g. Konto als ordentlicher Ertrag grundsatzlich nicht rechtmaflig und fihrt zu einer
Verbesserung des ordentlichen Jahresergebnisses 2007. Vielmehr handelt es sich aufgrund
seines wirtschaftlichen Zusammenhangs um einen aul3erperiodischen Ertrag, der entspre-

chend im auf3erordentlichen Jahresergebnis seinen Niederschlag finden misste.

In seiner Stellungnahme zu den vorlaufigen Prufungsfeststellungen (vgl. Tz. 2.5) widerspricht
das Amt Kadmmerei und Steuern dieser Sichtweise und benennt ein fiur diese Zwecke
eingerichtetes Konto mit der Bezeichnung ,Allgemeine Finanzzuweisungen des Landes nach
FAG" (Kto. 540 130 00).

Das genannte Konto widerspricht jedoch der Nummernkreissystematik des verbindlich vor-
gegebenen Kommunalen Verwaltungskontenrahmens. Dieser sieht fir ,Allgemeine Finanz-

zuweisungen des Landes nach FAG" das Konto mit der Nummer 540 100 vor.

Unabhéngig von der sachlich korrekten Zuordnung zum entsprechenden Ertragskonto, ist in
jedem Fall die periodengerechte Zuordnung von Aufwendungen und Ertrdgen nach der
GemHVO - Doppik zu gewahrleisten und den in 2005 wirtschaftlich verursachten Ertrag als

aulRerperiodischen Ertrag zu buchen.

Das ordentliche Jahresergebnis 2007 weist insofern ein um 10 Mio. € zu hohen Uberschuss
aus, der sachlich und rechtlich als auf3erordentlicher Ertrag in das aul3erordentliche Ergebnis
einflieRen musste. Eine Umbuchung wird seitens des Amtes Kdmmerei und Steuern unter
Hinweis auf eine entsprechende Ricksprache mit der Aufsichtsbehdrde abgelehnt.

Ungeachtet der Zustimmung der Aufsichtsbehdrde zur oben beschriebenen Verfahrensweise
halt das Revisionsamt die Behandlung der Zuweisung als ordentlichen Ertrag fir nicht sach-
gerecht, da hier durch die vom Gesetzgeben zugrunde gelegte und grundséatzlich von der
Aufsichtbehdrde zu vertretende Differenzierung in der Ergebnisrechnung zwischen ordent-
lichen und auRerordentlichen Ertragen missachtet wird. AulRerperiodische, nicht planbare
Ertrage flieBen somit in das ordentliche Jahresergebnis ein und vermitteln so ein nicht der
Realitat entsprechendes Bild Uber die laufende Ertragsstéarke der Kommune. Dartiber hinaus
wurde seitens der Aufsichtsbehérde ein Konto vorgegeben, welches im Kommunalen Ver-

waltungskontenrahmen (Stand Mai 2006) nicht enthalten ist.

Unter dem Konto Nr. 599090000, ,Sonstige aul3erordentliche Ertrage* wurden insgesamt
Ertrdge aus der Auflésung von Pauschalwertberichtigungen auf Grundsteuer (200.000 €),
Spielapparate (50.000 €) und Gaststatten (30.000 €) in H6he von insgesamt rd. 280 T€ ver-
bucht.

Im Rahmen der Prifung wurden hierzu begriindende Unterlagen angefordert. Die daraus
hervorgehende Ermittlung der Werte beruht auf einer schriftlichen Einschétzung der Stadt-
kasse, indem diese Ruckschlisse auf das Volumen der Pauschalwertberichtung aus der

Hohe der niedergeschlagenen Forderungen fir die verschiedenen Steuerarten gezogen hat.
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Darlber hinaus wird eine in Vollstreckung befindliche Gewerbesteuerforderung in Hohe von
rd. 1 Mio. € genannt, die jedoch mit einer Sicherungshypothek gesichert und somit nicht
gefahrdet sei.

Die dort zu den verschiedenen Steuerarten genannten Betrage, die in 2007 und 2008 nie-
dergeschlagen wurden, stimmen weder betraglich mit den Wertberichtigungen iberein, noch

liegen diese in deren Nahe.

Die Herleitung der Pauschalwertberichtigungen aus gebuchten Niederschlagungen ist inso-
fern nicht erkennbar. Die Einschatzung der Stadtkasse, eine im Vollstreckungsverfahren
befindliche Gewerbesteuerforderung in Hohe von 1 Mio. € sei nicht mit Risiken behaftet,
erscheint dem Revisionsamt, auch verbunden mit dem Hinweis auf eine Sicherungshypo-
thek, zumindest zweifelhatft.

Vielmehr héatten sowohl der Vollstreckungsfall in Hohe von 1 Mio. € Gewerbesteuer als auch
die genannten Niederschlagungen die Verwaltung dazu veranlassen muissen, die Bonitat
bzw. Werthaltigkeit ihres kompletten Forderungsbestandes zu tberprifen. Dabei hatten fest-
gestellte zweifelhafte Forderungen zu Einzelwertberichtigungen fuhren missen. Eine
Pauschalwertberichtung ware dann im zweiten Schritt nach Herausrechnung der einzelwert-
berichtigten zweifelhaften Forderungen bezogen auf das Restforderungsvolumen vorzu-

nehmen gewesen.

Die Thematik Pauschalwertberichtigung gab bereits in der Vergangenheit Anlass zu Bean-
standungen im Rahmen der Prifung des Forderungsmanagements. Eine grundlegende Auf-
arbeitung dieser Problematik halten wir im Hinblick auf die méglichen Auswirkungen im Falle
notwendiger umfangreicher Wertberichtigungen und deren Einfluss auf kinftige Jahres-

ergebnisse fur dringend erforderlich.
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9.5 Liegenschaftsamt

9.5.1 Inhalt und Umfang der Prifung

Die Teilergebnisrechnung bzw. der Teilhaushalt Liegenschaftsamt wurde stichprobenartig

gepruft, ob

- die Einhaltung der Haushaltsansatze gegeben war

» die Bewirtschaftung der Ertrdge und Aufwendungen entsprechend der GemHVO -
Doppik vorgenommen wurde

* bei der Aufstellung der Ergebnisrechnung die erforderliche sachliche und zeitliche

Abgrenzung der Aufwendungen und Ertréage befolgt wurde.

9.5.2 Prifungsfeststellungen

Die Haushaltsansatze wurden richtig und vollstandig in der Finanzbuchhaltung nach nsk
Ubernommen. Die budgetierte Unterdeckung in HOhe von 1.139.328,00,00 € wurde um
753.025,52 € unterschritten und schlie3t zum Bilanzstichtag 31.12.2007 mit einer Unter-
deckung in H6he von 386.302,48 € ab.

Die Verringerung der Unterdeckung konnte im wesentlichen durch Steigerungen bei den
Ertragen in Hohe von insgesamt 288 T€, davon aus ,Mieten und Pachten* 117 T€ und aus
.sonstigen betrieblichen Ertrage” 95 T€ (Entschadigung des KEB fir Retentionsflachen),
sowie Verringerungen bei den Aufwendungen in Hohe von insgesamt 495 T€, die jedoch
ausschlieB3lich aus der Nichtbertcksichtigung der ,Versorgungsbeziige Beamte“ bei der
Ermittlung des Rechnungsergebnisses resultieren, die ab dem Jahr 2008 im Teilergebnis-
haushalt 806 (sonstige Personalausgaben) ausgewiesen werden.

Somit wurden konsequenterweise die auf das Liegenschaftsamt entfallenden Aufwendungen
fur Versorgungsbezige im Jahresergebnis 2007 im Teilergebnishaushalt 806 erfasst bzw.
dorthin verschoben. Es bleibt insofern eine Ergebnisverbesserung in Hohe von insgesamt

257 T€ zu verzeichnen, die ungefahr der Héhe der Ertragssteigerung entspricht.

In der weiteren Folge wurden fur auffallig erscheinende Buchungen buchungsbegriindende
Unterlagen angefordert. Diese werden nicht, wie (blich und organisatorisch sinnvoll,
zusammen mit den Buchungsanordnungen aufbewahrt, sondern getrennt von diesen im

Liegenschaftsamt.
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Diese Unterlagen sollten hinsichtlich ihrer begriindenden Wirkung auf die jeweiligen Buchun-
gen gepruft werden. Aufgrund von umzugs- und urlaubsbedingten Verzégerungen seitens
des Liegenschaftsamtes, gingen die angeforderten Unterlagen erst mit erheblicher
Verzogerung im Revisionsamt ein. Aufgrund der dann fortgeschrittenen Zeit war eine
detaillierte Prifung der Belege nicht mehr moglich.

Wir empfehlen, kiinftig ein geordnetes Ablagesystem zu fuhren. Unabhangig davon wére
kunftige die Beiftigung der buchungsbegrindenden Unterlagen zu den Buchungsanord-

nungen die bessere Alternative.

Auf dem Konto Nr. 591 000 000 ,Ertrage aus der VeraufRerung von Grundstlicken* wurden
Ertrage in Hohe von 24.671,11 € ausgewiesen. Grundsatzlich ist ein solcher Ertrag unter der
Teilergebnisrechnung des Teilhaushaltes 90005 auszuweisen.

Auf Hinweis des Revisionsamtes erfolgte eine Umbuchung zum Teilhaushalt 90005.

Auf den Konten Nr. 617 310 000 ,Winterdienst* bzw. Nr. 617 900 000 ,Andere sonstige Auf-
wendungen fir bezogene Aufwendungen“ wurden Ertrdge in Hohe von 29.089,84 € bzw.
10.372,56 € ausgewiesen, die wirtschaftlich dem Jahr 2006 zuzuordnen gewesen waren. Da
eine Berlcksichtigung dieses Sachverhaltes im Rahmen des Jahresabschlusses 2006 durch
Bildung einer entsprechenden Ruckstellung unterblieben ist, sind diese Ertrage als perio-
denfremde Ertrage im Jahresergebnis 2007 auszuweisen.

Eine seitens des Amtes Kadmmerei und Steuern vorgeschlagene Rickstellungsbildung im
Rahmen des Jahresabschlusses 2009 entspricht nicht den gesetzlichen Vorgaben und kann

so vom Revisionsamt nicht mitgetragen werden.



9.6 Ordnungsamt

9.6.1 Inhalt und Umfang der Prifung

Wir haben im Rahmen der Ausfiihrung des Haushaltsplanes stichprobenweise gepruft, ob

» die Einhaltung der Haushaltsanséatze und die Deckung bei Haushaltsiiberschreitun-
gen gegeben war,

* bei Upl./apl Bewilligungen die Voraussetzungen nach § 114g HGO vorlagen,

» die Bewirtschaftung der Ertrdge und Aufwendungen entsprechend der GemHVO -
Doppik bzw. den Bewirtschaftungsgrundséatzen 2006 vorgenommen wurden,

» bei der Aufstellung der Ergebnisrechnung die erforderliche sachliche und zeitliche
Abgrenzung der Aufwendungen und Ertrage erfolgte und

» die jeweiligen Buchungen durch Belege dokumentiert wurden.

9.6.2 Erteilung von Genehmigungen fir den Verkehr m it Taxen

Wir haben uns in dem o. g. Bereich insbesondere mit den Fragen beschéftigt, inwieweit

» die erteilten Genehmigungen den zu beachtenden gesetzlichen Bestimmungen bzw.
der dazu ergangenen Rechtsprechung entsprachen und

» 0ob schlussige Nachvollziehbarkeit hinsichtlich der vorzunehmenden Listenfiihrungen
(Neubewerber/vorhandene Unternehmer) gegeben war.

Gemal § 1 PBefG unterliegt den Vorschriften dieses Gesetzes u. a. die entgeltliche Beforde-
rung von Personen mit Kraftfahrzeugen.
Nach 8 2 Abs. 1 PBefG muss derjenige im Besitz einer Genehmigung sein, wer Personen

mit Kraftfahrzeugen beférdert.

Die Genehmigung wird dem Unternehmer fir einen bestimmten Verkehr (hier: Taxenbetrieb)
oder fur seine Person (nattrliche oder juristische Person) erteilt.

Voraussetzung fur die Erteilung ist die persodnliche Zuverlassigkeit des Antragstellers, welche
durch Einholung entsprechender Auskiinfte zu dokumentieren ist. Die Genehmigungen sind
schriftlich zu erteilen.

Beim Verkehr mit Taxen ist die Genehmigung zu versagen, wenn die offentlichen Verkehrs-
interessen dadurch beeintrachtigt werden, dass durch die Ausiibung des beantragten Ver-
kehrs das ortliche Taxengewerbe in seiner Funktionsfahigkeit bedroht wird.

Im Bereich der Stadt Kassel ist die Ertragsentwicklung des Kasseler Taxigewerbes konstant
ricklaufig.

Dies hat u. a. dazu gefuihrt, dass Betriebe wegen Unrentabilitét eingestellt wurden.
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In Kassel ist seit dem Jahr 2002 unverandert eine Hochstzahl zu erteilender Taxigeneh-
migungen von 173 festgelegt. Hiervon werden derzeit 161 Genehmigungen bewirtschaftet.
Hinsichtlich der sich hierbei ergebenden Differenz (nicht ausgegebene Genehmigungen)
argumentiert das Fachamt i.S. des 813, Abs. 4 PBefG damit, dass im Falle weiterer
Genehmigungserteilungen mit der Beeintrachtigung der oben beschriebenen 6ffentlichen

Verkehrsinteressen zu rechnen sei.

Die stichprobenartige Einsichtnahme in die relevanten Akten ergab keine Anhaltspunkte fur

eine rechts- bzw. ermessensfehlerhafte Anwendung der genannten Bestimmungen.

Das Ordnungsamt fuhrt entsprechend des 8§13 Abs.5 PBefG getrennte Listen fir
Neubewerber und vorhandene Unternehmer. Die Liste der vorhandenen Unternehmer um-
fasste zum Zeitpunkt unserer Prifung 23 Interessenten, wahrend die der Neubewerber sich
auf 114 Interessenten belief. Das sich hieraus ergebende Verhaltnis 1:5 wird sodann bei den
anstehenden Genehmigungserteilungen entsprechend berticksichtigt.

Diese Verfahrensweise entspricht dem in den genannten Bestimmungen definiertem unbe-

stimmten Rechtsbegriff ,angemessene Beriicksichtigung” nach § 13, Abs. 5 PBefG.

Die Listen umfassen jeweils zurlickliegende Zeitrdume von 15 bis 20 Jahren zwischen
erstem und letztem Antragsteller. Die sich zwischenzeitlich ergebenden Verdnderungen
werden unterjdhrig in einer separaten Liste erfasst und in eine neu anzufertigende Liste,
welche etwa in 1 1/2 -jahrigem Rhythmus neu erstellt wird, tbernommen. Dabei fiel uns auf,
dass bei Vergleich der aktuellen mit der vorangegangenen Liste festgestellte Abweichungen
nicht erklart worden waren, sodass diese erst nach Einsichtnahme in die jeweiligen Akten
nachvollzogen werden konnten.

Da das Fuhren der genannten Listen lediglich dann zweckm&Rig erscheint, wenn sich diese
jederzeit auf dem Laufenden befinden, haben wir die umgehende Aufnahme der sich erge-
benden Veranderungen empfohlen.

Darlber hinaus haben wir festgestellt, dass zwei Firmen (GmbHs) auf der Bewerberliste
weiterhin gefuihrt wurden, obgleich dieselben bereits geraume Zeit zuvor aus dem Handels-
register geléscht worden waren.

Daneben wurden mehrere im Rahmen der Prifungstatigkeiten angesprochene bzw. auffal-
lige Antrage auf Erteilung einer Genehmigung fur den Verkehr mit Taxen, welche Anlass zur
Besorgnis der Befangenheit gaben, daraufhin von den jeweiligen Antragstellern wieder
zurtickgezogen.

Ansonsten entsprachen die gepriften Einzelfélle den anzuwendenden Bestimmungen.
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9.6.3 Umsetzung des Haushaltssicherungskonzeptes

Im Zusammenhang mit der Zusammenlegung der Kraftfahrzeugzulassungsstellen hat das
Ordnungsamt erneut die fiir diesen Teilhaushalt als Uberschuss zu betrachtende Summe

(rd. 627 T€) fur das Berichtsjahr als umgesetzten Konsolidierungsbeitrag angegeben.

Wir haben bereits letztjahrig den als Konsolidierungsbeitrag genannten Betrag nicht aner-
kannt und entsprechend dargelegt, welche Grinde eine diesbeztigliche Berlcksichtigung
aus unserer Sicht ausschlieen. Da das Fachamt ungeachtet dessen weiterhin an seiner
Betrachtungsweise festhalt, sehen wir uns im Interesse eines auf realistischen Angaben
basierendem Haushaltssicherungskonzeptes veranlasst, nochmals unsere Auffassung dar-

zulegen.

Einerseits ist die Benennung eines Uberschussbetrages, welcher in mindestens gleicher
Hohe bereits seit Jahren integrativer Bestandteil des Haushaltsfehlbetrages ist, aus unserer
Sicht schon deswegen nicht gleichzeitig ein Konsolidierungserfolg, weil andererseits damit
kein messbarer Schritt in Richtung Haushaltsausgleich unternommen wird. Diesen Ausgleich
anzustreben ist allerdings das eigentliche Ziel bzw. der Zweck des Haushaltssicherungs-

konzeptes.

Zur Erreichung dieses Zieles ist es daher nach unserer Uberzeugung unstrittig, dass bei
Betrachtung der Einnahmesituation allenfalls dann von einem echten Konsolidierungsbeitrag
gesprochen werden kann, wenn der angegebene Betrag sich als neue Einnahmequelle,
- entweder weil bislang nicht vorhanden, oder bei riickwirkender Betrachtung, im Niveau tber
dem bisher erzielten Einnahmen liegend - erweist.

Diese Merkmale weist aber der vom Fachamt als umgesetzt ausgewiesene Konsolidierungs-

beitrag nicht auf.

Folgerichtig ist demgemal auch in der Verfigung von -1l - vom 23.10.2008 (Vorlage-Nr.
336/2008) u. a. festgelegt, dass ,das Haushaltssicherungskonzept im wesentlichen den Weg
aufzeigt, der zu einer anhaltenden Verminderung des Defizits mit dem Endziel eines jahres-
bezogenen ausgeglichenen Ergebnisses gegangen werden soll. Damit auch zukinftig echte
Uberschiisse erzielt werden kénnen, wird sich die Stadt Kassel auch weiterhin um Landes-
beihilfen fir den Abbau der Verschuldung aus Fehlbetragen bemiihen und somit die hieraus
resultierende Zinsbelastung nachhaltig reduzieren®.

Auch in einer weiteren Verfigung von - Il - vom 26.02.2010 betreffend die Aufstellung des
Entwurfes des Haushaltsplanes 2011 usw. sowie des Haushaltssicherungskonzeptes 2011
wird darauf verwiesen, dass ,dieses Haushaltssicherungskonzept nicht nur einfach von Jahr
zu Jahr fortzuschreiben, sondern in jedem Jahr neu zu verabschieden ist. Hier sind neue

Konsolidierungsmalnahmen aufzunehmen®.
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Wir hatten dies deshalb zum Gegenstand einer entsprechenden Beanstandung gemacht und
das Fachamt um Stellungnahme gebeten.

Das Ordnungsamt kommt neben Ausfiihrungen zum Kostendeckungsprinzip bei Gebihren,
Wirtschatftlichkeitsbetrachtungen vor bzw. nach der Fusion u. a. zu dem Schluss, ,dass die
Uberschussbetrage bei genauer Betrachtung jahrlich individuell erwirtschaftet wurden und
der Festigung und Sicherung des stadtischen Haushalts dienen und somit der Haushalts-

konsolidierung®.

Wir halten es demgegeniber nach wie vor in der Sache fir nicht zielfihrend, wenn essen-
tielle Aspekte hinsichtlich der Aussagefahigkeit des Haushaltssicherungskonzeptes keine

Beachtung finden.

In dieser Auffassung sehen wir uns nunmehr bestatigt, da im Bericht der ,132. Verglei-
chenden Prifung - Haushaltsstruktur 2009: Grof3stadte - im Auftrag des Prasidenten des
Hessischen Rechnungshofes (Schlussbericht f. Kassel - Teil 3)* ausgefuhrt wird - Stand vom
25.03.2010 - :

Als Konsolidierungsbeitrage wurden die jahrlichen von der Stadt ermittelten Uberschiisse
dieses Bereiches ausgewiesen. Uberschiisse wurden fir diesen Bereich bereits vor der
Zusammenlegung ausgewiesen. Allerdings wurden bis dahin nicht sdmtliche Verwaltungs-
kosten anderer Haushalte weiterbelastet.

Eine Uberprifung der durch die Zusammenlegung tatsachlich entstandenen Einsparungen
nahm die Stadt Kassel nicht vor.

Da die Einsparungen aus dieser Malinahme spéatestens seit 2004 in den Haushaltsplanen
enthalten waren, sollte diese MaRnahme in der Fortschreibung des Sicherungskonzeptes

nicht mehr beriicksichtigt werden.
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9.7 Feuerwehr

9.7.1 Inhalt und Umfang der Prifung

Neben der laufenden Prufung des Haushaltsvollzuges wurde die Neufassung der
Feuerwehrgebihrensatzung gepruft.
Die Priifung erstreckte sich insbesondere auf die richtige Anwendung der Rechtsgrundlagen

sowie die Grundlagen der Gebuhrenbemessung

9.7.2 Neufassung der Feuerwehrgebihrensatzung

Die Feuerwehrgebihrensatzung wurde letztmalig in den Jahren 1998 und 2000 sowohl
materiell als auch hinsichtlich der Gebihrenhéhen bzw. der angesetzten Personalkosten
geéandert. In die anzupassende neue Satzung sollte auch die Gestaltung der Einsatzkosten
fur Fahrzeuge und Gerat mit aufgenommen werden.

Bei der Errechnung der durchschnittlichen Stundenséatze wurden die Personalkostentabelle
der Stadt sowie eine fiktive Gehaltssteigerung von 2,4 % zu Grunde gelegt. Daneben wurde
zur Berechnung der Fahrzeugkosten die sog. Vorhaltezeit berticksichtigt, welche direkt
- jeweils anteilig- auf einen bestimmten Einsatz entfallt. Dabei wurden auch
Finanzierungskosten, kalkulatorische Abschreibung, Kosten fir Kfz-Versicherung und
Unterhaltungskosten, Kosten fiir Energie sowie kalkulatorische Mieten fir die Stellplatze mit
beriicksichtigt. Die Summe dieser Kosten wurde in Relation zu den Fahrzeugen (Art und
Menge), der konkreten Vorhaltezeit sowie den konkreten Einsatzzeiten je Fahrzeug gesetzt.
Der sich daraus ergebende Mittelwert i. H. v. 1,00 € je Einsatzstunde und Person sollte den
vorgesehenen Stundensétzen zugerechnet werden.

Die Feuerwehr hatte uns mit Schreiben vom 15.11.2007 gebeten, die beabsichtigte
Neufassung der Feuerwehrgebihrensatzung zu prifen und zu diesem Zweck - neben den
relevanten Unterlagen - ein Urteil des VGH Kassel vom 22.07.2007 beigefigt, in welchem
ausfihrlich Festlegungen zur Gebihrenhéhe und der Bertcksichtigung von Vorhaltezeiten
getroffen wurden.

In diesem Urteil, dessen Rechtskraft zwischenzeitlich eingetreten ist, wird u. a. ausgefuhrt:

Kostenerstattung (Kostenersatz) beschrankt sich grundsatzlich auf die Deckung der
entstandenen Kosten und lasst eine Uberdeckung nicht zu. Zu den ,durch den
Einsatz der Feuerwehr entstandenen Kosten“ deren Erstattung die Gemeinde durch

8§61 Abs.2 HBKG verlangen kann, gehédrt der mit dem konkretem Einsatz
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verbundene Werteverbrauch, denn die eingesetzten Giter - sei es die Arbeitskraft
des eingesetzten Personals, sei es das jeweils eingesetzte Sachgut - stehen der
Gemeinde in der fraglichen Einsatzzeit fur eine sonstige Aufgabenerfillung nicht zur
Verfugung. Zu diesen Kosten zéhlen daher sowohl die auf die Einsatzzeit
entfallenden anteiligen Personalkosten (ohne Arbeitsplatzkosten) als auch die anteilig
auf die Einsatzzeit entfallenden Vorhaltekosten bei eingesetzten Sachgutern. Eine
Aufteilung der Vorhaltekosten, die gleichmafRig das ganze Jahr, Tag fiur Tag und
Stunde fur Stunde anfallen, kénnen nur in der Weise erfolgen, indem fir die
Ermittlung der auf die einzelne Einsatzstunde entfallenden Kosten auf deren
Verhéltnis zur Gesamtstundenzahl des Jahres abgestellt wird. Eine Umlegung der
Kosten allein auf die Zahl der insgesamt anfallenden Einsatzstunden im Jahr verbietet

sich dagegen.

Wir haben -auch vor dem Hintergrund, dass der VGH mit diesem Urteil einen
Gebihrenbescheid der Feuerwehr der Stadt Frankfurt aufgehoben hatte - diese
Festlegungen zum Anlass genommen, der Feuerwehr zu empfehlen, sowohl die in den
vorgelegten Personalkostenberechnungen enthaltenen Arbeitsplatzkosten wie auch die
vorgesehenen Gemeinkosten unbertcksichtigt zu lassen.

Der Empfehlung wurde entsprochen.

Bei der Erhebung der Kosten handelt es sich nicht um Benutzungsgebiihren im Sinne des
§ 10 KAG weswegen die Moglichkeit einer Kalkulation, welche eine ,Deckung der Kosten der
Einrichtung" gewahrleistet, nicht gegeben ist.

Vielmehr postuliert § 61 HBKG die grundsatzliche Gebihrenfreiheit der Einsatze der
Feuerwehren und sieht lediglich als Ausnahmen von diesem Grundsatz bestimmte Falle
(z. B.: Brandstiftung, grobe Fahrlassigkeit usw.) vor, in denen Kostenersatz verlangt werden

kann.

Hinsichtlich der Berilicksichtigung der sog. Vorhaltezeit haben wir festgestellt, dass
- entgegen der bisherigen Verfahrensweise - bei der Umlegung der Kosten allein auf die Zahl
der insgesamt angefallenen Einsatzstunden im Jahr abgestellt wurde, nunmehr bei der
Kostenermittiung die einzelne Einsatzstunde bzw. deren Verhéltnis zur Gesamtstundenzahl
des Jahres berlcksichtigt wird.

Der sich hieraus ergebende Faktor/Std. = 1,10 € wurde als Fahrzeugkostenzuschlag neben
den errechneten Personalkostensatzen ausgewiesen.

Die auf Grund der veranderten Rechtsprechung vorgenommene Anpassung der Feuerwehr-
gebuhrensatzung bedeutet fir die Stadt Kassel gegenlber der vorhergehenden Situation

einen Einnahmeverlust von ca. 30 %, (rd. 100 T€) im Jahr.
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9.8 Schulverwaltungsamt

9.8.1 Inhalt und Umfang der Prifung

Der Teilhaushalt umfasst die Ertrage und Aufwendungen der &uf3eren Schulverwaltung und
der Bekdostigung fir rd. 60 Kasseler Schulen sowie die Gastschulbeitrage.

Die Ertrdge und Aufwendungen wurden stichprobenweise auf die zweckméRige und wirt-
schaftliche Mittelverwendung sowie die Einhaltung der haushaltsrechtlichen Bestimmungen
geprift. Festzustellen war u. a., dass Ertrage und Aufwendungen in erheblichem Umfang
nicht periodengerecht zugeordnet waren. Unsere Feststellungen haben wir dem Fachamt
und dem Amt Kammerei und Steuern schriftlich mitgeteilt. Fir die Folgejahre wurden unzu-
treffende Zuordnungen bereits korrigiert. Die dem Berichtsjahr zugeordneten Ertrdge des
Jahres 2006 werden nach Mitteilung des Amtes Kédmmerei und Steuern zu den aul3erordent-

lichen Ertrégen umgebucht.

9.8.2 Prifung von Verwendungsnachweisen

Im Berichtsjahr wurden u. a. die Verwendungsnachweise iber die Landeszuweisungen fir
die Europaschulangebote fur das Schuljahr 2006/2007 der Georg-August-Zinn-Schule und

der Friedrich-List-Schule geprift. Es ergaben sich keine Beanstandungen.

Gepruft wurden auf3erdem die Kostenaufstellungen fur die Abrechnung aufgrund offentlich-
rechtlicher Vereinbarungen mit dem Landkreis Kassel (Schule Jungfernkopf und Medienzent-

rum). Auch hier ergaben sich keine erwahnenswerten Beanstandungen.
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9.9 Kulturamt

9.9.1 Inhalt und Umfang der Prifung

Die Aufwendungen und Ertrdge des Amtes wurden stichprobenweise auf die zweckmalige
und wirtschaftliche Mittelverwendung sowie die Einhaltung der haushaltsrechtlichen Bestim-
mungen geprft.

Nach landesrechtlichen Bestimmungen waren Verwendungsnachweise Uber Landeszu-
wendungen (Zuweisungen KFA Museumsprojekte) zu prifen.

Die Prifungen fuhrten zu keinen Beanstandungen.

9.9.2 Verwendungsnachweise lber stadtische Zuwendun  gen

Das Kulturamt férdert Kasseler Kulturschaffende durch Zuwendungen fir deren laufende
Arbeit (institutionelle Férderung) und/oder fur Einzelprojekte (Projektférderung).

Von den Zuwendungsempfangern sind Verwendungsnachweise vorzulegen. Fir die Prifung
der Verwendungsnachweise hatten wir dem Fachamt im Berichtsjahr 2006 empfohlen, ver-
starkt auf die Einhaltung der Zuwendungsrichtlinien der Stadt Kassel, insbesondere auf die
fristgerechte Vorlage, hinzuwirken. Bei unserer stichprobenhaften Prifung in den folgenden
Jahren war festzustellen, dass die Verwendungsnachweise zunehmend fristgerecht vorge-
legt und durch das Kulturamt zeitnah gepruft werden.

Die Zweckmafigkeit der Zuwendungsgewahrung wurde durch uns nicht geprtift.

9.9.3 Komaddie

Uber die wirtschaftliche Situation der Komddie haben wir in den Schlussberichten 2005 und
2006 (hier Tz. 9.6.3) berichtet.

Seit dem 22.06.2006 wird die Komodie als gemeinnitzige GmbH (Komddie Kassel gGmbH)
betrieben. Wir hatten dem Fachamt in Zusammenhang mit der Ubertragung der Rechte und
Pflichten aus dem Vertrag zwischen dem Verein Komddie Kassel e. V. auf die gemeinnitzige
GmbH empfohlen, mit der Komddie Kassel gGmbH die Vorlage der nach den Vorschriften
der 88 242 ff. HGB erstellten Jahresabschlisse vertraglich zu vereinbaren. Zwar wurde ein

solcher vertraglicher Anspruch nicht begriindet, dem Kulturamt wurden aber von der
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Komddie Kassel gGmbH mit den Verwendungsnachweisen die Jahresabschliisse der Jahre
2006, 2007 und 2008 vorgelegt.

Gemal den Berichten des Wirtschaftsprifers Uber die Jahresabschliisse bestand fur die
Jahre 2006 und 2007 jeweils eine bilanzielle Uberschuldung der Gesellschaft. Ab dem Jahr
2008 war nach den von der Gesellschaft vorgelegten Nachweisen jeweils ein positives

Geschaftsergebnis zu verzeichnen.

Der jahrliche Zuschuss der Stadt Kassel wurde vertraglich ab 01.09.2007 von 155.944,02 €
auf 130.000,00 € reduziert.

9.9.4 Schulkostenerstattung Musikakademie

Abweichend von der grundsatzlichen Regelung, wonach das Land die Personalkosten der
offentlichen Schulen tragt, sind die Personalkosten der Musikakademien von den Schul-
tragern zu tragen. Gemal § 151 Abs. 3 HSchG erstattet das Land den Schultrdgern die Per-
sonalkosten, soweit sie auf die beruflichen Abteilungen der Akademien entfallen.

In den Schlussberichten 2004, 2005 (jeweils unter Tz. 6.3.2) und 2006 (Tz. 9.6.4) wurden die
ausstehenden Personalkostenerstattungen des Landes Hessen fir die Musikakademie dar-

gestellt. Die Ruckstande aus Vorjahren sind nunmehr in voller Hohe abgebaut.

Im Ergebnisplan 2006 des Teilhaushalts 41002 Musikakademie war zu den ausstehenden
Personalkostenerstattungen ein Zinsertrag in Héhe von 200 T€ geplant. Die ebenfalls im
Jahr 2006 vorgenommene Buchung als Ertrag in Hohe von 200 T€ wurde durch das Amt
Kammerei und Steuern im Jahr 2007 storniert. Wertberichtigungen sind jedoch aufwands-

wirksam vorzunehmen.

Zu dieser Prifungsfeststellung teilte das Amt Kammerei und Steuern mit Schreiben vom
11.02.2010 u. a. mit: ,Die von Ihnen dargestellte Herangehensweise (Buchung Aufwand
aus Einzelwertberichtigung an Forderung) sehen wir heute ebenfalls als die bessere an.
... ZukUnftig werden wir entsprechend der von lhnen dargestellten Herangehensweise

verfahren.”

9.95 Burgerhauser und Stadtteilkulturarbeit

Nach der Fusion der Volkshochschulen der Stadt und des Landkreises Kassel wurde der Be-
reich Blrgerhdauser und Stadtteilkulturarbeit mit Wirkung vom 01.01.2007 als Abteilung dem

Kulturamt zugeordnet. In den Birgerhdusern werden stadtteilbezogene Kurse angeboten
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und fur Veranstaltungen Rdume an Dritte tberlassen. Die Honorare und Entgelte fur diese
Angebote bzw. Vergaben waren bis zu der Organisationsénderung in der Satzung fur die
Gesamt-Volkshochschule der Stadt Kassel geregelt. Mit Inkrafttreten der Entgeltordnung fir
die Volkshochschule Region Kassel am 29.06.2007 sind diese Entgeltregelungen auf3er
Kraft getreten.

Wir haben das Fachamt mit Schreiben vom 14.11.2007 auf den aus unserer Sicht
bestehenden Regelungsbedarf fiir die Entgelte und Honorare fir die Stadtteilangebote hin-
gewiesen. Die im Januar 2009 vom Kulturamt vorgelegten Entwirfe fur die Entgeltordnungen
und die Honorarregelung befinden sich nach Mitteilung des Kulturamtes vom 28.05.2010

noch in der Abstimmung mit den zu beteiligenden Fachamtern.

Durch den Antrag auf Bewilligung einer UberplanmaRigen Aufwendung vom 16.07.2007
erhielten wir Kenntnis von dem zum damaligen Zeitpunkt vorgesehenen Einsatz einer Kurs-
verwaltungssoftware fur die Verwaltung der Stadtteilangebote. Fiur die Beschaffung der
Lizenz und eine Einfihrungsschulung wurden 2.127,90 € aufgewendet. Das Programm wird
nicht produktiv eingesetzt; nach Mitteilung des Kulturamtes ist der Einsatz auch fur die

Zukunft nicht mehr vorgesehen.
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9.10 Sozialamt

9.10.1 Inhalt und Umfang der Prifung

Wir haben die bisherige, aus unserer Sicht bewahrte Systematik fortgesetzt und wieder
schwerpunktmafig Leistungsbereiche geprift.

Ergebnis unserer Prifungen war, dass weitgehend eine sachgerechte Fallbearbeitung erfolgt
ist. Die Umstellung vom BSHG hin zum SGB XII wurde konsequent fortgesetzt. Festgestellte
Bearbeitungsfehler waren nicht von grundsatzlicher Bedeutung. Wo Regelungsbedarf

bestand, ist das Fachamt tétig geworden.

9.10.2 Periodengerechte Zuordnung

Die Restabwicklung von Sozialleistungen aus BSHG-AIltfallen aus den Vorjahren 2003/2004
wurde im Rahmen der Mehr/Weniger-Begriindungen zwar erlautert und dem Amt Kdmmerei
und Steuern mitgeteilt, aber nicht periodengerecht gebucht. Das Amt Kémmerei und Steuern
ist unseren Empfehlungen gefolgt und hat Ertrdge aus Kostenerstattungen von Gemein-
den/Gemeindeverbanden in Hohe von 2.406.202,91 € nach periodenfremden Ertragen
umgebucht.

Ebenso wurde mit Aufwendungen in Hohe von 230.491,44 € fur den gleichen Zeitraum ver-

fahren. Sie sind nach periodenfremden Aufwendungen umgebucht worden.

9.10.3 Migration

Aufgabe des Sachgebietes ist im Wesentlichen tber die Unterbringung und Sicherung des
Lebensunterhaltes fir Flichtlinge (Stichwort: Asylbewerberleistungsgesetz) und flr Spataus-
siedler zu entscheiden.

Die Arbeitsintensitat wurde vielfach durch die Auslanderbehérde bestimmt. Auslanderrecht-
liche Malnahmen fuhrten haufig dazu, dass Aufenthaltsgenehmigungen und Duldungs-
erlaubnisse fortlaufend verléangert wurden und werden, wobei die Fristen in zeitlicher Lange
sehr unterschiedlich sind.

Dies hat zur Folge, dass immer wieder Vorsprachen fiir die Leistungsgewéahrung erforderlich
und ,Barauszahlungen* an die Berechtigten zu leisten sind. Damit werden weitere Stellen,
u. a. die Stadtkasse mit belastet. Dabei entsteht ein nicht unerheblicher Verwaltungsauf-

wand. Wir haben daher empfohlen, die derzeitige Vorgehensweise zu hinterfragen.
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Das Sozialamt hat dazu schriftlich mitgeteilt, dass nach Ricksprache mit der Auslénder-
behdrde die bisherige Praxis beibehalten werden sollte. In AbwAgung ausléanderrechtlicher
Aspekte, die auch die wirtschaftliche Seite einbeziehen, liegt eine mdglichst kurze Befristung
der Aufenthaltsgenehmigungen / Duldungen im Gesamtinteresse der Stadt Kassel.

Oftmals wurde den Leistungsberechtigten aus in der Person liegenden Grinden die Eroff-
nung eines Girokontos verweigert, was wiederum zu ,Postbarscheckzahlung® und damit zu
erhéhten Kosten fuhrte. Mindlich hat das Fachamt dazu mitgeteilt, dass es nach wie vor

bestrebt ist, die Zahl der Postbarscheckzahlungen und damit die Kosten zu reduzieren.

9.10.4 Beforderungsdienst fur Schwerstbehinderte

Menschen mit Behinderungen konnen zur Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft
Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch (SGB) erhalten. Der Befdrderungsdienst ist eine
MaRnahme der Eingliederungshilfe nach den Vorschriften der 88 53 ff SGB XIl. Seit Juli
2004 kann die Hilfe als budgetierte Geldleistung erbracht werden. Da das bis zum
31.12.2006 praktiziere Scheckverfahren nicht mehr zeitgemald war, wurde es zum

01.01.2007 durch eine budgetierte Monatsleistung ersetzt.

Amteriibergreifend unter Einbeziehung der Revision und Beteiligung der Interessenverbande
wurden neue Kriterien erarbeitet. Sie fanden ihren Ausfluss in der Neufassung der Richtlinien
fur die Durchfihrung des Beftérderungsdienstes, die vom Magistrat im November 2006

beschlossen worden sind.

Als Ergebnis unserer Prufung ist festzustellen, dass die Skepsis gegenuber der Neuregelung
unbegriindet war. Dies bestétigt auch der vom Sozialamt erstellte Jahresbericht 2007 fir den
Behindertenfahrdienst. Durch die effiziente Umsetzung haben sich fir die Betroffenen mehr-
heitlich Vorteile ergeben. Dartber hinaus konnte das anvisierte Einsparungsziel von ca. 8 —

10 % fur 2007 mit ca. 35 % gegeniuber 2006 noch weit tUibertroffen werden.
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9.10.5 Eingliederungshilfe

Integrationsmafinahmen fur schulbegleitende Hilfen

Im Rahmen der Eingliederungshilfe nach dem SGB XIlI kdnnen schulbegleitende Malf3-
nahmen fir behinderte Kinder gewahrt werden. Der Bedarf richtet sich nach der Besonder-
heit des Einzelfalles und wird in Abstimmung mit der Schule (Sonderschule), dem Gesund-
heitsamt, den Eltern und dem Sozialamt ermittelt. Kosten konnen entstehen fir den Schiler-
transport, fur eine Schulbegleitung / Assistenz im Unterricht, bei der Nachmittagsbetreuung
und bei Klassenfahrten.

Die Hohe der Aufwendungen richtet sich nach den zu erbringenden Leistungen. Sie kdnnen
im Einzelfall durchaus monatlich ca. 2.500,00 € betragen. In 2007 erhielten 58 Kinder

Leistungen in Héhe von insgesamt ca. 618.00,00 €.

Die Anspruchsermittlung in den gepruften Leistungsakten war nicht zu beanstanden. Einige
Verwaltungsablaufe waren zu optimieren, was vom Fachamt zugesagt und auch umgesetzt

wurde.

9.10.6 Kommunale Arbeitsforderung (KAF)

Die Kommunale Arbeitsférderung fuhrt u. a. Beschaftigungs-, Qualifizierungs- und Integra-
tionsprojekte durch. So z. B. MaRnahmen wie ,Passgenau in Arbeit* (PI1A) und ,Ausbildung
statt ALG 11 (AstA), die Uber mehrere Jahre laufen. Hierflr gewéhrt u. a. das Land Hessen
jahrliche Zuwendungen. Uber die zweckentsprechende Verwendung der Mittel sind jahrlich
Zwischenverwendungsnachweise, zum Abschluss der MalRnahme jeweils Gesamtverwen-
dungsnachweise vorzulegen, die vom Revisionsamt zu prifen sind.

Die Zusammenstellung des umfangreichen Zahlenmaterials fiir die Verwendungsnachweise
ist mit erheblichem Verwaltungsaufwand verbunden. Trotzdem entsprachen die Nachweise
grofltenteils den Vorgaben. Sich aus der Prifung ergebende notwenige Korrekturen wurden
vom Fachamt einvernehmlich vorgenommen.

Als Ergebnis unserer Prifungen ist festzustellen, dass wir uneingeschrankt unsere Testate

erteilen konnten.
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9.11.1 Inhalt und Umfang der Prifung

»  Zuschussentwicklung im Jugendhilfebereich

e Prifung der Verwendungsnachweise

e Prifung von Unterhaltsvorschussleistungen

«  Belegprufung

9.11.2 Zuschussentwicklung im Jugendhilfebereich

Die ab 2006 erfolgte Umstellung von der kameralen zur doppischen Haushaltsfiihrung l&asst
einen direkten Haushaltsvergleich mit den Vorjahren bis 2005 nicht zu. Wir haben durch

Zuordnung der Ergebnisse der UA in die ab 2006 neu geschaffenen Bereiche der einzelnen

Teilhaushalte einen Vergleich mit den Vorjahren hergestellt.

Dieser zeigt, dass in 2006 der Zuschussbedarf gegeniiber dem Jahr 2005 fast gleich geblie-
ben, in 2007 jedoch bei Betrachtung ohne die besonderen Einnahmen der Jahre bis 2006

um rd. 2.315 T€ angestiegen ist.

Nachstehend die Entwicklung aller Teilhaushalte des Jugendamtes 2003 — 2007:

Besondere Einnahmen Zuschussbedarf ohne
Zuschussbedarf It. aus Konzerns Klinikum )
die besonderen
Jahr Jahresrechnung Kassel Einnahmen
€ 2003 -2006
€
€
2003 37.830.497 7.703.850 45.534.347
2004 37.830.884 7.580.000 45.410.884
2005 41.943.420 7.254.760 49.198.180
2006 41.995.087 6.937.364 48.932.451
2007 51.247.254 0 51.247.254

In den Jahren 2003 bis 2006 beinhaltet der Zuschussbedarf laut Jahresrechnung die beson-
deren Einnahmen aus dem Verkauf stadtischer Anteile an den gemeinnttzigen Gesellschaf-

ten im Bereich des Konzerns Klinikum Kassel, die auf mehrere Jahre verteilt wurden und in

2006 endeten.
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Die Ausgabensteigerungen in 2007 ergaben sich vor allem in den Bereichen der Hilfe fir
junge Menschen und ihre Familien und der Forderung von Kindern in Tageseinrichtungen
und den im Vergleich zu den Vorjahren fehlenden besonderen Einnahmen. Im
Rechenschaftsbericht zum Jahresabschluss des Haushaltsjahres 2007 wird hinreichend auf

die veranderte Situation in der Jugendhilfe verwiesen.

9.11.3 Priufung der Verwendungsnachweise

Wie bereits im Vorjahr nahm auch in 2007 die Prifung von Verwendungsnachweisen einen

breiten Raum ein.

Entsprechend den stadtischen Zuwendungsrichtlinien sowie den Landes- und Bundes-

vorschriften haben wir folgende Zuwendungen gepruft:

e der Stadt Kassel an verschiedene Einrichtungen im Bereich der Zustandigkeit des
Jugendamtes

e« des Bundes aus dem Europaischen Sozialfonds fur das Bundesprogramm ,Lokales
Kapital fir soziale Zwecke* (LOS) in Hohe von 181.665,51 €

Durch das Projekt LOS wurden wieder 19 Projekte durchgefihrt, deren Mittelverwendungen

zu dokumentieren und in Zusammenarbeit mit der Koordinierungsstelle des Jugendamtes fiir

LOS begleitend zu prifen waren. Die Projekte wurden unter www.los-kassel.de/ prasentiert.

Im Zusammenhang mit der Prufung der Projektkosten zu LOS wurde festgestellt, dass fir
das Jugendamt keine einheitlichen Regelungen fiir Honorarvertrage bestehen.

Wir haben am 04.05.2006 empfohlen, entsprechende Richtlinien zu erarbeiten bzw. beste-
hende Richtlinien zu erganzen.

Das Jugendamt ist unserer Empfehlung gefolgt und hat eine entsprechende Vorlage erarbei-
tet, die durch das Personal- und Organisationsamt- dem Magistrat 2010 zur Beschlussfas-

sung vorgelegt werden soll.
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9.11.4 Prufung von Unterhaltsvorschussleistungen na ch dem
,Gesetz zur Sicherung des Unterhalts von Kindern al lein-
stehender Mitter und Vater durch Unterhaltsvorschis se
oder —ausfalleistungen (Unterhaltsvorschussgesetz —
UhVorschG)

Bei allgemeinen, in nsk stichprobenweise durchgefiihrten Uberpriifungen stellten wir im Juni
2007 fest, dass bei den UhVorschG-Leistungen von den abzufiihrenden Einnahmeanteilen
mindestens 50 T€ zuviel an das Land abgefihrt worden sind und auch die Abrechnungen

der Ausgaben nicht korrekt waren.

Wir haben dies zum Anlass genommen, folgende Prufungen durchzufihren:
Abrechnungen der Leistungen mit dem Land

Die nach § 8 UhVorschG zu zahlenden Geldleistungen werden zu 1/3 von Bund, im Ubrigen
von den Landern getragen. in Hessen haben sich die zustandigen Gebietskoérperschaften mit
50% an den Geldleistungen zu beteiligen, soweit sie vom Land zu tragen sind
(Drittelfinanzierung). Im Gegenzug hat die Stadt 2/3 der Einnahmen von
Sozialleistungstragern, Unterhaltspflichtigen und Erstattungen aus Uberzahlungen an das
Land abzuflihren.

Die Abrechnungen mit dem Land erfolgen jeweils quartalsweise.

Durch den Wechsel des Kassenverfahrens von BKF auf nsk ab 01.01.2006 haben wir die
korrekte Ubernahme aller Betrage in Einnahme und Ausgabe bis ins Jahr 2005 zuriick

verfolgt, so dass eine Ubergreifende Rickrechnung erforderlich wurde.

Bei den Abrechnungen sind die Werte der Ergebnisrechnung aus nsk zu Grunde gelegt
worden. Da jedoch nur die tatsachlich geleisteten Einahmen und Ausgaben die Grundlage
fur die Abrechnungen bilden, missen die Zahlen aus der Finanzrechnung bericksichtigt

werden.
Fehler sind aufgetreten bei:

- der Abrechnung der UhVorschG-Leistungen
vom Land zuviel angefordert: 6.816,22 €

- der Erstattung aus erzielten Einnahmen
dem Land wurden im Zeitraum 2003 — 2007 zuviel erstattet: 115.549,72 €

Die Betrdge wurden mit dem Jugendamt abgestimmt und bei den Folgeabrechnungen

bertcksichtigt, so dass kein wirtschaftlicher Schaden entstanden ist.
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Aktenprifung

Bei der Prufung laufender Vorgadnge haben wir Aktenfihrung, Antragsverfahren,
Bescheiderteilung, Verfolgung von Unterhaltsanspriichen und Aktenabgabe an den Bereich

Altfalle in den Vordergrund gestellit.

Nennenswerte Beanstandungen ergaben sich nicht, sonstige Punkte wurden mit den

Sachbearbeiterinnen besprochen.

Ein weiterer Schwerpunkt waren die sogenannten Altfélle. Dies sind UhVorschG-
Leistungsfalle, die ausgabemafig abgeschlossen und in denen noch Rickforderungen (8 5
UhVorschG) und / oder Unterhaltsriickstande (8 7 UhVorschG) zu bearbeiten sind.

Die Prifung ergab, dass die Akten zum Teil Mangel in der Bearbeitungsqualitat aufwiesen.
Dies auRRerte sich vor allem durch fehlende Weiterbearbeitung der Wiedervorlagen. Da nur
die rechtzeitige Bearbeitung bestehende Forderungen sichert, haben wir darauf

hingewiesen, dass eine ordnungsgemalie Bearbeitung der Altfalle unerlasslich ist.

Das Jugendamt ist unserer Aufforderung gefolgt und hat die ,,Abarbeitung” der Altfélle durch

entsprechende MalRnahmen sichergestellt.

Belegprifung

Die Uber das Jahr 2007 verteilte Belegprifung zu unterschiedlichen Teilhaushalten, Sach-

konten und Kostenstellen ergab keine Beanstandungen.
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9.12  Sportamt

Haushaltsmafige Vorgéange sind im Bereich der Sportférderung gepruft worden.
Beanstandungen ergaben sich nicht.

Nach der intensiven Prifung des Sportlerballes in 2006 haben wir diesmal nur den
Zuschussbedarf von 2007 gegentiber dem Vorjahr ermittelt. Trotz einer Einnahmeverbesse-
rung konnte die moderate Erhéhung der Ausgaben nicht ausgeglichen werden.
Zuschussbedarf 2006: 4.889,26 €

Zuschussbedarf 2007: 7.314,54 €



-108 -

9.13 Gesundheitsamt

Die haushaltsmaRlige Abwicklung der stadtischen Zuwendungen an die verschiedenen Ver-
eine und Verbande wurde stichprobenhaft geprift. Die Prifung fuhrte zu keinen Beanstan-

dungen.
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9.14  Arbeitsfoérderung Stadt Kassel GmbH (AFK)

Die AFK erbringt Leistungen nach dem SGB Il teilweise zu Lasten der Kommune. Fir die
Prifung der Leistungsgewahrung in den Bereichen Eingliederung ins Arbeitsleben, Uber-
nahme von Unterkunfts- und Heizkosten und die Abdeckung besonderer Bedarfe steht uns
ein vertragliches Priifrecht zu, von dem wir Gebrauch machen.

Als Ergebnis unserer stichprobenhaften Prifungen ist festzustellen, dass trotz der vielféltigen
und immer wieder neuen Vorgaben, insbesondere der Bundesagentur, die Bearbeitungs-
gualitat gestiegen ist. Aufgrund der bekannten Mitarbeiterstruktur werden aber einheitliche
Arbeitsergebnisse nicht von heute auf morgen zu erreichen sein. Trotzdem waren keine
gravierenden Mangel erkennbar, um sie im Schlussbericht darzustellen.

Gemeinsam mit der Wirtschaftsabteilung des Sozialamtes haben wir wieder Abrechungsvor-
gange geprift. In den gepriften Fallen sind die Kosten zu Recht der Stadt in Rechnung
gestellt worden. Einige Vorgédnge bedurften der Nachfrage und Klarung, die auch herbei-

gefuhrt werden konnte.
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9.15 Bauverwaltungsamt

Die Belegprifung erstreckte sich auf Stichproben und die Kontrolle der Vollstandigkeit der
Belege. Des Weiteren wurden die Einhaltung des Amtsbudgets und die Begriindungen zu
wesentlichen Abweichungen geprift.

Die Priufung fuhrte unter Berilicksichtigung der Budgetdefinitionen zu keinen Beanstan-

dungen.
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9.16 Vermessung und Geoinformation

Die Belegprifung erstreckte sich auf Stichproben und die Kontrolle der Vollstandigkeit der
Belege, die Einhaltung des Amtsbudgets und die Begrindungen zu wesentlichen Ab-

weichungen. Die Prifung fihrte zu keinen nennenswerten Feststellungen.
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9.17  Stadtplanung und Bauaufsicht

9.17.1 Inhalt und Umfang der Prifung

Im Rahmen der Prifung der Jahresrechnung wurden die Einhaltung der Haushaltsansatze,

die Vollstandigkeit der Rechnungsbelege und stichprobenartig einzelne Belege gepriift.

9.17.2 Einhaltung der HH-Ansatze

Die Prifung der Einhaltung der Haushaltsansétze konnte aufgrund der gegenseitigen
Deckungsfahigkeit aller Budgets nur auf Amtsbudgetebene erfolgen. Uber die Budgetebene
sind beide Teilhaushalte, TeilHH Stadtplanung und TeilHH Bauaufsicht, zu einem gemein-

samen Deckungskreis verbunden.

Die Prufung fuhrte unter Berlcksichtigung der Budgetdefinitionen zu keinen Beanstan-

dungen.
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9.18 Gebaudewirtschaft

Die Einfuhrung der Gebaudewirtschaft zu Beginn des Jahres 2005 wurde stufenweise bis ins

Jahr 2006 vollzogen und abgeschlossen.

Mit der Einfuhrung der Gebaudewirtschaft wurden alle Aufgabenbereiche rund um das
Gebaude oder auch einzelner Raume gebiundelt. Ziele waren und sind ein ganzheitliches
und professionelles Gebaudemanagement zu schaffen, Leistungen und Kosten transparent

zu machen und den Raum zu angemessenen Kosten bei guter Qualitéat bereit zu stellen.

Durch die Ubertragung der Zustandigkeit der Hausverwaltung fir alle stadtischen und ange-
mieteten Geb&dude wurden der Gebdudewirtschaft neben umfangreichen Zusténdigkeiten
auch eine Vielzahl véllig uneinheitlich gefihrter Gebaude- und Mietakten Ubertragen.

Die Sichtung, Strukturierung und Erfassung der Daten dauerte bis in die zweite Jahreshalfte
des Jahres 2006 hinein an. Damit verbunden waren Probleme beziglich der Budgetver-
antwortung und -kontrolle fir die gebdudebezogenen Abgaben, Mieten und Mieteinnahmen
(siehe Ziffer 8.6).

Eine Erfolgskontrolle bzw. ein Kostenvergleich der Gebaudewirtschaft anhand belastbarer
Zahlen wird erst moglich sein, wenn Jahresergebnisse mehrerer Jahre vorliegen. Dass die
Erfolgskontrolle ber den Rechenschaftsbericht des Jahresabschlusses mdéglich sein wird, ist
nach bisherigem Kenntnisstand leider zu verneinen. Denn im Rechenschaftsbericht des Jah-
resabschlusses 2007 ist unter Ziffer 4.2.1 ablesbar, dass die Geb&audewirtschaft mit einem
Fehlbedarf in Hohe von rd. 3 Mio. € das Jahr 2007 abschliel3t. Letztlich kbnnten Zweifel an
der Wirtschaftlichkeit der Geb&udewirtschaft aufkommen, wenn man nicht im Teilhaushalt
(der Teilergebnisrechnung - Muster 17) die Ursache des hohen Fehlbedarfes selbst heraus-
arbeitet.

Die Ursache liegt nach unserer Feststellung zum grof3ten Teil an den zu niedrig angesetzten
Personalaufwendungen (rd. 2,7 Mio. €). Hier sollten fur die Zukunft realistische Ansatze ver-

anschlagt werden.

9.18.1 Inhalt und Umfang der Priifung

Es wurden die Einhaltung der Haushaltsansétze, die Vollstandigkeit der Rechnungsbelege
und stichprobenartig einzelne Belege gepruft.

Die Prifung fuhrte zu keinen Beanstandungen.
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9.19 StraRenverkehrsamt

9.19.1 Inhalt und Umfang der Prifung

Es wurden die Einhaltung der Haushaltsansatze, die Vollstandigkeit der Rechnungsbelege
und stichprobenartig einzelne Belege geprift.

Die Prufung fihrte zu keinen Beanstandungen.

Haushaltsausfiihrung

Die Prufung der Aufwendungen ergab eine Reihe von korrekturbedirftigen Buchungen
wegen des VerstoRes der periodengerechten Zuordnung der Aufwendungen. Unsere diesbe-

zuglichen Feststellungen wurden von - 66 - in Abstimmung mit - 20 - korrigiert.



10 Prifungen von Baumal3nahmen

10.1 HOAI-Vertrage

Die Abwicklung des Gesamtbauvolumens wird zum Teil von freischaffenden Ingenieur- und
Architekturblros durchgefiihrt. Hierzu werden die Biros flr die zu erbringenden Leistungen
gemal HOAI (Honorarordnung fiir Architekten und Ingenieure) in der jeweiligen Fassung
beauftragt. Besonderer Wert wird darauf gelegt, dass der fiir die jeweilige BaumalRhahme
zustandige Mitarbeiter des beauftragten Ing.-Blros nach dem Gesetz Uber die formliche
Verpflichtung nicht beamteter Personen (Verpflichtungsgesetz) auf die strafrechtlichen
Folgen einer Pflichtverletzung hingewiesen wird. Hiermit wird im Besonderen dem Erlass zur
Korruptionsvermeidung in hessischen Kommunalverwaltungen vom 01. Januar 2009 vom

Hessischen Ministerium des Innern und fur Sport Rechnung getragen.

Auf der Grundlage der HOAI wird die Festlegung der vertraglichen Rahmenbedingungen,
insbesondere die Honorarbemessung fir die vereinbarten Leistungen (z. B. objektbezogene
Honorarzone in Abhangigkeit vom Schwierigkeitsgrad der jeweiligen Malinahme, die Vergu-

tung von Teilleistungsphasen in Abhangigkeit vom geforderten Leistungsumfang) gepruft.

Wird die Schlussrechnung zum entsprechenden Honorarauftrag vorgelegt, so wird neben der
Prifung der Angaben in der Rechnung selbst auch der Vergleich mit dem urspriinglichen
Auftrag vorgenommen und eventuelle Abweichungen (Nachtrdge, Kostenuber- bzw.

-unterschreitungen) und deren Begrindungen untersucht.

Neben den reinen Planungs- und Baulberwachungsvertragen werden auch Auftrage in den
Bereichen ,Baugrunduntersuchungen®, ,Grundwasserbeprobungen”, ,Emmissionsmes-

sungen“ u. a. dem Revisionsamt zur Priifung vorgelegt.

Im Berichtsjahr wurden insgesamt 46 Vertrage mit einem Honorarvolumen von

1,33 Mio. € vorgelegt.

Von diesen Vertragen entfielen auf die Bereiche
Hochbau einschlief3lich Technik 21 Vertrage
Kanal-, Grund- und StraRenbau 25 Vertrage.

Vergaben von Planungs- und Ingenieurleistungen fir Kanalbaumafl3nahmen und fir sonstige
Hoch- und Tiefbauvorhaben im Bereich der Abwasserbeseitigung sowie deren Abrechnung
werden vom Revisionsamt nicht gepruft, da HOAI-Malinhahmen nicht in den Bereich der VRB
(Vergaberichtlinien fur Bauleistungen) fallen und der fir Kanalbau und Abwasserbeseitigung
zustandige Kasseler Entwasserungsbetrieb (KEB) nur MaRnahmen, die die VRB betreffen,

dem Revisionsamt vorlegt.
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Im nachfolgenden werden einige unserer Feststellungen beispielhaft aufgefiihrt:

Ingenieurvertrag als Auftragserweiterung der zusatz lichen Vermessung, Planung,
Ausschreibung, Vergabe und Bautberwachung zum Ausba u der FuldatalstralRe
zwischen Ostring und Landhaus Meister

Im Dezember 2007 wurde uns die Auftragserweiterung in Hohe von 192.400 € zusammen
mit der Magistratsvorlage vom 04.12.2007 an eine Kasseler Gesellschaft zur Prifung vorge-

legt. Bereits im Januar 2003 erhielt sie den Hauptauftrag in Hohe von 64.715 €.

Die Auftragserweiterung, das dreifache des Hauptauftrages, wurde uns zu einem Zeitpunkt
vorgelegt, zu dem die Arbeiten grof3tenteils ausgefiihrt waren. Hauptauftrag und Auftrags-

erweiterung summierten sich auf einen Betrag von 257.090 €.

Wir haben beanstandet, dass uns das Honorarnachtragsangebot und die damit verbundene
Auftragserweiterung nicht zeitnah zur Prifung vorgelegt wurde. Im Weiteren baten wir um
Klarung, inwieweit bei dieser MaRnahme EU-Recht verletzt wurde (Uberschreitung des

Schwellenwertes).
Das StraRenverkehrsamt nahm u. a. wie folgt Stellung:

.Der bereits am 22.01.2003 erteilte Planungs- und Bauleitungsauftrag musste wegen der

mehrfach erweiterten Bauléange den tatsadchlichen HOAI - Leistungen angepasst werden.

Die zeitliche Verzdgerung dieser vertraglichen Anpassung ist in den langwierigen Verhand-
lungen zum HOAI-Auftrag und zur Vereinbarung zwischen den stadtischen Gesellschaften
und der Stadt Kassel zu sehen. Durch die zum Teil schlechte Qualitdt der Nachtrdge zum
Ingenieurvertrag ergab sich ein Zeit kostender erhdhter Bearbeitungsaufwand. Ein abge-
stimmtes Honorarnachtragsangebot traf erst am 31.10.07 bei der Stadt Kassel ein. Die

zugehdrigen Plane lagen dem Stral3enverkehrsamt ab 19.11.2007 vor.

Die Erh6hung der Auftragssumme erfolgte aus bei der Vergabe nicht absehbarer Erweite-
rung der Baumafl3nahme und nicht in der Absicht, durch Teilung die Schwellenwerte der EU -

Vergaben zu unterschreiten®”.
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HOAI-Vertrage zur Betreuung der StralRenbauprojekte Maulbeerplantage und
Fladigenfeld

Im Zuge der baubegleitenden Prufung wurden uns im Oktober 2007 zwei HOAI-Vertrage
- auf Stundenhonorarbasis mit einem ortsansassigen Ingenieurblro abgeschlossen - vorge-
legt. Die Auftragssumme belief sich insgesamt auf ca. 9.300 €. Anhand der Vertragsunter-
lagen handelte es sich hierbei um die Betreuung von Stral3enbauprojekten, bei denen bereits
Ingenieurbiros beauftragt waren. Nach 8§ 1 des Vertrages sollte das Buro u. a. als Bauherr
fungieren. Die Rickfrage beim Stralienverkehrsamt ergab, dass weitere Auftrage dieser Art
geplant waren.

Seit Jahren vergibt das Strallenverkehrsamt - je nach Auslastung, mal mehr/mal weniger -
Planungsleistungen und Bauleitungsaufgaben an Ingenieurbiros. Derzeit besteht im Sach-
gebiet StraRenneubau ein deutlicher Uberhang zu Gunsten der Ingenieurbiiros. Begriindet
wird dies mit einer derzeit eingeschrankten personellen Situation.

Bei den Auftragen handelte es sich um die Uberwachung bzw. Betreuung von bereits beauf-
tragten Ingenieurbiros (ein Biro Gberwacht das andere).

Wir haben Bedenken gegen diese Form der Vergabepraxis ge&dufRert, da es sich hier um
ureigene Tatigkeiten des Fachamtes handelt (Uberwachung der Ingenieurbiiros), die aus
unserer Sicht zwingend in stadtischer Hand verbleiben missen und haben in diesem
Zusammenhang auf die in jungster Zeit aufgetretenen vielfaltigen Probleme unter Beteiligung
von Ingenieurbiros bei den nachfolgend genannten beispielhaften MaflRnahmen hinge-

wiesen:

Treppenanlage zwischen Breitscheidstrae/Koélnische Stralle

Feststellung von uns, dass bei Vorlage ein unvollstandiges Angebot gewertet werden sollte;
was wir verhindert haben.

StralRenausbau Unterer Késeweq

Vertauschung von Positionen; Diskrepanz zwischen Disketten- und Papierversion des
Leistungsverzeichnisses.

StralRenbauarbeiten Eisenbahnweg

Fehlende Aufklarung der Angebotspreise, durch uns festgestellt, flhrte zur Auftragsvergabe
an den nachstfolgenden Bieter.

Wir haben deutlich gemacht, dass diese Probleme aufgetreten sind, obwohl die Oberbau-
leitung bzw. die Uberwachung der Ingenieurbiiros beim StraRenverkehrsamt lag.

Die vom StralRenverkehrsamt angefiihrte unzureichende Personalausstattung kann u. E.
nicht dazu herangezogen werden, die Kontrollfunktion, die dem Fachamt obliegt, einem
weiteren Ingenieurbiro zu Ubertragen. Zwar verbleibt die Bescheinigung der sachlichen
Richtigkeit nach Auskunft des StraRenverkehrsamtes bei ihnen; nur welche Bedeutung hat
sie, wenn die Aufgaben dafiir einem Biro Ubertragen werden? Wir haben in diesem Zusam-

menhang auf die Gemeindekassenverordnung GemKVO sowie besonders Ziff. 6.2 der
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ADGA Il Nummer 40.8 ,Anordnungsbefugnis und Feststellung der sachlichen und rechne-
rischen Richtigkeit* vom 08.05.2002 und auf die Bedeutung des Feststellungsvermerkes hin-

gewiesen.

Obwohl wir im Februar 2008 die Antwort auf unsere Prifungsbemerkung nochmals ange-
mahnt hatten, ging die Stellungnahme des StralRenverkehrsamtes erst 14 Monate spater im

Dezember 2008 beim Revisionsamt ein. Hierin erklarte es sich u. a. folgendermal3en:

.Bei der Beauftragung der kritisierten Ingenieurvertrage handelt es sich um situations-
bedingte Ausnahmefélle, um das Wissen des ehemaligen Kollegen fir die Abwicklung der
alten Baumaflinahmen zu nutzen. Die sogenannten ,nicht delegierbaren Bauherrenaufgaben*

verbleiben immer beim Fachamt.”

Honorarschlussrechnung fur die ErschlielBungs- und W ohnumfeldmalnahmen in der
Friedrich-Wohler-Siedlung

Die mangelhaften Ingenieurleistungen eines Kasseler Biros fuhrten (vgl. SB 2005 Punkt
9.2.5 auf Seite 80) letztendlich zu einer Bieterverschiebung und zu einem Schaden fir die
Stadt Kassel in Hohe von 160.000 €.

Nachdem durch unsere Intervention die Baufirma bereit war, ihre Schlussrechnung um
22.000,00 € Netto zu kirzen, sollte nun - als Empfehlung von uns an das StralRenver-
kehrsamt - versucht werden, das Ingenieurbiro fir die verbleibende Schadensumme haftbar

zu machen.

Die Honorarschlussrechnung in Hohe von Brutto 80.442,33 € wurde uns im April 2007 im
Zuge der begleitenden bautechnischen Priifung vorgelegt. Das StraRenverkehrsamt hatte sie
lediglich um 2.536,23 € gekirzt. Begriindet war die Kirzung mit Problemen bei der Erfillung
der Ingenieurleistungen. Wir hielten diese Kiirzung fur unzureichend und baten um Stellung-

nahme.

Auch hier erreichte uns die Antwort des Strallenverkehrsamtes trotz Erinnerung erst im
August 2008 (16 Monate nach unserer schriftichen Beanstandung). In seiner Stellungnahme
fuhrte das Strafenverkehrsamt u. a. folgendes aus:

LAuf die Auskdmmlichkeitserklarung wird bereits seit einiger Zeit verzichtet.

Ob das Biro zum Schadenersatz herangezogen werden kann, wurde intensiv geprift und
negativ bewertet. Da es sich um ,Sowieso-Kosten“ handelt, die bei besserer Ausschreibung
ebenfalls entstanden waren.

Wegen der grundsatzlich mangelhaften Leistungsfahigkeit wurde die Rechnung um den

besagten Betrag widerspruchslos gekirzt; die Abrechnung der Schlussrechnung verzdgerte
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sich ebenfalls und fiihrte zum finanziellen Schaden beim Ing.-Biro sowie Zinsgewinn bei der
Stadt.
Das Ing.-Biro wird bei der Beauftragung fur derartige Ing.-Leistungen in absehbarer Zeit

nicht mehr bericksichtigt".

10.2  Technische Prifung

Die technische Prifung der BaumalRnahmen erfolgt baubegleitend und erstreckt sich auf alle
Bereiche der Bauverwaltung und der Eigenbetriebe (Kasseler Entwasserungsbetrieb, Stadt-
reiniger). Sie umfasst die Prifung einzelner MalBhahmen von der Ausschreibung bis zur

Fertigstellung und Abrechnung.

Durch Verfiigung des Oberbiirgermeisters vom 26.05.1999 sind die Amter verpflichtet, alle
Vergaben, Teil- und Schlussrechnungen fir Bauleistungen uber 25 T€ im Hochbaubereich
und Uber 50 T€ im Tiefbaubereich dem Revisionsamt zur Prifung vorzulegen. Fur die Zeit
der Abwicklung der Konjunkturprogramme gilt eine Ubergangsverfiigung des Oberbiirger-
meisters vom 05.06.2009 wonach befristet vom 01.07.2009 bis zum 30.06.2012 die Wert-
grenzen auf 50 T€/100 T€ erhoht werden. Nach diesem Zeitpunkt tritt die alte Regelung

wieder in Kraft.

Die beratende Tatigkeit der technischen Prifer gewinnt immer mehr an Bedeutung. Fest-
gestellte Mangel und Regelverletzungen werden mit den betreffenden Mitarbeitern der
Fachamter besprochen und in gravierenden Féllen der Amts- oder Betriebsleitung auch

schriftlich mitgeteilt.

Die von der Stadt Kassel zu vergebenden Bauleistungen werden nach der Vergabe- und
Vertragsordnung fir Bauleistungen (VOB) ausgeschrieben. Im Vergabeerlass des Hess.
Ministeriums fir Wirtschaft, Verkehr und Landesentwicklung vom 01.11.2007 wurden Ver-
gabefreigrenzen festgelegt, die auch von der Stadt Kassel ibernommen wurden. Hiernach
kénnen Auftrage ohne ein férmliches Verfahren bis zu einer Hohe von 50 T€ netto vergeben
werden. Zur Vermeidung und besseren Verfolgung illegaler Praktiken missen die Vergabe-
verfahren allerdings ausfuhrlich und nachvollziehbar dokumentiert werden. Grundsatzlich ist
die Aufforderung zur Angebotsabgabe nicht auf ein oder immer dieselben Unternehmen zu
beschréanken, sondern unter mehreren geeigneten Anbietern zu streuen. Die derzeitige
Abwicklung der Konjunkturprogramme wird durch den Vergabebeschleunigungserlass vom
Hessischen Ministerium fiir Wirtschaft, Verkehr und Landesentwicklung vom 18. Marz 2009
geregelt. Hiernach kdnnen Bauleistungen im beschleunigten Beschaffungsverfahren zur

Stutzung der Konjunktur bis 100 T€ freihandig und bis zu 1 Million Euro beschréankt aus-
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geschrieben werden. In dem Erlass wird den Kommunen die Mdglichkeit eingerdumt, auch
fur die MaBnahmen aufRerhalb der Konjunkturprogramme nach dem Beschleunigungserlass
zu verfahren. Ein entsprechender Magistratsbeschluss hierfiir liegt vor, wonach die Amter
der Stadtverwaltung erméchtigt werden, die Regelungen des Vergabebeschleunigungs-
erlasses auch fur Vorhaben und BeschaffungsmafRnahmen auf3erhalb der Sonderkonjunk-

turprogramme anzuwenden.

Fur auszufiihrende Bauunterhaltungsarbeiten werden nach durchgefiihrten 6ffentlichen Aus-

schreibungen Rahmenvertrage nach bewahrtem Muster abgeschlossen.

Im Berichtsjahr wurden dem Revisionsamt von den Amtern - 63 - Stadtplanung und Bauauf-
sicht, - 65 - Gebaudewirtschaft, - 66 - Stralenverkehrsamt, - 67 - Umwelt- und Gartenamt
und den Eigenbetrieben ,Die Stadtreiniger Kassel* und ,Kasseler Entwasserungsbetrieb”
insgesamt ca. 1331 Vorgange (Vergaben/Rechnungen) mit einem Gesamtvolumen von ca.

93,8 Mio. € zur Prifung vorgelegt.

10.2.1 StralRenbegleitgriin Baugebiet Thielenacker

Die Schlussrechnung zur Ausfihrung des Straf3enbegleitgriins im Baugebiet Thielenacker
wurde dem Revisionsamt am 15.11.2007 zur Prifung vorgelegt.
Aufgrund zahlreicher Abrechnungsmangel wurden die Rechnungsunterlagen an das Umwelt-

und Gartenamt zur Uberarbeitung zuriickgesandt.
Vom Revisionsamt wurde u. a. bemangelt:

- Der vom Bieter (spaterem Auftragnehmer) mit seinem Angebot gewahrte Nachlass in
Hohe von 10 % der Abrechnungssumme wurde bei der Rechnungslegung nicht bertck-
sichtigt. Das ,Fehlen” dieser Vergitungsminderung wurde weder durch das bauiber-
wachende Ingenieurbiiro noch vom zustdndigen Mitarbeiter des Umwelt- und Garten-
amtes gerlgt. Erst die Priufung durch das Revisionsamt fihrte zur Anrechnung der o. g.
Gutschrift und somit zur Reduzierung des Schlussrechnungsbetrages um 13.534,06 €.

- Diev. g. finale Abrechung war nicht als Schlussrechnung deklariert.

- Stundenlohnarbeiten wurden als Sonderleistungen und nicht unter den daflr vorgesehe-
nen LV-Positionen abgerechnet.

- Es zeigten sich Differenzen zwischen freigegebener Abschlagsrechnung und der in der
Schlussrechnung in Abzug gebrachter Abschlagszahlung.

- In mehreren Fallen wurden Leistungen nicht den dazugehérigen LV-Positionen zugeord-
net und Verrechnungssatze anderer Ordnungsziffern als Abrechnungsbasis herange-
zogen.

Als Ergebnis der v. g. Rechnungsprifung ist festzuhalten, dass erneut eine, durch ein vom

Umwelt- und Gartenamt beauftragtes Ingenieurblro bearbeitete Schlussrechnung, erheb-
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liche Mangel aufwies. Auch die Gegenprifung durch das Umwelt- und Gartenamt war im

vorliegenden Fall unzureichend.

10.2.2 Klarwerk Kassel, Trockenbauarbeiten im Verwa  ltungs-

gebaude
- Neugestaltung Vortragsraum und Zentrale Warte

Der Vergabevorschlag des KEB sah vor, einer Firma aus der Region die Arbeiten zu Uber-

tragen. Die Auftragssumme belief sich auf ca. 44.000 €.

Die Firma hatte eine selbst gefertigte Abschrift des Leistungsverzeichnisses zum Eroff-
nungstermin eingereicht. Es fehlte aber die schriftliche Anerkenntnis, dass der vom Auftrag-

geber verfasste Wortlaut der Urschrift des Leistungsverzeichnisses allein verbindlich ist.

Gemal3 VOB/A 8§ 21 1. (4) soll der Auftraggeber Kurzfassungen des Leistungsverzeichnisses
als Angebotsausfertigung zulassen; jedoch sollte vom entsprechenden Bieter der vom Auf-
traggeber verfasste Wortlaut der Urschrift des Leistungsverzeichnisses als allein verbindlich

schriftlich anerkannt werden.

Wir konnten der Vergabe nicht zustimmen, da das Angebot des entsprechenden Bieters den

Bestimmungen des § 21, VOB/A nicht entsprach und baten um Stellungnahme.

Der KEB informierte uns wenig spéater, dass der erste Bieter ausgeschlossen und statt-

dessen der zweite Bieter beauftragt wurde.

10.2.3 Vorplatz Nordstadt-Stadion
- URBAN Il / Soziale Stadt
- Vorplatz Nordstadt-Stadion
- Nachtragsbeauftragung

Der dem Revisionsamt am 29.03.2007 vorgelegte Nachtrag des Auftragnehmers wurde, auf-
grund zahlreicher Unklarheiten am 30.03.2007 mit der Bitte um Beantwortung der offenen
Fragen, an das Umwelt- und Gartenamt zuriickgegeben.

Unsere Frageliste vom 30.03.2007 beinhaltete u. a., warum bereits ca. 3 Wochen nach
Beauftragung des Hauptauftrages zahlreiche zusatzliche bzw. gednderte Leistungen erfor-
derlich wurden. Einige Nachtragspositionen basierten nach Stellungnahme des Umwelt- und
Gartenamtes vom 12.04.2007 (bei - 14 - am 16.04.2007 eingegangen) auf Forderungen des
KEB, der Stadtischen Werke AG und des StralRenverkehrsamtes. Augenscheinlich wurden

diese Fachamter nicht ausreichend und rechtzeitig in den Planungsprozess einbezogen.
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In zahlreichen Nachtragspositionen war unverstandlich, warum Mengenansatz, Einheitspreis
und multiplizierter Positionspreis vom Umwelt- und Gartenamt anerkannt wurden und
dennoch nur zu einem nicht aufgeschlisseltem Anteil in die Gesamtwertung einflossen. So
wurden z. B. in der Pos. 05.0.013A N der Mengenansatz 410 m?, der EP mit 27,44 €/m2 und
der Pos.-Preis mit 11.250,40 € anerkannt, aber nur mit 1.221,80 € in die Nachtragsbeauf-

tragung einbezogen. V. g. Unstimmigkeit betraf zahlreiche weitere Nachtragspositionen.

Der Verrechnungssatz der Nachtragsposition 05.0.010N wurde gekiirzt, ohne dass den vor-
gelegten Unterlagen eine Nachtragsvereinbarung oder gleichwertige Ubereinkunft beigefiigt

wurde.

In den Positionen 04.0.002N und 04.0.003N wurden die Mengenansatze und Einheitspreise

anerkannt, die Positionspreise jedoch géanzlich gestrichen.

Die Addition aller Positionspreise fuhrte nicht zu der auf dem Bestellzettel vermerkten Nach-

trags-Auftragssumme.

In den vorgelegten Unterlagen gab es keinerlei Hinweise darauf, ob die einzelnen Nach-
tragspositionen ausschlie3lich zuséatzliche Leistungen waren, oder ob es sich auch um

.Ersatzpositionen” aus geanderter Planung handelte.

Die vom Revisionsamt gestellten Fragen wurden teils mundlich, teils schriftlich erértert und

geklart.
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11 Kassenprifungen

11.1  Gesetzliche Grundlagen

Die laufende Prifung der Kassenvorgange und Belege zur Vorbereitung der Prifung der
Jahresrechnung, die dauernde Uberwachung der Kassen sowie die Vornahme der regel-
mafigen und unvermuteten Kassenprifungen gehéren nach § 131 Abs. 1 Ziffern 2 und 3

HGO zu den Pflichtaufgaben des Revisionsamtes.

Nach 8§ 39 Abs. 1 GemKVO sind bei der Gemeindekasse und jeder ihrer Zahlstellen in jedem
Jahr mindestens eine unvermutete Kassenprifung und eine unvermutete Kassen-
bestandsaufnahme vorzunehmen. Statt der unvermuteten Kassenbestandsaufnahme kann
eine zweite unvermutete Kassenprifung vorgenommen werden. Uberwacht das
Revisionsamt dauernd die Kasse oder wurde eine unvermutete lberdrtliche Kassenpriifung

vorgenommen, kann von der unvermuteten Kassenbestandsaufnahme abgesehen werden.

Durch die Kassenprifung ist entsprechend § 40 Abs. 2 GemKVO vor allem stichprobenweise

festzustellen, ob

1. der Zahlungsverkehr ordnungsgeman abgewickelt wird,
die Bucher ordnungsgemal gefuhrt werden,

3. die erforderlichen Belege vorhanden sind und nach Form und Inhalt den Vor-
schriften entsprechen,

4. der tagliche Bestand an Bargeld und auf den fiir den Zahlungsverkehr bei
Kreditinstituten errichteten Konten den notwendigen Umfang nicht Uber-
schreitet,

5. die verwahrten Wertgegenstande und die anderen Gegenstande vorhanden
sind und
6. im Ubrigen die Kassengeschafte ordnungsgemaR und wirtschaftlich erledigt
werden.
Uber jede Prifung ist gemaR § 41 Abs. 1 GemKVO ein Prifungsbericht zu fertigen; er ist
dem Oberbilrgermeister vorzulegen.
Der Prifungsbericht muss die Art und den Umfang der Priifung angeben sowie die wesent-
lichen Feststellungen der Prifung und etwaige Erklarungen von Kassenbediensteten hierzu

enthalten.
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11.2  Durchfihrung der Prifungen

11.2.1 Inhalt und Umfang

Wir haben im Rahmen der oben genannten gesetzlichen Vorgabe am 28.03.2007 und
09.10.2007 zwei unvermutete, und am 26.06.2007 sowie am 18.12.2007 zwei regelméaRige
Kassenprufungen durchgefiihrt. Die Kassenbestandsaufnahme war jeweils Bestandteil der

Kassenprufungen.

Das Bargeld und die Werte wurden vom Kassierer vorgezahlt, die Bank-, Sparkassen- und
Postbankguthaben unter Berlcksichtigung der Schwebeposten von den Prifern aus den

Kontoausziigen, Kontogegenbiichern und den maschinellen Tagesabschliissen ermittelt.

In unregelmaRigen Abstanden haben wir wieder stichprobenartig die Vollstandigkeit bzw.
Richtigkeit der im Verwahrgelass der Stadtkasse aufbewahrten Wertgegenstande, Urkunden

usw. gepraft.

Im Bereich der Vollstreckung haben wir mittels stichprobenartiger Aktenprifung untersucht,
ob bzw. inwieweit Arbeitsrickstande bestehen, die gepriften Akten eine hinreichende bzw.
schlissige Dokumentation des jeweiligen Sachstandes wiedergeben und ob entsprechend
im Rahmen der anzuwendenden Richtlinien Uber die Stundung, Niederschlagung und den

Erlass von Forderungen verfahren wurde.

11.3  Prufungsfeststellungen

11.3.1 Tagesabschlisse

Entsprechend 8 32 Abs. 1 der GemKVO hat die Gemeindekasse an jedem Tag, an dem
Zahlungen bewirkt worden sind, den Kassenistbestand und den Kassensollbestand zu
ermitteln und jeweils sofort in das Tagesabschlussbuch zu tbernehmen.

Erfolgen die Kontogegenbuchfiihrung und die zeitliche Buchung in einem automatisiertem
Verfahren, kénnen anstelle des Tagesabschlusses nach Satz 1 der Bestand der Bargeld-
kasse und der Bestand aus den Kontogegenbiichern ermittelt und dem Bestand an
Zahlungsmitteln sowie dem Bestand auf den fur den Zahlungsverkehr bei Kreditinstituten
errichteten Konten gegenibergestellt werden.

Wir haben festgestellt, dass das von der Stadt genutzte DV-System fur die Finanzwirtschaft

.,NSk* einen Tagesabschluss erzeugt, welcher dem hierbei zugrunde zu legendem Anspruch
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lediglich in eingeschranktem Umfang gerecht wird. So wies der entsprechende Tages-
abschluss vom 29.03.2007 lediglich die Summierungen der Bankkonten und dem Barkas-
senbestand aus. Diesem sich so ergebenden Betrag wurde die ,Summe Finanzrechnung*
gegenibergestellt.

Wir haben beméngelt, dass ein solcher Tagesabschluss, auch zusammen mit den daneben
beigefigten Unterlagen wesentliche Aspekte eines aussage- bzw. pruffahigen Tagesab-
schlusses, wie z. B. Abschlusszahlen des Vortages als Anknupfungspunkt, relevante Werte
der Kassenbestandsaufnahme, Summe der Schwebeposten, Summen der offenen Ein-
nahme- bzw. Ausgabeposten usw. vermissen lasst.

Wir haben dies dem Fachamt gegeniber im Rahmen unserer Kassenprifung nochmals
deutlich gemacht.

Das Amt Kammerei und Steuern hat in seiner Stellungnahme vom 03.07.2007 dazu aus-
gefuhrt:

Hinsichtlich der im Tagesabschluss der Stadtkasse enthaltenen Merkmale teilen wir
mit, dass wir der Auffassung sind, dass der derzeitige Tagesabschluss den gesetz-
lichen Erfordernissen entspricht und - soweit er flr eigene kassentechnische Arbeiten
bendtigt wird - vollkommen ausreichend ist. Handlungsbedarf hinsichtlich der Erstel-
lung des Tagesabschlusses sehen wir daher nicht.
Gleichwohl wird zwischenzeitlich ein deutlich umfangreicherer Tagesabschluss erstellt,
welcher allerdings in anderer Hinsicht fehlerhaft ist.

Ausfihrungen hierzu werden wir im kommenden Schlussbericht vornehmen.

11.3.2 Inanspruchnahme von Kassenkrediten

Im Rahmen der am 09.10.2007 durchgefuhrten unvermuteten Kassenprifung haben wir
neben einer buchméagigen Differenz, welche am Folgetag geklart werden konnte, au3erdem
festgestellt, dass der in der Verfligung von - 1l - vom 09.03.2001 festgelegte bzw. versicherte
Rahmen des zulassigen Bargeldbestandes i. H. v. 50 T€ Uberschritten wurde.

Darlber hinaus wurde uns auf entsprechende Anforderung eine Zusammenstellung der bei
verschiedenen Banken aufgenommenen auf3eren Kassenkredite sowie die entsprechenden
Bankgegenkonten der bei der Kasseler Sparkasse eingerichteten Konten fur die selbstan-

digen Stiftungen Briickner-Kihner und Lenoir vorgelegt.
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Daneben haben wir uns mittels einer vom Amt Kammerei und Steuern erstellten Ubersicht
Uber die Anlage der Riicklagen die sich jeweils ergebenden Summen benennen lassen.

Beim Abgleich der darin fiir die selbstédndigen Stiftungen genannten Betrage mit den uns aus
nsk zur Verfugung stehenden Daten haben wir festgestellt, dass es sich bei den in der Uber-
sicht aufgefiihrten Betrdgen nicht um die jeweils aktuellen Salden handelte. Um eine schlis-
sige Beurteilung der jeweils in Anspruch genommenen Hohe der Kassenkredite vornehmen
zu konnen, ist allerdings die Angabe aktueller Saldenstande unabdingbar.

Wir haben das Fachamt anschlielend mit Schreiben vom 25.10.2007 auf diese ausstehende
Aktualisierung hingewiesen.

Die entsprechenden Unterlagen wurden uns daraufhin nachgereicht. Sie flhrten zu keinen

Beanstandungen.

11.4  Prifung der Zahlistellen

Zur Erledigung von Kassengeschaften kénnen Zahlstellen als Teile der Gemeindekasse ein-
gerichtet werden (8 3 GemKVO).
Sie kdnnen organisatorisch den Dienststellen zugeordnet sein, bei denen sie eingerichtet

werden, unterstehen aber fachlich dem Kassenverwalter.

Die im Berichtsjahr eingerichteten 14 Zahlstellen wurden von uns gepruft.
Es ergaben sich - abgesehen von den im Folgenden angefiihrten Fallen - keine wesentlichen

Beanstandungen.

11.4.1 Interne Kassenpriufungen/Erstellung Dienstanw  eisung

Wir hatten gegenitiber dem Ordnungsamt - Zahlstelle Verwarngeldstelle - zuriickliegend
wiederholt zu beanstanden, dass dort der Verpflichtung, die ordnungsgemafe Fihrung der
Kassengeschafte intern zu Uberwachen (Dienstanweisung fur die Zahlstellen der Stadtkasse
vom 22.04.2002, Ziff. 6) nicht bzw. nicht im erforderlichem Umfang nachgekommen worden
war. Diese Prifungen sollen in der Regel jahrlich zweimal erfolgen.

Dabei haben wir festgestellt, dass z. B. innerhalb des Zeitraumes vom September 2006 bis
einschlie3lich November 2008 tiberhaupt keine interne Kassenprifung durchgefiihrt wurde.
Das Ordnungsamt hat auf eine entsprechende Priifungsbemerkung unsererseits folgendes
mitgeteilt:

Wir stimmen mit Ihnen hinsichtlich der Notwendigkeit der internen Kassenpriifungen
und Einhaltung der Dienstanweisung selbstverstéandlich tberein und haben sofort
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veranlasst, dass noch heute eine Kassenpriufung durchgefiihrt wird. Die zustéandige
Mitarbeiterin der Fuhrerscheinstelle ist aufgrund des Arbeitsanfalls bedauerlicher-
weise nicht zur Kassenprifung gekommen. Eine Rickmeldung an die Vorgesetzten
erfolgte nicht. MalRnahmen zur Verbesserung der Situation wurden von uns bean-
tragt.

Auch fur die Zukunft werden wir sicherstellen, dass keine Kassenprifung versaumt
wird.
Darlber hinaus wurde am 14.07.2008 die von uns mehrfach angemahnte Dienst- und

Buchungsanweisung fur die Vereinnahmung von Verwahrgeldern in Kraft gesetzt.

11.4.2 Abgleich von Tagesabschlissen/Nutzung von EC  -Karten

Seit Inbetriebnahme der beiden Kassenautomaten beim Ordnungsamt, Kfz-Zulassungsstelle
im Olmuhlenweg, haben wir wiederholt darauf hingewiesen, dass der notwendige Abgleich
zwischen dem Tagesabschluss aus dem DV-Verfahren NKfz und dem aus dem sog.
Bergmann-System vorzunehmen und zu dokumentieren ist.

Dies ist sowohl in der internen Dienstanweisung - 32 - (Ziff. 5) vom 15.12.2003, wie auch in
der ergédnzenden Dienstanweisung - 204 - (Bereich Kifz-Zulassungsstelle), ziff. 7, vom
02.04.2003 bindend vorgeschrieben.

Wir haben am 27.02.2007 die Zahlstelle der Kfz-Zulassungsstelle unvermutet geprift und

dabei u. a. festgestellt, dass der vorzusehende Abgleich nunmehr durchgefiihrt wurde.

Im Rahmen der Prifung fiel uns auf, dass ein relativ hoher zeitlicher Aufwand (2 Mitarbeiter
fur die Dauer von 2 Stunden) erforderlich wurde, um den gesamten Barkassenbestand trotz
funktionstiichtiger Zahlmaschinen bzw. eingespielter Zahlstellenverwalter zu ermitteln.

Bei Betrachtung des Anteiles der mittels EC-Karten vorgenommenen Einzahlungen war fest-
zustellen, dass etwa 30 - 40 % der Tageseinnahmen Uber diesen Zahlungsweg eingegangen
waren. Dieser Prozentsatz war allerdings deswegen stark zu relativieren, weil der weit Uber-
wiegende Anteil der EC-Karten-Einnahmen von gewerbsmafigen Kfz-Handlern stammte.

Der private Kunde entrichtet Giberwiegend seine Gebulhren in bar.

Wir haben daher im Interesse einer kinftigen Aufwandsreduzierung sowohl in zeitlicher wie
auch in personeller Hinsicht dem Fachamt empfohlen, einerseits den Kunden bereits am
Arbeitsplatz auf die Mdglichkeit der bargeldlosen Einzahlung hinzuweisen und dartber hin-
aus am Kassenautomaten ein deutlich sichtbares EC-Kartenemblemes anzubringen, zumal

diese Verfahrensweise inzwischen die Norm ist.

Bezuglich der AuRRenstelle Baunatal ist in diesem Zusammenhang festzustellen, dass die
Moglichkeit der EC-Kartenzahlung mangels eines entsprechenden Kassenautomaten

ausgeschlossen ist.
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11.4.3 Unregelmaligkeiten in der Kfz-Zulassungsstel le

Auf Grund eines anonymen Schreibens vom 17.09.2007 wurde der Leiter der Abt. - 321 -
daruber informiert, dass es den Verdacht auf Unregelmafigkeiten im Rahmen der dienst-
lichen Téatigkeiten eines Mitarbeiters der Kfz-Zulassungsstelle gibt.

Anhand der in dem anonymen Schreiben gemachten Angaben wurden stichprobenartig die
durch den Mitarbeiter bearbeiteten Zahlungsvorgange Uberpruft. Bei der Vornahme der
Zuteilung von Ausfuhrkennzeichen wurden sodann Unregelmafigkeiten festgestellt. Der Mit-
arbeiter hatte in den ermittelten Fallen die Zuteilung von Ausfuhrkennzeichen gem. § 19
Fahrzeugzulassungsverordnung (FZV) vorgenommen, ohne sich eine giltige Hauptunter-
suchung nach § 29 StralRenverkehrszulassungsordnung (StVZO) nachweisen zu lassen. In
den in der Kfz-Zulassungsstelle elektronisch archivierten Fahrzeugakten waren entspre-
chende Nachweise dartber nicht vorhanden.

Am 28.09.2007 wurden dem Mitarbeiter die festgestellten Unregelmafigkeiten vorgehalten,
wozu dieser sich nicht &ufRern wollte. Daraufhin wurden die fur eine fristlose Kindigung
erforderlichen MalRnahmen eingeleitet. Der Mitarbeiter ist am 30.09.2007 mittels Auflésungs-
vertrag aus dem stadtischen Dienst ausgeschieden.

Am 11.10.2007 wurde seitens des Fachamtes Strafanzeige gegen den Mitarbeiter wegen
Verdachts der Falschbeurkundung im Amt (8§ 348 StGB) bei der Staatsanwaltschaft bei dem
Landgericht Kassel gestellt.

Von dem Sachverhalt erhielten wir erstmals - zunachst auf telefonischem Weg- am
24.10.2007 Kenntnis. Im Rahmen eines am Folgetag vor Ort stattgefundenen Gespréches
wurde deutlich, dass in insgesamt 16 nachgewiesenen Fallen durch den Mitarbeiter
manipuliert worden war. Dem Mitarbeiter kamen hier ganz offensichtlich seine russische
Herkunft bzw. seine Sprachkenntnisse zugute, da es sich in allen Fallen um Ausfuhren in
den osteuropaischen Raum bzw. nach Russland gehandelt hat.

Zu einem finanziellen Nachteil fir die Stadt Kassel ist es in den genannten Fallen nicht
gekommen, da die Gebuhren fur die Ausfertigung der Ausfuhrkennzeichen in dem daftr vor-
gesehenen Umfang erhoben worden sind.

Wir haben gleichwohl beanstandet, dass wir erst rd. 5 Wochen nach Bekanntwerden der
Vorgange von dem Sachverhalt unterrichtet wurden.

Auf Grund dieser Vorkommnisse haben wir mit Schreiben vom 28.12.2007 dem Ordnungs-
amt empfohlen, kinftig eine effizientere Abfertigungspraxis dadurch herbeizufiihren, dass
von jedem Kunden eine Reihenfolge-Nummer zu ziehen ist, und diese auch gleichzeitig
verfahrenstechnisch mit dem Kassensystem gekoppelt wird. Dadurch wére zu verhindern,
dass - wie hier geschehen - ein bestimmter Mitarbeiter von bekannten bzw. angekiindigten

Personen aufgesucht wird, die sich keine Reihenfolge-Nummer gezogen haben.
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Die Problematik wurde im Rahmen einer Arbeitsbesprechung der Kfz-Zulassungsstellenleiter
erortert und ihr insoweit Rechnung getragen, als nunmehr vorgesehen ist, in einer bestimm-
ten Anzahl von Fallen den Abschluss eines Vorganges von der Gegenzeichnung eines
weiteren Sachbearbeiters (Vier-Augen-Prinzip) abhangig zu machen.

Der Mitarbeiter wurde mit Strafbefehl des Amtsgerichtes Kassel, rechtskraftig seit

05.03.2008, zu einer Freiheitsstrafe verurteilt, welche zur Bewahrung ausgesetzt wurde.
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12 Prifung von DV-Verfahren

12.1  Grundsatzliches zum Priufungsauftrag nach § 131
Abs. 1 Ziff. 4 HGO

Nach § 131 Abs. 1 Ziff. 4 HGO hat das Rechnungsprifungsamt die Pflichtaufgabe:

.bei Einsatz automatischer Datenverarbeitungsanlagen im Finanzwesen die Prifung
der Verfahren vor ihrer Anwendung, soweit nicht der Minister des Innern Ausnahmen

zulasst,” ... .

Mit Erlass vom 03.02.1999 (StAnz. S. 559) wurde vom Hess. Ministerium des Innern (HMdI)
eine Ausnahmeregelung getroffen. Sinngemalf? ist dort festgelegt, dass es bei Anwendung
desselben Verfahrens durch mehrere Kommunen gentigt, wenn vor der Anwendung das Ver-
fahren von einer Prifungseinrichtung gepruft worden ist, das Verfahren unverandert vom
Anwender Ubernommen wird und das ortlich zustandige Rechnungspriifungsamt auf Grund
des Prifungsberichtes sich Uberzeugt hat, dass eine eigene erganzende Priifung nicht erfor-
derlich ist. Der Erlass wurde nahezu unverandert am 18.02.2010 (StAnz. 2010, S. 486)

erneuert.

Was inhaltlich unter DV-Verfahren ,im Finanzwesen“ zu verstehen ist, wird im 8 5 Abs. 5

GemKVO u. a. wie folgt festgelegt:

~Werden fir die Ermittlung von Ansprichen und Zahlungsverpflichtungen, die Buch-
fuhrung, die Abwicklung des Zahlungsverkehrs und die Aufbewahrung von Blichern
und Belegen automatisierte Verfahren eingesetzt, muss sichergestellt werden,

dass...“.

Nach 8§ 3 Abs. 2 des Gesetzes zur Regelung der tberdrtlichen Prifung kommunaler Korper-
schaften in Hessen (UPKKG) ,hat sich die (uberértliche) Prufung auch auf Verfahren zu
erstrecken, die bei Einsatz automatischer Datenverarbeitungsanlagen im Finanzwesen ange-
wendet werden. Wenden mehrere nach § 4 zu Prifende dasselbe Verfahren an, genigt eine
Prifung, wenn es von ihnen unveréandert Gbernommen und eingesetzt wird. Wird ein bereits

gepruftes Verfahren geandert, ist die Anderung ebenfalls zu prifen.*

Aus den - meist vergleichenden - Priifungen nach dem UPKKG bei der Stadt Kassel, aber
auch im Rahmen des Informationsaustausches mit anderen Stadten ist uns nicht bekannt,
dass von der uberortlichen Prifung bisher Verfahrensprifungen nach § 3 Abs. 2 UPKKG
vorgenommen worden sind. Die Uber6rtliche Prifung lasst sich vielmehr nachweisen, dass
die Verfahrensprifung nach 8§ 131 Abs. 1 Ziff. 4 HGO erfolgt ist und vermerkt dies im

Prifungsbericht (Beispiel: vergleichende Priifung Kfz-Zulassungsstellen).
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Beim Revisionsamt der Stadt Kassel wird seit Jahren versucht, trotz geringer personeller
Ressourcen, dieser Prifungsverpflichtung weitgehend gerecht zu werden. Sei es durch
eigene Verfahrensprifungen oder durch Zusammenarbeit mit anderen kommunalen Rech-
nungsprifungsamtern mittels Austausch der Prifungsergebnisse im Sinne des Ausnahme-
erlasses. Dabei beschrénkt sich jetzt allerdings diese Zusammenarbeit allein auf die Stadte
Frankfurt und Darmstadt (friher auch Wiesbaden und Giel3en), da allein von diesen Revisi-
onsdmtern auch vergleichbare Verfahrensprifungen durchgefuhrt werden und oft die
gleichen Verfahren zum Einsatz kommen (Beispiele: Personalabrechnungssystem LOGA,
Kindertagesstattenverfahren eKITA u. a.).

In den vergangenen Jahren hat sich der DV-Einsatz in der Verwaltung und damit auch der
Einsatz finanzrelevanter Verfahren erhéht. Dazu kommen neue Versionen, neue Release
und hierzu wiederum Hotfixe zur Bereinigung von Programmfehlern, die bei der Anwendung
festgestellt worden sind.

Eine seritse Erfullung des nach 8§ 131 Abs. 1 Ziff. 4 HGO vorgegebenen Prifungsauftrages
von Verfahrenspriifungen einschlieRlich der Anderungen vor ihrer Anwendung ist somit nicht
- oder nur mit erheblichem personellem Aufwand - zu leisten. Durch die Aufnahme einer
Ausnahmeregelung im neuen Erlass zur Verfahrensprifung (StAnz. 2010, S. 486) wurde
unter Il. Ziffer 4. versucht die Problematik durch die Mdéglichkeit einer begleitenden Priifung
Zu entscharfen:

4. Dem Erfordernis der Prifung eines Verfahrens vor seiner Anwendung steht nicht
entgegen, wenn das Verfahren vorlaufig eingesetzt wird, die Prufung hierbei
begleitend stattfindet und sichergestellt ist, dass die Freigabe des Verfahrens erst
nach Abschluss der Prufung erfolgt.

Der Ausnahmeerlass des HMdI stellt insoweit eine Mdéglichkeit dar, die Prifungsaufgabe auf
viele Schultern sprich Rechnungsprifungsamter zu verlagern und, vor allem bei Nutzung von
Verfahren des Hess. DV-Verbundes, eine faire Verteilung der Kosten des Prifungsaufwan-
des entsprechend dem Erlass vorzunehmen. So wurden in Abstimmung mit den Anwendern
an Revisionsamter Auftrage vergeben.

Mit dem Zusammenschluss von KGRZ Kassel und KGRZ K1V in Hessen zur ekom21 - KGRZ
Hessen zum 01.01.2008 ist nunmehr in der Satzung im 8 3 Abs. 1 Ziff. 5 die bis zum
31.12.2000 geltende Regelung der Veranlassung von Prifungen finanzrelevanter Verfahren

wieder als Aufgabe aufgenommen worden.

Die Einfihrung des von newsystem® kommunal - nsk, einem sehr umfassenden Finanz-
systems (Haushaltsplan, Finanzbuchhaltung einschl. Debitoren- und Kreditorenbuchhaltung,
Haushaltsiiberwachung, Steuern und Abgaben, Kosten- und Leistungsrechnung, Anlagen-
buchhaltung, Abschlisse, Berichtswesen) bei der Stadt hat gezeigt, dass die Verfahrens-
prufung entsprechend den Vorgaben des 8 131 Abs. 1 Ziff. 4 HGO durch ein Revisionsamt

unserer GroRRe allein nicht zu leisten ist.
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Der Weg Uber die erneute Satzungsédnderung der ekom21 - KGRZ Hessen lasst hoffen, dass
sich der DV-Verbund wieder in der Verantwortung sieht, dass die von ihm den Kommunen
angebotenen finanzrelevanten DV-Verfahren bereits geprift sind und auch die laufende
Priafung der Verfahrensdnderungen sichergestellt ist. Ein erster Schritt in diese Richtung
zeichnet sich bei der Prufung fur Hessen von nsk ab (siehe dazu den Schlussbericht 2006 -
Ziffer 12.2.1).

12.2  Verfahrensprifungen im Finanzwesen

12.2.1 DV-System fiir die Finanzwirtschaft newsystem  © kommunal
- nsk -

In den Schlussberichten 2004, 2005 (jeweils unter Ziffer 10.2.2) und 2006 (unter Ziffer
12.2.1) haben wir die Entscheidung zur Einfihrung des DV-Systems fir die Finanzwirtschaft
newsystem® kommunal - nsk - mit der Umstellung auf die doppelte Buchfihrung sowie die

bisherigen begleitenden Prifungshandlungen dargestellt.

Wie im Schlussbericht 2005 beschrieben, haben wir in Checklisten (Anlagen des Prifungs-
berichtes) zu den Teilbereichen Prufungsinhalte auf der Grundlage rechtlicher Vorgaben
(HGO, GemHVO - Doppik, GemKVO, sonstiger Rechtsvorschriften), Leistungsvereinbarung-
en mit dem KGRZ Kassel oder Grundsatzen ordnungsmafiger DV-gestitzter Buchfihrungs-
systeme (GoBS) festgelegt und dann geprift, inwieweit nsk dies korrekt umsetzt. Bei den
Feststellungen haben wir neben eigenen Prifungsergebnissen aus dem Produktions-
mandaten Stadt Kassel (Einsicht im Verfahren, Produktionsergebnisse wie Haushaltsplan,
Berichte) Erkenntnisse aus dem Produktionsbetrieb (vor allem Hinweise und Fehlermel-
dungen der Verwaltung, Fehlerdokumentationen der ekom21) berticksichtigt sowie in mehre-
ren Besprechungen mit Mitarbeitern des Amtes Kadmmerei und Steuern offene Fragen zur
Umsetzung in nsk geklart und die Ergebnisse dokumentiert.

Im Prifungsbericht selbst haben wir neben grundsétzlichen Ausfihrungen zum Prifungsauf-
trag nach § 131 Abs. 1 Ziff. 4 HGO (mit Hinweis auf das bisherige Fehlen einer Prifung fur
Hessen durch eine andere Prufungseinrichtung), dem Prifungsgegenstand, der Prifungs-
durchflihrung, den Unterlagen und dem Ziel der Prifung die aus unserer Sicht wesentlichen

Prifungsfeststellungen aus den Checklisten herausgestellt.
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Allgemeine Prifungsfeststellungen

Bei der Checkliste | — Allgemeines haben wir die bestehenden Performance-Probleme ange-
fuhrt. Durch Optimierungsmaflnahmen seitens der ekom21 und von INFOMA sind diese Pro-
bleme mittlerweile beseitigt. Allerdings treten noch immer bei gewissen Konstellationen von
Buchungs- und Verarbeitungslaufen Probleme auf. Bei gleichzeitiger Ausfiihrung von um-
fangreichen Buchungs- oder Verarbeitungslaufen kann das System derartig belastet werden,
dass keine weitere Datenverarbeitung moglich ist. Nur durch einen manuellen Eingriff seitens
der ekom21 (Abbruch aller oder einzelne Laufe) kann die Blockade des Verfahrens aufgeho-
ben und eine weitere Verarbeitung ermdglicht werden. Durch Optimierung der Abstimmung

der Verarbeitungslaufe werden derartige systembedingte Blockaden vermieden.

Unsere Anforderung, dass die Erstellung von Arbeits- und Dienstanweisungen und die
Dokumentation der Systemeinrichtung (Parametereinstellungen, Vergabe von Berechtigung-

en etc.) aus unserer Sicht zwingend sind, halten wir weiterhin aufrecht.

Wir empfehlen, die vertffentlichten Arbeitsanleitungen beziglich der Informationen Uber
Erstellungsdatum, nsk-Versionsstand und Herausgeber zu vervollstdndigen, um die Aktuali-
tat und den Verfasser nachvollziehbar zu machen. Zur Regelung der Zustandigkeiten in nsk
(Administration, Aufgabenabgrenzungen zwischen Rechnungsstellen, Haushaltsabteilung
und Kasse) empfehlen wir eine Arbeits- und Buchungsanweisung zu erstellen, in der auch

die Dokumentationspflichten festgelegt werden sollten.

Eine weitere wesentliche Feststellung betraf die fehlende Einhaltung des Datenschutzes. Bei
den Zugriffsrechten steht noch eine programmtechnische Umsetzung bei der ekom21 aus.
Die ekom21 knipft die weitere Umsetzung jedoch an ein Berechtigungskonzept, das seitens
der Stadt erstellt werden misse. Hier stagniert der weitere Fortschritt daran, dass ohne aus-
reichende Dokumentation des Berechtigungswesens in nsk, insbesondere der systemseitig
vordefinierten Rollen, nur schwerlich ein Konzept aufgestellt werden kann.

Wir empfehlen gemeinsam mit der ekom21 ein Berechtigungskonzept zu entwickeln, das

den Anforderungen des Datenschutzes gerecht wird.

Prifungsfeststellungen zur Haushaltsplanung

Bei der Checkliste Il - Haushaltsplanung - waren viele Dinge festzustellen, z. B. wurden die
verbindlichen Muster der GemHVO - Doppik nicht in allen Punkten eingehalten. Hier besteht
aber durch Erlass des Hess. Ministeriums des Innern und fur Sport vom 22.06.2006 gem.
8 133 HGO eine Ausnahmegenehmigung mit einer rechtskonformen Umsetzungsverpflich-

tung ab dem Haushaltsjahr 2009 (inzwischen verlangert bis Haushaltsjahr 2010).

Mittlerweile wurden sowohl der verbindliche Verwaltungskontenplan als auch die verbind-

lichen Muster in nsk aufgenommen. Gleichwohl stellte sich nach der Umstellung des Konten-
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plans heraus, dass z. B. die geforderte Finanzrechnung nicht aus dem System heraus
erstellt werden kann (siehe dazu Ziffer 6.2).

Die verbindlichen Muster aus der GemHVO - Doppik werden in Form von Kontenschemata in
nsk hinterlegt. Kontenschemata lassen sich - soweit uns bekannt - von jedem berechtigten
Anwender erstellen und verandern.

Zum Zeitpunkt des Redaktionsschlusses war es uns mdglich, die Kontenschematas der
verbindlichen Muster zu verandern — eine neue Zeile konnte am Ende angefligt, ausgedruckt
und gespeichert werden.

Wir empfehlen daher dringend, die verbindlichen Muster gegen Veradnderungen unbe-
rechtigter Anwender zu schiitzen. Dabei sollte die Nutzung (Erstellung und Anderung) der

Schematas fir andere berechtigte Anwender jedoch nicht gesperrt werden.

Prifungsfeststellungen zu den Erganzungsprodukten

Im Berichtszeitraum haben wir unter dem 17.11.2008 einen Bericht (Teilbericht) fir die
Checkliste IV Finanzadressen, Steuern und Abgaben vorgelegt. Gegenstand dieses Berich-
tes sind allein die Feststellungen zu Finanzadressen, Steuern und Abgaben im Verfahren
nsk. Berlcksichtigt haben wir bei den Feststellungen allein die Systemeinstellungen im
Produktionsbetrieb der Stadt Kassel.

Im Bericht haben wir die Empfehlung ausgesprochen, dass gegen die Freigabe des Teil-
bereichs Finanzadressen, Steuern und Abgaben im DV-System fur Finanzwirtschaft
newsystem®kommunal - nsk - in der Version 8.1, vorbehaltlich der Beachtung unserer

Hinweise, keine Bedenken bestehen.

Ausblick
Das aktuell guiltige Zertifikat ist befristet bis zum 30.09.2010. Die Neu- oder Rezertifizierung

wird seitens der ekom21 in Verbindung mit der Infoma angestrebt.

Wir werden im nachsten Schlussbericht tiber die weitere Entwicklung und das Ergebnis der

Zertifizierung berichten.
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12.2.2 Schnittstellen von anderen DV-Verfahren zun sk

Im letzten Bericht wurde ausgefiihrt, dass bis Ende 2007 alle Schnittstellen von finanzrele-
vanten DV-Verfahren zu nsk geprift worden waren. Seitdem standen bzw. stehen nachfol-

gende Schnittstellen aufgrund von Anderungen zur erneuten Prifung an:

= Kanalgebiuhren Stadtische Werke AG (,Rollierende Abrechnung” der Wasser-
verbrauche) - Prifungsbericht vom 23. Februar 2010.

. Die Priifung der geédnderten Schnittstelle xnsk fir LOGA steht noch aus.
Dabei ist anzumerken, dass nicht die Schnittstelle an sich gedndert wurde, sondern
das Verfahren zur Erzeugung der Datensatze, die Uber die Schnittstelle bereitgestellt
bzw. eingelesen werden. Mittels xnsk wurde in einem hoéheren MaRRe die Aufbereitung
der Daten automatisiert. Dabei wurden Fehlerroutinen in den Programmablauf einge-
baut, die Fehlerdatensétze separieren und in Listen zur Nachbearbeitung zusammen-
fassen.

Schnittstelle netzing - nsk

Bei der Schnittstelle Rettungsdienst ist die Besonderheit, dass es sich um eine bidirektionale
Schnittstelle zwischen den beiden DV-Verfahren handelt. Bidirektional deswegen, weil nicht
nur die in netzing erzeugten Rechnungsdaten als Sollstellungen in das Verfahren nsk
flieRen, sondern aus diesem die Ist-Zahlungen zurticklaufen, um sie korrekt den Rechnungs-
stellungen und damit auf die Rettungsdiensteanbieter zuzuordnen. Hier haben wir festge-
stellt, dass durch die Exportschnittstelle nicht alle Ist-Zahlungen erfasst worden sind und
somit keine vollstéandige Weiterleitung der Zahlungen an die Leistungserbringer gewahrleistet
ist. Dabei handelt es sich um einen ,Fehler” in der Datenverarbeitung, der programm-
technisch nicht vollstéandig geldst werden kann.

Wir empfehlen eine Arbeitsanweisung Uber den Einsatz und Umgang der Schnittstelle zu
erstellen. In der Arbeitsanweisung musste u.a. geregelt werden, wie die betroffenen Daten-
satze (Ist-Zahlungen ohne externen Belegnummern) Uber die Schnittstelle generiert und

manuell nachbearbeitet werden mussen.

12.3  Verfahrensprifungen im Sozialwesen

Entsprechend dem Prifungsauftrag gem. § 131 Abs. 1 Ziff. 4 HGO, ergénzt durch den Auf-
trag der ekom21 - KGRZ Hessen in Absprache mit den Anwendern des Rechenzentrums
und gegen Kostenerstattung, haben wir die (begleitende) Verfahrensprifung von OPEN/
PROSOZ der PROSOZ Herten GmbH fortgesetzt. Vereinbart haben wir mit der ekom21,
dass aus wirtschaftlichen Griinden von uns nur noch einmal jahrlich ein Prifungsbericht

erstellt wird Uber die Zusammenfassung der laufend gemeldeten Einzelprifungsfest-
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stellungen. Die Freigabe wird auch nur noch einmal jahrlich erteilt, obwohl zu uns bekannten
Zeitpunkten in der Produktion neue Versionen, Patches oder Hotfixe eingespielt werden.

Seit dem letzten Schlussbericht wurden zwei Berichte gefertigt und an die ekom21 und das
Sozialamt ausgehandigt. Der letzte Prifungsbericht wurde unter dem 08. Februar 2010 fir
den Zeitraum 09/2007 — 12/2010 bis einschliel3lich der Version 3.6 R3 H3 erstellt.

Gepruft wurden die laufenden Anderungen durch neue Versionen, Patches und Hotfixe.
Dabei ist besonders herauszustellen, dass nicht die Anzahl der Versionen das Problem des
Priafungsumfanges darstellt, sondern der Umfang der dazu kurzfristig zur Verfugung gestell-
ten Patches (,Flicken) und neuerdings auch Hotfixe zur Fehlerbereinigung. Insgesamt
waren 2 Versionswechsel mit grundlegenden Anderungen im Verfahren, 6 Releaseander-
ungen, 11 Patches und eine Vielzahl von Hotfixen zur Verfligung gestellt. Vernachlassigt
man die Hotfixe, die in der Regel zur sofortigen Beseitigung einzelner Fehler eingespielt
werden, waren rd. 20 prufungsrelevante Verfahrensdnderungen in einem Zeitraum von rd. 2
Jahren zu bewaltigen.

In unserem Priufungsbericht haben wir festgestellt, dass die laufende Veranderung ausge-
lieferter neuer Versionen zwar einerseits die schnelle Reaktion des Verfahrenherstellers auf
mitgeteilte Programmfehler zeigt, andererseits aber einen Mangel an Qualitdt bei diesen
neuen Versionen. Es sollte von PROSOZ Herten eine bessere Qualititssicherung eingefor-
dert werden, so dass nicht im erhohten MalRRe Tests beim Anwender notwendig sind, um

neue Versionen produktionssicher zu machen.

Wir werden im néchsten Schlussbericht tGber die weitere Entwicklung und wesentliche Fest-

stellungen berichten.

12.4  Sonstige Verfahrensprifungen

Verfahren zur mobile-Datenerfassung von Verkehrsordnungswidrigkeiten

Im Juni 2006 wurden wir vom Ordnungsamt von der geplanten Neubeschaffung eines
Systems zur Erfassung und Weiterverarbeitung von Verkehrsordnungswidrigkeiten inkl.
Mobiler-Datenerfassungs-Endgeréate (MDE) informiert.

Bei dem vorgesehene System handelt es sich um ein finanzrelevantes Verfahren, das der
Prifung durch uns gem. § 131 Abs. 1 Ziff. 4 HGO bedarf, sofern nicht die Ausnahmeregel-
ung entsprechend dem Erlass des Hess. Ministeriums des Innern vom 03.02.1999 (StAnz.
S. 599) greift.

Die Vergabeentscheidung fiel auf das Verfahren HC-OWiG® PC-Software der Fa. Trabold
mit den MDE Workabout Pro PSION-Teklogix. Fir dieses Verfahren konnte kein Prifungs-

testat einer Prifungseinrichtung vorgelegt werden, so dass die o.a. Ausnahmeregelung
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keine Anwendung fand. Damit ergab sich fir uns die Prifungspflicht gemald § 131 Abs. 1
Ziff. 4 HGO.

Bei der Prifung der Ergebnisse aus Test und Produktion wurde die Vollstandigkeit und
Richtigkeit der verarbeiteten Daten festgestellt. Die Prufung hat keine negativen Erkennt-

nisse bezuglich des ordnungsgemafen Funktionierens des Programms ergeben.

Die Prufung schloss mit der Empfehlung: ,Gegen den Einsatz des Verfahrens HC-OWiG®
PC-Software der Fa. Trabold mit den MDE Workabout Pro PSION-Teklogix Erfassung von
Ordnungswidrigkeiten im ruhenden Verkehr in der bei der Prifung am 05.02.2008
eingesetzten Version 7.49.00 bestehen keine Bedenken. Eine Freigabe des Verfahrens gem.
8§ 5 GemKVO wird beflirwortet*.

Die im Prifungsbericht vom 13.03.2008 gemachten Feststellungen und Empfehlungen
soliten jedoch beim Programmeinsatz bertcksichtigt und umgesetzt werden. Seitens des
Verfahrensherstellers sind nach aktuellem Kenntnisstand noch nicht alle geforderten Pro-
grammanpassungen umgesetzt. Auf Anfragen seitens des Fachamtes reagiert der Hersteller
bisher nur mit einer Absichtserklarung zur Anderung mit dem n&chsten Update. Die Erkléar-
ung dazu wurde allerdings schon im Februar 2009 abgegeben. Die Forderung der

Umsetzung besteht somit weiterhin.
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13 Prifung nach besonderem Auftrag

13.1  Sonderhaushalt der Lenoir‘schen Stiftung

Die Lenoir'sche Stiftung ist rechtlich selbstdndig und wird nach ihrer Verfassung vom
Magistrat der Stadt Kassel verwaltet, der zugleich die Funktion des Stiftungsvorstandes

wahrnimmt.

Die Rechnungslegung der Stiftung ist gem. § 9 Abs. 1 der Stiftungsverfassung nach den fur
die Stadt Kassel geltenden Bestimmungen zu fuhren, d. h. die einschlagigen Vorschriften
des kommunalen Wirtschaftsrechtes (HGO, GemHVO) sind sinngemald anzuwenden. Mit
Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 23.05.2005 hatte sich die Stadt Kassel fur
den Einsatz des Haushalts- und Rechnungswesens mit doppelter Buchfiihrung und eine Um-
stellung der Haushaltswirtschaft zum 01.01.2006 entschieden. Daher waren zun&chst im
Jahr 2006 auch fur das Haushalts- und Rechnungswesen der Lenoir'schen Stiftung die ent-
sprechenden Vorschriften der HGO und der Gemeindehaushaltsverordnung - Doppik
(GemHVO - Doppik) zu beachten. Mit Beschluss Nr. 397/2009 vom 09.11.2009 hat der
Magistrat der Stadt Kassel jedoch in seiner Eigenschaft als Stiftungsvorstand beschlossen,
rickwirkend ab dem Jahr 2007 die Bindung an die Rechnungslegungsvorschriften der Stadt
Kassel aufzugeben und stattdessen die Mindestanforderungen nach Hessischem Stiftungs-
gesetz (HStiftG) und Abgabenordnung (AO) durch Erstellung einer Einnahme- Uberschuss-
rechnung, einer Vermodgensuibersicht und eines Berichtes Uber die Erfullung des Stiftungs-
zwecks zu erfillen. Eine entsprechende Anfrage bei der Stiftungsaufsicht im Vorfeld der
Beschlussfassung wurde seitens des Regierungsprasidiums schriftlich unter der Voraus-
setzung der Einhaltung der Bestimmungen des Hessischen Stiftungsgesetzes zustimmend

beschieden.

Gemal 8§ 116 HGO ist fur die Stiftung als Treuhandvermégen ein eigener Haushaltsplan auf-
zustellen. Die Stadtverordnetenversammlung hat am 11.12.2006 die Haushaltssatzung 2007
und damit auch den Haushaltsplan 2007 incl. der Anlagen (u. a. auch den Haushaltsplan
2007 der Lenoir'schen Stiftung) beschlossen.

Eine gesonderte Beschlussfassung durch den Magistrat in seiner Eigenschaft als Stiftungs-
vorstand ist anders als in den vorausgehenden Jahren, unterblieben. Die riickwirkende Auf-
hebung der Bindung an die Rechnungslegungsvorschriften der Stadt Kassel andert an der
zwingenden Anwendung der Vorschriften der HGO jedoch nichts. Der Stiftungsvorstand
(Magistrat) als oberstes Verwaltungsorgan der Stiftung héatte daher den in 8 116 HGO gefor-
derten Haushaltsplan formal aufstellen und beschlieen missen, bevor er den stadtischen
Gremien zur Beschlussfassung vorgelegt wird.

Wir empfehlen, dies kiinftig zu berticksichtigen.
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Die Ertrage und Aufwendungen wurden wie folgt festgesetzt:

Ergebnishaushalt:

« Verwaltungsergebnis:

Ertrage: 100,00 €

Aufwendungen: 151.250,00 €

Uberschuss (+) / Fehlbedarf (-): -151.150,00 €
« Finanzergebnis:

Ertrage: 150.000,00 €

Aufwendungen: 0,00€

Uberschuss (+) / Fehlbedarf (-): 150.000,00 €
» Ordentliches Ergebnis:

Uberschuss (+) / Fehlbedarf (-): -1.150,00 €
» AuRerordentliches Ergebnis:

Ertrage: 100,00 €

Aufwendungen: 0,00 €

Uberschuss (+) / Fehlbedarf (-): 100,00 €

Jahresbezogener Fehlbedarf insgesamt: -1.050,00 €

Ein Finanzhaushalt wurde nicht erstellt.

Der Magistrat hat in seiner Eigenschaft als Stiftungsvorstand in seiner Sitzung am
22.10.2007 beschlossen, dass die ,Jahresrechnung” 2006 aufgestellt und anschlieBend dem

Revisionsamt der Stadt Kassel zur Prifung und Testierung zugeleitet wird.

Erst mit Schreiben vom 09.07.2008 (hier eingegangen am 18.07.2008) teilte uns das Amt
Kammerei und Steuern mit, dass die Stiftungsaufsicht beim Regierungsprasidium Kassel
unter Hinweis auf 8 12 Hessisches Stiftungsgesetz eine Prifung der Lenoir'schen Stiftung
gefordert habe. Mit gleichem Schreiben erhielten wir den Auftrag, die Prifung der
Lenoir'schen Stiftung fuir das Geschéaftsjahr 2006 durchzufthren.

Zu diesem Zeitpunkt war die Stelle des mit der Prifung der Stiftungen beauftragten Prifers
jedoch unbesetzt. Da diese Vakanz weit Uber den Zeitpunkt der Erstellung des Schluss-
berichtes 2006 andauerte, konnte bis zur Erstellung des Schlussberichtes 2007 nur die
Prufung der Erdffnungsbilanz zum 01.01.2006 erfolgen, die keine Beanstandung ergab. Der
Bestatigungsvermerk wurde uneingeschrankt erteilt.

Die Prufung des Jahresabschlusses zum 31.12.2006 wurde seitens des Revisionsamtes
begonnen, konnte jedoch aufgrund noch ausstehender festgestellter notwendiger Korrek-

turen in der Finanzbuchhaltung nicht weitergefuhrt werden.

Ein entsprechender Magistratsbeschluss zur Aufstellung der Jahresrechnung 2007 wurde bis
zum Zeitpunkt der Erstellung dieses Schlussberichtes nicht gefasst.

Gleichwohl wurde zwischenzeitlich die Jahresrechnung 2007 in Form einer Einnahme- Uber-
schussrechnung, einer Vermdgensubersicht und eines Berichtes Uber die Erflllung des

Stiftungszwecks seitens des Amtes Kammerei und Steuern erstellt und dem Revisionsamt
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am 11.03.2010 zur Priufung zugeleitet. Eine Prifung konnte aufgrund der vorrangigen
Prufung des stadtischen Jahresabschlusses 2007 bisher noch nicht erfolgen.

Ein formaler Beschluss des Magistrates in seiner Eigenschaft als Stiftungsvorstand zur Auf-
stellung der Jahresrechnung 2007 ist nachzuholen, kann jedoch auch nach Prifung durch

das Revisionsamt erfolgen.

13.2  Sonderhaushalt der Stiftung Brickner-Kuhner

Die Stiftung Bruckner-Kiihner (Kasseler Literaturpreis fur grotesken Humor) wurde 1984 von
den in Kassel lebenden Schriftstellern Christine Briickner und Otto Heinrich Kiihner zunéachst
als unselbstandige Stiftung gegriindet. Die Verwaltung der Stiftung erfolgt gem. § 5 Abs. 1
der Stiftungsverfassung in der Fassung vom 14.10.2004 durch den Magistrat der Stadt
Kassel. Auf Grund der inzwischen erlangten Bedeutung und des Umfangs der Stiftung
erfolgte mit Wirkung vom 01.01.2005 im Einvernehmen zwischen Stiftungsvorstand und
Stiftungsrat die Umwandlung in eine selbstandige Stiftung des Blrgerlichen Rechts. Durch
die Umwandlung ist es der Stiftung nunmehr méglich, in eigener Rechtspersdnlichkeit die
gezielte Anwerbung von Zustiftungen zu betreiben und auch offentliche Foérdermittel in
Anspruch zu nehmen. Die Stiftung Briickner-Kihner hat ihren Sitz gem. § 1 Abs. 3 der
Stiftungsverfassung in Kassel. Geschaftsjahr ist gem. 8§ 1 Abs. 4 der vorgenannten Stiftungs-
verfassung das Haushaltsjahr der Stadt Kassel.

Die Rechnungslegung der Stiftung ist gem. 8 3 Abs. 2 der Stiftungsverfassung nach den fir
die Stadt Kassel geltenden Bestimmungen zu fuhren, d. h. die einschlagigen Vorschriften
des kommunalen Wirtschaftsrechtes (HGO, GemHVO) sind sinngemald anzuwenden. Mit
Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 23.05.2005 hatte sich die Stadt Kassel fir
den Einsatz des Haushalts- und Rechnungswesens mit doppelter Buchfiihrung und eine Um-
stellung der Haushaltswirtschaft zum 01.01.2006 entschieden. Daher waren zuné&chst im
Jahr 2006 auch fir das Haushalts- und Rechnungswesen der Stiftung Briickner - Kiihner die
entsprechenden Vorschriften der HGO und der Gemeindehaushaltsverordnung - Doppik
(GemHVO - Doppik) zu beachten. Mit Beschluss Nr. 398/2009 vom 09.11.2009 hat der
Magistrat der Stadt Kassel jedoch in seiner Eigenschaft als Stiftungsvorstand beschlossen,
rickwirkend ab dem Jahr 2007 die Bindung an die Rechnungslegungsvorschriften der Stadt
Kassel aufzugeben und stattdessen die Mindestanforderungen nach Hessischem Stiftungs-
gesetz (HStiftG) und Abgabenordnung (AO) durch Erstellung einer Einnahme- Uberschuss-
rechnung, einer Vermégensibersicht und eines Berichtes Uber die Erfullung des Stiftungs-
zwecks zu erfillen. Eine entsprechende Anfrage bei der Stiftungsaufsicht im Vorfeld der

Beschlussfassung wurde seitens des Regierungsprasidiums schriftlich unter der Voraus-
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setzung der Einhaltung der Bestimmungen des Hessischen Stiftungsgesetzes zustimmend

beschieden.

Gemal 8§ 116 HGO ist fur die Stiftung als Treuhandvermégen ein eigener Haushaltsplan auf-
zustellen. Die Stadtverordnetenversammlung hat am 11.12.2006 die Haushaltssatzung 2007
und damit auch den Haushaltsplan 2007 incl. der Anlagen (u. a. auch den Haushaltsplan
2007 der Stiftung Brickner - Kiihner) beschlossen.

Eine gesonderte Beschlussfassung durch den Magistrat in seiner Eigenschaft als Stiftungs-
vorstand ist anders als in den vorausgehenden Jahren unterblieben. Die rlickwirkende Auf-
hebung der Bindung an die Rechnungslegungsvorschriften der Stadt Kassel andert an der
zwingenden Anwendung der Vorschriften der HGO jedoch nichts. Der Stiftungsvorstand
(Magistrat) als oberstes Verwaltungsorgan der Stiftung hatte daher den in § 116 HGO gefor-
derten Haushaltsplan formal aufstellen und beschliel3en missen, bevor er den stadtischen
Gremien zur Beschlussfassung vorgelegt wird.

Wir empfehlen, dies kinftig zu beriicksichtigen.

Die Ertrdge und Aufwendungen wurden wie folgt festgesetzt:

Ergebnishaushalt:

« Verwaltungsergebnis:

Ertrage: 11.100,00 €

Aufwendungen: 90.980,00 €

Uberschuss (+) / Fehlbedarf (-): -79880,00 €
- Finanzergebnis:

Ertrage: 80.880,00 €

Aufwendungen: 0,00 €

Uberschuss (+) / Fehlbedarf (-): 80.880,00 €
« Ordentliches Ergebnis:

Uberschuss (+) / Fehlbedarf (-): 1.000,00 €
« AuRerordentliches Ergebnis:

Ertrage: 0,00 €

Aufwendungen: 0,00 €

Uberschuss (+) / Fehlbedarf (-): 0,00 €
Jahresbezogener Uberschuss insgesamt: 1.000,00 €

Ein Finanzhaushalt wurde nicht erstellt.

Der Magistrat hat in seiner Eigenschaft als Stiftungsvorstand in seiner Sitzung am
01.10.2007 beschlossen, dass die ,Jahresrechnung” 2006 aufgestellt und anschlieBend dem

Revisionsamt der Stadt Kassel zur Prifung und Testierung zugeleitet wird.
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Mit Schreiben vom 05.10.2007 teilte uns das Amt Kdmmerei und Steuern mit, dass die Stif-
tungsaufsicht beim Regierungsprasidium Kassel unter Hinweis auf 8§ 12 Hessisches
Stiftungsgesetz eine Prifung der Stiftung Briickner-Kiihner gefordert habe. Mit gleichem
Schreiben erhielten wir den Auftrag, die Prifung der Stiftung Brickner-Kihner fur das
Geschaftsjahr 2006 durchzufihren.

Unsere Prufung, die auch die Prufung der Erdffnungsbilanz zum 01.01.2006 beinhaltete,
fuhrte zu diversen Feststellungen, die mit dem Amt K&mmerei und Steuern im Novem-
ber 2007 erdrtert wurden.

Die Uberarbeiteten und erganzten Unterlagen fir die Eréffnungsbilanz und den Jahresab-
schluss 2006 der Stiftung Brickner-Kiihner gingen jedoch erst am 18.07.2008 bei uns ein.
Zu diesem Zeitpunkt war die Stelle des mit der Prifung der Stiftungen beauftragten Prifers
jedoch unbesetzt. Da diese Vakanz weit Uber den Zeitpunkt der Erstellung des Schluss-
berichtes 2006 andauerte, konnte die Prufung der Er6ffnungsbilanz zum 01.01.2006 sowie
des Jahresabschlusses zum 31.12.2006 erst kurz vor der Erstellung des Schlussberichtes
2007 abgeschlossen werden.

Bei beiden Prifungen ergaben sich keine Beanstandungen. Die vom Stiftungsvorstand

(Magistrat) geforderten Bestatigungsvermerke konnten uneingeschrankt erteilt werden.

Ein entsprechender Magistratsbeschluss zur Aufstellung der Jahresrechnung 2007 wurde bis

zum Zeitpunkt der Erstellung dieses Schlussberichtes nicht gefasst.

13.3 URBACT

Begleitend zur Gemeinschaftsinitiative URBAN Il wurde das EU-Programm URBACT (inter-
nationaler Erfahrungsaustausch von URBAN-Stadten) aufgelegt. Das Projekt steht unter
Federfilhrung der Stadt Kassel (Amt fur Stadtplanung und Bauaufsicht) — siehe auch
Schlussbericht 2006, Ziff. 13.2.3.

Auf das Revisionsamt der Stadt Kassel wurden Kontrollaufgaben nach Art. 4 VO (EG)
Nr. 438/01 Ubertragen. Dem Revisionsamt als Prifstelle obliegt in erster Linie die laufende
Kontrolle der ordnungsgemafen Verwendung der zur Durchfiihrung des Programms einge-
setzten Mittel. Die Mittel sind im Wesentlichen fur Aufwendungen zur Durchfihrung und der
Teilnahme an Arbeitsseminaren bestimmt.

Der Priifauftrag ist zum 31.12.2007 abgeschlossen.
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14 Sondervermogen (Eigenbetriebe) und wirtschaft-
liche Unternehmen, an denen die Stadt beteiligt ist

14.1  Inhalt und Umfang der Prifung

Durch Beschluss des Magistrats der Stadt Kassel vom 16.10.2000 wurde dem Revisionsamt
die sog. ,Betéatigungsprifung” im Sinne von 8§ 131 Abs. 2 Ziffer 6 HGO als weitere stéandige

Aufgabe Ubertragen.

Gegenstand dieser Prifung ist die Betatigung der Gemeinde bei Unternehmen in einer
Rechtsform des privaten Rechts, an denen die Gemeinde beteiligt ist. Prifungsgegenstand
ist somit nicht das einzelne Unternehmen selbst, sondern die wirtschaftliche Betéatigung der
Gemeinde. Es soll durch die ,Betatigungsprifung” u. a. festgestellt werden, ob die Beteili-
gung der Gemeinde an privatrechtlichen Unternehmen rechtlich zuldssig ist, ob die Anteile
der Gemeinde ordnungsgemald verwaltet werden und ob die Vertreter der Gemeinde im
Uberwachungsorgan ihre Mdglichkeiten zur Einflussnahme im Interesse der Gemeinde

genutzt und die Geschéftsfiihrung ausreichend tiberwacht haben.

Wir haben daher in den vergangenen Jahren in unsere grundsatzlich stichprobenartige Pri-
fung insbesondere die Beschlussvorlagen fir die stadtischen Gremien und die haushalts-
rechtliche Abwicklung der Zahlungen zwischen der Stadt und den Gesellschaften einbezo-
gen. In diesem Zusammenhang wurden die Berichte Uber die Jahresabschlussprifungen
sowie die Protokolle der Aufsichtsratssitzungen und Gesellschafterversammlungen der

unmittelbaren Kapitalbeteiligungen ausgewertet.

Soweit wir es fur erforderlich hielten, hatten wir dabei auch die mittelbaren Kapitalbeteili-

gungen bericksichtigt.

Darlber hinaus erfolgte auch eine stichprobenartige Prifung der Wirtschaftsfuhrung der

Eigenbetriebe.



- 144 -

14.2  Eigenbetrieb ,Die Stadtreiniger Kassel*

14.2.1 Allgemeine Angaben

Gegenstand des

Eigenbetriebes:

Stammkapital:

Eigentimerin:

Beteiligungen:

Sicherstellung der Abfallwirtschaft mit Abfallentsorgung, der Stral3en-
reinigung und des Winterdienstes in Kassel. Der Eigenbetrieb ist
berechtigt, alle den Betriebszweck fordernden Geschafte und Mal3-
nahmen wahrzunehmen.

Die Durchfuhrung dieser Geschafte kann auch Leistungen aul3erhalb
der jeweiligen Satzungen fir die Abfallwirtschaft und die StraRenrei-
nigung sowie Leistungen im Fahrbahn- und Gehwegwinterdienst um-
fassen. In diesem Zusammenhang ist der Eigenbetrieb berechtigt, im
Rahmen der Grenzen kommunaler wirtschaftlicher Betatigung am
Wettbewerb teilzunehmen und zur Auslastung vorhandener Kapazita-
ten erganzende Dienstleistungen zu entwickeln. Dies gilt auch fir
Leistungen, die ausgehend vom Eigenbetriebsstandort Kassel, im
Radius von bis zu 50 Kilometern erbracht werden.

Die Zentralwerkstatt darf Wartungs- und Reparaturarbeiten sowie Ab-
gasuntersuchungen an Fahrzeugen und Geraten Ubernehmen, die
den betriebseigenen Fahrzeugen vergleichbar sind.

511.300,00 €

Stadt Kassel
Die Beteiligung ,Entsorgungsgesellschaft fir Nordhessen mbH*

wurde in 2007 auf die Stadt Kassel Gbertragen.

14.2.2  Wirtschaftliche Entwicklung des Eigenbetrieb  es im
Berichtsjahr

Ausgehend von dem testierten Jahresabschluss des Eigenbetriebes zum 31.12.2007 ver-

schlechterte sich das Jahresergebnis im Vorjahresvergleich um 494,5 T€ auf nunmehr

- 1.047,2 T€. Hierbei ist das Betriebsergebnis zwar auch um rd. 2.309,0 T€ gesunken, das

aulRerordentliche Ergebnis ist jedoch um 1.582,4 T€ gestiegen.
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Betrachtet man die verschiedenen Geblhrenbereiche, so ist festzustellen, dass sich das
Jahresergebnis mit rd. - 848,1 T€ auf den Bereich ,Restabfall*, mit + 17,4 T€ auf den Gebuih-
renbereich ,Stralenreinigung” und mit - 216,5 T€ auf den Gebuhrenbereich ,Bioabfall* auf-
teilt.

Die Entwicklung der jahrlichen Geschéftsergebnisse des Eigenbetriebes ist der folgenden

Ubersicht zu entnehmen:

e Jahresergebnisse "Die Stadtreiniger Kassel"
1.500,0
9914
654,5
0,0
-1.500,0
2003 2004 2005 2006 2007

Durch das Jahresergebnis 2007 in Hohe von - 1.047,2 T€ sank der Anteil des Eigenkapitals
an der gesunkenen Bilanzsumme auf 49,8 % (Vj.: 51,7 %). Die Eigenkapitalquote lag damit
auch weiterhin Uber der vom Institut fur Wirtschaftsprifer fur angemessen erachteten Eigen-
kapitalquote von 30,0 % bis 40,0 %. Die Eigenkapitalausstattung des Eigenbetriebes ist
daher zum Bilanzstichtag 31.12.2007 als gut anzusehen.

In ihrer Sitzung am 26.11.2008 stellte die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Kassel
den Jahresabschluss 2007 des Eigenbetriebes fest und stimmte der Entnahme des Jahres-
verlustes 2007 aus der Rucklage zu.

Die Rucklage des Eigenbetriebes entwickelte sich daher wie folgt:

Rucklagenentwicklung
i Gesamtbetrag | Restabfall Bioabfall StralR3enreinigun
Bezeichnung TE TE TE gTE
Bilanzansatz 01.01.2007: 15.216,9 15.958,8 519,0 -260,9
Veranderung 2006: -552,7 - 3289 -170,6 - 53,2
Bilanzansatz 31.12.2007: 14.664,2 14.629,9 348,4 -314.1
Veranderung 2007": -1.047,2 -848.1 -216,5 174
Endstand 2007": 13.617 13.781,8 1319 - 296.7

*) Verrechnung erfolgt in der Bilanz 2008
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14.2.3 Gebihrenbereich ,Restabfall”

Der Gebihrenbereich ,Restabfall” schloss das Geschéftsjahr 2007 unter Berlcksichtigung
auf3erordentlicher und periodenfremder Ertrdge mit einem anteiligen Jahresverlust in Hohe
von - 848,1 T€ (Vj.: - 328,9 T€) ab. Diese Verschlechterung resultiert im Wesentlichen dar-
aus, dass die Gebiihreneinnahmen fir die Restabfallentsorgung gegentber dem Vorjahr
um 464,3 T€ geringer ausgefallen sind. Ursache hierfiir ist insbesondere die zum 01.01.2005
in Kraft getretene neue Gebuhrensatzung. Die eingesammelte Menge Restabfall konnte mit

0,6 % (226 t) nur geringflgig gesteigert werden.

Im Vergleich zum Vorjahr ist als bezogenen Leistung die Abrechnung mit dem MHKW

bezuglich der thermischen Behandlung des Abfalls um 598,7 T€ gestiegen.

Trotz dieser Verschlechterung des Ergebnisses des Geblihrenbereichs Restabfall im Ver-
gleich zum Vorjahr um 519,2 T€ auf - 848,1 T€, lag das Ergebnis erheblich ber dem in der

Gebuhrenkalkulation fir den Zeitraum 2005 - 2007 vorgesehenen Betrag.

Wie aus der folgenden Darstellung ersichtlich ist, ergab sich gegenuiber der Gebihrenbe-

darfsberechnung ein um 4.151,9 T€ verbessertes Ergebnis:

Vergleich erwartetes und tatsachliches Ergebnis Reéabfall 2007

anteiliges tatséchliches

. -848,1
Ergebnis 2007

anteiliger kalkulierter

Jahresfehlbetrag 200 -5.000,0

\,
—

T¢ -5.500,0 -4.500,0 -3.500,0 -2.500,0 -1.500,0 -500,0
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Die Riicklage ,Restabfall“ entwickelte sich in den vergangenen Jahren wie folgt:

Entwicklung Riicklagenbestand Restabfall
TE
16.000,0
15.017,1 14.958,8
14.456,9 14.629,9

13.781,8
12.000,0

2003 2004 2005 2006 2007

Unter Berlcksichtigung dieser Entwicklung sowie des Jahresergebnisses 2007, der im
Halbjahresbericht 2008 erkennbaren Tendenzen und der beschlossenen Wirtschaftsplanung
2009 wurden die Restabfallgebuhren von der Stadtverordnetenversammlung am 08.12.2008
im Rahmen der Anderung der Abfallwirtschafts- und -gebiihrensatzung temporar fiir 2009 um

ca. 12 % gesenkt.

14.2.4 Gebihrenbereich ,Bioabfall*

Im Vergleich Vorjahr hat sich das Ergebnis des Gebuhrenbereiches ,Bioabfall* um 35,0 T€
vermindert. Dies fihrt bei einem Jahresergebnis von - 216,4 T€ (V). - 170,6 T€) zu einem
Kostendeckungsgrad von 88,4 % (Vj: 90,8 %). Dieser Verlust wurde, wie unter Tz. 14.2.2
dargestellt, der Riicklage entnommen.

Die Ertrage aus Bioabfallentsorgung sind nahezu unverandert geblieben (+ 0,7 %). Ein
Anstieg ist bei den Abfallbehandlungs- und Entsorgungskosten zu verzeichnen. Es wurden

mehr Behalter aufgestellt, dadurch stieg auch die Menge an Bioabfall.
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Die Riicklage ,Bioabfall* entwickelte sich in den vergangenen Jahren wie folgt:

Te Entwicklung Ricklagenbestand Bioabfall

800,0

654,6

700,0

600,0
474,9 519,0

500,0

348,4

400,0

300,0 1319

200,0

100,0

0,0

2003 2004 2005 2006 2007

Zum Abschmelzen der im Gebuhrenbereich ,Bioabfall* angesammelten Ricklage wurde in
der Gebuhrenbedarfsberechnung fir den Kalkulationszeitraum 2005 - 2007 eine Rucklagen-
entnahme in Hohe von 480,0 T€ (160,0 T€ / a) berticksichtigt.

Somit sind fur 2007 mit rd. 216,4 T€ insgesamt 56,4 T€ mehr der Ricklage entnommen wor-

den, als anteilig in die GeblUhrenbedarfsrechnung eingestellt wurde.

14.2.5 Gebihrenbereich ,Stral3enreinigung®

Innerhalb des Gebihrenbereichs ,Stral3enreinigung” ergab sich fir das Berichtsjahr ein
Jahresergebnis von - 303,4 T€ (Vj.: - 23,6 T€), was einem Kostendeckungsgrad von 96,4 %
(Vj.: 99,7 %) entspricht. Im Vergleich zum Vorjahr sind die Ertrdge um rd. 339,2 T€
gesunken.

Unter Bericksichtigung periodenfremder Aufwendungen und Ertrége erfolgte eine Rickla-
genzufuhrung, wie unter Tz. 14.2.2 bereits dargestellt, von rd. 17,4 T€. Der Rucklagen-

bestand des Bereichs StraRenreinigung entwickelte sich somit wie folgt:
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Entwicklung Riicklagenbestand Stral3enreinigung

T€

550,0

309,3
350,0 2239

150,0

-50,0

2003 2004 2004 2006 2007

-250,0

-296,7

-260,9 -314,1

-450,0

Zum Ausgleich des Defizits wurde in der Sitzung der Stadtverordnetenversammlung zum
08.12.2008 eine Gebihrenerhéhung von 7 % mit Wirkung zum 01.01.2009 beschlossen.

14.2.6 Finanzieller Leistungsaustausch zwischen Sta  dt und
Eigenbetrieb

Der finanzielle Leistungsaustausch zwischen der Stadt und den beiden Eigenbetrieben wird

Uber den Teilhaushalt 90003 ,Eigenbetriebe” abgerechnet.

Die Verzinsung des Anlagevermdgens der Eigenbetriebe wird tber den Teilhaushalt 90002

»Zinsen“ abgewickelt.

Auch fur den Jahresabschluss zum 31.12.2007 erfolgte auskunftsgemaR keine Abstimmung

mit dem Eigenbetrieb Gber Saldenbestéatigungen durch das Amt Kadmmerei und Steuern.

Es wurde festgestellt, dass die Uberzahlung 2006 des stadtischen Anteils an der Finan-
zierung MHKW mit den Aufwendungen fiir Abfallentsorgungen fiir 2007 verrechnet wurde.
Bei dieser Vorgehensweise wurde jedoch nicht beriicksichtigt, dass die Uberzahlung in 2006
als geleisteter Investitionszuschuss aktiviert und auch abgeschrieben wurde. Da die Ver-
rechnung gegen andere sonstige betriebliche Ertrdge gebucht wurde, ergab sich eine

Ergebnisverbesserung von rd. 1,1 Mio. €.

Durch das Amt Kédmmerei und Steuern erfolgte nach Abstimmung mit uns fir 2007 eine ent-

sprechende ergebniswirksame Korrekturbuchung.
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14.3 Infrastrukturkostenhilfe 2007

Durch das Revisionsamt ist der Verwendungsnachweis im Zusammenhang mit der Infra-
strukturkostenhilfe zu prifen. Die Infrastrukturkostenhilfe des Landes Hessen dient grund-
satzlich der Verbesserung des lokalen offentlichen Personen-Nachverkehrs (OPNV) und ist
vorrangig zur Bestellung zusatzlicher Verkehrsleistungen zum lokalen OPNV bzw. als Zu-
wendung zu den Vorhaltekosten der lokalen Infrastruktur zu verwenden.

Mit der Auszahlung der Infrastrukturkostenhilfe durch den Nordhessischen VerkehrsVerbund
an die Stadt Kassel als Aufgabentrager ist die Auflage verbunden, eine rechtsverbindliche
Erklarung und einen entsprechenden Nachweis, dass die Mittel zweckentsprechend verwen-
det worden sind, abzugeben.

Dieser Nachweis ist durch Testat des Revisionsamtes zu bestatigen.

Er enthélt die Position ,hoheitliche Aufgaben“. Ein nachvollziehbarer Nachweis konnte fir
diese Position durch die Kasseler Verkehrsgesellschaft AG nicht vorgelegt werden, da fir die
Abteilungen CF-Finanzen-Controlling und KR-Rechtswesen sowie den Vorstand der KVG
AG nur die Stunden mitgeteilt wurden, die im Rahmen der Jahresplanung fir hoheitliche
Aufgaben der KVG AG festgelegt wurden. Eine Flhrung eines Leistungsnachweises ist hier-
bei unterblieben. Daher musste das Testat vom 21.08.2009 insoweit eingeschrankt werden,

dass diese Position nicht abschlieRend gepriift werden konnte.
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14.4  Kasseler Entwéasserungsbetrieb

14.4.1 Allgemeine Angaben

Gegenstand des  Ableitung und Behandlung von Abwéssern einschlie3lich der Klar-
Eigenbetriebes: schlammbehandlung und -entsorgung. Weiter gehéren zum Aufgaben-
bereich hoheitliche Tatigkeiten im Rahmen der HGO, der Wasserge-
setze und der dazu erlassenen Satzungen, insbesondere der Satzung
Uber die Abwasserbeseitigung in der Stadt Kassel (Abwasser- und
Abwasserbeitrags- und -gebuihrensatzung). Der KEB betreibt, erneuert
und erweitert das Offentliche Entwéasserungsnetz sowie samtliche

Nebenanlagen und das Zentralklarwerk.

Stammkapital: 13.000.000,00 €

Eigentumerin: Stadt Kassel

14.4.2 Vermogenslage

Zum Zwecke der Durchfihrung seiner Aufgaben wurde dem Eigenbetrieb zum Stichtag
01.01.1996 das gesamte Anlage- und Umlaufvermégen der ehemaligen Abteilung Stadt-
entwasserung des Tiefbauamtes im Gesamtwert von 184.585,6 T€ Ubertragen. Als Gegen-
leistung Ubernahm der KEB samtliche Verbindlichkeiten, die sich auf 166.189,7 T€ beliefen.
Als Annuitat wurden 21.054,7 T€ jahrlich festgeschrieben. Die Laufzeit betrug 11,4 Jahre und
endete am 01.06.2007; die Verzinsung erfolgte mit 7 % bzw. 6,75 % ab dem 01.01.1999. Mit
der letzten Zahlung in H6he von 7.750,4 T€ ist dieses Darlehen im Jahr 2007 vollstandig
getilgt worden.

Die Verbindlichkeiten gegentber Kreditinstituten erhdhten sich im Jahr 2007 um 18.345,9 T€
auf 205.111,6 TE.
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sich im Berichtsjahr wie

folgt:
Bezeichnung Gesar_rljgbetrag Abw_al}zser Abs_?geider
Bilanzansatz 01.01.2007: 57.407,3 56.524,7 882,5
Veranderung 2007: +6.092,9 +6.138,0 -450
Bilanzansatz 31.12.2007: 63.500,2 62.662,7 837,5

14.4.3 Ertragslage

Im Geschéftsjahr 2007 betrug der kaufmannische Jahresiberschuss 2.631,4 T€. Damit

konnte der KEB auch im 11. Jahr seines Bestehens ein positives Betriebsergebnis vorlegen.

Aus diesem Uberschuss und einem Teilbetrag der erwirtschafteten Abschreibungen musste

allerdings die restliche Tilgung der von der Stadt Kassel ibernommenen Verbindlichkeiten

finanziert werden.

Die Entwicklung der jahrlichen Geschaftsergebnisse des Eigenbetriebes in den letzten sechs

Jahren ist der folgenden Ubersicht zu entnehmen:

Jahresergebnisse "Kasseler Entwasserungsbetrieb"

T€

9.000,0

7.500,0

&
7.53?,8\ /‘\_‘
6.000,0 5.348,9 6.872,9 .{m 6

O+ IO

4.500,0

3.000,0
1.500,0

~e 2.631,4

0,0

14.4.4 Gebihren

Seit dem 01.01.1999 betragen die Gebihren fir Schmutzwasser 2,27 €/m3 und die

Gebuhren fir Regenwasser 0,74 €/m2 zu entwassernde Flache.
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14.4.5 Abscheiderentleerung

Um die nach der Satzung Uber die Abscheideranlagen im Gebiet der Stadt Kassel festzu-
legenden Gebuhren ermitteln zu kénnen, werden die Aufwendungen und Ertrage fur die

Abscheiderentleerung gesondert ermittelt.

14.4.6 Finanzieller Leistungsaustausch zwischen Sta  dt und
Eigenbetrieb

Auch nach der Umstellung des Rechnungswesens der Stadt Kassel auf die Haushaltswirt-
schaft mit doppelter Buchfihrung werden im stadtischen Haushalt die Ertrdge aus dem
Gebuhrenaufkommen, ihre Abfihrung an den Eigenbetrieb und die Abwicklung des sonsti-
gen Leistungsaustausches einschliel3lich der Verzinsung des Anlagevermogens zwischen
den stadtischen Dienststellen und dem Eigenbetrieb nachgewiesen. Aufgrund der vollzoge-
nen Umstellung ist nunmehr, insbesondere in Bezug auf die Rechnungsabgrenzung, eine
direkte Vergleichbarkeit der jahresbezogenen stadtischen Ergebnisse mit denen des KEB
gegeben. Andererseits ist damit eine Vergleichbarkeit der Jahresergebnisse 2007 mit den

frGheren kameralen Ergebnissen nur noch eingeschrankt maglich.

14.4.7 Eigenkapitalverzinsung

Gemald 8 11 Abs. 5 Eigenbetriebsgesetz soll der Jahresgewinn des Eigenbetriebes in der
Regel so hoch bemessen sein, dass neben angemessenen Ricklagen mindestens eine
marktibliche Verzinsung des Eigenkapitals erwirtschaftet wird. Das Regierungsprasidium hat
der Stadt Kassel zur Auflage gemacht, bei den Eigenbetrieben im Sinne einer Eigenkapital-
verzinsung einen Ertrag fur den stadtischen Haushalt zu erwirtschaften. Dieser Auflage wird
ab dem 01.01.2006 durch eine Verzinsung von jahrlich 6,00 % nachgekommen. Im Jahr
2007 fuhrte das bei einem Stammkapital i. H. v. 13,0 Mio. € zu Zinsen i. H. v. 780,0 T€, die

durch den Eigenbetrieb an die Stadt Kassel abgeftihrt wurden.

14.4.8 Prifung und Feststellung des Jahresabschluss  es

Der Jahresabschluss 2007 wurde von dem beauftragten Wirtschaftsprifer mit dem uneinge-
schrankten Bestatigungsvermerk versehen und von der Stadtverordnetenversammliung am
29.09.2008 gemal 8 5 Nr. 11 EigBGes festgestellt.
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Nach dem o. g. Beschluss wurde der Uberschuss des Geschaftsjahres 2007 in Hohe von
2.631,4 T€ auf neue Rechnung des Jahres 2008 vorgetragen. Eine abschliel3ende Entschei-
dung Uber die Verwendung des Uberschusses 2007 wurde im Rahmen der Feststellung des
Jahresabschlusses 2008 durch die Stadtverordnetenversammlung am 07.09.2009 getroffen.
Danach waren vom Gewinnvortrag 780,0 T€ an die Stadt Kassel als Eigenkapitalverzinsung

abzufihren und 1.851,4 T€ der Riicklage Abwasser zuzufihren.

14.4.9 Investitionen

Als Folge des gestiegenen Umweltbewusstseins werden die Anforderungen an die Reini-
gungsleistung neuer moderner Klaranlagen stéandig heraufgesetzt. Der KEB hat diese hoheit-
liche Aufgabe im Bereich der Abwasserableitung und Abwasserreinigung als wesentliches
Element der kommunalen Daseinsvorsorge nach den Vorgaben des Wasserhaushalts-

gesetzes zu erfillen.

Dies erforderte auch 2007 wieder erhebliche Investitionen. So wurden im Jahr 2007 insge-
samt rd. 17,5 Mio. € fur Neubau und Bauunterhaltung (Klaranlage und Kanal) verausgabt.
Die Malnahmen wurden durch die technische Revision begleitet und stichprobenartig

geprift.
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15 Schlussbemerkungen und Ausblick

Dieser zweite Schlussbericht auf der Basis der Haushaltswirtschaft mit doppelter Buch-
fihrung bringt erneut zum Ausdruck, wie schwierig die frihe Umstellung fur die Stadtver-

waltung im Vergleich zum gesetzlich vorgeschriebenen Termin 01.01.2009 war.

Bei der Prifung des Jahresabschlusses fur das Haushaltsjahr 2007 mussten wir erkennen,
dass noch ein groRer Anpassungsbedarf im Bereich der Umstellung des Haushaltswesens
auf die ,Doppik” besteht. Es wurde ein enormes Zeitpotenzial verwendet, um Abstimmungen
mit dem Amt Kammerei und Steuern herbeizufiihren. Hieran wird deutlich, dass dieser
Umstellungsprozess noch nicht abgeschlossen ist und sich daher weiter fortsetzen wird.

Wir mochten an dieser Stelle unsere Empfehlung wiederholen, in der Verwaltung uber
weitere interne QualifizierungsmaRnahmen im kaufmannischen Rechnungswesen
nachzudenken. Die Einfihrung der Doppik ist nicht nur durch einen Umstellungs-, sondern
auch durch einen Lernprozess gepragt. Nur so kann nachhaltig das kamerale durch das

doppische Denken abgeldst werden.

Dadurch, dass dem Revisionsamt keine Finanzrechnung vorgelegt werden konnte, kann
nicht mit letzter Sicherheit eine uneingeschrankte Aussage dariiber getroffen werden, dass
der Jahresabschluss ein den tatsachlichen Verhaltnissen der Kommune entsprechendes Bild
der Finanzlage vermittelt. Nach unseren Erkenntnissen konnten wir bei unseren
Prifungsschwerpunkten keine Feststellungen treffen, die einer Entlastung des Magistrats
entgegen stehen. Im Prufungsprozess wurden keine gravierenden wirtschaftlichen Schéaden

festgestellt.

Es konnten jedoch erfreulicherweise in vielen Bereichen der Priifung des Jahresabschlusses
Anndherungen erzielt werden. Dies wurde deutlich durch die Bereitschaft des Amtes
Kammerei und Steuern, unsere Anforderungslisten zu bearbeiten sowie die zur
ordnungsgemdallen Prifung des Jahresabschlusses 2008 erforderlichen Unterlagen
vorzulegen und entsprechende Nachweise zu erbringen. Dieser Weg sollte durch weitere
begleitende Priifungen in den nachsten Jahren fortgesetzt werden.

Wir gehen davon aus, dass sich ab dem Jahresabschluss 2008 friihzeitig eine kontinuierliche

Zusammenarbeit mit dem Amt Kadmmerei und Steuern entwickelt.

Weiterhin knlpfen wir an unseren Bericht die Erwartung, dass in einigen von uns gepriften
Fachamtern entsprechende MaRnahmen ergriffen werden, die eine ordnungsgemale

Aufgabenerledigung innerhalb der Verwaltung sicherstellen.
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Ein besonderes Augenmerk werden wir kiinftig auf die Prifungen des Internen Kontroll-
systems richten, um die Mdglichkeit von dolosen Handlungen weitgehend einzuschranken.

Hier werden besonders sensible Bereiche einbezogen.

Wir werden kiinftig den begonnenen Weg der begleitenden Priifung und Beratung fortsetzen.
Es hat sich in der Zusammenarbeit mit vielen Fachamtern sehr bewahrt, bestehende

Unsicherheiten gemeinsam im Vorhinein zu klaren.

Durch eine kontinuierliche und intensive Qualifizierung der Mitarbeiter des Revisionsamtes
wollen wir auch fur die Zukunft sicher stellen, dass wir eine der jeweiligen Weiterentwicklung
von Recht und Verwaltung angepasste qualitativ hochwertige und flr die stadtischen

Gremien nachvollziehbare Prifung durchfihren.

Die Gliederung des Schlussberichts wird in den nachsten Jahren weiter entwickelt werden,
um den Ansprichen der Empfanger des Berichtes umfassend gerecht werden zu kénnen.

Hier wird das Revisionsamt sich weiter strategisch und qualitativ ausrichten.
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16 Prufungsbestatigung

Der Jahresabschluss 2007 wurde vom Revisionsamt entsprechend den Vorschriften der
88 128 und 131 HGO sowie den Vorschriften der GemHVO - Doppik geprift.

Die Prufung des Jahresabschlusses fir das Haushaltsjahr 2007 ist abgeschlossen und in
diesem Schlussbericht zusammengefasst.
Hinsichtlich unserer Feststellungen und Anmerkungen verweisen wir auf die Sachteile dieses

Berichts.

Eine abschlieBende Beurteilung des Haushaltsjahres bleibt jedoch nach Kennthisnahme
dieses Berichts der Stadtverordnetenversammlung vorbehalten.
Uber eine Entlastung des Magistrats fiir den Jahresabschluss 2007 kann die Stadtverord-

netenversammlung geman 8 114u HGO nunmehr in eigener Verantwortung entscheiden.

Kassel, 5. Juli 2010

Die Leiterin des Revisionsamtes
der Stadt Kassel

%wa Yot

(Jutta Bott)
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17 Anlagen



-159 -

Vorlage des Jahresabschlusses fur das Haushaltsjahr 2007

Vollstandigkeitserkldarung

Fur die Erstellung des Jahresabschlusses fiir das Haushaltsjahr 2007 und die
Richtigkeit der gegentiber dem Revisionsamt gemachten Angaben geben die
Verantwortlichen in Kenntnis dieser Verpflichtung die nachfolgende Erklarung
nach bestem Wissen und Gewissen ab:

Aufklirung und Néchweise

'Die Aufklarung und Nachweise, die das Revisionsamt fur die Prifung gemaB
§ 128 HGO verlangt hat bzw. die fur die Beurteilung des Jahresabschlusses
erforderlich waren, wurden vollstandig Gbergeben. Als Auskunftspersonen
waren folgende Personen benannt:

Herr Hedderich
Frau Saupe-Klinger
Herr Luhne

Herr Vogt

Diese Personen sind angewiesen worden, dem Revisionsamt alle gew(inschten
Auskinfte und Nachweise richtig und vollsténdig zu geben.

Blicher und Schriften

Die Biicher und Schriften einschlieBlich der zum Versténdnis der Buchfihrung
erforderlichen Unterlagen und Belege wurden vollstandig vorgelegt.

In den Unterlagen der Finanzbuchhaltung sind alle Geschaftsvorfalle, die far das
Haushaltsjahr buchungspflichtig waren, erfasst.

Die nach der Gemeindehaushaltsverordnung Doppik erforderliche Beachtung
der Grundsitze ordnungsgemafer DV-gestutzter Buchfuhrungssysteme wurde
sicher gestellt.

Bei der Inventur sind die Grundsatze ordnungsgemaBer Inventur beachtet und
alle im wirtschaftlichen Eigentum stehenden Vermégensgegenstédnde und
Schulden erfasst worden. ' '
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Jahresabschluss bzw. Rechenschaftsbericht

Der Jahresabschluss beinhaltet alle bilanzierungspflichtigen Vermégenswerte,
Verpflichtungen, Ruckstellungen, Wagnisse und Abgrenzungen, samtliche
Aufwendungen und Ertrédge und sdmtliche Ein- und Auszahlungen. Der Anhang
enthalt nach meiner Uberzeugung alle erforderlichen Angaben.

Im Rechenschaftsbericht sind alle Vorgange von besonderer Bedeutung erlautert
worden, insbesondere sind die Risiken und Chancen der klinftigen Entwicklung,
wie sie vom Magistrat eingeschatzt werden, dargestellt. '

Es sind keine Tauschungen oder Vermdgensschadigungen bekannt oder werden
vermutet, die wesentliche Auswirkungen auf den Jahresabschluss und den
Rechenschaftsbericht haben kénnten.

Die am Schluss des Rechenschaftsberichtes gemachten Angaben geméaf den
Regelungen der HGO sind vollstdndig und zutreffend.

Kassel, den 30. Juni 2010

Rolf Hedderich, Kdmmerei und Steuern
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Dezernatsverteilungsplan mit Bezeichnung der stadti schen

Amter

Stand: 01.11.2007

Dezernat | Dezernat Il
Finanzen, Beteiligungen und Soziales
Oberblrgermeister Bertram Hilgen Stadtkammerer Dr. Jirgen Barthel
10 Hauptamt ? 20 Kammerei und Steuern
11 Personal- und Organisationsamt 23 Liegenschaftsamt
14 Revisionsamt 50 Sozialamt
16 Biro der Stadtverordneten- 55 Ausgleichsamt
versammlung 56 Arbeitsforderung Kassel GmbH
30 Rechtsamt (AFK) ®
52 Sportamt
Dezernat lll Dezernat IV
Kultur, Ordnung und Sicherheit
BlUrgermeister Thomas-Erik Junge unbesetzt
32 Ordnungsamt
36 Veterinardienst und Lebensmittel-
Uberwachung
37 Feuerwehr
41 Kulturamt und Denkmalpflege
70  Die Stadtreiniger Kassel
Dezernat V Dezernat VI
Jugend, Schule, Frauen, Gesundheit Verkehr, Umwelt, Stadtentwicklung und
Bauen
Stadtratin Anne Janz Stadtbaurat Norbert Witte
40 Schulverwaltungsamt 60 Bauverwaltungsamt
51 Jugendamt 62 Vermessung und Geoinformation
53 Gesundheitsamt 63 Stadtplanung und Bauaufsicht
VF Frauenbiiro ¥ 64 Wohnungsamt
65 Gebaudewirtschaft
66 Strallenverkehrsamt
67 Umwelt- und Gartenamt
71 Kasseler Entwésserungsbetrieb
1) Eigenbetrieb

Die Geschaftsstelle fir Auslander-, Behinderten- und Seniorenbeirat ist dem Hauptamt zugeordnet

Ubertragene Aufgaben nach SGB II

ab 0.101.2008 Zusammenlegung von — IG - und — VF - / bei Angelegenheiten des stédtischen Personals nach dem HGIG ist — | -

der zustandige Dezernent
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